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Arbeitnehmerfreiztgigkeit zwischen
Deutschland und Polen - eine Zwischenbilanz
aus unterschiedlichen Perspektiven






Vorwort

Das Zentrum fur Interdisziplindre Polenstudien (ZIP) der Europa-Universitat
Viadrina (EUV) legt hiermit den ersten Band der Schriftenreihe Interdiscipli-
nary Polish Studies vor, in der kinftig Sammelbande und Monographien aus
allen Bereichen der Polenstudien erscheinen werden. Alle Bande der Schriften-
reihe erscheinen als hybride Publikationen in gedruckter Form im Print-on-
Demand-Verfahren als auch im Open Access online auf dem Repositorium der
Bibliothek der EUV. Das ZIP beschreitet somit den nachhaltigen Weg des Open
Access und verfolgt die digitale Orientierung der eigenen Online-Plattform Pol-
Int fiir eigene Publikationen konsequent weiter. Dartiber hinaus streben die Her-
ausgeber der Schriftenreihe an, die Béande stets in beiden Sprachversionen zu
verdffentlichen, um einen breiteren Zugang auch in der Praxiswelt zu ermdgli-
chen.

Den Auftakt der Reihe bildet der vorliegende zweisprachige Konferenzband zur
Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen Deutschland und Polen. Diese Publikation
geht auf die internationale und interdisziplindre Konferenz: Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit zwischen Polen und Deutschland — eine interdisziplindre Bilanz nach
1,5 Jahren zuriick, die am 11. Oktober 2012 an der Europa-Universitat Viadrina
in Frankfurt (Oder) in Kooperation mit dem Willy Brandt Zentrum der Univer-
sitit Breslau stattfand. Die Tagung wie auch die vorliegende Publikation wur-
den von der Deutsch-Polnischen Wissenschaftsstiftung gefordert, der wir hier-
mit an dieser Stelle herzlich danken mochten. Bedanken mdchten wir uns auch
bei den Ubersetzern der Beitrage, Herrn Robert Schlaffke und Herrn Ulrich
Heille. Fir die sprachliche und stilistische Korrektur danken wir Frau
Matgorzata Szajbel-Keck und Herrn Jannis Panagiotidis. Ein besonderer Dank
geht an Frau Agnieszka Magdalena Kope¢ fiir Konsultationen im Bereich der
steuerrechtlichen Terminologie. Schlieflich wére das Buch nicht ohne die re-
daktionelle Arbeit von Frau Aleksandra Wagrodzka und Herrn Dr. Gero Lietz
sowie die Unterstitzung von Herrn Dr. Tim Buchen entstanden. Vielen Dank
dafur!

Der Fokus des vorliegenden Bandes liegt im Bereich der rechtlichen Grund-
lagen der Arbeitnehmerfreizlgigkeit, des Arbeits- und Steuerrechts sowie der
kulturwissenschaftlichen Aspekte. Das Zusammenwirken der hier genannten
wissenschaftlichen Bereiche stellt ein Novum in der Polenforschung dar, die



traditionell in den geisteswissenschaftlichen Fachern, insbesondere der Polo-
nistik und Geschichte, angesiedelt ist. Die enge Verknipfung der jeweiligen
Fachwissens aus den Bereichen Rechts-, Wirtschafts- und Kulturwissenschaften
sowie die Verbindung von wissenschaftlicher Exzellenz mit einem klar formu-
lierten Anwendungsbezug kennzeichnen die Ausnahmestellung des hier vorlie-
genden ersten Bandes der interdisziplinaren Polenforschung.

Wir hoffen, dass sich aus der interdisziplindren Spezifik der Forschungsfelder
wie auch aus deren praktischer Ausrichtung ein evidenter wissenschaftlicher
Mehrwert ableitet. Unser Wunsch ist es, dass die internationale Polenforschung
von den in unserer Schriftenreihe vorgestellten Forschungsergebnissen nachhal-
tig profitieren wird.

Frankfurt (Oder) / Stubice, im Marz 2014

Dagmara Jajesniak-Quast / Laura Kiel / Marek Ktodnicki



EINFUHRUNG

Dagmara Jajesniak-Quast

Die interdisziplinare und praktische Dimension
der Arbeitnehmerfreizigigkeit

Die Européische Union mit ihren 28 Mitgliedstaaten zahlt gegenwartig ber 500
Millionen Einwohner. Davon leben 14 Millionen Menschen derzeit in einem
anderen als ihrem Herkunftsland. Die Uberwaltigende Mehrheit von ihnen will
in einem anderen EU-Land eine Arbeit aufnehmen. Ihre Beschéftigungsquote
von 68 Prozent ist daher im Durchschnitt hoher als die der ansassigen Bevolke-
rung (65 Prozent). In den meisten Mitgliedstaaten tragen mobile EU-Blrger als
Nettozahler zum Sozialsystem des Aufnahmelandes bei. Sie zahlen mehr an
Steuern und Sozialbeitragen, als sie im Gegenzug an Leistungen erhalten.' Es
besteht kein statistischer Zusammenhang zwischen der Grol3ziigigkeit der So-
zialsysteme und dem Zuzug mobiler EU-Birger. Burger aus anderen EU-
Mitgliedstaaten nehmen Leistungen der sozialen Sicherheit nicht starker in An-
spruch als die Staatsangehorigen des Aufnahmelandes. Die finanziellen Aus-
wirkungen auf die nationalen Sozialhaushalte sind daher gering. In Deutschland
waren 2012 nur 4,2 Prozent der Arbeitssuchenden, die Sozialleistungen erhiel-
ten, mobile EU-Biirger.” Trotzdem zielte die mediale Debatte vor der Offnung
des deutschen Arbeitsmarktes fiir die polnischen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer am 1. Mai 2011 vor allem auf die Frage der Aufnahmefahigkeit
des Sozialsystems, des Lohndumpings und der ,,Uberschwemmung des

Arbeitsmarktes*.?

1 Européische Kommission, Vertretung in Deutschland: Fragen und Antworten zur Arbeitneh-
merfreiziigigkeit ab 1. Januar 2014,
http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/11943 _de.htm, 10. Mérz 2014.

2 Europaische Kommission, Vertretung in Deutschland: Fragen und Antworten zur Arbeitneh-
merfreiziigigkeit ab 1. Januar 2014,

http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases /11943_de.htm, 10. Marz 2014.

3 Vgl. exemplarisch dazu einige Pressebeitrage aus der Zeit der Offnung: Gewerkschaften warnen
vor Lohndumping durch Osteuropder, in Handelsblatt Online, 30. April 2011; Begehrt und ge-
frchtet, in: Zeit Online, 22. April 2011; Offnung des deutschen Arbeitsmarktes. Institut erwar-
tet 1,2 Millionen Zuwanderer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung Online, 26. April 2011; End-



Dagmara Jaje$niak-Quast

Seit dem 1. Januar 2014 gilt auch fur die weiteren EU-Mitgliedslander wie
Rumaénien und Bulgarien die uneingeschrankte Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Die
laufende Debatte um die befurchtete Einwanderung in die westeuropdischen
Sozialsysteme erinnert sehr an die Diskussion im Jahre 2011. Ein Drittel der
Deutschen glaubt angeblich daran, dass die Einwanderer nach Deutschland
kommen, um den Sozialstaat auszunutzen.* Auch im Fall Polens haben
Deutschland und Osterreich wegen dhnlicher Befiirchtungen Gebrauch von der
Maoglichkeit gemacht, die Freiziigigkeit von Arbeitnehmern fiir eine Ubergangs-
frist von maximal sieben Jahren nach dem EU-Beitritt einzuschranken. Dabei
sagt das EU-Recht ganz klar, dass es ein Recht auf Freizlgigkeit, aber kein
Recht auf Einwanderung in die nationalen Sozialsysteme gibt. Freizugigkeit
heif3t nicht, frei Sozialleistungen beziehen zu kénnen.

Vorliegende Publikation nimmt die damalige und jetzige Diskussion zum An-
lass, eine interdisziplindre Bilanz der Offnung des deutschen Arbeitsmarktes vor
allem fir polnische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu ziehen. Ein offe-
ner, grenziberschreitender Arbeitsmarkt zwischen Deutschland und Polen hat
nicht nur rechtliche Konsequenzen, sondern wirkt sich beispielsweise auch auf
die Besteuerungsmodelle in den beiden Volkswirtschaften aus. Weiterhin ist
eine Reihe kultureller Aspekte zu berlicksichtigen, die mit Migration, Sprache,
Politik und Religion zusammenhdangen. Wie wirkt sich die Freizlgigkeit zum
Beispiel auf das Familienleben, die Demographie oder die Zahl der deutsch-
polnischen Ehen aus? Wo lassen sich die meisten polnischen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Deutschland und speziell in der Oderregion nieder?
Wie viele deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahlen den umge-
kehrten Weg und suchen eine Beschéftigung in Polen? Welche Branchen wer-
den vorwiegend von der Offnung des Arbeitsmarktes beeinflusst? Welche recht-
lichen Formen und Probleme der Beschaftigung kommen hier meistens in Frage
(befristete oder unbefristete Vertrage, Solo- und Scheinselbstandigkeit etc.)?

Bislang fehlt es an einer interdisziplindren Erforschung derartiger Fragen und
der Konsequenzen eines offenen Arbeitsmarktes zwischen Polen und Deutsch-
land fiir die beiden L&nder bzw. fiir die Oderregion. Das Ziel dieser Publikation
besteht somit darin, etablierte Forscher und Nachwuchswissenschaftler aus ver-
schiedenen Disziplinen, die sich mit Fragen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit so-
wohl in Polen als auch in Deutschland beschaftigen, zu versammeln, um nach

lich Gastgeber, in: Stiddeutsche Zeitung Online, 1. Mai 2011; Deutscher Arbeitsmarkt jetzt
offen fir Osteuropéer, in: Focus Online, 1. Mai 2011; Offnung des Arbeitsmarktes. Der Tag der
Avrbeit mal ganz freiziigig, in Legal Tribune Online, 21. April 2011.

4 Vgl. Kersten Augustin: Die Angst vor den Zuwanderern, in Zeit Online, 11. Dezember 2013.
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Die interdisziplindre und praktische Dimension der Arbeitnehmerfreizugigkeit

den Konsequenzen, Chancen und Problemen der Arbeitnehmerfreizigigkeit zu
fragen. Die grenziberschreitende Arbeitnehmertatigkeit, die aus der Arbeit-
nehmerfreiztgigkeit in der EU resultiert, stellt nicht nur die Wissenschaft, son-
dern auch die Praxis vor viele komplexe Fragen, die eingehende Analysen er-
fordern. Daher wurden im Rahmen des vorliegenden Bandes auch Fachleute aus
der Praxis der Zeitarbeit, der Krankenversicherung und des universitaren Career
Centers zu dieser Diskussion eingeladen.

Grundsatzlich gilt flr die Europdische Union, dass alle EU-Birger das Recht
auf Freizugigkeit haben. Dazu gehort selbstverstandlich auch das Recht, in
einem anderen Mitgliedsstaat Arbeit zu suchen und anzunehmen. Dieser
Rechtsanspruch wurde bereits im Jahre 1957 in den Romischen Vertragen ver-
ankert. Davon profitieren nicht nur die betroffenen Arbeitnehmer, sondern auch
die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten, da so ein Mangel an qualifizierten
Arbeitskréaften schneller ausgeglichen werden kann. So sind, trotz der Wirt-
schaftskrise, derzeit in der EU nach wie vor etwa zwei Millionen offene Stellen
nicht besetzt.

Die mangelnde Kenntnis der Fakten zum Thema der Arbeitnehmerfreiziigigkeit
flhrte bekanntlich am Vorabend der Arbeitsmarktéffnung im Jahre 2011 zu
Angsten und Stereotypen. Einer Umfrage des Markforschungsinstituts GfK
zufolge glaubten damals fast 75 Prozent der Deutschen, dass Menschen in
Deutschland ihre Jobs verlieren wiirden, wenn die neuen Konkurrenten aus dem
Osten auf den deutschen Arbeitsmarkt kdmen. Dabei war zu diesem Zeitpunkt
noch gar nicht klar, wie viele Polen, Tschechen oder Balten vom 1. Mai 2011 an
tatséchlich nach Deutschland kommen wiirden.® Daher sind grundlegende Daten
und Fakten der Arbeitnehmerfreizligigkeit zwischen Polen und Deutschland ein
wichtiger Bestandteil auch dieser Publikation. Elzbieta Opitowska stellt die
statistischen Daten zur Migration zwischen Polen und Deutschland mehr als
anderthalb Jahre nach der Offnung des deutschen Arbeitsmarktes vor. Dariiber
hinaus analysiert sie den Diskurs Gber die Offnung des Arbeitsmarktes aus dem
Jahr 2011, der viele Parallelen zur heutigen Zuwanderungsdebatte aufweist.
SchlieBlich stellt Opitowska Phédnomene und Trends der Arbeitnehmerfreizii-
gigkeit im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt dar. Dabei stellt sie fest, dass
viele deutsche Politiker und Experten inzwischen zugeben, dass die spite Off-
nung des Arbeitsmarktes ein Fehler war. Das Beispiel Polen zeigt, dass die

5Vgl. zu dem Thema: Européische Kommission, Vertretung in Deutschland: Fragen und Ant-
worten zur Arbeitnehmerfreiziigigkeit ab 1. Januar 2014,
http://ec.europa.eu/deutschland/ press/pr_releases/11943_de.htm, 10. Mé&rz 2014.

6 Siehe: Begehrt und geflirchtet, in: Zeit Online, 22. April 2011.
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Angst vor einer Einwanderungswelle in die Sozialsysteme unbegriindet war.
Der Mai 2011 brachte keinen Durchbruch, denn viele Erleichterungen fur den
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt gab es schon vor der Einfihrung der
Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Akademiker, Selbstandige, ausgebildete Fachkrafte,
Studenten und Auszubildende unterlagen schon vorher keinen Beschrankungen.
Dennoch nennt Opitowska einige Trends, die erst mit der Freiziigigkeit ver-
starkt zu beobachten sind. Neben der Erwerbsmigration lasst sich vor allem in
den deutschen Grenzgebieten zu Polen die Ansiedlung von polnischen Biirgern
beobachten, die weiterhin in Polen arbeiten, aber zunehmend den Leerstand von
Wohnungen und Héusern, vor allem in Mecklenburg-Vorpommern, zu nutzen
wissen.

Die rechtlichen Grundlagen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit sind ein wichtiger
Aspekt der Offnung des Arbeitsmarktes. Hier zeigen sich auch die meisten
Probleme bei der Anwendung der Regeln der Freizligigkeitsrichtlinie aufgrund
der Unterschiede zwischen dem jeweiligen nationalen und dem EU-Recht.’
Besonders wichtig sind hier die Vorschriften des Arbeitsrechts, des Sozialver-
sicherungsrechts und auch des Steuerrechts. Obwohl die Fragestellung zur
grenziiberschreitenden Arbeitnehmerfreizligigkeit in den genannten Rechts-
gebieten nahezu identisch scheint, fuhrt sie in der Praxis zu der Schlussfolge-
rung, dass diese Regelungen nur teilweise miteinander kompatibel sind. Aus
diesem Grund nimmt der Bereich der Rechtswissenschaften mit vier Beitragen
den groBten Platz in der vorliegenden Publikation ein.

Robert Grzeszczak ertffnet die Diskussion mit Beispielen der Einschrankung
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen Polen und Deutschland. Er fragt, ob
langanhaltende, zahlreiche und breit angewandte Ubergangsfristen den Bin-
nenmarkt desintegrieren oder als ein Ausdruck von europaischem Pragmatismus
zu bewerten sind. Grzeszczak betont, dass das Prinzip der Nichtdiskriminierung
ein Fundament der europdischen Integration ist und aus diesem Prinzip auch die
vier Grundfreiheiten in der EU — freier Giiter-, Personen-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehr — abgeleitet werden. Seine Analyse der Entwicklung von Uber-
gangsfristen zwischen Deutschland und Polen zeigt, wie stark die Praxis der
Integration von den theoretischen Grundlagen abweicht. Allein der Begriff ,,Ar-
beitnehmer* unterscheidet sich im EU-Recht von den nationalen Definitionen.
So spielt die Art des Beschaftigungsverhaltnisses oder des Dienstverhaltnisses

7 Vgl.: Eva Kocher / Carsten Nowak (Hg.): Freie Fahrt fur Arbeitnehmer/innen zwischen Ost und
West. Perspektive des Ablaufs beitrittsbedingter Ubergangsfirsten zum 1. Mai 2011 (Schriften
des Frankfurter Instituts fiir das Recht der Européische Union, Band 1), Baden-Baden: Nomos
2012.
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im Begriff ,,Arbeitnehmer des EU-Rechts keine Rolle. Besonders deutlich wird
die Kluft zwischen den theoretischen Grundlagen der EU-Integration und der
nationalen Praxis am Beispiel von Deutschland und Polen im Bereich des Zu-
gangs polnischer Blrger zum deutschen Arbeitsmarkt, bei den Mdglichkeiten
des Erwerbs von landwirtschaftlichem Grundbesitz durch EU-Birger in Polen
oder beim Ausschluss von Polen vom Zugang zum Dienstleistungsmarkt in
Deutschland. Grzeszczaks Fazit ist daher, dass es ein dringendes Beduirfnis nach
Zusammenarbeit bei der Anpassung der nationalen Rechtsvorschriften an die
EU-Vorschriften gibt, um eventuelle direkte oder indirekte Hindernisse der
Freiziigigkeit zu beseitigen.

Eva Kocher greift das Thema der Anpassung der nationalen und europdischen
Rechtsvorschriften in Bezug auf die Gefahren der Transnationalisierung von
Arbeitsméarkten auf, insbesondere hinsichtlich der Gefahren der Lohnkosten-
konkurrenz. Langfristige negative Arbeitsmarkteffekte werden nicht mehr be-
flrchtet; das hei8t nach Kocher aber nicht, dass es fur bestimmte Arbeitneh-
mergruppen insbesondere in Niedrigqualifikationsbereichen und einzelnen
Branchen wie Bau, Hotel, Pflege oder Geb&udereinigung nicht auch ganz anders
aussehen konnte. Besondere Befurchtungen gelten dem Bereich der Leiharbeit.
Kocher weist darauf hin, dass die Ubergangsfristen vor der Offnung des deut-
schen Arbeitsmarktes nicht genutzt wurden, um den befiirchteten Unterbie-
tungskonkurrenzen auf den Arbeitsmarkten zu begegnen. So fehlt es bis heute in
Deutschland an allgemein verbindlichen Mindeststandards im Bereich des Ent-
lohnung, trotz wissenschaftlicher Einigkeit (iber deren Notwendigkeit. Daruiber
hinaus weist Kocher darauf hin, dass die eigentlichen Probleme grenziiber-
schreitender Arbeitsmérkte rechtlich gar nicht notwendig etwas mit der Arbeit-
nehmerfreizligigkeit zu tun haben. Denn auch die Entsendung, Arbeitnehmer-
tiberlassung (Leih- und Zeitarbeit) oder werkvertragliche Gestaltungen kénnen
fur die Arbeitsmarkte &hnliche Folgen haben wie Arbeitsmigration oder Stand-
ortverlagerungsdiskussionen. Kocher flihrt am Beispiel der Dienstleitungsfrei-
heit und Entsendung an, dass von dieser Seite eine Beeinflussung erfolgen
kénnte, wenn rechtlich eine Unterbietungskonkurrenz zu Lasten der Arbeitsent-
gelte und Arbeitsbedingungen droht. So kénnen die tariflichen Mindestbedin-
gungen in Deutschland nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz fiur allgemein
verbindlich erklart werden und sind daraus folgend auch international zwin-
gend; sie gelten allerdings bislang nur fur wenige Branchen. Weiterhin zeigt
Kocher am Beispiel der Niederlassungsfreiheit und Arbeitnehmerfreizugigkeit,
wie wichtig die Abgrenzung zwischen abhangiger Beschaftigung und Selbstan-
digkeit ist. Auf der Ebene der Grundfreiheiten ist die Gewéhrleistung der

13



Dagmara Jaje$niak-Quast

Arbeitnehmerfreiziigigkeit von der Niederlassungsfreiheit sowie der Dienstleis-
tungsfreiheit abzugrenzen. Dabei greift sie den Begriff des ,,Arbeitnehmers* auf
und zeigt, dass fir die Abgrenzung die Weisungsgebundenheit bzw. das Unter-
ordnungsverhéltnis zentral ist. Schlielich nimmt Kocher den Ruf nach Zu-
sammenarbeit bei der Anpassung der nationalen Rechtsvorschriften an die EU-
Vorschriften auf, um eine effektive Wahrnehmung des Rechts der Freiziigigkeit
zu garantieren. Dabei zeigt sie anhand vieler Beispiele, dass Freizlgigkeit nicht
nur die Abschaffung von Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisanforderungen be-
deutet, sondern auch die Abschaffung einer Reihe von arbeitsvertraglichen Dis-
kriminierungen und Beschréankungen, die mit der Anerkennung von Berufsqua-
lifikationen oder vieler Regelungen auf betrieblicher Ebene, die einer Bindung
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen an das Unternehmen dienen, einher-
gehen. SchlieBlich hat die Mdglichkeit, erworbene Sozialleistungsanspriiche
geltend zu machen, eine groBe Bedeutung flir die faktische Freizugigkeit. So
erfordert aktive Freiziigigkeit eine Portabilitdt von Betriebsrentenanspriichen
uber das einzelne Unternehmen hinaus.

Wie wichtig die effektive Wahrnehmung des Rechts der Freiziigigkeit in der EU
ist, zeigt gerade das Problem der Anerkennung von Berufsqualifikationen.
Jagna Mucha widmet sich diesem Problem in ihrem Beitrag Uber die Anerken-
nung juristischer Qualifikationen in Deutschland und Polen. Dazu werden Fall-
studien der Rechtsvorschriften und Rechtsprechung des Europaischen Gerichts-
hofes (EuGH) einbezogen. Deutlich wird, dass sowohl im nationalen als auch
im EU-Recht eine Offnung des Zugangs zu juristischen Berufen fiir die Birger
der EU-Mitgliedslander zu beobachten ist. Die Praxis zeigt allerdings, dass die
Anerkennung von Berufsqualifikationen von einer Art Einzelfallprifung und
der jeweiligen Interpretation der Rechtsvorschriften abhangt.

Ahnliche Schwierigkeiten konnen beim Erwerb von Leistungsanspriichen aus
der Sozialversicherung auftreten. Monika Tomaszewska zeigt, dass die in west-
europdischen Landern oft beflirchtete Migration in die sozialen Systeme wiede-
rum ein Risiko fiir die mobilen Arbeitnehmer darstellen kann. Sie zeigt zwei
grundsétzliche Probleme auf, die dem Erwerb von Leistungsanspriichen aus der
Sozialversicherung durch die migrierten Arbeitnehmer im Wege stehen kénnen.
Das erste Problem ist der lange Zeitraum von manchmal 20 bis 30 Arbeitsjah-
ren, in dem die Anspriiche erworben werden. Das zweite Problem liegt in den
erheblichen Unterschieden zwischen den verschiedenen nationalen Systemen
hinsichtlich Umfang, Art und Hohe der den Versicherten zustehenden Leistun-
gen. Der Beitrag von Tomaszewska zeigt, dass die Koordinierung der Systeme
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der sozialen Sicherheit nicht ohne Hindernisse vonstattengeht. So sind die
Grundprinzipen der Koordinierung der sozialen Systeme — Gleichbehandlung,
Einheitlichkeit der angewendeten Gesetzgebung, Erhalt erworbener Anspriiche
und das Summieren von Versicherungszeiten — noch nicht immer anwendbar.
Die Tatsache, dass die Erwerbsmigration von Polen nach Deutschland schon
vor dem 1. Mai 2011 begann, fiihrte nicht zu einer Vereinfachung, wie Toma-
szewskas Beitrag am Beispiel einer Arbeitnehmerin aus Polen zeigt, die auf
dem Gebiet der ehemaligen DDR beschaftigt war. Daruber hinaus greift auch
dieser Beitrag das Problem der unterschiedlichen Interpretation des Begriffes
,Beschéftigung® auf und zeigt die sozialversicherungsrechtlichen Probleme bei
der Entsendung von Arbeitnehmern.

Einen zweiten wichtigen Bereich der Arbeitnehmerfreiziigigkeit stellt das Steu-
errecht dar. Wie im Bereich des Arbeitsrechts gehort die Harmonisierung zwi-
schen dem nationalen und europdischen Steuerrecht zu den grof3en Herausforde-
rungen des offenen Arbeitsmarktes in der EU. Karol Karski ertffnet die Diskus-
sion dieser Fragen und zeigt, dass die Offnung des polnischen Arbeitsmarktes
die deutsche Staatsangehorige bereits im Jahre 2007 und des deutschen Ar-
beitsmarktes fiir polnische Staatsangehdrige im Jahre 2011 kaum Auswirkungen
auf die Ausgestaltung der Steuersysteme beider Staaten hatte. Bereits 2003
wurde namlich ein entsprechendes bilaterales Abkommen zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom
Vermdgen abgeschlossen. Mit der Freizlgigkeit der Arbeitnehmer und der da-
mit verbundenen Migration der Menschen &ndern sich allerdings die Steuerein-
nahmen des einen wie auch des anderen Staates. Da die Steuersysteme nicht nur
die Einkommensteuer umfassen, beeinflusst die Arbeitnehmerfreizligigkeit auch
die Hohe der Einklinfte aus indirekten Steuern, insbesondere der Mehrwert-
steuer und der Verbrauchsteuer. Um die Schaffung und das Funktionieren des
Binnenmarktes sicherzustellen und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden,
sieht das EU-Recht vor allem im Bereich der Umsatz- und Verbrauchsteuern
sowie anderen indirekten Steuern eine Harmonisierung als unverzichtbar an.
Den Umfang der Veranderung von Haushaltseinnahmen im Zusammenhang mit
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit abzuschatzen, ist nach Karski gegenwartig noch
sehr schwierig.

Stephan Kudert geht ebenfalls den steuerlichen Aspekten der Arbeitnehmerfrei-
zugigkeit zwischen Deutschland und Polen nach und diskutiert Ansétze zu einer
Synchronisierung der Prinzipien der grenziberschreitenden Arbeitnehmerbe-
steuerung mit anderen Rechtsgebieten. Er behandelt die Besteuerung von Ar-
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beitseinkinften im internationalen Vergleich und zeigt die wichtigsten Grund-
lagen, die im Steuerrecht angewendet werden. Am Anfang seines Beitrages
stellt Kudert die Frage, von wem und wie Einkinfte eines Arbeitnehmers be-
steuert werden, der in Polen unbeschrénkt steuerpflichtig ist und in Deutschland
arbeitet. Er zeigt drei Losungen auf: nach nationalem Steuerrecht, nach Ab-
kommensrecht und nach Europarecht. Auch Kuderts Beitrag diskutiert die Un-
terschiede im Einfluss des Gemeinschaftsrechts auf das nationale Steuerrecht
fur die beiden Bereiche der direkten und indirekten Steuern. Wahrend die indi-
rekten Steuern in den Kompetenzbereich der EU fallen, wurde der EU fir die
direkten Steuern hingegen kein Harmonisierungsauftrag erteilt. Hier findet die
Harmonisierung zum berwiegenden Teil durch den Européischen Gerichtshof
statt. Am Beispiel des Schumacker-Falls zeigt Kudert, wie maRgeblich die
Rechtsprechung des EuGH in den vergangen Jahren das deutsche Steuerrecht
gepragt hat und welche Auswirkungen diese auch auf die Besteuerung der
grenziiberschreitenden Arbeitnehmertétigkeit zwischen Polen und Deutschland
haben kann.

Fur die interdisziplinare Erforschung der Arbeitnehmerfreizigigkeit sind kul-
turwissenschaftliche Aspekte weiterhin von fundamentaler Bedeutung. Zwei
grundlegende Bereiche werden dabei in der vorliegenden Publikation diskutiert,
nédmlich die Sprache und das Problem der Angst vor den migrierten Arbeitneh-
mern. Goro Christoph Kimura widmet sich dem Thema der Sprache mit beson-
derer Berticksichtigung der deutsch-polnischen Grenzregion. Gerade die
Sprachschwierigkeiten werden als einer der wichtigsten Grinde fir den relativ
geringen Umfang der Arbeitsmigration aus Polen nach Deutschland genannt.®
Auch regional, bezogen auf die deutsch-polnische Grenzregion, stellt die Spra-
che das grofite Problem fir die deutschen Firmen bei der Gewinnung von Ar-
beitskréften oder Auszubildenden aus Polen dar. So hatte 2011 kurz nach Ein-
fuhrung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit die Frankfurter Handwerkskammer die
Ausbildung von 16 Jugendlichen aus Polen begonnen. Keiner dieser Auszubil-
denden beendete die Lehre. Aus dem Jahrgang 2012 blieben nur drei von ur-
sprunglich zehn jungen polnischen Azubis Gbrig. Der haufigste Grund fir das
Abbrechen der Ausbildung waren die unzureichenden Sprachkenntnisse.’
Kimura geht daher in seinem Beitrag dem Zusammenhang zwischen Arbeit-

8 Vgl. Ulrich Krokel: Nicht einmal ein kleiner Ansturm. Trotz der Offnung des Arbeitsmarktes
wollen kaum Osteuropder in Deutschland arbeiten, in Berliner Zeitung, 9. September 2011.

9 Vgl. Jorg Schreiber: Das groRte Problem bleibt die Sprache. Viele polnische Auszubildende
brechen Lehre im Brandenburger Handwerk ab — doch es gibt Hoffnung, in: Mérkische Oder-
zeitung, 25. Februar 2014, S. 5.
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nehmerfreizlgigkeit und Sprache nach. Er untersucht die Auswirkungen der
Sprachsituation auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit einerseits und die Auswir-
kungen der Arbeitnenhmerfreiziigigkeit auf die Sprachsituation andererseits. Das
Problem der Sprache ist deswegen so entscheidend, weil dieser Faktor nach dem
Abbau von administrativen und anderen Schranken als einziges Hindernis be-
stehen bleibt. Die Sprache ist damit auch politisch die einzige prinzipiell dauer-
haft zugelassene Einschrankung der Arbeitnehmerfreizlgigkeit. Kimura kommt
zu dem Ergebnis, dass es eine zeitliche Parallele zwischen den Zahlen der
Deutschlernenden in Polen und der Situation der Arbeithehmerfreiziigigkeit
gibt. Insbesondere in der Grenzregion ist auf beiden Seiten der Grenze eine
direkte Reaktion auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit zu beobachten: Die Men-
schen versuchen ihre Sprachkenntnisse zu verbessern.

Mangelnde Sprachkenntnisse sind oft fur eine unzureichende Kommunikation
verantwortlich. Diese flihrt wiederum héaufig zum Aufleben von Stereotypen
und Angsten. Mark Keck-Szajbel greift noch einmal die Angste der deutschen
Bevoélkerung vor der Offnung des Arbeitsmarktes fiir die polnischen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf. Er macht vor allem das im Bewusstsein der
Menschen verwurzelte Stereotyp der ,,Polnischen Wirtschaft” fiir die Vorbe-
halte gegen die Offnung der Grenze verantwortlich. Die spezifische Angst der
,,Uberschwemmung** des Arbeitsmarkts durch osteuropdische Arbeiter war
kulturell gepragt und eng mit diesem Stereotyp verbunden. Wie bereits Hubert
Orlowski in seiner Studie darlegte, stammt der Begriff ,,Polnische Wirtschaft™
aus der Spatmoderne und verkérpert Riickstandigkeit und Unordnung.'® Die
Deutschen stellten intuitiv eine Verbindung zwischen den polnischen Arbeitern
und der lange Zeit ineffektiven und trdgen polnischen Wirtschaft her. Noch
Mitte der 1990er Jahre betrachtete man den polnischen Arbeiter als ineffiziente
und unterbezahlte Arbeitskraft. Doch das Stereotyp der ,,Polnischen Wirtschaft*
anderte sich nach dem EU-Beitritt Polens diametral. Dank der guten Verfassung
der polnischen Okonomie bedeuteten polnische Arbeitskrafte nun nicht langer
mindere Qualitat, sondern erstklassige Arbeit zu glnstigen Preisen. Keck-
Szajbel zeigt den Diskurswandel im Kontext der Arbeitnehmerfreiziigigkeit
zwischen Polen und Deutschland.

Die Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen Polen und Deutschland stellt nicht nur
die betroffenen Fachdisziplinen vor neue, komplexe Fragen, die interdisziplin-
re und transdisziplindre Ansétze notwendig machen, sondern auch die Praxis

10 Siehe: Hubert Ortowski: ,,Polnische Wirtschaft”: Zum Deutschen Polendiskurs der Neuzeit,
Wiesbaden: Harrassowitz, 1996.
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selbst. Wie komplex das Phanomen der Offnung der Arbeitsmérkte fir das all-
tagliche Handeln in der Praxis der Zeitarbeit, der Krankenversicherung oder der
Universitat ist, zeigt das letzte Kapitel des Buches. Zunéchst stellt Enrico Kautz
dar, wie das polnische Unternehmen Work Service — einer der flihrenden Perso-
naldienstleister in Ostmitteleuropa — auf die Offnung des deutschen Arbeits-
marktes reagierte. Mit der Work Service 24 GmbH und einer Niederlassung in
Hoppegarten bei Berlin ist die Firma seit 2012 auch in Deutschland vertreten.
Kautz geht zuerst auf die allgemeinen makrotkonomischen Daten der polni-
schen Wirtschaft ein, zéhlt die Attribute der jungen polnischen Arbeitskrafte auf
und schildert den groflen Bedarf der deutschen Industrie an qualifizierten Ar-
beitskréften. Auf dieser Nachfrage des deutschen Arbeitsmarktes baut auch
seine Firma auf. Er hebt die flachendeckende Ausbildung und das immense
Engagement der jungen Polen hervor, die er im Gegensatz zur deutschen Ent-
wicklung — quasi am Markt vorbei — in Bezug auf Bildung und Fachkréfte posi-
tioniert. Besonders populdr bei bereits berufstatigen jungen Polen ist die Teil-
nahme an Zusatzstudien und Aufbaustudiengdngen. Dies wirkt sich positiv auf
den hohen Bildungsgrad polnischer Hochschulabsolventen aus. Gemeinsam mit
der sprachlichen Vielfalt der jungen Polen ergibt sich ein potenzieller Arbeit-
nehmermarkt fur ganz Europa. Der Beitrag endet mit der Aussage, dass der
Bedarf der deutschen Industrie an qualifizierten Arbeitskraften so groB ist, dass
Work Service bereits weitere Niederlassungen in Osteuropa, u.a. in der Tsche-
chischen Republik und der Slowakei, aber auch in Russland und der Ukraine
gegrlindet hat, um so die steigende Nachfrage zu decken.

Die soziale Absicherung gehdrte und gehért immer noch zu den am meisten
diskutierten Aspekten der Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Auch in den rechtswis-
senschaftlichen Beitragen dieser Publikation von Eva Kocher und Monika To-
maszewska ist davon die Rede, dass die Mdglichkeit, erworbene Sozial-
leistungsanspriiche geltend zu machen, eine grofle Bedeutung fir die faktische
Freizlgigkeit hat. Ein Beispiel aus der Praxis der Krankenversicherung zeigt,
dass das Thema von existenzieller Bedeutung firr die Niederlassungsfreiheit ist.
Marek Rydzewski stellt aus der Alltagspraxis der AOK Nordost einige Heraus-
forderungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit aus der Sicht der Sozialversicherung
dar. Obwohl der Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fir die polnischen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine siebenjahrige Ubergangs- und damit
auch Vorbereitungsfrist voranging, gibt es weiterhin Menschen, deren Bedrfnis
nach sozialer Absicherung nicht erflllt wird. Sie sind weder in Polen noch in
Deutschland versichert. Die AOK Nordost hat sich bereits im Jahr 2010 auf die
Arbeitnehmerfreiziigigkeit vorbereitet. Zum einem stellte die Krankenkasse flr
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die deutschen Arbeitgeber relevante Informationen zu sozialversicherungsrecht-
lichen Fragen zusammen. Zum anderen erstellte die AOK Nordost eine Inter-
netplattform in polnischer Sprache mit Informations- und Betreuungsangeboten
flr polnische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Dariiber hinaus arbeitet die
Kasse seit Jahren mit Partnern aus Polen und Deutschland zusammen. So ist sie
im standigen Kontakt mit der polnischen Krankenversicherung NFZ und der
Sozialversicherungsanstalt ZUS. In Deutschland kooperiert sie mit der Deut-
schen Rentenversicherung, den Agenturen fir Arbeit, den Handels- und Hand-
werkskammern, der Zollverwaltung, den gewerkschaftlichen Beratungsstellen
und dem Beratungsburo fur entsandte Beschaftigte in Berlin. Trotzdem zeigen
die alltaglichen Falle, dass die EU-Vorschriften bezuglich der Arbeitnehmer-
freizligigkeit nicht alles regeln kénnen und es insbesondere im Fall der gleich-
zeitigen Auslbung einer Tatigkeit in Polen und Deutschland zu Problemen der
sozialen Absicherung kommen kann. In seinem Beitrag beschreibt Rydzewski
vier Bereiche, die als grofite Herausforderungen fir die soziale Versicherung
gelten. Zu einem ist das die Saisonarbeit, dann die Regelung der geringfiigigen
Beschaftigung, die Zeitarbeit und die Entsendung von Arbeitnehmern.
Rydzewski kommt zu dem Schluss, dass gerade in den komplizierten Féllen der
gleichzeitigen Austibung einer Tétigkeit in Polen und Deutschland, wenn die
Arbeitnehmer den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaates unterliegen,
eine noch engere Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Behorden und Insti-
tutionen in Deutschland und Polen notwendig ist. Immer noch wissen wir zu
wenig uber die Besonderheiten in den Nachbarstaaten, so Rydzewski.

Ein Mehr an grenziberschreitender Kooperation erfordert eine umfassende in-
terkulturelle Ausbildung der Fihrungskrafte. Hier wird dem Problem fehlender
Sprachkenntnisse grofle Bedeutung beigemessen, wie das im Beitrag von Goro
Christoph Kimura zum Ausdruck kommt. Unde auch der interkulturellen Kom-
petenz kommt eine immer wichtigere Rolle zu. Daher sind bi- und multilingua-
le, gut ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den Schnittstellen der
polnischen und deutschen Wirtschaft und Verwaltung von existenzieller Bedeu-
tung fiir die zusammenwachsende, gréRere Européische Union. Die Aufgabe
der Ausbildung derartig aufgestellter Flhrungskrafte hat sich die Europa-
Universitat Viadrina in Frankfurt (Oder) bereits vor uber 20 Jahren auf die Fah-
nen geschrieben. Der letzte Beitrag der vorliegenden Publikation aus der Praxis
des Deutsch-Polnischen Career Centers der Universitat zeigt Wege auf, die die
Studierenden und Absolventen der Universitat zu interkulturellen Multiplikato-
ren machen sollen. Susanne Orth fihrt in ihrem Beitrag am Beispiel einer Ver-
bleibsstudie aus dem Jahr 2010 aus, dass die hohe Sprachkompetenz von den
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Viadrina-Absolventen selbst als besonders hilfreich fiir den Berufsalltag bewer-
tet wurde. Seit 2004 organisiert das Career Center Jahr fir Jahr die ,,Viadukt-
Jobmesse fiir Deutschland und Polen®. Die Messe zeigt, dass neben der fachli-
chen Eignung Aspekte wie internationale Erfahrungen und Mehrsprachigkeit
mittlerweile auf beiden Seiten der Oder und Neil3e eine wichtige Rolle bei der
Mitarbeitergewinnung spielen. Fur die stetig wachsende Nachfrage nach Absol-
venten mit interkultureller Kompetenz hat das Deutsch-Polnische Career Center
verschiedene MalRnahmen gezielt entwickelt. Orth stellt die wichtigsten Instru-
mente dieser Arbeit vor, zu denen neben der Viadukt-Jobmesse das Zentrum fur
interkulturelles Lernen, ein umfangreiches Trainingsprogramm sowie das Men-
toringprogramm fur Frauen gehoren.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Zusammenwirken der einzelnen
Fachdisziplinen und der Praxis bei der Diskussion der Bilanz der Arbeitnehmer-
freizligigkeit zwischen Deutschland und Polen zu einer Vielzahl vielverspre-
chender Ergebnisse fuhrt und fiir die Zukunft neue Forschungsfragen aufwirft.
Trotz der stetig wachsenden Bemihungen der Europdischen Union, die Ein-
schrankungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit abzubauen, werden einige Schran-
ken Bestand haben. So ist die Sprache auch politisch die einzige prinzipiell
dauerhaft zugelassene Einschrankung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Die Pu-
blikation zeigt darliber hinaus, dass die Anwendung der EU-Regeln beziiglich
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf die nationale Rechtsprechung noch viele Pro-
bleme bereitet. Die steuerrechtlichen Vorschriften scheinen dabei besser auf die
neue Situation zu reagieren als die Regelungen des Arbeits- bzw. Sozialver-
sicherungsrechts. Hier bestehen die Herausforderungen in den neuen Formen
der transnationalen Erwerbsarbeit, wie z.B. der Entsendung von Mitarbeitern,
der Zeitarbeit oder der noch wenig erforschten Form des Crowdsourcings. Zu
diesen Fragen bedarf es kinftig weiterer interdisziplindrer Forschung.
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FAKTEN UND TRENDS

Elzbieta Opilowska

Arbeitnenmerfreiztgigkeit zwischen
Deutschland und Polen — Fakten, Daten, Trends

In den letzten zwei Jahrzehnten hat es in den deutsch-polnischen Beziehungen
viele Verdnderungen gegeben. Die erste Z&sur stellte der 1990 unterzeichnete
Grenzvertrag dar, in dem der Grenzverlauf an Oder und Lausitzer Neil3e endgul-
tig bestétigt wurde. Ein Jahr spater wurde der Vertrag tber gutnachbarschaft-
liche Beziehungen und freundschaftliche Zusammenarbeit abgeschlossen. Ein
Meilenstein fur die Zusammenarbeit zwischen beiden L&ndern war der Beitritt
Polens zur Europdischen Union 2004, und mit dem Beitritt zur Schengen-Zone
2007 verschwanden auch die bis dahin sichtbar existenten Grenzen und ihre
Symbole aus dem 6ffentlichen Raum. Im Unterschied zu GroR3britannien, Irland
und Schweden, die gleich nach der EU-Erweiterung 2004 ihre Arbeitsmérkte
fur Arbeitnehmer aus den neuen Mitgliedslandern 6ffneten, entschieden sich
Deutschland und Osterreich als letzte fiir diesen Schritt. Was sind die Folgen
dieser Entscheidung? Der vorliegende Artikel will die wichtigsten Fakten und
Tendenzen nach Uber anderthalb Jahren Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen
Polen und Deutschland ertrtern und konzentriert sich dabei auf drei Aspekte:
die statistischen Daten zur Migration zwischen Polen und Deutschland, den
Diskurs tiber die Offnung des Arbeitsmarktes sowie bestimmte Phanomene und
Trends im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt.

Die Fakten

Seit dem 1. Mai 2011 gibt es zwischen Polen und Deutschland einen offenen
Arbeitsmarkt. Seit dem Beitritt Polens zur Européischen Union und insbesonde-
re seit der Abschaffung der bestehenden Grenzen waren die Freizlgigkeit der
Birger und die Méglichkeiten, im Ausland zu arbeiten, Thema vieler Debatten,
politischer Programme und der 6ffentlichen Diskussion. Im Gedé&chtnis bleibt
die Parole Polen-Invasion stoppen der rechtsextremen NPD wéhrend des Land-
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tagswahlkampfes in den an Polen angrenzenden Bundeslandern Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen. Mit antipolnischen Parolen versuchte sie den Deut-
schen Angst vor einem Zustrom polnischer Einwanderer einzujagen, die deut-
schen Blrgern die Arbeit wegnehmen wollten. AuRerdem gab es Wahlkampf-
parolen, die die Ablehnung der Niederlassung von Polen auf der deutschen Seite
der Grenze zum Ausdruck brachten. Argumentiert wurde dabei nicht nur mit
dem bekannten Stereotyp des Polen als Dieb, sondern auch mit dem Vorwurf
des Missbrauchs von Sozialleistungen. Sogar der Atomtod, hervorgerufen durch
in Polen noch gar nicht existierende Kernkraftwerke, diente als Schreck-
gespenst." Zu betonen ist, dass derlei antipolnische Aktionen schnelle Reaktio-
nen der deutschen Bundes- und Landesbehdrden sowie der Zivilgesellschaft zur
Folge hatten. In Gorlitz gab es eine Aktion von Birgern, die eigene Plakate mit
dem Motto Gorlitz sagt Nein zur NPD aufhéngten; in Mecklenburg-
Vorpommern wurde eine Infobroschiire herausgebracht, die Gber die Manipula-
tionen und Ligen in der NPD-Kampagne aufklarte. Sie wurde im Landkreis
Uecker-Randow verteilt, wo viele Polen aus der Umgebung von Stettin leben,
ohne die — so die Meinung der Verwaltung der Kleinstadt Locknitz, die das
Zentrum der polnischen Zuwanderung darstellt — sich die Region schon entvol-
kert hatte.?

Trotz der geringen Unterstutzung fur die Parolen der NPD in der deutschen
Gesellschaft hatten laut Meinungsumfragen des Marktforschungsinstituts GfK
2011 nach Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fast zwei Drittel der Deut-
schen Angst vor der Konkurrenz durch Arbeitnehmer aus den osteuropéischen
EU-Staaten. 43% der Befragten sagten, gefdhrdet seien sowohl qualifizierte
Arbeitsplatze als auch solche fir gering qualifizierte Arbeitnehmer. 30% be-
flirchteten vor allem einen Zustrom unqualifizierter Arbeitnehmer. Nur 15% der
Befragten waren der Meinung, die Offnung des Arbeitsmarktes stelle fir deut-
sche Arbeitnehmer keine Bedrohung dar. Die deutschen Gewerkschaften schlu-
gen im Zusammenhang mit der Einflihrung der vollen Arbeitnehmerfreizigig-
keit fir Arbeitskréafte aus den neuen Mitgliedslandern Alarm, der Zustrom von
billigen Arbeitskraften aus den neuen Mitgliedslandern werde zu einem Sinken
der Lohne beitragen.®

1 Vgl. Biuletyn migracyjny 31, 2011, S. 5

2 Vgl. Biuletyn migracyjny 31, 2011, S. 5

3 Niemcy obawiajg si¢ otwarcia rynku pracy, Gazeta Prawna, 27. Februar 2011,
http://praca.gazetaprawna.pl/artykuly/491071,niemcy_obawiaja_sie_otwarcia_rynku_pracy.htm
I, 15. Dezember 2012.
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Die Arbeitnehmerfreizlgigkeit zwischen Deutschland und Polen

Am 1. Mai 2011 6ffnete sich der Arbeitsmarkt fiir Arbeitnehmer aus Polen. Und
was stellte sich heraus? Viele Politiker und Experten aus Deutschland geben zu,
dass die spate Offnung des Arbeitsmarktes ein Fehler war. Die Deutschen hatten
auf Fachkrafte aus Polen gewartet, auf Informatiker, Techniker aller Fachrich-
tungen, Arbeitnehmer aus sozialen Berufen, aber viele von ihnen hatten bereits
die Gelegenheit genutzt und waren in andere L&nder gereist, etwa nach GroR-
britannien und Irland. Entgegen den vorherigen Befiirchtungen kamen nicht
Millionen von Polen, um in Deutschland Arbeit suchen.

Vor dem EU-Beitritt war Deutschland das Hauptmigrationsland fiir Polen ge-
wesen. Nach 2004 verlor es diese Position zugunsten von GroRbritannien und
Irland. 2008 machten polnische Migranten nach Deutschland kaum noch 25%
der Gesamtzahl der Migranten aus Polen aus. Hingegen wuchs die Auswande-
rung von Polen nach GroRbritannien von 24.000 im Jahr 2002 auf 700.000 im
Jahr 2008, nach Irland von 2.000 im Jahr 2002 auf 200.000 im Jahr 2008.*
Allerdings muss betont werden, dass trotz des Riickgangs der polnischen Migra-
tion nach Deutschland dieses seine Stellung als Zielland fir polnische Migran-
ten halten konnte.

Auch das Jahr 2011 unterschied sich von friiheren Jahren im Hinblick auf die
Migration von Polen nach Deutschland. Nach einem Bericht des polnischen
Statistischen Hauptamtes GUS (Glowny Urzad Statystyczny) vom 20. Septem-
ber 2012 kamen 2011 die meisten polnischen Migranten (fur einen Aufenthalt
von Uber drei Monaten) nach GrofRbritannien (625.000), Deutschland (468.000),
Irland (120.000) sowie in die Niederlande (95.000). Im Vergleich zu 2010 ver-
zeichnete Deutschland im Jahr 2011 einen Anstieg um 28.000 Personen (von
440.000 auf 468.000). Polen bilden zahlenméaRig nach Tiirken und Italienern die
grofite Migrantengruppe in Deutschland.

4 Pawet Kaczmarczyk: Labour market impacts of post-accession migration from Poland, in:
OECD. Free movement of workers and labour market adjustment. Recent experiences from
OECD countries and the European Union, Paris: OECD 2012, S. 173-196.
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Tabelle 1. Zeitlich begrenzte Auswanderung aus Polen 2004-2011%

(Stand Jahresende)
Anzahl der Migranten in Tausend
Volks- Volks-
Aufenthaltsland zahlung | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009° | 2010° | zahlung | 2011
2002 2011
Insgesamt 786 1000 | 1450 | 1950 | 2270 | 2210 | 2100 2000 2017 2060
Europa 461 770 1200 | 1610 | 1925 | 1887 | 1765 1685 1693 1754
darunter:
Europaische Union
(27 L‘cinder)d 451 750 1170 | 1550 | 1860 | 1820 | 1690 1607 1622 1670
darunter:
Belgien 14 13 21 28 31 33 34 45 47 47
Danemark . . . . 17 19 20 19 18 21
Deutschland 294 385 430 450 490 490 465 440 437 470
Finnland 0,3 04 0,7 3 4 4 3 3 2 2
Frankreich 21 30 44 49 55 56 60 60 62 62
Griechenland 10 13 17 20 20 20 16 16 17 15
GroRbritannien 24 150 340 580 690 650 595 580 601 625
Irland 2 15 76 120 200 180 140 133 131 120
Italien 39 59 70 85 87 88 88 92 94 94
Niederlande 10 23 43 55 98 108 98 92 92 95
Osterreich 11 15 25 34 39 40 36 29 24 25
Portugal 0,3 0,5 0,6 1 1 1 1 1 1 1
Schweden 6 11 17 25 27 29 31 33 34 36
Spanien 14 26 37 44 80 83 84 48 45 40
Tschechische Rep. . . . . 8 10 9 7 7 7
Zypern . . . . 4 4 3 3 3 3
Nicht-EU-Lénder 10 20 30 60 65 67 75 78 71 85
darunter:
Norwegen 36 38 45 50 43 56

a. Die Angaben betreffen die Zahl der sich im Ausland aufhaltenden Personen in den Jahren 2002-2006 fiir einen
Zeitraum von (iber 2 Monaten, in den Jahren 2007-2011 fiir einen Zeitraum von iber 3 Monaten

b. Nach geschétztem Abzug von Auswanderern mit nicht ermittelbarem Zielland betragt die Zahl der sich in den
Landern Europas aufhaltenden Migranten 547000, in den EU-Lé&ndern 535000.

c. Daten auf Basis der Volkszéhlung 2011 korrigiert im Verhéltnis zu den in den vorangegangenen Jahren
verdffentlichten Daten.

d. Bis 2006- 25 Lénder.

Quelle: Gtowny Urzad Statystyczny (GUS): Informacja o rozmiarach i kierunkach emigracji z
Polski w latach 2004-2010, http://www.stat.gov.pl/cps/rde/xbcr/gus/lud_infor_o_rozm
_i_kierunk_emigra_z_polski_w_latach_2004_2010.pdf, 15. September 2012.

Aus dem September-Bericht (Stand: Juli 2012) der deutschen Bundesagentur
fir Arbeit® zu den Auswirkungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf den deut-
schen Arbeitsmarkt geht hervor, dass nach dem 1. Mai 2011 die Anzahl der
sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer und geringfuigig Beschéftigten aus
den acht neuen Mitgliedsstaaten (nicht langer als zwei Monate/50 Tage oder bis
400 € Verdienst) gestiegen ist. Im April 2011 (letzter Monat vor Beginn der

5 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Juli 2012, 5. Oktober
2012.
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uneingeschrankten Arbeitnehmerfreizlgigkeit) waren 226.900 Arbeitnehmer
gemeldet, im Juli 2012 waren es 363.000 und im Oktober bereits 371.700.% Laut
der Statistik handelt es sich dabei um einen Anstieg um 88.300 Personen oder
31, 2% im Vergleich zum Vorjahr, wobei davon ca. 324.600 auf die westlichen
(ohne Berlin) und ca. 47.000 auf die dstlichen Bundeslander (mit Berlin) entfie-
len. Die meisten auslandischen Arbeitnehmer aus den acht neuen Mitgliedstaa-
ten kamen nach Bayern (+22.000 im Vergleich zum Vorjahr), Nordhein-
Westfalen (+12.900) und Baden-Wiirttemberg. (+13.300).” Dabei bildeten die
Arbeitnehmer aus Polen die zahlenmaRig groRte Gruppe unter den auslandi-
schen Arbeitnehmern. Im Marz 2012 betrug ihre Anzahl 200.540, im Juni 2012
waren es 242.048, im April 2011 hingegen nur 157.998, so dass im Vergleich
zum Vorjahr der Statistik zufolge ein Anstieg um 54.584 Personen erfolgte.
Betrachtet man jedoch den prozentualen Anstieg der Anzahl der Arbeitnehmer
aus den acht neuen Mitgliedslandern im Vergleich zum Vorjahr, kommen die
Polen (22,6%) nur auf den sechsten Platz (nach Ungarn, Lettland, Litauen, der
Slowakei und der Tschechischen Republik).

Jedoch wuchs auch die Anzahl der arbeitslos gemeldeten Polen um 12% im
Vergleich zum Vorjahr. Wahrend im April 2011 diese Zahl 23.790 betrug
(32.556 Personen waren insgesamt aus den acht Landern Litauen, Lettland,
Estland, Slowenien, Slowakei, Tschechien, Polen und Ungarn arbeitslos gemel-
det), so waren es im September 2012 25.315 (gegeniiber 34.958 Arbeitslosen
aus allen acht Landern) und im Dezember 2012 27.237 (bei 37.898 Arbeitslosen
aus neun L&ndern).

Die Branchen, in denen Birger der neuen Mitgliedslander (A8-Birger), darun-
ter auch Polen, 2011 eine Arbeit in Deutschland aufnahmen, waren vor allem
(bei Frauen) der Gesundheits-und Sozialbereich (20,2%), der Handel (14,4%),
das Hotel- und Gaststattenwesen (11,2%), sowie Industrie (26,4%) und Bau-
industrie (11,1%) bei den Ménnern.®

6 http://statistik.arbeitsagentur.de/StatischerContent/Statistische Analysen/StatistischeSonder-
berichte/GenerischePublikationen/AuswirkungenderuneingeschraenktenArbeitnehmerfreizuegig
keit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Oktober 2012,10. Januar 2013.

7 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Oktober 2012,

10. Januar 2013.

8 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Juli 2012, 5. Oktober
2012.
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War Mai 2011 der Durchbruch?

Hervorzuheben ist, dass es schon vor der Einfiihrung der Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit im Mai 2011 viele Erleichterungen fur den Zugang zum deutschen
Arbeitsmarkt gab. Wegen des Mangels an Fachkréften in manchen Branchen
konnten inshesondere Ingenieure und Absolventen deutscher Hochschulen ab
2007 in Deutschland eine legale Beschéftigung finden. 2008 konnten Hoch-
schulabsolventen (nicht nur mit deutschem Abschluss) aus den neuen Mitglieds-
landern in Deutschland eine ihrem Abschluss bzw. ihrer Studienrichtung gema-
Re Arbeit aufnehmen, ohne den so genannten Arbeitsmarkttest (d.h. die Feststel-
lung, dass es flr eine freie Stelle keinen einheimischen Bewerber gibt) zu ab-
solvieren. Seit 1990 profitierten Polen im Rahmen bilateraler Vertrdge von den
Maoglichkeiten, eine legale Arbeit in Deutschland als Saisonarbeiter aufzuneh-
men (vor allem in Land- und Forstwirtschaft sowie im Hotel-und Gaststatten-
gewerbe).’ Nach Angaben des polnischen Ministeriums fiir Arbeit und Sozial-
politik betrug der Anteil der Saisonarbeiter aus Polen an der Gesamtzahl der
Saisonarbeiter in Deutschland ca. 61%.%° Diese Form, sich seinen Lebensunter-
halt in geographischer N&he und durch eine kurzfristige Migration zu verdienen,
erfreute sich enormer Popularitat. Die Polen arbeiteten auch auf Basis von Ent-
sendungen (von polnischen Firmen beschéftigt, fiihrten sie Dienstleistungen in
Deutschland aus) sowie als Gastarbeiter. VVon diesen Vorteilen profitierten auch
Studenten, die wahrend der Ferien arbeiten konnten, und Grenzpendler, die
taglich zur Arbeit fuhren.

AuRerdem meldeten viele polnische Biirger ein eigenes Gewerbe an, hauptsach-
lich im Bauwesen, als Handwerker oder im landwirtschaftlichen Bereich. Statis-
tische Daten Uber die Anzahl der von Polen gefiihrten Unternehmen sind schwer
zu finden. Die Zahlen schwanken zwischen einigen Hundert und 200.000. In-
formationen zur Anzahl der in Deutschland von ausléndischen Burgern gefihr-
ten Firmen sammelt der Bundesverband des Deutschen Handwerks in Berlin.
Seinen Angaben zufolge waren 94% aller registrierten polnischen Firmen in den
westlichen Bundeslédndern und in Berlin titig. Die meisten polnischen Unter-
nehmen wurden 2010 in Nordrhein-Westfalen (6.266), Hessen (5.909) und

9 Mehr Uber Saisonmigrationen: Pawel Kaczmarczyk / Wojciech Lukowski (Hg.): Polscy
pracownicy na rynku Unii Europejskiej, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe Scholar 2004.

10 Ministerstwo Pracy i Polityki Spolecznej: Informacja w sprawie zatrudnienia obywateli
polskich w panstwach Europejskiego Obszaru Gospodarczego i Szwajcarii oraz obywateli
panstw EOG w Polsce, Mai 2011,
http://www.mpips.gov.pl/gfx/mpips/userfiles/_public/l_NOWA%20STRONA/Analizy%20i%2
Oraporty/przeplyw%20pracownikow/Monitoring_maj%202011_korekta.pdf, 14. Januar 2013.
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Bayern (5.059) registriert. In den 6stlichen Bundeslandern wurden insgesamt
1.661 Unternehmen gezahlt, davon 821 in Brandenburg und 626 in Sachsen. In
Berlin gab es ca. 1.445 polnische Handwerksfirmen. Im Vergleich zum Jahr
2009 ging ihre Anzahl jedoch zurtick (um ca. 20%). Gleichzeitig wuchs jedoch
die Anzahl der Unternehmen in Mecklenburg-Vorpommern (um bis zu 97%)
sowie in Brandenburg (ca. 6%, 2009 um 30%)."

Immer noch nimmt ein betréchtlicher Teil der Polen in Deutschland eine illega-
le Arbeit auf. Zumeist sind dies Frauen, die in Privathaushalten beschaftigt wer-
den, etwa zur Betreuung von Kindern und alteren Menschen oder als Haushalts-
hilfe. Wegen des informellen Charakters dieser Arbeit ist es sehr schwer einzu-
schatzen, wie viele polnische Migranten diese Form der Arbeit wéhlen. Nach
Angaben des Deutschen Instituts fiir angewandte Pflegeforschung betrégt der
Umfang der nicht dokumentierten Arbeit als Altenpfleger, die vor allem von
Migranten aus Mittel- und Osteuropa (hauptsachlich aus Polen) Gbernommen
wird, an die 100.000 Personen.'? Vorher wurde wegen der Zugangsbeschran-
kungen zum Arbeitsmarkt illegal gearbeitet, und auch heute rechnet sich dies
noch. Polen, die eine Arbeit in Deutschland aufnehmen, sind oft Leute mit mitt-
lerer und Hochschulausbildung, arbeiten jedoch unter ihren Qualifikationen.
Einen groRen Teil der polnischen Biirger, die an einer Arbeitsaufnahme in
Deutschland nach dem 1. Mai 2011 interessiert waren, bildeten — wie z.B. die
Arbeitsdmter in der Wojewodschaft Lebuser Land vermelden — unqualifizierte
Kréfte ohne deutsche Sprachkenntnisse. Diese kdnnen den Bedarf deutscher
Arbeitgeber nicht befriedigen. Qualifizierte Arbeitnehmer wiederum, die auf
dem deutschen Arbeitsmarkt gebraucht werden, finden oft eine zufriedenstel-
lende Arbeit in Polen. Laut einem Forschungsbericht tiber die Folgen der Off-
nung des deutschen Arbeitsmarktes fir die Arbeitnehmer in Niederschlesien
und in Deutschland hat sich seit dem 1. Mai 2011 bei den Migrationsbewegun-
gen nicht viel gedndert. Aus dem Bericht geht hervor, dass es in Zukunft haupt-
séchlich Kurzzeit- und Saison- sowie individuelle Migration geben wird, die
aber nicht ganze Familien umfasst. Migrationsbewegungen in umgekehrter
Richtung, von Deutschland nach Polen, sind sehr selten. Deutsche Sprach-
kenntnisse und der héhere Verdienst sind entscheidende Kriterien bei der Ent-
scheidung zur Erwerbsmigration. Die Gefahr, die sich aus Sicht der niederschle-

11 Ministerstwo Pracy i Polityki Spolecznej: Informacja w sprawie zatrudnienia obywateli
polskich w panstwach Europejskiego Obszaru Gospodarczego i Szwajcarii oraz obywateli
panstw EOG w Polsce, Mai 2011.

12 Vgl. Justyna Frelak Seges: Polska migracja do Niemiec po 2004 roku, in: Justyna Frelak
Seges / Agnieszka Lada: Znikajaca granica. Nowa Polska migracja do Niemiec — perspektywa
lokalna, Warszawa: ISP 2012, S. 17-31; auch www.dip.de, 14. Januar 2013.
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sischen Arbeitgeber aus einer verstarkten Migration von Polen nach Deutsch-
land ergibt, hat mit einer moglichen Abwanderung hochqualifizierter Arbeits-
krafte, vor allem in technischen Bereichen, zu tun, die einen Mangel auf dem
polnischen Arbeitsmarkt verursachen koénnte. Aus der Perspektive der deut-
schen Arbeitgeber bringt die Offnung des Arbeitsmarktes vor allem Vorteile,
denn diese ermdglicht es den deutschen Arbeitgebern, Beschaftigungsliicken zu
schlieRen und Arbeitnehmer mit benétigten Qualifikationen zu finden.™

Deutsche Migration nach Polen

Was die Migrationsbewegungen in die andere Richtung betrifft — also deutscher
Burger nach Polen — verlegten nach den Daten des Statistischen Bundesamtes
Destatis im Jahr 2011 7.602 deutsche Burger ihren Wohnort nach Polen. Polen
als Zielland fir deutsche Auswanderer befand sich auf dem fiinften Platz (nach
der Schweiz, den USA, Osterreich und GroRbritannien). Polen ist auch ein Land
fur deutsche Investitionen: 2011 machten die Investitionen deutscher Firmen
21% aller auslandischen Direktinvestitionen in Polen aus.** Trotzdem ist es sehr
schwierig, genaue Angaben zum Thema deutscher Blrger zu finden, die in
Polen arbeiten. Weder das Statistische Hauptamt GUS noch die polnischen
Ministerien fuir Arbeit und Sozialpolitik oder flr Inneres, noch das Institut fiir
Arbeit und Soziales oder die Deutsche Botschaft verfiigen tber solche Daten.
Das Ministerium fur Arbeit und Sozialpolitik weist generell auf den sehr niedri-
gen Anteil an Ausléndern auf dem polnischen Arbeitsmarkt hin. Die Zahl der
Versicherten, die 2010 bei der Meldung zur Rentenversicherung die deutsche
Staatsangehérigkeit angaben, betrug 2.920 Personen.™

Trotz dieser Daten erschien in der polnischen Presse eine Reihe von Artikeln
tiber eine angebliche Welle von Deutschen, die auf Arbeitssuche nach Polen
kamen, unter anderem mit Uberschriften wie Polen, das gelobte Land, wo es
heil3t:

13 Abschlussbericht iiber den Konsequenzen der Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fiir den
Arbeitnehmer und Arbeitgeber aus Niederschlesien, Wroctaw: AGERON Polska 2011.

14 Statistisches Bundesamt: Bevdlkerung und Erwerbstétigkeit. Vorldufige Ergebnisse, 2011,
http://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/vorlaeufigeWanderungen5127101117004
.pdf, 14. Januar 2013.

15 Ministerium fiir Arbeit und Sozialpolitik: Information (ber der Beschaftigung der polnischen
Burgern in dem europdischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie Uber den Blirgern des
européischen Wirtschaftsraumes in Polen, Mai 2011
http://www.mpips.gov.pl/gfx/mpips/userfiles/_public/l_NOWA%20STRONA/Analizy%20i%2
Oraporty/przeplyw%20pracownikow/Monitoring_maj%202011_korekta.pdf, 14. Januar 2013.
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,,<Steh auf, du faules Murmeltier, bevor ich die Geduld verlier.
Wir fahren nach Lodz>. Der Text dieses in Deutschland bekannten
Liedes (<Theo, wir fahr‘n nach Lodz>) wurde im 19. Jahrhundert
geschrieben, zu Zeiten der Industrialisierung und dynamischen in-
dustriellen Entwicklung der Region zwischen Kalisz und Maso-
wien. Fir die Deutschen war Lodz eine Art Eldorado. <Fassen wir
das Gluck beim Schopf und fahren wir>, sagten die damaligen
Einwanderer. Hier sahen sie ihre Chance fir eine bessere Zukunft,
hier bauten sich die Scheiblers aus dem Rheinland oder die sachsi-
schen Familien Herbst und Geyer eine neue Existenz auf. Ge-
schichte wiederholt sich doch. Viele Jahre lang war Westdeutsch-
land das Traumziel polnischer Auswanderer. Heute ziehen deut-
sche Blrger zu Tausenden in unser Land”,

hebt ein Journalist hervor.*®

Das Projekt Faire Mobilitat

Auch die Regierungen beider Lander betonen, wie wichtig es ist, Mobilitatshin-
dernisse zwischen Polen und Deutschland aus dem Weg zu rdumen. Am 21.
Juni 2011 wurde anlésslich des 20. Jahrestages der Unterzeichnung des deutsch-
polnischen Vertrages tiber gutnachbarliche Beziehungen und freundschaftliche
Zusammenarbeit ein Kooperationsprogramm beschlossen. In dessen Rahmen
wurde das Projekt Faire Mobilitat gestartet, das in den néchsten drei Jahren
eine Beratung fir interessierte Arbeitnehmer gewéhrleisten soll. Ziel ist es,
Missbrauch bei der Beschaftigung von Arbeitnehmern und Lohndumping zu
verhindern. Informationen werden vor Ort in der Sprache des Ratsuchenden
erteilt. Auch Informationsmaterialien stehen zur Verfugung. In Berlin, Ham-
burg, Miinchen und Frankfurt am Main wurden Beratungsstellen eingerichtet,
weitere sind in Stuttgart und im Ruhrgebiet geplant. Es handelt sich um ein
Projekt des Deutschen Gewerkschaftsbundes DGB und der deutschen Arbeits-
ministerien, finanziert aus Mitteln des Bundesministeriums fiir Arbeit und Sozi-
ales (1,5 Millionen Euro) und des Européischen Sozialfonds. Das polnische
Ministerium fiir Arbeit und Sozialpolitik ist in beratender Funktion in das Pro-
jekt eingebunden.

16 Piotr Cywinski: Polska ziemia obiecana, in: Uwazam Rze, 16. September 2012.
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Erwadhnenswert ist auch das Wirken der grenziberschreitenden trilateralen Part-
nerschaft EURES-TriRegio, die Vertreter von Arbeitsamtern, Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbdnden aus Sachsen, Tschechien und Niederschlesien um-
fasst. Sie wurde seit dem EU-Beitritt Polens 2004 vorbereitet, 2007 konstituiert
und 2009 von der Européischen Kommission als grenziiberschreitende Partner-
schaft EURES anerkannt. Ziel der Partnerschaft ist die Bildung eines gemein-
samen Marktes bei gleichzeitiger Einhaltung der in dem jeweiligen Land gel-
tenden Arbeits- und Sozialstandards. Die EURES-TriRegio bietet Informatio-
nen, Beratung und Vermittlung zwischen Arbeitgebern und Arbeitssuchenden
an, organisiert Arbeitsmessen und unterstiitzt die faire Mobilitat von Grenz-
pendlern."’

Die Rolle der Medien

Das Thema Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen Polen und Deutschland wurde
héaufig von Medien aufgegriffen, die die 6ffentliche Meinung in hohem MaRe
pragen. Im Folgenden beziehe ich mich auf zwei Analysen tber das Bild polni-
scher Arbeitnehmer in den deutschen Medien. Der ersten Analyse zufolge war
das Bild der Polen in der deutschen Presse ambivalent.'® Einerseits wurden pol-
nische Blrger als begehrte und zuverlassige Arbeitskrafte prasentiert, anderer-
seits als solche, die oft schwarz beschaftigt wiirden. Unmittelbar vor Offnung
des Arbeitsmarktes (Ende 2010 und Anfang 2011) wurde in Presseberichten
darauf hingewiesen, dass Deutschland auf den Zustrom polnischer Arbeitskrafte
warte, es war aber auch die Rede von Angsten vor Lohndumping in manchen
Bereichen. Die negativen Bewertungen in allen Zeitrdumen bezogen sich nicht
direkt auf die Art, wie Polen arbeiteten und ihr Bild, als vielmehr auf die Tatsa-
che, dass sie illegal und fiir Niedriglohne beschéftigt wiirden. Zu den in diesen
Fallen gebrauchten Wendungen gehérten etwa Schwarzarbeit, Rechtsbruch oder
das Umgehen von Kontrollen.

Eine zweite Analyse der Regionalpresse in Mecklenburg-Vorpommern (Nord-
kurier) im Zeitraum 2001-2011 von Agnieszka f.ada und Justyna Seges Frelak
zeigt, dass sich auch in den Spalten der Regionalpresse ein positives Bild
Polens, der Polen, der deutsch-polnischen Beziehungen und des Zusammen-

17 http://www.eures-triregio.eu/de, 15. Januar 2013.

18 Justyna Frelak / Agnieszka Lada: Polacy nadchodza!... Wreszcie! Polska migracja zarobkowa
do Niemiec-analiza w przededniu otwarcia niemieckiego rynku pracy dla polskich obywateli,
Warszawa: ISP 2011.
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lebens im Grenzgebiet herausbildet. 2011 berichtete die Zeitung von deutsch-
polnischen Regierungskonsultationen und davon, dass beide Regierungen die
guten Beziehungen unterstrichen hatten. In seiner Berichterstattung tber Polen
lobte der Nordkurier den guten Zustand der polnischen Wirtschaft, die moderni-
sierten Bauernhofe und die steigenden Einkommen. Dies trug dem Blatt zufolge
dazu bei, dass die Migration sich auch in die umgekehrte Richtung als die bis-
her bekannte entwickelte, ndmlich von Deutschland nach Polen. So brachte die
Zeitung Beispiele von Deutschen, die eine Arbeit in Stettin aufnahmen, nach-
dem sie im eigenen Land keine gefunden hatten.™

Trends
Niederlassungsmigration

Neben der typischen Erwerbsmigration kann man in jlngster Zeit auch eine
»heue” Zuwanderung in grenznahen Landkreisen beobachten, in denen sich
Polen ansiedeln, obwohl sie weiterhin in Polen arbeiten. Dabei geht es insbe-
sondere um den Kreis Uecker-Randow in Mecklenburg-Vorpommern. Auf-
grund der extrem hohen Arbeitslosigkeit (ca. 20% in manchen Orten) hat ein
betréchtlicher Teil der Einwohner dieses Gebiet verlassen, vor allem die junge
Generation. Wegen der Abwanderung standen in diesen Orten viele Wohnungen
und Héuser leer. Zur selben Zeit herrschte im 15 km entfernten Stettin eine sehr
hohe Nachfrage nach Wohnraum, die aus technischen Grunden nicht schnell
befriedigt werden konnte. AuBerdem wurden in Stettin viele neue Investitionen
getétigt, was massenweise Arbeitskrafte anzog, fur die Wohnraum fehlte. Des-
halb steigt seit 2004 die Anzahl der Polen, die sich auf der deutschen Seite der
Grenze niederlassen. In Mecklenburg-Vorpommern wuchs ihre Zahl im Jahr
2011 auf 4.500 Personen, allein im Kreis Uecker-Randow auf ca. 2.000. Der
grolte Teil der Neuankémmlinge, ca. 900 Personen, wahlte den Ort Locknitz.?°
Und obwohl die Atmosphére anfangs hier fur die Polen unangenehm war (es
wurden Scheiben von Autos mit polnischen Kennzeichen eingeworfen, die NPD
schiirte antipolnische Ressentiments, und bei den Kommunalwahlen 2009 ge-
lang es ihr, 9,1% der Stimmen zu erreichen”), lielen sich die Polen nicht ab-

19 Seges-Frelak / Lada: Znikajaca granica, 2012.

20 Bernadette Jonda: Neue Formen der Migration und des Austausches im grenznahen Bereich,
in: POLEN-ANALYSEN 49, 2009, S. 2-6.

21http://serwice.mvnet.de/cgibin/wahlen/2009_kom_bund_euro/wahl2009_anz.pl?K_WK62.htm,
18. Oktober 2010.
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schrecken und blieben in Lécknitz. Allméhlich integrieren sie sich in die lokale
Gemeinschaft, schicken ihre Kinder in Kindergarten und Schulen und engagie-
ren sich in den dortigen Vereinen.

Somit hat die Offnung des deutschen Arbeitsmarktes am 1. Mai 2011 in dieser
Region die Dynamik und den Umfang der Migration von Polen nach Deutsch-
land nicht wesentlich beeinflusst, worauf der oben genannte Bericht hinweist.
Obwohl in Mecklenburg-Vorpommern polnische Saisonarbeiter fehlen, arbeiten
diese gern in anderen Regionen Deutschlands wegen der héheren Léhne. Polen,
die sich hier niederlassen, arbeiten gewohnlich im benachbarten Stettin, wo es
an Wohnraum mangelt und es oft lohnenswerter ist, eine Wohnung oder ein
Haus in den Orten jenseits der Grenze zu kaufen oder zu mieten. Die lokalen
Behorden reagieren auf die polnische Migration sehr positiv, denn die Polen
tragen zur Entwicklung der Region bei. Die Polen hingegen betonen die bessere
Infrastruktur im Bildungs- und Erziehungsbereich (Schulen, Kindergarten, Arz-
te und andere Dienstleistungen). Polnische Immobilienbesitzer profitieren von
Subventionsprogrammen flr Sanierungen aus den Gemeindekassen und haben
auch die Maglichkeit, deutsche Sozialleistungen zu erhalten, die hoher sind als
in Polen. Familien mit stdndigem Wohnsitz in Deutschland, die ihre Kinder in
deutschen Kindergarten und Grundschulen anmelden, erhalten Leistungen fir
die Kinder, aber auch Zuschiusse zu den Kindergartengebuhren. Die lokalen
Behodrden kommen der sich verdndernden Realitdt entgegen und passen die
Infrastruktur an: so kdnnen zum Beispiel die Schiler am Deutsch-Polnischen
Gymnasium in Locknitz sowohl das deutsche als auch das polnische Abitur
machen. Dynamische polnische Migranten im Grenzgebiet werden zu einem
wichtigen Mittler in den deutsch-polnischen Beziehungen und bei der Uberwin-
dung gegenseitiger Vorurteile und Stereotype.*

Deutsche Konzerne bilden polnische Auszubildende aus

In letzter Zeit berichteten polnische Medien Uber deutsche Konzerne, die polni-
sche Auszubildende in Polen ausbilden. Die deutschen Konzerne eréffnen Klas-
sen in polnischen Berufsschulen, um qualifizierte Fachkrafte fir eine Arbeit in
Deutschland und in ihren Unternehmen in Polen zu gewinnen. 2008 schuf ein
einziger Konzern, MAN, solche Klassen. 2009 kamen Volkswagen, 2010
Hearing und 2012 Fenix Intech Bosch hinzu. Das Interesse der polnischen
Schiler ist groB, es gibt mehrere Bewerber fur jeden Platz. 2008 gab es 23 Aus-
zubildende, 2012 sind es 530. Die Popularitit der Klassen, die Vertrdge mit den

22 Seges-Frelak/Lada: Znikajaca granica, 2012.
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Konzernen unterzeichnet haben, rihrt daher, dass die Absolventen keine Pro-
bleme haben, Arbeit zu finden. Absolventen der von MAN geférderten Klasse
erhalten zweisprachige Diplome sowie Zertifikate, die von deutschen Arbeitge-
bern anerkannt werden. Solche Klassen entstanden in Gdynia (MAN) und
Swarzedz (VW), wo Mechaniker, Monteure, GieRer und Elektromonteure aus-
gebildet werden. Manche Arbeitgeber in Deutschland wie Bosch, Siemens oder
Vattenfall garantieren nach bestandener praktischer Prifung nicht nur einen
Avrbeitsplatz, sondern zahlen sogar Stipendien (400-600 Z1).®

Zusammenfassung

Erste Analysen und statistische Daten zu den Folgen der Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit zwischen Polen und Deutschland zeigen, dass die Freizigigkeit ent-
gegen den Beflirchtungen und Prognosen die Migrationsbewegungen zwischen
beiden Landern nur in geringem Male beeinflusst hat. Deutschland war und
bleibt ein wichtiges Zielland fur polnische Migranten. Polnische Blirger, die an
einer Arbeitsaufnahme in Deutschland interessiert waren, obwohl der Arbeits-
markt 2004 noch nicht gedffnet war, nutzten die bestehenden Mdoglichkeiten
und zogen schon vor dem 1. Mai 2011 nach Deutschland. Ein wesentliches
Hindernis bei der Arbeitsaufnahme im westlichen Nachbarland bleiben fiir die
Polen die unzureichenden Deutschkenntnisse. Es ist sicher lohnend, weitere
Untersuchungen durchzufiihren und die statistischen Daten zu verfolgen, denn
erst nach dem Verstreichen eines langeren Zeitraums wird man eine genauere
Analyse vornehmen und neue Schlussfolgerungen ziehen kénnen.

23 Rafal Wos: Niemieckie firmy wyrgczaja polski system edukacji. Szkolg uczniéw i gwarantuja
pracg, in: Dziennik Gazeta Prawna, 9. November 2012,
www.serwisy.gazetaprawna.pl /edukacja, 15. November 2012.
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RECHTLICHE GRUNDLAGEN

Robert Grzeszczak

Die Arbeitnehmerfreizigigkeit und ihre Einschrankungen
am Beispiel Polens und Deutschlands

EinfUhrende Bemerkungen

Die Frage der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf dem EU-Binnenmarkt wurde im
Zusammenhang mit dem Beitritt Polens zur Europdischen Union als potentielle
Gefahr fir die nationalen Arbeitsmarkte gesehen. Dies hatte einen starken Ein-
fluss auf Kollektivvertrage und Lohne in den Aufhnahmeldndern. Obwohl der
Begriff Arbeitnehmerfreizigigkeit in den Vertrdgen als Garantie fiir die Voll-
endung des Binnenmarktes und zum Zwecke der Festigung einer echten europa-
ischen Identitat festgeschrieben ist, wurde den Mitgliedslandern das Recht zu-
gestanden, fiir bestimmte Ubergangsfristen die bis dahin bestehenden Ein-
schrankungen der Offenheit des Arbeitsmarktes fir die neuen Mitgliedsstaaten
beizubehalten. Aus historischen Angsten heraus konzentrierten sich die Beden-
ken immer auf zwei Hauptaspekte: die erwartete starke Zuwanderung aus drme-
ren Landern in wohlhabendere Staaten und den damit verbundenen Verlust von
Arbeitsplatzen oder zumindest das Absinken des Lohnniveaus in den Aufnah-
meléndern.

Hauptziel der in diesem Artikel dargelegten Erwégungen ist der Versuch, eine
Antwort auf die Frage zu finden, ob langanhaltende, zahlreiche und breit ange-
wandte Ubergangsfristen den Binnenmarkt desintegrieren und die EU-
Mitglieder durch sie in bestimmte Kategorien eingeteilt werden. Muss man
diese Instrumente vielleicht, so wie dies auf dem ,,polnischen Weg zur EU-
Mitgliedschaft™ geschah, als Ausdruck von europédischem Pragmatismus und als
Chance zu einem schnelleren Beitritt derjenigen Staaten ansehen, deren wirt-
schaftliche Entwicklung eine Mitgliedschaft in der Europdischen Union zu den
allgemeinen Bedingungen nicht gestattet? Oder sind solche MalBnahmen eher
als diskriminierend und dem Prinzip der Solidaritdt und Einheitlichkeit inner-
halb der EU zuwiderlaufend zu bewerten?
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Das Beispiel Deutschlands und Polens und der praktizierten Ubergangsfristen
auf dem Arbeitsmarkt ist bereits historisch, da im Jahr 2011 endgultig abge-
schlossen. Es belegt jedoch die Komplexitét des Problems und zeigt, dass die
Ubergangsfristen ein wichtiges Instrument zur Flexibilisierung des Marktes
darstellen, das d&rmeren Staaten, die strukturell oder institutionell nicht vorberei-
tet oder auch einfach aus anderen (politischen) Griinden an einer bestimmten
Form der Integration nicht interessiert sind, die Mitgestaltung von wirtschaftli-
chen wie auch politischen Integrationsprozessen ermdglicht.

Das Diskriminierungsverbot

Das Prinzip der Nichtdiskriminierung ist ein Fundament der europdischen In-
tegration. Ganz einfach ausgedriickt bedeutet es, dass gleiche Situationen auf
gleiche Art und Weise und unterschiedliche Situationen unterschiedlich zu be-
handeln sind, z.B. in Bezug auf die Einkommen von Frauen und Ménnern fir
dieselbe Arbeit, die Rechte deutscher und polnischer Beschaftigter auf soziale
Leistungen usw. In einer anderen Situation als der oben beschriebenen haben
wir es mit Diskriminierung zu tun, die direkte und indirekte Formen annehmen
kann.

Grundlage aller vier Freiziigigkeiten in der EU, d.h. des freien Guter-, Perso-
nen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs, ist das Prinzip der Nichtdiskrimi-
nierung aus Griunden der Staatsangehorigkeit. Dieses Prinzip markiert das nor-
mative und axiologische Fundament des Funktionierens des EU-Binnen-
marktes.

Artikel 18 des Vertrages (iber die Arbeitsweise der Europdischen Union (im
Weiteren: AEUV) stellt fest, dass ,,unbeschadet besonderer Bestimmungen der
Vertrage [...] in ihrem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Grinden
der Staatsangehdrigkeit verboten [ist]”. Das bedeutet, dass Personen, die sich in
einer gemeinschaftsrechtlich geregelten Situation befinden, ,,den Angehdrigen
des betreffenden Mitgliedstaates vollkommen gleichgestellt werden”.?

Die Arbeitnehmerfreizlgigkeit wird durch Vertrdge garantiert, die die EU kon-
stituieren, genauer gesagt durch Art. 45 ff. AEUV. Die Vorschriften zu den

1 Anna Zawidzka-Zojek / Robert Grzeszczak (Hg.): Prawo materialne UE. Vademecum, 2. Aufl.,
Warszawa: EuroPrawo 2012, S. 2
2 EuGH, Urteil vom 2. Februar 1987, Rs. 186/87, Cowan, Slg. 1989, 195.
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Freiheiten des Europdischen Binnenmarktes werden generell Verbotsvorschrif-
ten genannt.® Adressiert an die Staaten (die sogenannte Staatssphare, das Impe-
rium) sehen sie Verbote vor, Einschrankungen beim freien Verkehr von Waren,
Personen (Arbeitnehmern), Dienstleistungen und Kapital vorzunehmen und
aufrechtzuerhalten. Diese Vorschriften haben einen negativen Charakter (Ver-
bote), aus dem positive Elemente resultieren (Auflagen zur Ergreifung bestimm-
ter Aktivitaten).

Die Anwendungsprinzipien der Vertragsvorschriften tber die Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit (Art. 45 ff. AEUV) wie auch Uber die Ubrigen Freiheiten sind Aus-
druck eines Kompromisses zwischen den Freiheiten des Binnenmarktes und den
an sie gebundenen staatlichen Organen sowie der Freiheit der privaten Subjekte.
Dieser Kompromiss beruht darauf, dass der Adressat der Vertragsvorschriften
die Sphére des Imperiums ist, d.h. staatliche Organe. Nicht direkt miteinander
verbunden sind hingegen prinzipiell die individuellen Akteure (die sogenannte
Individualsphére, das Dominium), das heif3t natirliche oder juristische Perso-

nen.*

Das Wesen der Arbeitnehmerfreiztigigkeit

Die Arbeitnehmerfreiziigigkeit ist ein Bestandteil der allgemeinen Frei-
zligigkeit zu 6konomischen Zwecken, die neben den Arbeitnehmern auch
die Unternehmer umfasst, darunter auch Selbststandige, Personen, die Unter-
nehmen griinden und fuhren sowie Dienstleister und Dienstleistungsnehmer.
Allgemein gesagt ist diese Freiheit ein besonderer Aspekt der Freiziigigkeit der
Unionsbdrger und ihrer Familien. Die Arbeitnehmerfreiziigigkeit inner-
halb der EU basiert auf dem Diskriminierungsverbot von Arbeitnehmern
aus den Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf ihre Staatsbirgerschaft bei
Beschaftigung, Entlohnung und anderen Arbeitsbedingungen. Der rechtli-
che Rahmen der Freiziligigkeit wird festgelegt durch Art. 21, 45 und 47 AEUV
sowie die Art. 15, 21, 29, 34 und 45 der Grundrechtecharta sowie durch zahlrei-
che abgeleitete Rechtsakte.’

3 Zawidzka-£ojek/Grzeszczak (Hg.): Prawo materialne UE, S. 9.

4 Zawidzka-Lojek/Grzeszczak (Hg.): Prawo materialne UE, S. 10.

5 Die wichtigsten sind die Verordnung des Rates 1612/68 iiber die Arbeitnehmerfreizigigkeit
innerhalb der Gemeinschaft; die Richtlinie 2004/38/EG des Rates tiber das Recht der Unions-
birger und ihrer Familien, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und auf-
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Die Freizugigkeit umfasst das Recht, sich um Stellen zu bewerben, sich frei zu
bewegen, sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten und auf dessen Hoheitsgebiet
nach Beendigung einer Beschéftigung zu verbleiben (Art. 45 AEUV). Beriick-
sichtigt man den breiteren, aus dem abgeleiteten Recht resultierenden normati-
ven Kontext, kann man diese Freiheit beschreiben als das Recht des Unionsbir-
gers auf Arbeit und Aufenthalt (Ansiedlung) sowie das Recht, mit Arbeit
und Aufenthalt verbundene Verginstigungen (berufliche Weiterbildung,
soziale und steuerliche Vorteile) in einem beliebigen EU-Land zu nutzen,
in rechtlicher Gleichstellung mit den Biirgern des betreffenden Staates.
Diese Freiheit starkt die Mdoglichkeit des migrierenden Arbeitnehmers,
mit seinen Angehorigen verbunden zu sein, driickt sie sich doch in dem
Recht der Familienmitglieder auf Einwanderung, Aufenthalt und die
Nutzung anderer damit zusammenhangender Rechte im Aufnahmeland
aus.’

Somit ist die Arbeitnehmerfreizugigkeit ein Mittel, das dem Arbeitnehmer die
Mdoglichkeit gibt, Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbessern und den
eigenen sozialen Aufstieg zu erleichtern. Gleichzeitig hilft sie, die wirtschaft-
lichen Bedurfnisse der Mitgliedstaaten zu befriedigen.

Der Begriff des Arbeitnehmers

Man darf nicht vergessen, dass der Begriff des Arbeitnehmers eine eigene EU-
Bedeutung hat, die sich von den nationalen Definitionen unterscheidet. Der
Begriff Arbeitnehmer umfasst alle Personen, sowohl im ¢ffentlichen als auch im
privaten Sektor, einschlieBlich der offentlichen Institutionen. Ein Arbeitnehmer
ist also eine nattrliche Person, die flr eine andere Instanz eine bestimmte Arbeit
leistet, die eine 8konomische Dimension hat’, dabei unter Leitung dieses Sub-
jekts steht und dafiir eine Entlohnung erhalt.® Die Art des Beschaftigungsver-

zuhalten sowie die Richtlinie 2005/36/EG und des Rates vom 7. September 2005 uber die An-
erkennung von Berufsqualifikationen.

6 Leszek Mitrus: Kommentar zu Art. 39, in: Andrzej Wrébel (Hg.): Traktat ustanawiajacy Wspol-
note Europejska. Komentarz, Warschau: C. H. Beck 2012, S. 814.

7 EuGH, Urteil vom 12. Dezember 1974, Rs. 36/74, Walrave und Koch, Slg. 1974, 1405; vom 31.
Mai 1989, Rs. 344/87, Bettray, Slg. 1989, 1621.

8 U.a. EuGH, Urteil vom 3. Juli 1986, Rs. 66/85, Lawrie-Blum, Slg. 1986, 2121; vom 2. Februar
1992, Rs. C-357/89, Raulin, Slg. 1992, 1-1027; vom 23. Mé&rz 2004, Rs. C-138/02, Collins,Slg.
2004, 1-2703; vom 17. Mdrz 2005, Rs. C-94/07, Krenemann, Slg. 2005, 1-2421; vom 17. Juli
2008, Rs. C-94/07, Raccanelli, Slg. 2008, 1-5939.
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héltnisses oder des Dienstverhaltnisses wie auch dessen rechtliche Grundlage
spielen keine Rolle.’ Der Begriff des Arbeitnehmers umfasst auch Saisonarbei-
ter, Grenzpendler oder Praktikanten. Fir die Qualifikation einer bestimmten
Person als Arbeitnehmer sind die Hohe der erhaltenen Entlohnung, die Art des
Vertrages, auf dessen Grundlage die Arbeit geleistet wird sowie die Dauer des
Vertrages nicht von Bedeutung. Wichtig ist allein, dass die Arbeit fiir eine Be-
zahlung geleistet wird.

Einschrankungen der Arbeitnenmerfreizligigkeit — ein schwieriges Thema
der deutsch-polnischen Integrationsbeziehungen

Das EU-Recht erlaubt zweierlei Einschrankungen der Arbeitnehmerfreizigig-
keit. Die erste Form wird diktiert von Grunden der Offentlichen Ordnung,
Sicherheit und Gesundheit. Berechtigt zur Einfiihrung dieser Einschrankungen
sind die Mitgliedstaaten, im Sinne des Art. 27 Abs. 1 der Richtlinie 2004/38 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 ber das Recht der
Unionsburger und ihrer Familienmitgliedern, sich im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten. Die Einschrankungen der zweiten
Form sind verbunden mit dem Schutz des 6ffentlichen Interesses der Mitglied-
staaten an der Besetzung von Stellen in der 6ffentlichen Verwaltung ausschlieR3-
lich durch die eigenen Staatsburger (Art. 45 Abs. 4 AEUV).

Aulerdem kénnen aus den Beitrittsvertragen auch Einschrankungen der Arbeit-
nehmerfreizlgigkeit innerhalb der EU resultieren, sowohl in territorialer Hin-
sicht als auch in Bezug auf die Art der Tréager. Der letztere Aspekt wird Gegen-
stand der weiteren Analyse sein.

Das Problem der Ubergangsfristen

Die Staaten verhandeln vor ihrem Beitritt zur Européischen Union, wenn dies
notwendig ist, mit der Europdischen Kommission Uber die Einhaltung soge-
nannter Ubergangsfristen. Bei einer Ubergangsfrist wird festgelegt, dass Me-
chanismen und Prinzipien, die in der EU in Bezug auf einzelne Wirtschafts-
bereiche gelten, nicht sofort ihrem Rechtssystem unterworfen werden. Grund-
sétzliches Ziel der Einfiihrung von Regelungen, die bestehende Grundsatze des

9 EuGH, Urteil vom 7. September 2004, Rs. C-456/02, Trojani, Slg. 2004, 1-7573.
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EU-Rechts aufheben, ist die Sicherung einzelner wirtschaftlicher oder politi-
scher Interessen sowohl armerer als auch reicherer Lander, insbesondere bei
einem EU-Beitritt. Diese Fristen erlauben den Schutz der Interessen der EU
selbst, zum Beispiel in den sogenannten empfindlichen Bereichen. In der Praxis
wurden gerade die Disproportionen in der wirtschaftlichen Entwicklung einzel-
ner Staaten zur Rechtfertigung dieser Ausnahmeregelungen gebraucht. Gegen-
wartig betreffen sie Uberwiegend die Arbeitsmarkte einzelner Staaten, sind also
Ubergangsfristen bei der Arbeitnehmerfreiziigigkeit.

Grundsitzlich sollte der faktische Urheber von Ubergangsfristen die Europii-
sche Kommission sein. Letztlich werden diese jedoch von den im Europaischen
Rat versammelten Mitgliedstaaten bestétigt. Somit steht die Kommission in
diesem Bereich unter dem starken Einfluss einzelner Staaten. In bestimmten
Fallen werden die Fristen sogar gegen die Stellungnahme der Kommission ein-
gefiihrt. So war es 2002, als Deutschland und Osterreich kategorisch die Aus-
setzung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit unter anderem gegenuber Polen verlang-
ten, flir einen Zeitraum, der entschieden langer war, als die Kommission vorge-
schlagen hatte. In manchen Féllen werden auch gegeniiber ,alten” EU-
Mitgliedern Ubergangsregelungen eingefiihrt, manchmal sogar gegeniber allen
EU-Mitgliedern (zum Beispiel bei den erneuerbaren Energien).

Erstmals wurden Ubergangsfristen 1973 angewandt, als GroBbritannien, Déne-
mark und Irland der Europdischen Gemeinschaft beitraten. Derogationen wur-
den auch im Maastricht-Vertrag von 1992 berucksichtigt; darin wurde eine
dreiphasige Einflihrung der Wirtschafts- und Wahrungsunion (im Weiteren:
WWU) vereinbart, der anfangs elf Staaten beitraten, zwei Jahre spdter kam
Griechenland hinzu. GroRbritannien, Schweden und Danemark erreichten, dass
sie von der Beteiligung an der dritten Etappe dauerhaft ausgenommen wurden.

Die gegeniiber Polen eingefiihrten Ubergangsfristen

Im Zuge der Beitrittsverhandlungen wurden fiir Polen Ubergangsfristen in 15
von insgesamt 31 Verhandlungsbereichen eingefiihrt. Dies betraf den freien
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, das Gesellschaftsrecht,
die Wettbewerbspolitik, Wirtschaft, Fischfang, Verkehrs-, Steuer-, Beschéfti-

10 Robert Grzeszczak: Problem okresow przejsciowych. Analiza z wybranymi przyktadami
okresow przej$ciowych Polski i Niemiec, in: Prawo Europejskie w Praktyce 5/46, 2008, S. 40
ff.
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gungs- und Sozialpolitik, Energie, Telekommunikation, Informatik und Post-
dienstleistungen, Kultur und Medienpolitik sowie Umweltschutz. Man muss
sich bewusstmachen, dass Polen vollstdndig Teil des Binnenmarktes sein wird,
wenn die letzte Ubergangsfrist abgelaufen ist. Abhangig vom Verhandlungsbe-
reich wurden fur Polen Fristen von einem bis zu zwolf Jahren vereinbart. Zu
den wichtigsten gehorte die Arbeitnehmerfreiziigigkeit, fur die eine maximal
siebenjahrige Ubergangsfrist eingefithrt wurde, die fiir den deutschen und éster-
reichischen Arbeitsmarkt 2011 endete.

Fir jede Freiziigigkeit wurden im Beitrittsabkommen verschiedene Ubergangs-
fristen festgeschrieben. Wihrend in manchen Kapiteln die Ubergangsfristen auf
ein Minimum beschrénkt sind und nur flir kurze Zeit gelten (wie zum Beispiel
beim Warenverkehr), sind sie in anderen, wie etwa im Bereich der Arbeitneh-
merfreizigigkeit oder beim Umweltschutz, ausgepragter und oft politisch moti-
viert."

Ubergangsfristen auf dem Arbeitsmarkt

Bis zum Beitritt war Deutschland das beliebteste Ziel polnischer Arbeitsmigran-
ten. 2004 wurden polnischen Birgern 411.400 Arbeitsgenehmigungen erteilt
(davon betrafen 92% eine Arbeit in den westlichen Bundesldndern). Seit der
Offnung des Arbeitsmarktes in GroRbritannien wendete sich der Hauptstrom der
Arbeitsmigration dorthin. Dies &nderte jedoch nichts an den Angsten in
Deutschland und Osterreich vor einem unkontrollierten Zustrom von Arbeits-
kraften aus Polen. Und tatséchlich war die gesamte Diskussion uber die Kon-
trolle des Rechts auf freie Arbeit flir polnische Burger in Deutschland eine poli-
tische Diskussion. Im Prinzip hatte die Europaische Kommission hier keine
Chance, den deutschen Standpunkt zu verandern.

Deshalb wurden allgemeine Ubergangsfristen bei der Arbeitnehmerfreiziigigkeit
gegeniiber Polen fiir bis zu sieben Jahren eingefiihrt, nach dem Prinzip 2+3+2.
Das bedeutete, dass Européische Kommission und Mitgliedsl&nder nach Ablauf
von zwei und dann drei Jahren die Folgen einer Offnung der Arbeitsmarkte in
den einzelnen Staaten analysieren sollten. Infolgedessen wurden Verhandlungen
tber einen freiwilligen Verzicht der Staaten auf die ihnen zustehenden Fristen
zur Einschrankung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit gefiihrt. Die erste zweijahrige

11 Andrea Ott: Jedno$¢ w réznorodnosci? Zroznicowanie prawa i polityki UE w rozszerzonej
Unii Europejskiej, Warszawa: Centrum Europejskie Natolin 2004, S. 11.

41



Robert Grzeszczak

Ubergangsfrist dauerte vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2006, die darauf
folgende dreijahrige vom 1. Mai 2006 bis zum 30. April 2009 und die letzte
zweijahrige Ubergangsfrist vom 1. Mai 2009 bis zum 30. April 2011. Aller-
dings konnten zu jedem (friiheren) Zeitpunkt einzelne EU-Lander auf die An-
wendung der folgenden Ubergangsfristen verzichten.

Wie sich herausstellte, machten von der Moglichkeit der Einfiihnrung von Uber-
gangsfristen in der ersten Etappe (1. Mai 2004 bis 30. April 2006) einige der
alten Mitgliedslander und acht von zehn neuen Mitgliedern (auBer Malta und
Zypern) Gebrauch. Malta schloss interessanterweise seinen Markt gegeniber
allen alten und den ubrigen neuen EU-Mitgliedern. Drei neue Mitgliedsléander
(Polen, Slowenien, Ungarn) schlossen hingegen ihre Arbeitsmarkte nach dem
Prinzip der Gegenseitigkeit, d.h. fir diejenigen Staaten, die Einschrankungen
fiir ihre Staatsburger einfuhrten. Wahrend der zweiten Etappe (vom 1. Mai 2006
bis zum 30. April 2009) hielten anfangs acht von 25 Mitgliedstaaten der EU
(Osterreich, Deutschland, Italien, Belgien, Danemark, Frankreich, Luxemburg,
Niederlande) Ubergangsfristen aufrecht. Diese Staaten, die sich auf eine Schutz-
klausel beriefen, beharrten voriibergehend auf der Forderung nach Besitz einer
Arbeitserlaubnis. Sie waren jedoch verpflichtet zu belegen, dass es in einer
konkreten Region oder in einem bestimmten Beruf (infolge der Offnung des
Marktes) zu unerwarteten Storungen kommen wiirde.

Von den oben genannten Staaten hoben sechs allméhlich die Zugangsbeschran-
kungen zu ihren Arbeitsmérkten vor Ablauf der dreijéhrigen Schutzfrist auf.
Somit verzichtete ein Teil der Staaten (u.a. Grofbritannien und Irland) bereits
zum Zeitpunkt des polnischen EU-Beitritts, also am 1. Mai 2004, auf den
Schutz ihrer Arbeitsmarkte. Andere Staaten machten in der ersten Etappe von
der Schutzklausel Gebrauch, 6ffneten jedoch wéhrend der ersten oder zweiten
Etappe bestimmte Sektoren (zum Beispiel ¢ffnete Italien die Markte fir Arzte
und Pflegekréfte), bis sie schlieBlich ihre Markte vollig 6ffneten (gegeniiber
Polen: Spanien, Finnland, Griechenland und Portugal am 1. Mai 2006, Italien
am 27. Juli 2006 und die Niederlande am 1. Mai 2007). Infolge eines positiven
Berichtes der Europdischen Kommission von 2006 erleichterten auch Luxem-
burg, Danemark, Frankreich und Belgien erheblich die Verfahren zur Erlangung
einer Arbeitserlaubnis fur Bilrger aus den neuen Mitgliedstaaten (also auch fur
Polen).

Die letzte zweijahrige Etappe wurde eigentlich nur wegen der unnachgiebigen
Haltung von Deutschland und Osterreich aufrechterhalten, die nach drei Jahren
entschieden, dass im Falle einer Offnung ihrer Arbeitsmarkte schwere Stérun-
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gen drohen wiirden; dies wurde als politische Entscheidung interpretiert, die
durch eine 6konomische Analyse der Arbeitsmarkte nicht zu belegen war.

Die vorliegende Analyse der Entwicklung von Ubergangsfristen zwischen
Deutschland und Polen zeigt, wie stark die Praxis der Integration von den theo-
retischen Grundlagen abweicht. Besonders sichtbar ist dies im Bereich des Zu-
gangs zum Arbeitsmarkt (fiir Polen in Deutschland), wie auch bei den Mdglich-
keiten des Erwerbs von landwirtschaftlichem Grundbesitz (durch Birger aus
Staaten der ,,alten” EU in Polen) oder beim Ausschluss von Polen vom Zugang
zum Dienstleistungsmarkt in Deutschland.

Die Arbeitnehmerfreizigigkeit ist ein Birgerrecht, und die Wahrnehmung die-
ses Rechts sollte nicht von etwaigen negativen Folgen fur die Arbeitsmarkte
abhangig gemacht werden. Die Mitgliedstaaten spielen zusammen mit ihren
lokalen Behdrden eine Schlisselrolle bei der Erleichterung der Wahrnehmung
dieses Rechts, und das geltende Recht sollte entsprechend in seinem gesamten
Umfang in Kraft gesetzt werden. Es gibt ein dringendes Bediirfnis nach Zu-
sammenarbeit bei der Anpassung der nationalen Rechtsvorschriften an die EU-
Vorschriften, um eventuelle direkte oder indirekte Hindernisse zu beseitigen,
insbesondere solche, die mit einer diskriminierenden Behandlung wegen der
Staatsangehorigkeit oder mit der Ablehnung, Familienmitgliedern Rechte zu
gewahren, mit den Sozialversicherungssystemen und anderen Hindernissen
zusammenhéngen und die sich in Bezug auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit ein-
schrankend oder demotivierend bei der Arbeitssuche auswirken.

Der Integrationsprozess der Arbeitsmérkte dauert an, ist bisher jedoch nicht
immer so verlaufen wie geplant. Seine Anfange sind bekannt, die Gegenwart
gestaltet sich vor unseren Augen, aber die Zukunft ist immer noch offen. Die
Européische Union, die oftmals ihre innere Vielfalt betont, ja diese sogar zu
ihrem Motto erklart (Einheit in Vielfalt), ist sich bewusst, dass ihr Markt die in
ihn gesetzten Hoffnungen nur erfullen kann, wenn sie es schafft, die Imperative
des Zentralismus und der Heterogenitat miteinander zu verséhnen.
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Osterweiterung und Arbeitnehmerfreiziigigkeit®

I. Gefahren der Transnationalisierung von Arbeitsmarkten

Als Gefahren der Arbeitnehmerfreiziigigkeit gelten in erster Linie Gefahren
transnationaler Arbeitsmarkte fiir die Arbeitsbedingungen in den ,,aufnehmen-
den* Mitgliedstaaten. Solche Gefahren werden besonders dann befiirchtet, wenn
die Transnationalisierung wie im Fall der Osterweiterung der Europdischen
Union Arbeitsmarkte mit einem grolen Gefélle der Arbeitsentgelte und Ar-
beitsbedingungen erfasst. Es geht also um die Gefahren der Lohnkostenkon-
kurrenz.? Die Befiirchtungen einer Unterbietungskonkurrenz zu Lasten von
Arbeitsentgelten und Arbeitsbedingungen gehen auf Uberlegungen zuriick, die
der US-amerikanische Okonom Paul Samuelson in den 1960er Jahren ent-
wickelt hatte; ein hoheres Arbeitskraftangebot durch Einwanderung flhrt da-
nach zu einem Druck auf die Lohne, insbesondere bei unterschiedlichen Ent-
geltniveaus.® Im Einzelnen hingen solche Effekte aber von vielen Faktoren ab.
Weder ist Arbeit ein homogener Faktor, noch sind Arbeitsmarkte von flexiblen
Lohnen gepragt; auch Kapital- und Gutermérkte kdnnen und missen sich
schlieBlich an Verénderungen des Arbeitsangebots anpassen.*

Eine differenzierte Betrachtung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit muss auch be-
ricksichtigen, dass sich fir die Arbeitsbedingungen in den Herkunftslandern
Angleichungseffekte nach oben ergeben konnen. Solche Hoffnungen lagen

1 Dieser Beitrag ist eine gekiirzte Fassung des Beitrags Osterweiterung und Arbeitnehmerfreizii-
gigkeit, in: Eva Kocher / Carsten Nowak (Hg.): Freie Fahrt flr Arbeitnehmer/innen zwischen
Ost und West. Perspektiven des Ablaufs beitrittsbedingter Ubergangsfristen zum 1. Mai 2011,
Baden-Baden: Schriften des Frankfurter Instituts fur das Recht der Européischen Union 2012,
S. 29-50.

2 Zu den Differenzen der Entgeltniveaus zwischen Deutschland einerseits und Tschechien sowie
Polen andererseits (aus diesen Staaten wird der stérkste Zuzug von osteuropdischen Arbeits-
migranten erwartet) vgl. Mario Miller / Kay Meiners / Frank Lorenz: Wagnis Europa, in:
Magazin Mitbestimmung 12, 2010, S. 10-17 (11).

3 Siehe: http://de.wikipedia.org/wiki/Stolper-Samuelson-Theorem, 18. Marz 2011.

4 Herbert Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration.
Ein kritischer Uberblick iiber vorliegende Befunde, in: WSI-Mitteilungen 10, 2010, S. 499-507;
Timo Baas / Herbert Briicker: Wirkungen der Zuwanderungen aus den neuen mittel- und ost-
européischen EU-Staaten auf Arbeitsmarkt und Gesamtwirtschaft. Expertise im Auftrag des
Gesprachskreises Migration und Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 2010.
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jedenfalls schon der Arbeitnehmer-Freizigigkeitsverordnung 1612/68/EWG
(jetzt kodifiziert in VO 492/2011°) zu Grunde, die mit der Erwagung begriindet
wurde, dass

»|--.] die Mobilitdt der Arbeitskrifte innerhalb der Union [...] fiir
den Arbeitnehmer eines der Mittel sein [solle], die ihm die
Mdoglichkeit ~ einer ~ Verbesserung  der  Lebens-  und
Arbeitsbedingungen garantieren und damit auch seinen sozialen
Aufstieg erleichtern, wobei gleichzeitig der Bedarf der Wirtschaft
der Mitgliedstaaten befriedigt wird.°

Auch in Deutschland hat sich die Perspektive vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Entwicklung in den vergangenen Jahren gewandelt; Ostbrandenburg
hofft nicht zuletzt auf Berufspendler/innen.” Langfristige negative Arbeits-
markteffekte auf breiter Ebene werden jedenfalls nicht mehr befiirchtet.? Das
hei8t aber nicht, dass es flr bestimmte Arbeitnehmergruppen und einzelne
Branchen nicht ganz anders aussehen koénnte. Briicker weist insbesondere auf
Niedrigqualifikationsbereiche hin, in denen bislang schon vor allem auslandi-
sche Arbeitskréfte beschaftigt werden. Wenn — wie erwartet wird — Gruppen
einwandern, deren Qualifikationsstruktur der durchschnittlichen Qualifikations-
struktur der Auslander/innen in Deutschland 1980-2004 entspricht, wéren letz-
tere einem erhéhten Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt.® Schulten befiirchtet
negative Effekte fir die Arbeitsbedingungen in den Branchen Bau, Hotel, Pfle-
ge oder Gebdudereinigung.® Unternehmen kénnten die Migration in Niedrig-
lohnbereiche und prekére Beschaftigung insofern auch als Instrument einsetzen,
um Druck auf inlandische Standards zu erzeugen.™

5ABIL.EU 2011 L 141/1.

6 Erwagungsgrund 4 der Freizigigkeitsverordnung (EU) 492/2011.

7 Frankfurter Erklarung, 17. Januar 2011; Wolfgang Schroeder: Das Ende der Ubergangsfristen.
Soziale und politische Auswirkungen in der Grenzregion, in: Kocher /Nowak (Hg.): Freie Fahrt
fiir Arbeitnehmer/innen zwischen Ost und West, S. 69 ff.; zur verbreiteten Uberschatzung der
Mobilitat vgl. Sandra Siebenhter: Arbeitsmarkt Leiharbeit. Risiken und Chancen der kiinftigen
Dienstleistungsfreiheit, in: WSI-Mitteilungen 3, 2011, S. 146-148.

8 Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration, S. 499,
502; Thorsten Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.
Gewerkschaften und Migration im Zuge der EU-Osterweiterung, in: Hans Platzer / Gudrun
Hetges (Hg.): Europa — Quo Vadis?, Wieshaden: Vs Verlag fir Sozialwissenschaften 2011, S.
127-150.

9 Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration, S. 499
(505 f.).

10 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.

11 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.
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Besondere Befiirchtungen gelten dem Bereich der Leiharbeit; hier wird insbe-
sondere im Helferbereich mit niedrigen Qualifikationsanforderungen gréRere
Konkurrenz und Druck auf die Lohne erwartet. Die Leiharbeitsbranche habe
sich bereits vorbereitet, deutsche Firmen und Arbeitskrafte durch osteuropai-
sche zu ersetzen.™

Deutschland hat wahrend der Ubergangsfrist zwischen dem polnischen EU-
Beitritt 2004 und dem Ablaufen der Frist 2011 allerdings wenig unternommen,
um den befurchteten Unterbietungskonkurrenzen auf den Arbeitsmarkten zu
begegnen. Fir die Vorbereitung der deutschen Arbeitsmarkte waren insbeson-
dere gesetzliche Mindestldhne gefordert worden.™ Der Tag der Arbeit 2011 be-
feuerte diese Debatte zusammen mit den Beschliissen der Arbeits- und Sozial-
rechtlichen Abteilung des 68. Deutschen Juristentags von 2010, die ebenfalls
mit klarer Mehrheit aus sozialpolitischen Griinden fur einen allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohn eintrat.** Obwohl am 1. Mai 2011 die Ubergangsfristen fir
die uneingeschrénkte Geltung der Arbeitnehmerfreizugigkeit im Verhaltnis zu
den im Jahre 2004 beigetretenen EU-Mitgliedstaaten abliefen, fehlt es in
Deutschland jedoch bis heute an allgemein verbindlichen Mindeststandards im
Bereich des Entgelts.

I1. Arbeitnehmerfreizigigkeit: Anwendbares Recht

Das Recht der Arbeitnehmer auf Freiztgigkeit (Art. 45 des Vertrages Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union [AEUV]) steht im funktionalen Kontext
des Binnenmarktes: Die Grundfreiheit soll den Beschaftigten die Arbeitsmarkte
aller Mitgliedstaaten 6ffnen und umgekehrt den Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern das Arbeitskrafteangebot aller Mitgliedstaaten bereitstellen. Im Anwen-
dungsbereich der Arbeitnehmerfreiziigigkeit entfallt insbesondere die Notwen-
digkeit einer Arbeitserlaubnis. Damit entfallt in der Praxis vor allem burokrati-
scher Aufwand fiir Beschéftigte und Unternehmen.™ Das Recht zum Aufenthalt

12 Siebenhiiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit, S. 146 f.

13 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.

14 68. DJT 2010 in Berlin, Abteilung Arbeits- und Sozialrecht, Beschluss 10.

15 Bislang § 39 VI, Il AufhG, § 284 SGB IlI. Ausfihrliche Darstellung bei Jiirgen Brand: Einsatz
von Arbeitnehmern und Niederlassungsfreiheit von Unternehmen aus den neuen EU-
Mitgliedstaaten in Deutschland, in: Beilage zu Betriebs-Berater 38, 2004, S. 11-15.

47



Eva Kocher

fir die Arbeitnehmer/innen und ihre Familien steht auch denjenigen zu, deren
Arbeitsverhaltnisse bereits vor dem Beitritt abgeschlossen worden waren.*®

Wer seine Arbeitnehmerfreizigigkeit wahrnimmt und abhéngige Erwerbstatig-
keit in einem anderen Mitgliedstaat ausubt, kann arbeitsrechtlich in der Regel
vollstandig auf den Schutz des Arbeitsrechts des Aufnahmemitgliedstaats ver-
trauen. Denn internationalprivatrechtlich ist auf ein Arbeitsverhaltnis das Recht
des gewohnlichen Arbeitsorts anzuwenden (Art. 8 Abs. 2 Rom [-VO
593/2008/EG). Selbst bei Rechtswahl gelten nach dem kollisionsrechtlichen
Gunstigkeitsprinzip die glinstigeren Bestimmungen des Arbeitsorts. Malgeblich
ist danach in der Regel der Betriebssitz. Auch bei Zweigstellen ausléandischer
Unternehmen im Inland kommt es auf den Betrieb und nicht auf den Hauptsitz
des Unternehmens an. Bei wechselnden Arbeitsorten ist darauf abzustellen, an
welchem Ort oder von wo aus der Arbeitnehmer ,,unter Beriicksichtigung sdmt-
licher Gesichtspunkte, die [seine] Tétigkeit kennzeichnen, seine Verpflichtun-
gen gegeniiber seinem Arbeitgeber im Wesentlichen erfiillt“."’

Rechtlich dirfte damit keine Unterbietungskonkurrenz mdglich sein. Arbeits-
verhaltnisse mit auslandischen und inlandischen Arbeitnehmer/innen unterlie-
gen derselben Rechtsordnung — und damit auch denselben Tarifregelungen®® —
deren Geltung allerdings i.d.R. nach deutschem Recht von entsprechenden Mit-
gliedschaften abhangt (8 4 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz [TVG]). Dies schlief3t
natlrlich nicht aus, dass es zu einem wirtschaftlichen Wettbewerb nach unten
kommt — wie er ja auch durch die bloRe Standortkonkurrenz und (z.T. auch nur
hypothetische/behauptete) Mdglichkeit der Standortverlagerung ins Ausland
entstehen kann.*

16 Vgl. EuGH, Urt. vom 27.9.1989, Rs. C-9/88 (Lopes da Veiga), Slg. 1989, 1-2989 (Rn. 21), in
Abgrenzung zu EuGH, Urt. vom 26.5.1993, Rs. C-171/91 (Tsiotras), Slg. 1993, 1-2925 (Rn.11).

17 Siehe zuletzt wieder EuGH, Urt. vom 15.3.2011, Rs. C-29/10 (Koelzsch), noch nicht in der
amtl. Slg. verdffentlicht; siehe auch schon Kocher, in: Kempen Otto / Zachert Ulrich (Hg.):
TVG. Kommentar fuer die Praxis, 4. Aufl., KéIn: Bund-Verlag 2006, § 4 TVG, Rn. 98 ff.

18 Kocher, (Ebda.), Rn. 60 ff.

19 Siehe z.B. Elke Ahlers / Fikret Oz / Astrid Ziegler: Standortverlagerungen in Deutschland,
Disseldorf: Hans-Bdckler-Stiftung 2007, S. 20 ff und passim; Wolfgang Daubler: Die offenen
Flanken des Arbeitsrechts, in: Arbeit u. Recht 2010, S. 142-148.
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I11. Unternehmerische Grundfreiheiten und Lohnkostenkonkurrenz

Die eigentlichen Probleme grenziuberschreitender Arbeitsmérkte haben rechtlich
jedoch gar nicht notwendig etwas mit der Arbeitnehmerfreiziigigkeit zu tun.
Auch Entsendung, Arbeitnehmeriuiberlassung (Leiharbeit/Zeitarbeit) oder werk-
vertragliche Gestaltungen konnen fir die Arbeitsmérkte dhnliche Folgen haben
wie Arbeitsmigration oder Standortverlagerungsdiskussionen.

1. Dienstleistungsfreiheit und Entsendung

Mit dem Ablauf der Ubergangsfristen gilt nun auch fiir werkvertragliche Ent-
sendungen die Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56 AEUV. Die Abgrenzung
zwischen Arbeitnehmerfreizlgigkeit und Dienstleistungsfreiheit ist einerseits in
Hinblick auf selbststdndig tatige Einzelunternehmer/innen von Bedeutung, die
nicht ihren Lebensmittelpunkt verlegen®, sondern ihre Leistungen in grenz-
nahen Bereichen grenziiberschreitend anbieten.? Dariiber hinaus spielt sie in
Bezug auf Unternehmen eine Rolle, die grenziiberschreitende Dienstleistungen
mit Hilfe ihrer Arbeitnehmer/innen durchfithren” und diese zu diesem Zweck
voriibergehend in einen anderen Mitgliedstaat ,,entsenden®.

a. Dienstleistungsfreiheit und Arbeitnehmerfreiziigigkeit bei Entsendung
Gemeint sind dabei MaRnahmen, in denen Unternehmen:

,,a) einen Arbeitnehmer in ihrem Namen und unter ihrer Leitung in
das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats im Rahmen eines Vertrags
entsenden, der zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem
in diesem Mitgliedstaat tdtigen Dienstleistungsempfénger ge-
schlossen wurde, sofern fiir die Dauer der Entsendung ein Arbeits-
verhaltnis zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem Ar-
beitnehmer besteht, oder

20 Siehe unten 111. 2. zur Niederlassungsfreiheit.

21 Vgl. auch Matthias Pechstein / Philipp Kubicki: Dienstleistungsfreiheit im Baugewerbe fir
polnische Handwerker, in: EuZW, 2004, S. 167-172.

22 Siehe auch die Uberlegungen in EuGH, Urt. vom 7.5.1998, Rs. C-350/96 (Clean Car), Slg.
1998, 1-2521 (Rn. 16 ff); EuGH, Urt. vom 21.10.2003, Rs. C-317/01 (Abatay), Slg. 2003, I-
12301 (Rn. 86 ff); EuGH, Urt. vom 21.10.2003, Rs. C-369/01 (Sahin), Slg. 2003, 1-12301 (Rn.

61 ff).
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b) einen Arbeitnehmer in eine Niederlassung oder ein der Unter-
nehmensgruppe angehérendes Unternehmen im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats entsenden, sofern fiir die Dauer der Entsen-
dung ein Arbeitsverhaltnis zwischen dem entsendenden Unterneh-
men und dem Arbeitnehmer besteht*.*
Wenn rechtlich Unterbietungskonkurrenz zu Lasten der Arbeitsentgelte und
Arbeitsbedingungen droht, dann von dieser Seite. Denn solange Arbeitneh-
mer/innen im Rahmen einer Dienstleistung oder eines Werkvertrags ,,voriiber-
gehend entsandt werden, dndert die grenziiberschreitende Téatigkeit nichts am
anwendbaren Recht: Es bleibt das Arbeitsrecht des Staates anwendbar, in dem
der/die Betreffende ,,gewohnlich* beschéftigt ist.?* So kénnen auf Baustellen in
Deutschland Arbeitnehmer/innen zu portugiesischen oder polnischen Entgelten
beschéftigt werden.

b. Mindeststandards des Arbeitsorts bei Entsendung

Da die Entsendung von Arbeitnehmer/innen also zur Wahrnehmung der Dienst-
leistungsfreiheit gehort, ist die Frage, ob nicht auch unabhé&ngig vom anwendba-
ren Recht bestimmte Standards des Aufnahmemitgliedstaats auf entsandte Ar-
beitnehmer/innen angewandt werden kdnnen, eine Frage zuléssiger Beschréan-
kungen der Dienstleistungsfreiheit. Nach Meinung des Européischen Gerichts-
hofs (EuGH) hindert die Dienstleistungsfreiheit die Mitgliedstaaten zwar nicht
daran, Rechtsvorschriften oder Tarifvertrdge auf samtliche Personen anzuwen-
den, die im Hoheitsgebiet als Arbeitnehmer/innen beschaftigt werden, auch bei
auslandischem Arbeitsvertragsstatut — falls dies zwingenden Griinden des All-
gemeininteresses dient, insbesondere dem Schutz des lauteren Wettbewerbs
oder dem Schutz der Arbeitnehmer (der EuGH fiigt ratselhafterweise hinzu:
,wvor allem in der Bauwirtschaft*).” Diese Rechtsprechung des EuGH wurde
mit der Entsenderichtlinie 96/71/EG® kodifiziert und konkretisiert, und diese
wiederum wird in Deutschland durch das Arbeitnehmerentsendegesetz (AENtG)

23 Art. 1 Abs. 3 der Entsenderichtlinie 96/71/EG. Zum Begriff der Entsendung siehe auch EuGH,
Urt. vom 10.2.2011, verb. Rs. C-307/09 bis C-309/09 (Vicoplus) (Rn. 42 ff).

24 Genauer Kocher: TVG, Rn. 98 ff.

25 Vgl. EuGH, Urt. vom 24.1.2002, Rs. C-164/99 (Portugaia Construgdes), Slg. 2002, 1-787 (Rn
19); EuGH, Urt. vom 9.8.1994, Rs. C-43/93 (Vander Elst), Slg. 1994, 1-3803 (Rn 16); EuGH,
Urt. vom 27.3.1990, Rs. C-113/89 (Rush Portuguesa), Slg. 1999, 1-1417 (Rn. 18); siehe auch
BAG, Urt. vom 25.6.2002, AP Nr. 12 zu § 1 AEntG (zum Urlaubskassenverfahren der Bauwirt-
schaft).

26 ABIL.EG 1997 L 018/1.
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umgesetzt.?’ Tarifliche Mindestbedingungen kénnen nach dem AEntG fir all-
gemein verbindlich erklart werden; sie sind dann international zwingend im
Sinne von Art. 9 der Rom I-VO (vgl. § 3 AEntG).

Das AENntG gilt jedoch bislang nur fir wenige Branchen (8§ 4 AEntG). Es wére
deshalb zu erwarten gewesen, dass die Ubergangsfristen zur Vorbereitung der
Arbeitsmarkte auf die unbeschrénkte Geltung von Arbeitnehmerfreiziigigkeit
und Dienstleistungsfreiheit genutzt wiirden, was insbesondere durch die Einfiih-
rung weiterer Mindestentgelte mdglich gewesen ware. Diese Chance ist leider
nur begrenzt genutzt worden. Lediglich das Wach- und Sicherheitsgewerbe
sowie die Weiterbildungsbranche wurden mittlerweile in das AEntG aufge-
nommen; dort waren bereits (teils schon vor Jahren) Mindestlohntarifvertrage
abgeschlossen worden, mit Einstiegslohnen von 6,53 € (Osten) bzw. 8,46 €
(Westen) im Wachgewerbe und 12,28 € (West) bzw. 10,93 € (Ost) fiir Padago-
glnnen und 10,71 €/9,53 € fir Verwaltungsangestellte. Flr Pflegekréafte wurde
in Abschnitt 4 des AEntG (88 10 ff) eine eigenstdndige Regelung geschaffen
nach dem Modell des Mindestarbeitsbedingungsgesetzes (MindArbBedG)®
sowie des Heimarbeitsgesetzes (HAG); hier wird das Mindestentgelt durch eine
Kommission festgesetzt (insbesondere kirchliche Einrichtungen mussen so nicht
den Weg des Tarifvertrags gehen).”

Angesichts dieser politischen Blockade in Deutschland, die auch bei wissen-
schaftlicher Einigkeit tiber die Notwendigkeit*® eine breitere Durchsetzung von
gesetzlichen Mindestentgelten schwierig macht, ist es einschneidend gewesen,
als der EuGH in den Entscheidungen ,,Riiffert und ,,Luxemburg“ das alternati-
ve Instrument der Tariftreueerklarung fiir europarechtswidrig erklarte.** Dieses
Instrument auf L&nderebene kann damit im Wesentlichen nur noch als akzesso-
risches Durchsetzungsinstrument fiir die Mindestentgelte nach AEntG genutzt
werden.*

27 Zuletzt gedndert BGBI. 2009 1 S. 799.

28 Zuletzt gedndert BGBI. 2009 | S. 818.

29 So die Erklarung von Bohm: Europa-Tag flir die Zeitarbeit, NZA, 2010, S. 1218, 1220, 1. Mai
2011.

30 68. DJT 2010 in Berlin, Abteilung Arbeits- und Sozialrecht, Beschluss 10.

31 EuGH, Urt. vom 3.4.2008, Rs. C-346/06 (Riffert), Slg. 2008, 1-1989 (Rn. 17 ff); EuGH, Urt.
vom 19.6.2008, Rs. C-319/06 (Luxemburg), Slg. 2008, 1-4323 (Rn. 62 ff); zur Kritik z.B.
Kocher: Européische Tarifautonomie. Rechtsrahmen fiir Autonomie und Korporatismus, in:
juridikum 11/2, 2010, S. 465-483 (465 f., 469).

32 Siehe Florian Rodl: Bezifferte Mindestentgeltvorgaben im Vergaberecht, in: EuZW 2011, S.
292-296; zum aktuellen Stand vgl. Thorsten Schulten: Acht Bundeslander verlangen Tariftreue,
in: Bockler Impuls 12, 2011, S. 6.
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c. Grenzlberschreitende Arbeitnehmertberlassung / Leiharbeit

Einen Sonderfall stellt insofern die Leiharbeit dar. Auch die entgeltliche Zurver-
fligungstellung von Arbeitnehmer/innen, die im Dienst eines Unternehmens
bleiben, an andere Unternehmen, ohne dass ein Arbeitsvertrag mit dem Entlei-
hunternehmen abgeschlossen wird, ist zwar Austibung der Dienstleistungsfrei-
heit.*®* Fir sie gilt auch die Entsenderichtlinie (Art. 1 Abs.3c Richtlinie
96/71/EG). Allerdings — wie auch der EuGH schon friih festgestellt hat — gibt es
deutliche Unterschiede zwischen ,,gewohnlicher Entsendung und Arbeitneh-
meruberlassung. Denn ein Unternehmen, das Dritten Arbeitskréfte Uberldsst, ist
,zwar Erbringer von Dienstleistungen im Sinne des Vertrages, ubt jedoch Ta-
tigkeiten aus, die gerade darin bestehen, dem Arbeitsmarkt des Aufhahmemit-
gliedstaats Arbeitnehmer zuzufiihren“.* Der Wechsel der Arbeitnehmer/innen
in einen anderen Mitgliedstaat ist dann gerade der eigentliche Gegenstand einer
landeriibergreifenden Dienstleistung.®*® Fiir die Arbeitsmarkte stellt sich diese
Dienstleistung nicht zuletzt deshalb als besonders problematisch dar, weil sie
organisatorisch leicht (ins Ausland) zu verlagern ist — Unternehmen kdnnten so
ihre Personalarbeit leicht verlagern und zuriick-,,leihen.*

Mit der Zuordnung zur Dienstleistungsfreiheit kdnnen Mindeststandards fur die
Leiharbeitnehmer/innen im Zielland nach Meinung des EuGH nur durch allge-
meinverbindlich und allgemein geltende Mindeststandards festgelegt werden.
Dies leistet der neue § 3a Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz (AUG), der am 1.
Mai 2011 in Kraft trat und der in Voraussetzungen und Rechtsfolgen weitge-
hend das im AEntG geregelte Verfahren zur Erstreckung branchenspezifischer
Mindestldhne ibernimmt.*’

33 EuGH, Urt. vom 17.12.1981, Rs. C-279/80 (Webb), Slg. 1981, 1-3305 (Rn. 9); EuGH, Urt.
vom 16.6.2010, Rs. C-298/09 (RANI Slovakia) Slg. 2010, (noch nicht in der amtl. Slg. ver6f-
fentlicht) (Rn. 36); EuGH, Urt. vom 10.2.2011, verb. Rs. C-307/09 bis C-309/09 (Vicoplus),
noch nicht in der amtl. Slg. verdffentlicht (Rn. 27).

34 EuGH, Urt. vom 10.2.2011, verb. Rs. C-307/09 bis C-309/09 (Vicoplus), noch nicht in der
amtl. Slg. verdffentlicht (Rn. 30); siehe EuGH, Urt. vom 17.12.1981, Rs. C-279/80 (Webb) Slg.
1981, 1-3305 (Rn. 18 f); EuGH, Urt. vom 27.3.1990, Rs. C-113/89 (Rush Portuguesa), Slg.
1990, 1-1417 (Rn. 16).

35 So die Definition der grenziiberschreitenden Arbeitnehmeriiberlassung bei EuGH, Urt. vom
10.2.2011, verb. Rs. C-307/09 bis C-309/09 (Vicoplus), noch nicht in der amtl. Slg. verdffent-
licht (Rn. 27).

36 Zu den Rechtsgrundlagen der grenziiberschreitenden Leiharbeit im Einzelnen siehe Burkhard
Boemke: EU-Osterweiterung und grenziberschreitende Arbeitnehmeruberlassung, in: Betriebs-
Berater 2005, S. 266-272 (266 f., 270).

37 Gesetz vom 28.4.2011, BGBI. 2011 | 642; gegen diese Konstruktion z.B. Bohm Wolfgang:
Europa-Tag fir die Zeitarbeit, in: NZA 21, 2010, S. 1218, 1221 ff.
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2. Niederlassungsfreiheit und Arbeitnehmerfreizigigkeit

Der polnische Klempner, der in der franzésischen Offentlichkeit eine gewisse
Rolle gespielt hat, durfte Gbrigens auch in den vergangenen Jahren bereits nach
Frankreich tbersiedeln. Denn die Niederlassungsfreiheit unterlag keinen Uber-
gangsfristen. Wegen dieser und anderer weitreichender Rechtsfolgen in den
mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen ist die Abgrenzung zwischen abhangiger
Beschéaftigung und Selbststandigkeit praktisch und dogmatisch von groRer Be-
deutung. Auf der Ebene der Grundfreiheiten ist der Gewahrleistungsbereich der
Arbeitnehmerfreizlgigkeit insofern von der Niederlassungsfreiheit sowie der
Dienstleistungsfreiheit abzugrenzen.

Der Anwendungsbereich des Art. 45 AEUV wird vor allem (ber den Begriff
des Arbeitnehmers bestimmt, der wegen seiner Bedeutung fiir die Reichweite
des Schutzes vom EuGH autonom ausgelegt wird:

,[...] anderenfalls wirde die Einhaltung der gemeinschaftsrechtli-
chen Vorschriften Ober die Freizlgigkeit der Arbeitnehmer ver-
eitelt, denn der Inhalt dieser Begriffe kénnte ohne die Kontrolle
durch Gemeinschaftsorgane einseitig durch nationale Rechtsvor-
schriften festgelegt und verindert werden [...]«.%®
Die wesentlichen Merkmale des unionsrechtlichen Arbeitnehmerbegriffs erge-
ben sich aus einer rechtsvergleichenden Auslegung und stimmen mit den Vor-
stellungen der meisten Mitgliedstaaten tber die Anwendungsbereiche ihrer Ar-
beitsrechtsordnungen jedenfalls strukturell weitgehend (Qberein. Arbeitneh-
mer/in ist danach, wer eine echte und tatséchliche Berufstétigkeit unter Weisung
eines anderen fiir eine Gegenleistung ausiibt.*® Fiir die Abgrenzung zentral ist
die Weisungsgebundenheit bzw. das Unterordnungsverhéltnis. Da dieses orga-
nisatorisch und vertraglich gestaltbar ist, unterliegt die Abgrenzung zwischen
Arbeitnehmerfreizigigkeit und selbststandiger gewerblicher oder beruflicher
Tatigkeit der vertraglichen Disposition, die in der Regel durch die unternehme-
rische Organisation vorgegeben ist. Dies macht die Abgrenzung anféllig fir
Konstruktionen, die als ,,Scheinselbststindigkeit“ missbrauchlich erscheinen
kénnen.®® Hier ist mit dem Ablauf der Ubergangsfristen ein gewisser Legalisie-

38 EuGH, Urt. vom 11.7.1985, Rs. C-105/84 (Foreningen af Arbejdsledere i Danmark), Slg.
1985, 1-2639 (Rn. 24).

39 St. Rspr. des EUGH, vgl. nur EuGH, Urt. vom 3.7.1986, Rs. C-66/85 (Lawrie-Blum), Slg.
1986, 1-2121 (Rn. 16 f.); EuGH, Urt. vom 11.9.2008, Rs. C-228/07 (Petersen), Slg. 2008, I-
6989 (Rn. 45); EuGH, Urt. vom 4.2.2010, Rs. C-14/09 (Genc), Slg. 2010, 1-931 (Rn. 19).

40 Siehe z.B. Daubler: Die offenen Flanken des Arbeitsrechts.
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rungsdruck entstanden. In anderen Bereichen, in denen (wie im Pflegebereich)
aufgrund der organisatorischen Struktur ohne Missbrauchsverdacht unterschied-
liche Gestaltungen zwischen selbststandiger und abhangiger Téatigkeit bestehen,
ist die Abgrenzung weiterhin von groBer Bedeutung.**

3. Grenzuberschreitende Kontrolle und Rechtsdurchsetzung von Mindest-
bedingungen

Mit der Entsendung sind gravierende Probleme der Kontrolle und Rechtsdurch-
setzung verbunden. Die Gefahren transnationaler Arbeitsmarkte bei grofien
Entgeltdifferenzen bringen ohnehin gravierende Herausforderungen mit sich,
die noch nicht befriedigend geldst sind. Neben den oben angesprochenen Regu-
lierungsfragen*” bedarf es insbesondere wirksamer Kontrollmechanismen, die
auch die grenzuberschreitende Téatigkeit betreffen.

a. Mindestbedingungen bei Entsendung

Gerade die Entsendung von Arbeitnehmer/innen bringt Probleme fir die Kon-
trolle und Rechtsdurchsetzung mit sich, da sie auf dem Herkunftslandprinzip
und damit auf der Geltung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Herkunfts-
landes beruht. Zwar hat der EUGH den Mitgliedstaaten pro forma die Befugnis
zugesprochen zu kontrollieren,

,,0b die Bestimmungen des nationalen Rechts und des Unionsrechts
auf dem Gebiet der Erbringung von Dienstleistungen erbracht wor-
den sind, und die Berechtigung von Kontrollmanahmen aner-
kannt, die erforderlich sind, um die Beachtung von Anforderungen
zu Uberprifen, die selbst durch Griunde des Allgemeininteresses
gerechtfertigt sind*.*

41 Siehe z.B. Maximilian Fuchs: Der rechtliche Status von Pflegekraften aus den neuen EU-
Staaten, in: NZA 17, 2010, S. 980-986.

42 Siehe oben unter 1.

43 EuGH, Urt. vom 7.10.2010, Rs. C-515/08 (Termiso Limitada), Slg. 2010, (noch nicht in der
amtl. Slg. ver6ffentlicht) (Rn. 48) unter Verweis auf EUGH, Urt. vom 23.11.1999, Rs. C-369/96
(Arblade), Slg. 1999, 1-8453 (Rn. 38); EuGH, Urt. vom 19.1.2006, Rs. C-244/04 (Kommis-
sion/Deutschland), Slg. 2006, 1-885 (Rn. 36).
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Allerdings unterwirft er die Kontrollmanahmen in Hinblick auf die Dienst-
leistungsfreiheit einer strengen VerhaltnismaRigkeitskontrolle mit dem Ergeb-
nis, dass zwar eine vorherige Entsendungsanmeldung als zuldssig angesehen
wird, nicht jedoch ein Registrierungsverfahren*; die auslandischen Unterneh-
men durfen zwar verpflichtet werden, wéhrend des Zeitraums ihrer Betédtigung
Personal- und Arbeitsunterlagen auf der Baustelle oder an einem anderen zu-
ganglichen und klar bezeichneten Ort bereitzuhalten®, nicht jedoch dazu, die
notwendigen Unterlagen bereits vor der Entsendung bei einem anséssigen Ad-
hoc-Vertreter zu hinterlegen und nach Abschluss der Leistung zu belassen.*
Entsprechend begrenzte Meldepflichten sowie Pflichten zur Erstellung und Be-
reithaltung von Dokumenten sieht das deutsche AEntG in 88§ 17-22 vor; Einhal-
tung und Sanktionierung der Lohnuntergrenzen liegen dabei in der Zustandig-
keit der Zollverwaltung.

Wenn aber weder der Herkunftsstaat noch der Zielstaat wirksame Durchset-
zungs- und Informationsinstrumente in der Hand haben, kénnen faire Arbeits-
und Wettbewerbsbedingungen®’ kaum verwirklicht werden. Die Kommission
hat diese Probleme der Entsenderichtlinie nun zumindest im Ansatz erkannt und
sieht einen Handlungsschwerpunkt in der Entwicklung von ,,Mallnahmen zur
Préavention und Sanktionierung von Missbrauch und Umgehung geltender
Vorschriften* — wie immer man sich dies angesichts der EuGH-Rechtsprechung
auch konkret vorzustellen haben mag. Die Kommission halt es offenbar fur
ausreichend, den Informationsaustausch zwischen den Unternehmen und den
Behérden der Mitgliedstaaten zu erleichtern.*®

b. Mindestbedingungen bei grenziiberschreitender Leiharbeit

Die Schwierigkeiten der Kontrolle und Rechtsdurchsetzung scheinen sich bei
der Arbeitnehmeriiberlassung und Leiharbeit noch zu potenzieren. Hier ist nicht
nur die Einhaltung von Mindeststandards zu gewéhrleisten, sondern auch miss-

44 EuGH, Urt. vom 7.10.2010, Rs. C-515/08 (Termiso Limitada), Slg. 2010, (noch nicht in der
amtl. Slg. verdffentlicht) (Rn. 50 ff).

45 EuGH, Urt. vom 23.11.1999, Rs. C-369/96 (Arblade), Slg. 1999, 1-8453 (Rn. 56 ff).

46 EuGH, Urt. vom 19.6.2008, Rs. C-319/06 (Kommission/Luxemburg), Slg. 2008, 1-4323 (Rn.
85 ff).

47 Zum Schutz vor unlauterem Wettbewerb als Ziel von Mindestbedingungen siehe auch EuGH,
Urt. vom 12.10.2004, Rs. C-60/03 (Wolff& Miiller), Slg. 2004, 1-9553 (Rn. 41).

48 Binnenmarktakte KOM(2011) 206 endg., unter 2.10 (S. 19). Siehe auch die Forderung nach
einer ,.erneuerten Entsenderichtlinie* bei Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmarkten und
transnationalem Lohngefélle.
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brauchliche Werkvertragsgestaltungen zu erkennen, die sich als illegale Arbeit-
nehmeriiberlassung darstellen konnen.”* Das deutsche Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetz (AUG) wurde kurz nach einer ersten Anderung im Sommer 2011
bereits wieder gedndert, um neue Regelungen zu Kontrolle und Sanktionsmdg-
lichkeiten zu schaffen.”® Dabei wird jedoch lediglich das Kontroll- und Sank-
tionssystem des AEntG in das AUG ubertragen (88 17a—¢ AUG). Auch die
vorliegenden Richtlinienentwiirfe der Kommission zur konzerninternen Entsen-
dung bericksichtigen die Missbrauchsgefahren nicht ausreichend.

IV. Malinahmen zur Verwirklichung der Freizugigkeit

Freizugigkeit bedeutet mehr als lediglich die Abschaffung von Aufenthalts- und
Arbeitserlaubnisanforderungen. Eine effektive Wahrnehmung des Rechts der
Freizigigkeit durch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bedarf
zahlreicher Rahmenbedingungen, fir deren Gewaéhrleistung sowohl die
Arbeitgeber/innen als auch die Union und die Mitgliedstaaten etwas tun kénnen
und missen. So ist z.B. die Anerkennung von Berufsqualifikationen von grofRer
Bedeutung fiir die tatsachliche Verwirklichung der Freiziigigkeit.”* Im Folgen-
den werden einige weitere arbeits- und sozialrechtliche Rahmenbedingungen
erlautert.

1. Abschaffung arbeitsvertraglicher Diskriminierungen und Beschrankun-
gen

Viele Regelungen auf betrieblicher Ebene dienen einer Bindung der Arbeitneh-
mer/innen an das Unternehmen. Unter dem Blickwinkel der Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit kann dies nur innerhalb gewisser Grenzen zuldssig sein. Der EuGH
will die Arbeitnehmerfreizigigkeit insofern auch im Horizontalverhéltnis zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer unmittelbar angewandt sehen (jedenfalls

49 Vgl. z.B. Siebenhlter: Arbeitsmarkt Leiharbeit, S. 146, 148; zu den Missbrauchsgefahren
schon in Hinblick auf Werkvertragsabkommen siehe Thomas Faist / Klaus Sieveking / Uwe
Reim / Stefan Sandbrink: Ausland im Inland. Die Beschéftigung von Werkvertragsarbeit-
nehmern in der Bundesrepublik Deutschland, Baden-Baden: Nomos 1999, S. 106 ff.; Antwort
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bundnis 90/Griine zu Arbeits-
bedingungen in der deutschen Fleischwirtschaft, BT-Drs. 17/4341, S. 5; ausfiihrlich Sebastian
Mail?: Die Entsendung von Arbeitnehmern aus den MOE-Staaten auf Werkvertragsbasis nach
der EU-Osterweiterung, Frankfurt am Main: Peter Lang 2008, S. 20 ff.

50 BGBI. 2011 I S. 15086.

51 Siebenhiiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit, S. 146, 148.
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soweit Beschrankungen sich aus Vorschriften ,,zur kollektiven Regelung un-
selbstiandiger Arbeit“ ergeben).® Zu den wichtigsten Folgerungen der
Arbeitnenmerfreiziigigkeit gehort insofern, dass der Wohnsitz im Ausland nicht
anders behandelt werden darf als der Wohnsitz im Inland®®, dass gleichwertige
Qualifikationen aus anderen Mitgliedstaaten anzuerkennen sind* genauso wie
Berufserfahrungen und Betriebszugehorigkeiten aus anderen Mitgliedstaaten.>

Zum leidigen Thema der arbeitsvertraglichen Verpflichtung von Arbeitneh-
mer/innen, Aus- und Weiterbildungskosten, die ihr Arbeitgeber getragen hatte,
nach Beendigung des Beschéftigungsverhaltnisses zuriickzuzahlen, hat das
Bundesarbeitsgericht (BAG) fiir das deutsche Recht bereits detaillierte Anforde-
rungen zum Schutz der Berufsfreiheit entwickelt.”*® Der EuGH hatte hierzu bis-
lang lediglich im Kontext des Profi-Fulballs zu entscheiden. Nachdem in
,Bosman“ die Praxis der Ablosezahlungen flir europarechtswidrig erklart wor-
den war, verlangten bzw. bezahlten die Ligen und Vereine stattdessen Ausbil-
dungsentschadigungen. In der Entscheidung ,,Olympique Lyon‘ hielt die Grof3e
Kammer des EUGH auch diese geanderte Praxis nur mit Einschrankungen fir
zulassig® — die Hohe der Ausbildungsentschadigung diirfe nicht unabhangig
von den tatsachlichen Ausbildungskosten sein. Fir Arbeitsverhéltnisse auler-
halb des Profisports wird man darliber hinaus den Wert der Fortbildung nicht
allein anhand der Kosten der Investition bestimmen kdénnen, sondern auch auf
die Verwertbarkeit der Qualifikationen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ab-
stellen missen. Und zu guter Letzt wird man fragen missen, ob dem Arbeit-
nehmer auch dann die Rentabilitatsrisiken der Ausbildungsinvestitionen Uber-
tragen werden konnen, wenn er/sie dem Arbeitgeber weiterhin die Verwertung

52 EuGH, Urt. vom 10.3.2011, Rs. C-379/09 (Maurits Casteels), noch nicht in der amtl. Slg.
verdffentlicht (Rn. 19); EuGH, Urt. vom 16.3.2010, Rs. C-325/08 (Olympique Lyonnais), Slg.
2010, 1-2177 (Rn. 30).; weitergehend fiir das Diskriminierungsverbot EuGH, Urt. vom
6.6.2000, Rs. C-281/98 (Angonese), Slg. 2000, 1-4139 (Rn. 31 ff).

53 EuGH, Urt. vom 12.2.1974, Rs. C-152/73 (Sotgiu), Slg. 1974, S. 153 (Rn. 11 ff); EuGH, Urt.
vom 10.9.2009, Rs. C-269/07 (Riester-Rente), Slg. 2009, 1-7811 (Rn. 55 ff).

54 EuGH, Urt. vom 6.6.2000, Rs. C-281/98 (Angonese), Slg. 2000, 1-4139 (Rn. 38 ff).

55 EuGH, Urt. vom 23.2.1994, Rs. C-419/92 (Scholz), Slg. 1994, 1-505 (Rn. 11); EuGH, Urt.
vom 15.1.1998, Rs. C-15/96 (Schoning-Kougebetopoulou), Slg. 1998, 1-47 (Rn. 28); siehe jetzt
wieder EuGH, Urt. vom 10.3.2011, Rs. C-379/09 (Maurits Casteels), noch nicht in der amtl.
Slg. verdffentlicht (Rn. 29).

56 BAG, Urt. vom 14.1.2009, AP Nr. 41 zu § 611 BGB Aushildungsbeihilfe; BAG, Urt. vom
15.9.2009, AP Nr. 42 zu § 611 BGB Ausbildungsbeihilfe; siehe auch zur AGB-Inhaltskontrolle
bei selbststdandigen Handelsvertretern BAG, Urt. vom 24.10.2002, AP Nr. 3 zu § 89 HGB; zu-
letzt BAG, Urt. vom 19.1.2011 — 3 AZR 621/08, DB 2011, S. 1338.

57 EuGH, Urt. vom 16.3.2010, Rs. C-325/08 (Olympique Lyonnais), Slg. 2010, 1-2177 (Rn.

38 ff), im Anschluss an EuGH, Urt. vom 15.12.1995, Rs. C-415/93 (Bosman), Slg. 1985, 1-4921
(Rn. 104 ff).
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der Qualifikation anbietet, das Beschaftigungsverhaltnis also nicht auf eigenen
Wunsch beendet.®

2. Familie und gesellschaftliche Integration

Andere Rahmenbedingungen sind im europdischen Recht von Beginn an aner-
kannt worden. So wusste schon die Arbeitnehmer-Freizlgigkeitsverordnung
1612/68/EWG (kodifiziert in VO [EU] 492/2011), dass Freizligigkeit nur
effektiv wahrgenommen werden kann, wenn auch (Familien-)Angehdrige
entsprechende Rechte erhalten.* Dies wird in der aktuellen Rechtsprechung zur
Unionsbirgerfreiziigigkeit (Art. 21 AEUV) nur konsequent fortgesetzt.®* Den
engen Zusammenhang von Freizigigkeit, gesellschaftlicher Integration und
Diskriminierungsschutz erkennt das Unionsrecht bislang nur begrenzt an. Die
Arbeitnehmerfreiztgigkeits-Verordnung sieht immerhin einen
Diskriminierungsschutz insbesondere fiir das Mietrecht vor:

»Damit das Recht auf Freiziigigkeit nach objektiven MaBstédben in
Freiheit und Menschenwirde wahrgenommen werden kann, muss
sich die Gleichbehandlung tatsachlich und rechtlich auf alles er-
strecken, was mit der eigentlichen Auslbung einer Téatigkeit im
Lohn- oder Gehaltsverhdltnis und mit der Beschaffung einer
Wohnung im Zusammenhang steht; ferner miissen alle Hindernisse
beseitigt werden, die sich der Mobilitdt der Arbeithehmer entge-
genstellen, insbesondere in Bezug auf die Bedingungen fir die
Integration der Familie des Arbeitnehmers im Aufnahmeland.«®"

Im Ubrigen wurde das Internationale Ubereinkommen zum Schutz der Rechte
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehérigen von 1990 (UN-
Wanderarbeitnehmerkonvention) weder durch Deutschland noch durch einen
anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union ratifiziert.®? Die Konvention

58 Genauer vgl. Kocher: Arbeitnehmerfreiziigigkeit und Berufsfreiheit, S. 132, 136.

59 Art. 10 der Verordnung; siehe auch Art. 23 Freizigigkeitsrichtlinie 2004/38/EG.

60 Siehe zuletzt EUGH 8.3.2011, Rs. C-34/09 (Zambrano), noch nicht in der amtl. Slg.
verdffentlicht (Rn. 43 ff); die Entscheidung enthélt aber dariiber hinaus neue Aussagen zum
Anwendungsbereich des Unionsrechts; vgl. Philipp Kubicki: DeLuxe, in: Europarecht aktuell 4,
2011; http://www.rewi.europauni.de/de/profil/Projekte/deluxe/archiv_2011/04_2011/
Zambrano.pdf.

61 Erwédgungsgrund 6 der VO (EU) 492/2011; Art. 5 ff., insbesondere Art. 9 zur Wohnung.

62 Siehe unten http://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=IV-
13&chapter=4&Ilang=en.
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erfasst alle Personen ,,mit Migrationshintergrund®, die nicht die Staatsangeh0-
rigkeit des Staates besitzen, in dem sie leben und arbeiten, schiitzt nicht nur
abhéngig beschaftigte Arbeitnehmer/innen, sondern in gleicher Weise selbst-
sténdig tatige Beschaftigte — und behandelt nicht nur die Rechte legal, sondern
auch illegal eingewanderter Migrantinnen und Migranten (die allerdings keinen
Anspruch auf umfassende Gleichbehandlung haben sollen). Sie geht also weit
tber den Anwendungsbereich der Arbeitnehmerfreiziigigkeit hinaus und sieht
die Berufsfreiheit als Menschenrecht — und macht dabei aber Fragen zum The-
ma, die auch fir die effektive Verwirklichung der Arbeitnehmerfreizlgigkeit
von praktischer Bedeutung sein werden.”® Die Antirassismusrichtlinie
2000/43/EG® geht einen wichtigen Schritt in diese Richtung.

3. Sozialversicherung

Wichtig fur die faktische Freiziigigkeit ist die Mdglichkeit, erworbene Sozial-
leistungsanspriche mitzunehmen. Die Verordnungen zur Koordinierung der
Sozialversicherungssysteme gehorten deshalb zu den ersten Verordnungen, die
im Rahmen der EU Uberhaupt erlassen wurden; sie wurden in den letzten Jahren
aktualisiert.® Auch ein Richtlinienentwurf zur Regelung der grenziiber-
schreitenden Gesundheitsversorgung wurde vor kurzem vom Rat ange-
nommen.®®

Uber die mitgliedstaatlichen Systeme der sozialen Sicherung hinaus haben
allerdings betriebliche Systeme groRe Bedeutung. Von den Arbeitgebern
verlangt das Freizigigkeitsrecht insofern lediglich, die in Niederlassungen in
anderen Mitgliedstaaten erworbenen Anwartschaften bzw.
Betriebszugehorigkeiten fur die betriebliche Zusatzrente uneingeschréankt
anzuerkennen, die Wahrnehmung von Freiziigigkeit also nicht zu

63 Fr eine genaue Analyse siehe Katharina Spiefl: Die Wanderarbeitnehmerkonvention der
Vereinten Nationen, Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte 2007.

64 ABI.EG 2000 L 180/22.

65 VO 883/2004, ABI.EU 2004 L 166/1; VO 987/2009, ABI.EU 2009 L 284/1; fur die Um-
setzung siehe das Gesetz zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa
[EUSo0zSichG] vom Juni 2011, BGBI. 2011 | S. 1202; genauer zum Ganzen vgl. Eberhard
Eichenhofer: Arbeitnehmerfreiziigigkeit als Ausgangspunkt einer européischen Sozialbirger-
schaft, in: Kocher/Nowak (Hg.): Freie Fahrt fir Arbeitnehmer/innen zwischen Ost und West,
S. 51 ff.

66 Richtlinie 2011/24/EU vom 9.3.2011 uber die Auslibung der Patientenrechte in der grenziiber-
schreitenden Gesundheitsversorgung, ABI.LEU 2011 L 88/45.
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benachteiligen.®’ Eine aktive Férderung von Freiziigigkeit erforderte allerdings
eine Portabilitat von Betriebsrentenanspriichen ber das einzelne Unternehmen
hinaus. Ein solches Recht besteht nach deutschem Recht bereits, wenn die An-
wartschaft unter Einschaltung einer Versicherung (Direktversicherung, Pen-
sionskasse oder Pensionsfonds) begriindet wurde und die Anwartschaft nicht
allzu gering ist (8 4 Abs. 3 Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Alters-
versorgung [BetrAVG]). Fur die grenzuberschreitende Mobilitat hatte die Euro-
péische Kommission schon 2005 eine Richtlinie zur Mitnahme von Betriebsren-
tenanwartschaften (,,Portabilitdtsrichtlinie®) vorgeschlagen, war damit aber im
Europdischen Parlament gescheitert.”® Sie will hier einen neuen Anlauf unter-
nehmen.®

V. Zusammenfassung und Ausblick

Die individuelle Entscheidung zur Migration bedeutet einen tiefgreifenden Ein-
schnitt in das Leben und die Biographie eines jeden Menschen; sie wird nicht
nur von okonomischen Uberlegungen bestimmt. Man darf deshalb gespannt
sein, inwieweit nach Ablauf der Ubergangsfristen tatsachlich eine Transnationa-
lisierung der Arbeitsmarkte stattfinden und welche sozialpolitischen Folgen dies
haben wird. Fest steht lediglich, dass der Arbeitsmarkt bzw. die Arbeitsmarkte
nach Geltung der Freizligigkeit groBer werden; welche tatsachlichen Wirkungen
dies haben wird, ist schwer zu prognostizieren.

67 EuGH, Urt. vom 10.3.2011, Rs. C-379/09 (Maurits Casteels) (Rn. 23 ff.).

68 Vorschlag einer Richtlinie zur Verbesserung der Portabilitit von Zusatzrentenanspriichen vom
20.10.2005 (COD 2005/0214).

69 Binnenmarktakte KOM(2011) 206, unter 2.2.
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Die Anerkennung von Berufsqualifikationen in Polen

und Deutschland am Beispiel der juristischen Berufe.

Analyse von Rechtsvorschriften und Rechtsprechung
des Européischen Gerichtshofes

I. Zugang zur Ausiibung reglementierter juristischer Berufe in Deutsch-
land und Polen

Die allgemeinen Grundlagen fiir die Anerkennung von Berufsqualifikationen in
den EU-Mitgliedslandern wurden in der Richtlinie 2005/36/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates festgelegt.! Nach der Definition in Art. 3 dieser
Richtlinie ist unter einem reglementierten Beruf eine berufliche Tatigkeit zu
verstehen, deren Aufnahme oder Ausiibung indirekt oder direkt den Besitz spe-
zieller Berufsqualifikationen erfordert. Diese Anforderungen werden von den
Mitgliedstaaten selbst in Gesetzen, Ausfuhrungsvorschriften oder Verwaltungs-
vorschriften festgelegt. Das bedeutet, dass zum Beispiel ein Beruf, der in Polen
als reglementiert anerkannt wurde, in Deutschland kein reglementierter Beruf
sein muss. Was die Kategorie der juristischen Berufe angeht, findet sich der
Beruf des Rechtsanwaltes sowohl in Polen als auch in Deutschland auf der Liste
der reglementierten Berufe.

Nach deutschem Recht ist fiir die Austbung aller reglementierten juristischen
Berufe die Erlangung der sogenannten ,,Befdhigung zum Richteramt™ erforder-
lich. Nach dem Deutschen Richtergesetz® muss man, um eine solche Befahi-
gung zu erlangen, ein juristisches Hochschulstudium abschlieBen, mit einem
positiven Ergebnis das erste juristische Staatsexamen bestehen, durch das man
zum Rechtsreferendariat zugelassen wird, ein zweijahriges Referendariat absol-
vieren und nach dessen Beendigung das zweite juristische Staatsexamen beste-
hen.

1 Richtlinie 2005/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005
Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI. L 255 vom 30. September 2005.
2 Deutsches Richtergesetz vom 19. April 1972.
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Ahnlich miissen nach polnischem Recht Kandidaten, die in Zukunft juristische
Berufe ausiiben wollen, ein juristisches Hochschulstudium absolvieren, eine
Zulassungsprufung fiir das Referendariat bestehen und dann das Referendariat
absolvieren, dessen Dauer vom erwéhlten Beruf abhéngig ist. Nach Beendigung
des Referendariats ist dhnlich wie in Deutschland das Bestehen einer Ab-
schlussprufung erforderlich (z.B. der Rechtsanwaltspriifung). Der Zugang zum
Rechtsreferendariat unterscheidet sich in Polen und Deutschland im Prinzip nur
dadurch, dass in Polen nach Beendigung des juristischen Studiums die Wahl
einer Zulassungspriufung zum Referendariat moglich ist, abhéngig von dem
Beruf, den der Kandidat kiinftig ausuben will, wahrend in Deutschland ein ge-
meinsames erstes Staatsexamen fir alle angehenden Referendare existiert.

I1. Das Verfahren zur Eintragung eines Juristen aus Deutschland auf die
polnische Anwaltsliste

Neben dem traditionellen oben beschriebenen Ausbildungsweg, der fur Perso-
nen vorgeschrieben ist, die den Anwaltsberuf in der Republik Polen ausiiben
wollen, sieht das Anwaltsgesetz* auch die Mdglichkeit vor, dass ein Rechtsan-
walt aus der EU oder ein Birger eines EU-Mitgliedslandes, der uber die erfor-
derlichen Berufsqualifikationen zur Ausiibung dieses Berufes verfugt (in dem
betreffenden Fall eines Juristen aus Deutschland), sich in die polnische An-
waltsliste eintrdgt. Um dazu berechtigt zu sein, muss ein Antragsteller eine
Reihe von Bedingungen erfillen.

Erstens sollte er Uber die Berufsqualifikationen verfiigen, die bei Nutzung des
Titels ,,Rechtsanwalt“ fiir die Ausiibung dieses Berufes erforderlich sind. Dieser
Titel entspricht in Polen sowohl dem eines Rechtsberaters als auch dem eines
Anwalts.

Zweitens muss der Bewerber fir eine Eintragung auf die Liste Bedingungen
erflllen, die in der polnischen Rechtsanwaltsordnung festgelegt sind, d.h. er
muss eine Person von untadeligem Charakter sein, die mit ihrem bisherigen
Verhalten die Gewahr dafir bietet, dass sie den Anwaltsberuf ordnungsgeman
ausubt. AulRerdem muss er die vollen Birgerrechte besitzen und uneinge-
schrénkt imstande sein, juristische Tatigkeiten auszutiben.

3 Basierend auf Informationen des polnischen Justizministeriums auf der Seite: http://www.eu-
go.gov.pl/pl/dla-przedsiebiorcy/procedury/procedura/1092/.
4 Gesetz vom 26. Mai 1982 Anwaltsgesetz, Dz. U. 1982 Nr. 6 Pos. 124.
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Eine weitere Bedingung, die der Antragsteller erfiillen muss, ist die Beherr-
schung der polnischen Sprache in Wort und Schrift. Die Beherrschung der pol-
nischen Sprache ist unerlasslich, um die letzte Bedingung fir die Kandidaten zu
erflllen, das Bestehen des sogenannten Fertigkeitstests. Dieser Test wird von
Prifungskommissionen flr das Anwaltsreferendariat beim Justizministerium
durchgefihrt. Nach dem Reglement zur Durchfiihrung des Fertigkeitstests fin-
det dieser Test jeweils in polnischer Sprache statt und besteht aus einem schrift-
lichen und einem miindlichen Teil. Der schriftliche Teil ist der erste Teil der
Prifung, sein Bestehen ist Voraussetzung, um zum mindlichen Teil zugelassen
zu werden. Falls ein Kandidat eine schlechte Note in mindestens zwei Fachern
erhalt, gilt der Test als nicht bestanden. In diesem Fall kann innerhalb einer
Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Testergebnisse ein Antrag auf
erneute Zulassung gestellt werden. Allerdings kann der Fertigkeitstest nur ein-
mal wiederholt werden, dabei miissen mindestens sechs Monate seit dem ersten
Versuch vergangen sein.

Eine wesentliche Erleichterung fur auslandische Juristen, die in Polen praktizie-
ren wollen, ist die Mdglichkeit der Befreiung von der Verpflichtung, den Fer-
tigkeitstest zu bestehen, wie sie im Gesetz tiber die Leistung von Rechtsbeistand
durch auslandische Juristen in der Republik Polen vorgesehen ist.> GemaR den
Vorschriften dieses Gesetzes kdnnen Kandidaten einen Antrag auf Befreiung
von der Verpflichtung zur Absolvierung des Fertigkeitstestes an den Bezirks-
anwaltsrat stellen, wenn sie Uber einen Zeitraum von mindestens drei Jahren
aktiv und ununterbrochen einer praktischen Tétigkeit im Bereich des geltenden
polnischen Rechts nachgegangen sind. Um dieses zu belegen, sollte ein Jurist,
der die Befreiung von dem Fertigkeitstest beantragt, seinem Antrag eine Liste
der von ihm in dieser Zeit gefuihrten Verfahren beifligen. Wenn diese Bedin-
gung erfillt ist, wird der Kandidat vom zustandigen Bezirksanwaltsrat zwangs-
laufig von der Verpflichtung zur Teilnahme am Test befreit. Falls die obigen
Bedingungen erfullt wurden, jedoch die geforderte Praxis des Kandidaten im
Bereich des Zivilrechts und eines von ihm ausgewéhlten Bereiches des polni-
schen Rechts weniger als drei Jahre betragen hat, kann der Kandidat ebenfalls
einen Antrag auf Befreiung vom Qualifikationstest stellen, der Bezirksanwalts-
rat ist jedoch nicht verpflichtet, diesem stattzugeben.

Um zu Uberprifen, ob der Kandidat tatsachlich aktiv und ununterbrochen Pra-
xiserfahrungen im Bereich des polnischen Rechts gesammelt hat, fihrt der zu-

5 Gesetz vom 5. Juli 2002 (ber die Leistung von Rechtsbeistand durch ausl&ndische Juristen in
der Republik Polen, Dz.U. 2002 Nr. 126 Pos. 1069.
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stdndige Bezirksanwaltsrat ein Qualifikationsgesprach. Wenn tberpriift worden
ist, ob der Kandidat alle erforderlichen Voraussetzungen erflllt, trifft der Rat
seine Entscheidung lber eine Befreiung des Juristen von der Verpflichtung zur
Teilnahme am Fertigkeitstest. Ein Kandidat, der auf Beschluss des Bezirks-
anwaltsrates eine Ablehnung auf seinen Befreiungsantrag erhalten hat, kann
sich innerhalb einer Frist von 30 Tagen ab Zustellung einer Abschrift des Be-
schlusses an den Oberanwaltsrat wenden.

Falls der Bezirksanwaltsrat ein positives Ergebnis des Fertigkeitstests feststellt
oder die Befreiung eines Kandidaten vom Test beschlief3t, fasst der Rat den
Beschluss, diesen in die Liste der Rechtsanwaélte aufzunehmen.

Der letzte Schritt ist die Ubermittlung der Personalakten sowie des Beschlusses
Uber die Aufnahme in die Liste an das Justizministerium. Erhebt dieses inner-
halb von 30 Tagen keinen Widerspruch gegen die Aufnahme eines Kandidaten
in die Liste, gilt der Eintrag als vollzogen. In diesem Fall legt der frischge-
backene Rechtsanwalt seinen Sitz fest und teilt diesen dem Bezirksanwaltsrat
mit.

I11. Die Verpflichtung zu einer Vergleichsuntersuchung der Diplome in der
Rechtsprechung des GhEU®

Die Frage der Ausilibung von juristischen Berufen auf dem Territorium eines
anderen EU-Mitgliedsstaates als dem, in dem die dafur erforderlichen Qualifi-
kationen erlangt wurden, wurde im Rahmen von Vorlagefragen, die von natio-
nalen Gerichten an den Gerichtshof der Européischen Union (im Weiteren
GhEU) gerichtet wurden, oft aufgeworfen. Die Verfahren vor dem GhEU betra-
fen die Anerkennung der Gleichwertigkeit von juristischen Diplomen, die in
EU-Mitgliedstaaten erlangt wurden. Fir den vorliegenden Artikel werden drei
Urteile angefiihrt, bei denen Birger von EU-Mitgliedslandern das Recht erstrei-
ten wollten, juristische Berufe in Deutschland und Italien auszuiiben.

Das erste Urteil, das eine wesentliche Rolle bei der Herausbildung der weiteren
Rechtsprechung und Interpretation von Vorschriften zur Anerkennung von Qua-
lifikationen in juristischen Berufen spielte, war die Sache Vlassopoulou (C-
340/89)." Der griechischen Anwiltin Irene Vlassopoulou, die in einer Anwalts-

6 Friher: Europdischer Gerichtshof (EuGH).
7 EuGH, Urteil vom 7. Mai 1991, Rs. C-340/89 (Vlassopoulou), Slg. 1991, 1-2357.

64



Die Anerkennung von Berufsqualifikationen in Polen und Deutschland

kanzlei in Deutschland arbeitete und einen an einer deutschen Universitét er-
langten juristischen Doktortitel besal3, wurde die Genehmigung verweigert,
ihren Beruf als Rechtsanwaltin in Deutschland auszuiiben. Nach Ausschdpfung
der Berufung kam die Sache vor den deutschen Bundesgerichtshof, der an den
Européischen Gerichtshof die Frage weiterleitete, ob die Ablehnung der berufli-
chen Qualifikation eines Burgers, der den Titel eines Rechtsanwaltes im EU-
Mitgliedstaat seiner Herkunft erlangt hat, eine Verletzung der Niederlassungs-
freiheit darstelle, die direkt im Vertrag zur Griindung der Européischen Ge-
meinschaft festgelegt ist.® Der Europaische Gerichtshof urteilte, dass wenn ein
Mitgliedstaat einen Antrag auf Genehmigung der Ausiibung eines Berufes er-
halte, die dortigen Behorden verpflichtet seien, ein Verfahren zur Anerkennung
der Gleichwertigkeit der Diplome durchzufiihren. Bei der Bearbeitung eines
solchen Antrages misse der den Antrag entgegennehmende Staat Diplome,
Zeugnisse und andere Qualifikationsbelege berlicksichtigen, die der Antragstel-
ler in dem anderen Mitgliedstaat zwecks Austibung desselben Berufes erlangt
hat. Zu diesem Zweck seien die durch den Antragsteller im Herkunftsland er-
langten Fertigkeiten und Qualifikationen sowie die aufgrund der nationalen
Vorschriften des Staates erforderlichen Fertigkeiten und Qualifikationen zu
vergleichen. Falls die Vergleichsprifung der Diplome zu der Feststellung fiihre,
dass die im Herkunftsland erlangten Fertigkeiten und Qualifikationen den vom
Aufnahmeland geforderten entsprachen, sei festzustellen, dass das erlangte Di-
plom die jeweiligen nationalen Anforderungen erfille. Wenn jedoch die er-
worbenen Qualifikationen sich nur teilweise mit den Anforderungen deckten,
kénnten die Behorden des Landes verlangen, dass der Bewerber die fehlenden
Qualifikationen erwerbe und vorweise.

Der durch den GhEU in der Entscheidung zu Vlassopoulou definierte Grundsatz
zur Verpflichtung einer Vergleichspriifung der Diplome wurde vom Gerichtshof
in der Sache Morgenbesser (C-313/01)° im Zusammenhang mit dem Zugang zu
Rechtsreferendariaten in den aufnehmenden Mitgliedslandern wiederholt. In
dieser Sache bewarb sich Christine Morgenbesser, Jura-Absolventin an einer
franzosischen Universitat und Mitarbeiterin einer Anwaltskanzlei in Italien, um
eine Eintragung auf die Liste der Anwaltsreferendare in diesem Land. Die ita-
lienischen Behérden verweigerten der Bewerberin die Eintragung auf der Liste
mit der Begriindung, Morgenbesser habe kein Jurastudium an einer italienischen
Universitat absolviert. Wegen aufkommender Zweifel an einer solchen Interpre-

8 Vertrag zur Grundung der Européischen Gemeinschaft, ABI. C 321E vom 29. Dezember 2006;
heute: Vertrag uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, ABI. C-115 vom 9. Mai 2008.
9 EuGH, Urteil vom 13. November 2003, Rs. C 313/01 (Morgenbesser), Slg. 2003, 1-13467.
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tation der Vorschriften richtete das italienische Berufungsgericht an den GhEU
die Anfrage, ob die Ablehnung des Eintrags auf die Liste der Bewerber in Ita-
lien allein aufgrund des nicht absolvierten Jurastudiums dort keine Verletzung
von Gemeinschaftsrecht darstelle. Im Hinblick darauf, dass die Absolvierung
eines Referendariats mit der Ausiibung von bezahlten Té&tigkeiten verbunden ist,
stellte der GhEU fest, dass die gesetzlichen Vorschriften zur Arbeitnehmerfrei-
zuigigkeit hier Gultigkeit besélen. Der Gerichtshof befand, dass wenn ein An-
tragsteller nachweise, dass das von ihm in seinem Herkunftsland erworbene
Wissen den Qualifikationen entspreche, die erforderlich seien, um auf die Liste
der Anwaltsbewerber in dem Aufnahmeland eingetragen zu werden, man dem
Betreffenden den Eintrag auf eine solche Liste nicht verweigern konne. Der
Gerichtshof wiederholte die in der Entscheidung Vlassopoulou formulierte The-
se, dass falls das von dem Kandidaten erworbene Wissen sich nicht géanzlich mit
dem fiir den Eintrag auf die Bewerberliste erforderliche Wissen decke, der
aufnehmende Mitgliedsstaat von dem Kandidaten die Erganzung des fehlenden
Wissens verlangen kénne.

Die letzte und zugleich aus Sicht der deutsch-polnischen Beziehungen interes-
santeste Entscheidung zur Beurteilung der Gleichwertigkeit des bei der Zulas-
sung zum Rechtsreferendariat in einem anderen Mitgliedsland erforderlichen
Wissens ist die Sache Pesla (C-345/08)."° Antragsteller in dieser Sache um die
Priifung der Gleichwertigkeit von Diplomen war Krzysztof Pesla, der ein Jura-
studium an einer polnischen Universitit in Poznan absolviert und dabei den
Titel eines Magisters des Rechts erworben sowie ein weiteres Studium an einer
deutschen Universitit in Frankfurt (Oder) mit dem Abschluss ,,Master of
German and Polish Law* absolviert hatte. Pesla beantragte die Feststellung der
Gleichwertigkeit der von ihm erworbenen Qualifikationen mit den von deut-
schen Vorschriften geforderten sowie damit die Zulassung zum Referendariat in
Deutschland, ohne dass er daftr eine Qualifizierungspriifung bestehen misse.
Nachdem er eine ablehnende Entscheidung erhalten hatte, kam die Sache vor
ein deutsches Verwaltungsgericht, das an den GhEU eine Vorlagefrage in dieser
Sache richtete. Das deutsche Gericht wollte eine Antwort auf die Frage erhalten,
ob das Wissen Uber das polnische Recht als gleichwertig mit dem bei der Zulas-
sung zum Referendariat in Deutschland erforderlichen Wissen anzuerkennen
sei, oder ob ein Vergleich des Wissens nur das deutsche Recht betreffen kdnne.
Der Gerichtshof stellte &hnlich wie in der Sache Morgenbesser fest, dass bei
den Bewerbern die Vorschriften zur Arbeitnehmerfreiziigigkeit anzuwenden

10 EuGH, Rs. C-345/08 (Pesla), Slg. 2009, 1-11677.
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seien und erklarte sich damit fir zustandig, die gestellte Frage zu beantworten.
In der Folge entschied der Gerichtshof, dass:

,(...) das Wissen, das man als Bezugspunkt berticksichtigen muss
zwecks Beurteilung der Gleichwertigkeit der Ausbildung infolge
eines Antrags auf direkte Zulassung zum Rechtsreferendariat (...)
Wissen ist, das durch die in dem Mitgliedsland erforderlichen Qua-
lifikationen bestatigt wird, in dem der Kandidat die Zulassung zu
einem solchen Referendariat beantragt.”"*

Bei einem Vergleich der von Peéla erworbenen Qualifikationen ist also sein
Wissen im Bereich des deutschen und nicht des polnischen Rechts zu beriick-
sichtigen. Der Gerichtshof betonte jedoch auch, dass obwohl die Vorschriften
des Vertrages nicht die Verpflichtung vorsehen, dass die Behorden eines Mit-
gliedslandes im Rahmen einer vergleichenden Untersuchung von Diplomen von
dem Kandidaten ein niedrigeres Wissensniveau als das erwarten, was in einem
betreffenden Mitgliedsland verlangt wird, diese Vorschriften einer Flexibilisie-
rung der geforderten Qualifikationen nicht im Wege stehen.

IVV. Zusammenfassung

Wie dargelegt, ist aus der angefuhrten Analyse der Vorschriften und Rechtspre-
chung sowohl aufgrund nationalen wie auch europdischen Rechts eine allmahli-
che Erweiterung des Zugangs zur Ausiibung juristischer Berufe fir Biirger aus
anderen EU-Mitgliedsléandern zu erkennen. Die Praxis zeigt, dass die Frage, ob
die erlangten Qualifikationen tatsachlich anerkannt werden, vom jeweiligen
Sachverhalt sowie der Interpretation der entsprechenden Rechtsvorschriften
abhangig ist. Es darf nicht vergessen werden, dass in dieser Materie die verglei-
chende Untersuchung der Diplome von wesentlicher Bedeutung ist und dass im
Falle von Unterschieden im Niveau der im Herkunftsland und im Zielland er-
worbenen Fertigkeiten und Qualifikationen der bestandene Fertigkeitstest tber
den Antrag entscheidet.

11 EuGH, Urteil vom 10. Dezember 2009, Rs. C-345/08 (Pesla), Slg. 2009, 1-11677.
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Praktische Probleme beim Erwerb von
Leistungsansprtichen aus der Sozialversicherung

I. Grundsatzliche Probleme beim Erwerb von Leistungsansprichen aus
der Sozialversicherung

Was den Erwerb von Leistungsanspriichen aus der Sozialversicherung angeht,
sind zwei grundsétzliche Probleme zu nennen:

1. Das erste Problem ist der lange Zeitraum von manchmal 20 bis 30 Arbeits-
jahren, in dem die Anspriiche erworben werden; markanteste Beispiele sind der
Anspruch auf die Altersrente sowie teilweise auch der Anspruch auf eine Friih-
rente. Der lange Zeitraum flr den Erwerb eines Anspruchs setzt dieses System
diversen Schwankungen aus, die mit wirtschaftlichen (z.B. der Wirtschaftskrise)
oder demographischen Veranderungen (der zunehmenden Anzahl von Personen
im Rentenalter, dem Riickgang der Geburtenzahlen usw.) verbunden sind.

2. Das zweite Problem liegt in den erheblichen Unterschieden zwischen den
verschiedenen nationalen Systemen hinsichtlich Umfang, Art und Hohe der den
Versicherten zustehenden Leistungen, was den Vergleich zwischen diesen Sys-
temen erschwert.

Zu 1. Bei der Losung des Problems des Erwerbszeitraums von Leistungsansprii-
chen konkurrieren zwei Ansatze miteinander:

a) Das Prinzip, bereits erworbene Anspriiche zu schiitzen und die Rechtsvor-
schriften anzuwenden, die zum Zeitpunkt des Anspruchserwerbs galten. Dieser
Grundsatz tragt zur Sicherheit und Bestandigkeit der erworbenen Leistungsan-
spriiche der Leistungsnehmer bei.

b) Die Anwendung von Rechtsvorschriften, die die aktuelle soziale und wirt-
schaftliche Situation beriicksichtigen und somit auch Anderungen des Systems
der sozialen Sicherheit im Laufe des Anspruchserwerbs zugrunde legen. Bei
diesem Prinzip werden rechtliche Lésungen akzeptiert, nach denen die Anspri-
che der Versicherten steigen sollten; Bedenken treten dann auf, wenn die
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Anwendung neuer Vorschriften den Versicherten Nachteile bringt, z.B. bei
einer Verlangerung des Zeitraums des Anspruchserwerbs, woflr die Verlange-
rung des Renteneintrittsalters als klassisches Beispiel angefiihrt werden kann.

Zu 2. Der Losung des zweiten Problems dienen die von der Européischen Union
eingefuihrten Regeln der Systemkoordinierung.

Die Hauptvoraussetzung der Ausflihrungsbestimmungen zu Art. 45-48 des Ver-
trags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (im Weiteren: AEUV-L.)
ist die Zusicherung, dass Personen, die das Recht auf Arbeitnehmerfreiziigigkeit
wahrnehmen, keine Vergunstigungen (z.B. den Anspruch auf bestimmte Sozial-
leistungen) einbiRen, die ihnen aufgrund der Gesetzgebung eines Mitgliedstaa-
tes zustehen, im Vergleich zu Personen, die diese Freizugigkeit nicht wahrge-
nommen und ihre beruflichen Aktivitaten auf das Gebiet nur eines Staates be-
schrénkt haben.*

Diese Voraussetzungen werden dadurch realisiert, dass Vorschriften aus den
nationalen Gesetzgebungen des betreffenden Staates eliminiert werden, die die
Burger lediglich deswegen in eine unglnstige Lage versetzen wirden, weil sie
ihre Tétigkeit aulerhalb des Staatsgebietes eines bestimmten Landes auslben
(ausgelibt haben).

Der Ausschluss von Vorschriften, die bei der Wahrnehmung des Rechts auf
Arbeitnehmerfreiziigigkeit diskriminierend oder hemmend wirken, kann Ein-
fluss auf materiell-rechtliche Anspriiche auf Sozialleistungen oder deren Hoéhe
haben. Wie der Européische Gerichtshof in zahlreichen Entscheidungen betont,
garantieren die VVorschriften der Verordnung Nr. 883/2004 (friher Nr. 1408/71):

,einem Erwerbstdtigen (...) nicht, dass die Ausweitung seiner Ta-
tigkeiten auf mehr als einen Mitgliedstaat oder deren Verlagerung

1 Urteile des Europdischen Gerichtshofes (EuGH): vom 20. September 1994, Rs. C-12/93, Be-
stuur van de Nieuwe Algemene Bedrijfsvereniging gegen A. Drake, Slg. 1994, 1-4337; vom 26.
Mai 2005, Rs. C-249/04, José Allard gegen Institut national d'assurances sociales pour
travailleurs indépendants (INASTI), Slg. 2005, 1-4535; vom 10. Juli 1986 in der Sache 60/85,
M. E. S. Luijten gegen Raad Van Arbeid, Breda, Slg. 1986, 2365; vom 3. Mai 1990, Rs. C-2/89,
Kits von Heijningen, Slg. 1990, 1-1755; vom 16. Februar 1995, Rs. C-425/93, Calle Grenzshop
Andresen GmbH & Co. KG gegen Allgemeine Ortskrankenkasse fur den Kreis Schleswig-
Flensburg, Slg. 1995, 1-2609.
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in einen anderen Mitgliedstaat hinsichtlich der sozialen Sicherheit
19 2

neutral ist®.
Identische Schlussfolgerungen enthélt das Urteil des polnischen Obersten Ge-
richts vom 23. August 2007 | UK 68/07.°

Das EU-Recht beriicksichtigt ndmlich die Unterschiede zwischen den Gesetz-
gebungen zur sozialen Sicherung in den Mitgliedsstaaten. Eine Ausweitung der
Lohnarbeit oder eine Verlegung der selbstandigen wirtschaftlichen Tatigkeit
kann fur die betreffenden Personen in Bezug auf die soziale Sicherheit, je nach
Umstanden, giinstig oder ungiinstig sein.*

Die Disproportion zwischen den Rechten einer Person, die die Freiheiten des
Vertrages nutzt, und der Lage einer Person, die lediglich in einem Mitgliedstaat
arbeitet, widerspricht der vertraglich garantierten Niederlassungsfreiheit nicht.
Die EU-Freizlgigkeiten werden erst dann verletzt, wenn sich fur einen Versi-
cherten aus der Wahrnehmung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit unglnstige
Rechtsfolgen ergeben, d.h. sich diese also nicht aus objektiv begriindeten Unter-
schieden zwischen den Rechtssystemen ergeben.

11. Das System der sozialen Sicherheit in der Europaischen Union

Laut Verteilung der Zustandigkeiten, die zwischen den Mitgliedsstaaten und der
Europaischen Union gilt, unterliegen Festlegung und Konstruktion des Rechts-
anspruchs (der Rechtsanspriiche) auf Leistungen aus der Sozialversicherung,
deren Hohe sowie die Regeln der Auszahlung dem jeweiligen nationalen Recht.
Die normativen Grundsatze dafiir wurden in den novellierten Griindungsvertra-
gen, genauer gesagt in Art. 5 des Vertrages Uber die Europdische Union (im
Weiteren: EU-Vertrag) sowie detaillierter im ersten Teil, Titel | AEUV formu-
liert.

Aus den Vorschriften in Titel | AEUV ergibt sich, dass ein Anspruch auf die
oben genannten Leistungen weder in den ausschlielichen Kompetenzen in

2 EuGH, Urteil vom 19. Mérz 2002 in den miteinander verbundenen Verfahren C-393/99 und C-
394/99, Institut national d’assurances sociales pour travailleurs indépendants (Inasti) gegen
Claude Hervein und andere, Slg. 2002, 1-2829.

3 LEX Nr. 328001.

4 EuGH, Urteil vom 30. Juni 2011, Rs. C-388/09, da Silva Martins, bisher in der Sammlung nicht
verdffentlicht, Rn. 71 und die dort angefiihrte Rechtsprechung.

5 Im Weiteren: AEUV-L.
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Art. 3 noch in den geteilten Kompetenzen in Art. 4 des AEU-Vertrages®
konstituiert wird. Daraus ergibt sich die Schlussfolgerung, dass es Aufgabe des
jeweiligen nationalen Gesetzgebers ist, ein System der sozialen Sicherheit fir
mittellose Burger zu entwickeln, als Teil einer umfassenden internen
Sozialpolitik. Diese Schlussfolgerung wurde auch durch den Art. 153 Abs. 4
AEUV bestatigt, dem gemal die Vorschriften des Art. 153 AEUV das Recht
der Mitgliedslander, die Grundprinzipien ihres Systems der sozialen Sicherheit
festzulegen, nicht beruhren, ihr finanzielles Gleichgewicht nicht erheblich
beeintrachtigen sowie den Mitgliedstaat nicht daran hindern durfen, strengere
Schutzmalnahmen beizubehalten oder zu treffen, die mit den Vertrdgen
vereinbar sind.

Wegen der Mehrdeutigkeit des Begriffes System der sozialen Sicherheit ist es
sinnvoll, gewisse Vereinfachungen vorzunehmen und sich auf eine ibernationa-
le Konzeption dieses Begriffes zu beziehen, wie sie in der Verordnung Nr.
883/2004 vorgeschlagen wird. Diese Konzeption stiitzt sich auf:

a) definierte Risiken, hervorgerufen durch zuféllige Ereignisse oder vom Ge-
setzgeber definierte Vorfélle anderer Art, die eine bestimmte Personengruppe
betreffen kdnnen sowie

b) einen geschlossenen Katalog von Leistungen, die fur die Befriedigung
(Deckung) von Bedurfnissen der Versicherten nach Auftreten eines bestimmten
Risikos von Finanzinstituten ausgezahlt werden.

Unter Berticksichtigung der Kompetenzverteilung sowie der Ziele nach Art. 48,
Art. 151 und Art. 157 AEUV st eine besondere Koordinierungsmethode zu
erwéhnen, die im europaischen Recht der sozialen Sicherheit Anwendung ge-
funden hat. Diese geht davon aus, dass die Heterogenitét der sozialen Siche-
rungssysteme in den einzelnen Mitgliedslandern aufrechterhalten bleibt und
schlieft MaBnahmen zu ihrer Vereinheitlichung eigentlich aus. Die Koordinie-
rung beruht auf der Anwendung zahlreicher Bindeglieder und Kollisionsregeln,
die es ermdglichen, Widerspriichlichkeiten bei der Anwendung des Rechts der
sozialen Sicherung in den einzelnen Mitgliedsldndern zu beseitigen.’

6 Die konsolidierten Fassungen des EU-Vertrages und des Vertrages Uber die Arbeitsweise der
Europdischen Union wurden im Amtsblatt der Européischen Union (im Weiteren Abl.) C 306
vom 17. Dezember 2007 verdffentlicht.

7 Im polnischen Rechtssystem stammt der Begriff ,,soziale Sicherung” aus der Rechtssprache. Er
wird in der Verfassung Polens im Art. 67 verwendet, der den Blrgern den Anspruch auf soziale
Sicherung bei Erwerbsunféhigkeit wegen einer Krankheit und Behinderung, nach dem Errei-
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Auf diese Art und Weise sind die sozialen Sicherungssysteme der Mitgliedslan-
der Teil eines transnationalen Systems geworden. VVon der Europdisierung die-
ses Rechtsbereichs zeugt der Art. 34 der Grundrechtecharta der Europaischen
Union, in dem der Anspruch auf soziale Sicherheit und Sozialfursorge festge-
legt wurde. Dieser Schutz steht jeder Person zu, die ihren Wohnsitz auf dem
Gebiet der Européischen Union hat und auf deren Gebiet legal umzieht. Als
Schutzgegenstand nennt die Grundrechtecharta in Art. 34 Abs. 1 folgende Falle:
Mutterschaft, Krankheit, Arbeitsunfalle, Pflegebedirftigkeit oder fortgeschritte-
nes Alter sowie Arbeitsplatzverlust. Die in diesem Artikel verwendete Formu-
lierung in Fallen wie suggeriert, dass diese Vorschrift keinen geschlossenen
Katalog von Schutzgegenstédnden beinhaltet, sondern die haufigsten Sachverhal-
te angibt, die in den Rechtssystemen der Mitgliedslander geschiitzt werden.

111. Die Grundprinzipien der Koordinierung

Die detaillierten Grundprinzipien fur die Koordinierung der Systeme der sozia-
len Sicherheit wurden in den nacheinander verabschiedeten Grundverordnungen
Nr. 3/1958, Nr. 1408/1971 und Nr. 883/2004 sowie in den Ausfuihrungsverord-
nungen Nr. 4/1958, Nr. 574/1972 und Nr. 987/2009 festgelegt.

Gegenwartig gelten die Verordnungen des Européaischen Parlaments und des
Rates (EG) Nr. 883/2004 vom 29. April 2004 ber die Koordinierung der Sys-
teme der sozialen Sicherheit® sowie die Verordnung des Europaischen Parla-
ments und des Rates (EG) vom 16. September 2009 zur Festlegung der Modali-
taten fir die Durchfuhrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 Uber die Koor-
dinierung der Systeme der sozialen Sicherheit.’

Die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit basiert auf vier Grund-
prinzipien:

a) Gleichbehandlung — dieses Prinzip schitzt Personen, die in ein anderes Land
umziehen, vor jeglicher direkter oder indirekter Diskriminierung bei der An-
wendung sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften;

chen des Rentenalters sowie im Fall ungewollter Arbeitslosigkeit und fehlender Mittel zum Le-
bensunterhalt gewéhrt.

8 Abl. 2004 L 166/1.

9 Abl. 2009 L 284/1.
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b) Einheitlichkeit der angewendeten Gesetzgebung — dieses Prinzip verhindert,
dass eine in einem oder mehreren L&ndern berufstatige Person in keinem Land
oder in mehreren Landern zugleich sozialversichert ist;

c) Erhalt erworbener Anspriiche sowie von Anspriichen im Laufe des Erwerbs
— dieses Prinzip stellt sicher, dass in einem EU-Land gewahrte Leistungen der
berechtigten Person unabhéngig von ihrem Wohnsitz weiter gewahrt werden;

d) Summieren von Versicherungszeiten — dieses Prinzip ermdglicht die Be-
ricksichtigung von Versicherungszeiten oder anderen gleichwertigen Zeiten in
anderen EU-L&ndern bei der Geltendmachung des Anspruchs auf Sozialver-
sicherungsleistungen.

IV. Beispiele fiir Probleme, die mit dem Erwerb von sozialversicherungs-
rechtlichen Leistungen flr umziehende oder entsandte Personen verbun-
den sind

1. Arbeitnehmer in Deutschland vor dem EU-Beitritt (Anwendung der
Vorschriften, die galten, als der Arbeitnehmer sozialversicherungsrechtlich
erfasst wurde)

Die Erwerbsmigration von Polen nach Deutschland begann nicht erst am Ende
der im Beitrittsvertrag festgelegten Ubergangsfristen, d.h. nach dem 1. Mai
2011, sondern schon viel friiher. Die volle Arbeitnehmerfreiziigigkeit war aller-
dings erst nach Beendigung der genannten Ubergangsfristen erreicht.

Diese Feststellung ist von besonderem Gewicht fiir die richtige Anrechnung der
Sozialversicherungszeiten im Zusammenhang mit der Beschéftigung in beiden
Landern, d.h. in Polen und in Deutschland. Die Probleme bei der Anrechnung
der Sozialversicherungszeiten veranschaulicht der Fall einer Polin, die auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR beschaftigt war. Das Bezirksgericht Gorzow Wiel-
kopolski verhandelte beinahe sieben Jahre lang die Sache dieser Versicherten,
die ihre erste Arbeit in einem Betrieb in Frankfurt (Oder) aufnahm. Diese Arbeit
fiir einen deutschen Arbeitgeber leistete sie fast 20 Jahre lang (von 1972 bis
1991). In diesem Zeitraum wurden die Sozialversicherungsbeitrdge von der
deutschen Seite auf zentraler Ebene abgefiihrt. Danach nahm die Versicherte in
den Jahren 1991-1992 und 1994-2004 eine Beschéaftigung in Polen auf. 2005,
als sie das allgemeine Rentenalter fir Frauen (60. Lebensjahr) erreichte, bean-
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tragte sie die Festlegung ihres Anspruchs auf eine Altersrente und die Berech-
nung von deren Hohe.

Arbeitsplatzwechsel von Arbeitnehmern zwischen beiden Léndern hatten, bezo-
gen auf den Beschaftigungszeitraum der Versicherten, unterschiedliche Grund-
lagen. Die wichtigsten von ihnen sind:

Quellen des internationalen und européischen Rechts:

a) der bilaterale Vertrag vom 13. Juli 1957 zwischen Polen und der DDR (ber
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialpolitik (Dz.U. Nr. 51, Pos. 246)
der es ermdglicht, die Beschéftigungszeiten in der DDR bei der Feststellung des
Anspruchs auf die Altersrente und deren Hohe zu berticksichtigen;

b) die Grindungsvertrage der EU u.a. deswegen, weil in deren Geltungszeit-
raum der Anspruch auf diese Leistung festgestellt wurde;

c) potentiell das sekundére Recht, obwohl in diesem Fall viele Argumente eher
gegen dessen Anwendung sprechen.™

Quellen nationalen Rechts:

a) das Gesetz vom 14. Dezember 1982 Uber die Altersversorgung fiir Mitarbei-
ter und deren Familien (Dz.U. Nr. 40, Pos. 267 mit spat. Anderungen) ersetzt
durch das Gesetz vom 17. Dezember 1998 Uber die Altersrenten und Renten aus
dem Sozialversicherungsfonds (Dz.U. von 2009, Nr. 153, Pos. 1227 mit spat.
Anderungen), das eine grundlegende Rentenreform einleitete;

b) die Verordnung des Ministerrates vom 1. April 1985 Uber die detaillierten
Grundsatze fir die Festlegung der Bemessungsgrundlage von Altersrenten und
Renten (Dz.U. von 1989, Nr. 11, Pos. 63 mit spat. Anderungen).

Kernpunkt des Streits ist in diesem konkreten Fall die letztgenannte Verordnung
des Ministerrates vom 1. April 1985 (ber die detaillierten Grundsatze fiir die
Festlegung der Bemessungsgrundlage der Altersrenten und Renten, die auf-
grund eines 13 Jahre zuvor aufgehobenen Gesetzes (Gesetz vom 14. Dezember
1982) erlassen wurde.

10 Bemerkenswert ist dabei die Tatsache, dass die derzeit geltende VVerordnung Nr. 883/2004 den
Anhang Il zu der Verordnung Nr. 1408/71 nicht ibernommen hat. Aus diesem Grunde ist die
Grundlage der Beziehungen zwischen Polen und Deutschland seit dem 1. Mai 2010 ausschlieR3-
lich das sich auf die Verordnung Nr. 883/04 stiitzende Koordinierungssystem.
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Die oben genannte Verordnung legt die Art und Weise fest, in der die Beschaf-
tigungszeiten im Ausland, darunter u.a. in der ehemaligen DDR, anzurechnen
sind. Demgemal wird, wenn die Beschéftigungszeit im Ausland vor den 1. Ja-
nuar 1991 fallt, die Hohe der Vergltung in Bezug auf die Vergutung festgesetzt,
die einem Arbeitnehmer in Polen in gleicher oder &hnlicher Stellung zusteht. In
dieser Vorschrift geht es somit um die Feststellung der Altersrentengrundlage
basierend auf dem sogenannten Lohnersatz, berechnet in Bezug auf einen hypo-
thetischen Mitarbeiter, der in demselben Zeitraum auf einer vergleichbaren Stel-
le im Inland beschaftigt ist. Das Problem ergab sich, als die Sozialversiche-
rungsanstalt die Hohe des Ersatzlohnes nicht festlegen konnte, weil sie in Polen
keine vergleichbare Stelle fur die Versicherte fand. AuRerdem verlangten die
Vorschriften der oben genannten Verordnung eine friihere Beschaftigung in
Polen als Voraussetzung fiir die Anrechnung der Versicherungszeiten im Aus-
land (darunter in der DDR) auf die Berechnungsgrundlage der Altersrente.

Angesichts dieser Sachlage beschloss die Sozialversicherungsanstalt die Ge-
wahrung einer Altersrente, die aufgrund der nur in Polen geleisteten Beitrdge in
einem Zeitraum von zehn aufeinanderfolgenden Kalenderjahren berechnet wur-
de, d.h. vom 1. Januar 1995 bis zum 31. Dezember 2004. Die Sozialversiche-
rungsanstalt liel jedoch bei der Festsetzung der Rentenhdhe den Zeitraum der
Beschéftigung in Deutschland (5. Juni 1972 bis 31. Mai 1991) unbericksichtigt,
wodurch die Héhe der gewéhrten Altersrente dramatisch herabgesetzt wurde.

Nach siebenjahriger Prifung dieser Sache durch das Bezirksgericht fur Sozial-
versicherungen in Gorzéw Wielkopolski wandte sich dieses an den polnischen
Verfassungsgerichtshof mit der Frage, ob die oben genannte Verordnung ver-
fassungsgemaR sei. Der Verfassungsgerichtshof urteilte daraufhin, die Vor-
schrift sei gemalR Art. 32 Abs. 1 der polnischen Verfassung insoweit verfas-
sungswidrig und verstofRe gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung, als
sie die Festsetzung der Bemessungsgrundlage von Altersrente oder Rente davon
abhangig macht, ob ein Arbeitnehmer vor seinem Auslandsaufenthalt im Inland
beschéftigt war oder nicht.
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2. Arbeitnehmer, die vor dem EU-Beitritt in Deutschland arbeiteten -
Maoglichkeit der Anwendung von EU-Vorschriften

Gegenstand der Prufung durch den polnischen Verfassungsgerichtshof war nicht
die Frage der Ubereinstimmung nationaler Vorschriften mit den EU-
Vorschriften zur Arbeitnehmerfreizigigkeit. Der Verfassungsgerichtshof war
durch den Umfang der Anfrage des Bezirksgerichts eingeschrankt, in der es um
die Feststellung der VerfassungsmaRigkeit der fraglichen Vorschrift und
dadurch indirekt der gesamten Verordnung ging, die Anwendung findet, obwohl
die Grundlage fir ihren Erlass seit 13 Jahren nicht mehr gilt. Dies entbindet
jedoch nicht von einer Uberpriifung dieser Sachlage in Bezug auf die derzeit
geltenden EU-Vorschriften.

In der Rechtsprechung des Gerichtshofes wurde ein Standpunkt vertreten, der
die Erfahrungen in den deutsch-polnischen Beziehungen bertcksichtigte, wo-
nach die neue Rechtslage in Verbindung mit den Vorschriften (iber die Arbeit-
nehmerfreizlgigkeit auf jetzige oder zukinftige Rechtsfolgen anzuwenden ist,
die sich aus friiheren Sachlagen ergeben. Dieser Grundsatz wurde im Urteil in
der Sache C-162/00 Land Nordrhein-Westfalen gegen Beata Pokrzeptowicz-
Meyer' formuliert und von der Generalanwaltin Kokott in dem am 11. Novem-
ber 2010 vorgestellten Gutachten in der Sache C-379/09 Maurits Casteels gegen
British Airways plc wiederholt.*

Bezieht man den Zeitraum des Erwerbs von Altersrentenanspriichen aus der
Sozialversicherung, die vom Versicherten den Nachweis von 20-30 Jahre lan-
gen Beschéftigungszeiten fordern, auf die Geltungszeit von EU-Vorschriften
iiber die Arbeitnehmerfreiziigigkeit, dann betrifft das Problem der ,,riickwirken-
den* Anwendung der Vorschriften fast jeden Fall einer Arbeit im Ausland. Un-
ter Berticksichtigung des in der Sache Beata Pokrzeptowicz-Meyer formulierten
Standpunktes scheint die Meinung begriindet zu sein, dass die Vorschriften Gber
die Arbeitnehmerfreizligigkeit diese Ausnahme sind, bei der die materiell-
rechtlichen EU-Vorschriften als diejenigen zu interpretieren sind, die Situatio-
nen noch vor deren Inkrafttreten betreffen. Daflir sprechen Inhalt, Zweck sowie
Systematik dieser Vorschriften, aber auch der Umstand, dass ,,die riickwirkende
Folge* zur Umsetzung der allgemeinen Prinzipien des EU-Rechts beitréagt, da-
runter auch des Prinzips des Schutzes bereits erworbener Anspriiche, aber auch

11 Slg. 2002, 1-1049.
12 Nicht in der Sammlung veréffentlicht.
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des Prinzips der begriindeten Erwartungen.® Im Falle von in Deutschland vor
dem Beitritt Beschéftigten sind deren Erwartungen auf die Anrechnung dieser
Beschaftigungszeiten auf die erforderlichen Zeitrdume fur den Erwerb von Al-
tersrentenanspriichen bereits am Tag nach dem Beitritt begriindet. Zugleich
macht es die Erfullung dieser Bedingung erforderlich, Vorschriften zu umgehen
- unabhéngig davon, ob dies Vorschriften des deutschen Gesetzes oder der pol-
nischen Verordnung waren - die der Anrechnung von Beschéftigungszeiten im
Ausland im Wege gestanden hatten.

In dem zu prifenden Fall sind die Vorschriften der polnischen Verordnung
nicht nur verfassungswidrig, sondern widersprechen auch den EU-Vorschriften
Uber die Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Diese Schlussfolgerung wird auch nicht
durch die Tatsache in Frage gestellt, dass die Versicherte die Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit nach dem EU-Beitritt Polens nicht in Anspruch nahm. Wesentlich in
dieser Sache ist allein die Folge der Migration, die in die Zeit nach dem Beitritt
fallt, nicht der Zeitpunkt der Austibung dieses Rechts.

3. Sozialversicherungsrechtliche Probleme bei der Entsendung von Arbeit-
nehmern im Bereich von Baudienstleistungen in Deutschland

Polen gilt als das Land, das die hdchste Zahl von Arbeitnehmern in andere Mit-
gliedstaaten entsendet. Die statistischen Daten zeigen, dass dies bestimmte
Branchen (hauptsachlich das Bauwesen) betrifft und sich in Nachbarlandern
von Polen, z.B. Deutschland, vollzieht, aber natiirlich nicht nur dort. Angste vor
einer, wenn ich es recht verstehe, libermaRigen Expansion fiihrten dazu, dass bei
der Anwendung der Vertragsvorschriften lber die Arbeitnehmerfreizigigkeit
Ubergangsfristen eingefiihrt wurden, die nicht nur die Arbeitnehmerfreiziigig-
keit, sondern auch manche Dienstleistungsgewerbe wie etwa den Bausektor
betrafen.

Die Vorteile fir Unternehmen, die ihre Mitarbeiter entsenden, ergeben sich u.a.
aus den niedrigeren Arbeitskosten. Die Bauunternehmen sind daran interessiert,
den Status ihrer Mitarbeiter als ,,entsandte Arbeitnehmer“ wegen der in Polen
und Deutschland unterschiedlich hohen Pflichtversicherungsbeitrdge in der

13 Insbesondere die Urteile des EuGH: vom 10. Februar 1982, Rs. 21/81, Bout, Slg. 1982, 381,
Rn. 13; vom 15. Juli 1993, Rs. C-34/92, GruSa Fleisch, Slg. 1993, 1-4147, Rn. 22; vom 29. Ja-
nuar 2002, Rs. C-162/00, Pokrzeptowicz-Meyer, Slg. 2002, 1-1049, Rn. 49; vom 12. November
2009, Rs. C-441/08, Elektrownia Patnoéw |1, Slg. 2009, 1-10799, Rn. 33.
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Sozialversicherung zu erhalten. Im deutschen System sind die Beitrdge hoher,
aullerdem ist der Versicherungsumfang grofier als in Polen. Zudem haben die
Arbeitgeber ein Interesse, den Status von Arbeitnehmer entsendenden Unter-
nehmen zu erhalten, da sie dadurch nur die polnischen Arbeitskosten tragen
mussen. Voraussetzung einer Entsendung ist deren zeitlich befristeter und vor-
Ubergehender Charakter; daher setzt die Verordnung eine Beschrankung der
Entsendungsfrist auf 24 Monate (Art. 12 der Verordnung 883/2004) fest.

Eine andere Grundlage fur das Erhalten der polnischen Sozialversicherungsord-
nung ist die Auslibung von Lohnarbeit in mehreren Mitgliedslandern zugleich.
Diese Grundlage wird durch Art. 13 Abs. 1 Pkt. b der Verordnung Nr. 883/2004
geschaffen, wonach ein Versicherter (Arbeitnehmer), der:

»gewohnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschiftigung
ausiibt, [...] den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats [unterliegt],
in dem das Unternehmen oder der Arbeitgeber, das bzw. der sie
beschéftigt, seinen Sitz oder Wohnsitz hat, sofern sie keinen we-
sentlichen Teil ihrer Tatigkeiten in dem Wohnmitgliedstaat aus-
iibt.*

Die Praxis zeigt, dass mit den Arbeitnehmern immer haufiger Arbeitsvertrage
abgeschlossen werden, in denen mehrere Arbeitsorte genannt werden, z.B.
Polen und zugleich andere EU-L&nder, wie etwa Irland, Frankreich, Grof3bri-
tannien, Deutschland oder Finnland. In Wirklichkeit werden die Arbeitnehmer
von den Firmen jedoch fir die Realisierung eines konkreten Bauvorhabens ein-
gestellt. Das angesprochene Problem betrifft daher einerseits die Diskrepanzen
zwischen den Bestimmungen des Arbeitsvertrags und der Art und Weise von
dessen Ausfiihrung, andererseits den wenig préazisen Begriff ,,Beschéftigung in
zwei oder mehr Mitgliedstaaten”, der in Art. 13 Abs. 1 der Verordnung
883/2004 auftaucht. Der Begriff Beschaftigung kann unterschiedlich verstanden
werden, z.B. als:

a) Unterzeichnung eines Vertrags, aufgrund dessen ein Arbeitnehmer beschaf-
tigt wird;

b) die faktische Arbeitsausiibung durch die Zulassung zur Arbeit.

Hinzuzufigen ist, dass im polnischen Rechtssystem beide Bedeutungen des
Begriffs Beschaftigung vorkommen und die Entscheidung fur eine Bedeutung
vom Kontext der Vorschrift abhdngt. Von der Antwort auf das hier dargelegte
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Problem héngt die Entscheidung fir eine konkrete Koordinierung des Systems
der sozialen Sicherheit ab.

Es kann viele Grinde fur Diskrepanzen zwischen den Vertragsbestimmungen
und ihrer Ausfiihrung geben, z.B. die Tatsache, dass Auftrage aus Deutschland
fiir einen Unternehmer finanziell attraktiver erscheinen und daher nur solche
realisiert werden. Nicht auszuschlieRen sind auch Falle, in denen unterschiedli-
che Arbeitsorte angegeben werden, obwohl beabsichtigt wird, eine Arbeit nur in
einem Land auszuliben. Diese Situation ist keineswegs hypothetisch, sondern
betrifft konkret die polnische Firma Format mit Sitz in Warschau, die als Um-
fang ihrer Tatigkeit Baudienstleistungen in mehreren Mitgliedslandern angab.
Der Mitarbeiter P. Kita war in den Jahren 2006-2012 in dieser Firma besché&f-
tigt. Innerhalb von sechs Arbeitsjahren arbeitete er jeweils einige Monate in
einem der Mitgliedslander — zuerst in Frankreich, dann in Deutschland und
Finnland, aber nie in Polen. Die Sozialversicherungsanstalt befand, dass P. Kita
ein entsandter Mitarbeiter und als solcher nach einem Zeitraum von 24 Monaten
in dem Land versichert sei, in dem er seine Arbeit ausube. Der Arbeitgeber
argumentierte wiederum, sein Mitarbeiter sei auf dem Gebiet zweier oder mehr
Mitgliedslander beschaftigt und unterliege daher weiterhin dem Sozialversiche-
rungssystem in Polen. Ordnungshalber sei hinzugefugt, dass das polnische So-
zialversicherungssystem in finanzieller Hinsicht fur den Arbeitgeber wesentlich
glnstiger war als die Systeme der Lander Westeuropas, in denen die beschaftig-
ten Mitarbeiter (darunter Herr Kita) ihre Arbeit leisteten.

Am 4. Oktober 2012 entschied der Européische Gerichtshof, dass eine Person,
die aufgrund aufeinander folgender Arbeitsvertrage, in denen als Arbeitsorte
mehrere Mitgliedslander angegeben wurden, in Wirklichkeit aber in der Gel-
tungszeit jedes dieser Vertrage ausschlieBlich in einem einzigen Land arbeitete,
nicht als ,,eine gewohnlich auf dem Gebiet zweier oder mehr Mitgliedslander
beschiftigte Person® im Sinne dieser Verordnung (Aktenzeichen C-115/11)
gelten kdnne.

Dieses Urteil hat negative Folgen flr polnische Unternehmen, darunter z.B. fiir
Zeitarbeitsagenturen und Firmen, die Bauarbeiten in anderen EU-L&ndern aus-
fiihren, auch durch entsandte Mitarbeiter. Eine der Bedingungen fiir die Entsen-
dung ist, dass der Arbeitgeber zu einem wesentlichen Teil in dem Mitgliedsland
tatig ist, aus dem der Arbeitnehmer entsandt wird. Diese Bedingung wird oft
gerade nicht erfullt von den Zeitarbeitsagenturen und auch von Bauunterneh-
men, die ihre Bauarbeiten ausschlieBlich oder vorwiegend in anderen EU-
L&ndern ausfiihren lassen. Flr die von den oben genannten Arbeitgebern ent-
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sandten Arbeitnehmer scheint das Sozialversicherungssystem eine lex loci labo-
ris zu sein. Hervorzuheben ist auch, dass die Verordnung keine Bindeglieder
nennt, die es ermdglichen wirden, das fir die Festlegung der Arbeitsbedingun-
gen fir entsandte Arbeitnehmer zustandige Recht zu bestimmen. Die Arbeitsbe-
dingungen ergeben sich aus einer anderen Rechtgrundlage — namlich aus der
Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates Nr. 96/71/EG vom 16.
Dezember 1996 Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Er-
bringung von Dienstleistungen.* Auch die Diskrepanzen zwischen den Vor-
schriften der Verordnung und der Richtlinie sind bemerkenswert. Fir eine er-
folgreiche Entsendung fordert die Richtlinie nicht, dass der Arbeitgeber den
wesentlichen Teil seiner Tatigkeit in dem Land ausfiihrt, aus dem die Arbeit-
nehmer entsandt werden. Die Stellungnahme des Europdischen Gerichtshofes
tragt zu einer Vermehrung solcher Félle bei, in denen das Prinzip des Vertrags-
rechtes von dem fiir die Festlegung der Sozialversicherungsbeitrage zustandigen
Recht abweichen wird. Eine solche Situation widerspricht dem Grundprinzip
der Koordinierung, wonach die anzuwendende Gesetzgebung einheitlich zu sein
hat. Dieses Grundprinzip schliefft jedoch nicht aus, dass zwei Rechtssysteme
far miteinander verbundene, jedoch unterschiedliche Rechtsverhéltnisse An-
wendung finden, d.h. fur das Arbeitsverhéltnis und das Sozialversicherungsver-
héltnis.

V. Zusammenfassung

Der Erwerb von Leistungsanspriichen aus dem System der sozialen Sicherheit
jedes EU-Mitgliedslandes ist mit einigen grundsétzlichen Problemen verbun-
den. In erster Linie ist hier der lange Erwerbszeitraum zu nennen, in dessen
Verlauf es oft zu Modernisierungen und Veranderungen des Systems der sozia-
len Sicherheit kommt. Ursache sind objektive Faktoren, die zum Zeitpunkt der
Festlegung der Grundlagen schwer vorhersehbar sind. Anderungen der Grund-
lagen im Zuge des Erwerbs von Leistungsanspriichen bewirken wiederum, dass
aktuelle rechtliche Ldsungen auf faktische Situationen angewendet werden, die
vor deren Einflihrung entstanden sind. Ein anderes Problem fur Leistungsemp-
fanger ist die Erwerbsmigration auRerhalb des eigenen Landes. Hier ist auf
grundsétzliche Unterschiede in den nationalen Systemen der sozialen Sicherheit
hinzuweisen beziiglich des Umfangs, der Art und der Hohe von Leistungen, die
einem bestimmten rechtlich definierten Personenkreis zustehen. Dies riihrt da-

14 Abl. L 18 vom 21. Januar 1997, S. 1 (Abl., Sonderausgabe, Kap. 5, Bd. 2, S. 431).
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her, dass in diesem Bereich die ausschlielliche Zustandigkeit fur die Gestaltung
des Systems der sozialen Sicherheit fur die Burger im Falle von Ereignissen, die
zu einem (stédndigen oder voriibergehenden) Verlust der Erwerbsfahigkeit fiih-
ren, weiterhin bei den Mitgliedsstaaten der Europdischen Union liegt. Die ver-
schiedenen Modelle der sozialen Sicherheit in den Mitgliedslandern haben nicht
nur Schwierigkeiten beim Vergleich mancher Leistungen, sondern auch bei der
Erhaltung der Kontinuitét ihres Erwerbs zur Folge.

Die geltende Verordnung Nr. 883/2004 (zuvor Nr. 1408/71) setzt sich das Ziel,
im Falle der Arbeitnehmerfreiziigigkeit Prinzipien und Regeln des Erwerbs von
Leistungsanspriichen fir die Risiken zu koordinieren, die als am meisten ver-
breitet gelten. Die Koordinierung basiert also auf der Anwendung zahlreicher
Bindeglieder und Kollisionsregeln, die die Beseitigung von Divergenzen er-
mdglichen, die in den grenziiberschreitenden Beziehungen bei der Anwendung
des in den einzelnen Mitgliedslandern jeweils geltenden Rechts der sozialen
Sicherheit auftreten. Das EU-Recht fiihrt somit kein einheitliches Recht der
sozialen Sicherheit ein, das die jeweiligen nationalen Vorschriften ersetzen soll.
Daher ist die Schlussfolgerung des Europdischen Gerichtshofes aullerordentlich
zutreffend, dass die Vorschriften der Verordnung Nr. 883/2004 keinerlei Ga-
rantie bieten: ,,[...] dass die Ausweitung seiner Téatigkeiten auf mehr als einen
Mitgliedstaat oder deren Verlagerung in einen anderen Mitgliedstaat hinsicht-
lich der sozialen Sicherheit neutral ist*."

Die Schwierigkeiten bei der Anwendung der Koordinierungsregeln resultieren
auch aus den unterschiedlichen Beitrittszeitpunkten der einzelnen européischen
Staaten zur Européischen Union. Die Sachlagen vor dem Beitritt wurden in
bilateralen internationalen Vertrdgen geregelt. Ein Teil dieser Vertrage verlor
aufgrund des Verlusts internationaler Staatlichkeit seine Giltigkeit, wie das
Beispiel der DDR und des bilateralen Vertrages vom 13. Juli 1957 zwischen
Polen und der DDR (ber die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Sozialpolitik
zeigt.'® Alles in allem ist der Rechtsraum im Bereich der sozialen Sicherung
durch ein sehr kompliziertes System gekennzeichnet, in dem standigen Ande-
rungen und Uberpriifungen unterworfene nationale, tibernationale und interna-
tionale Rechtsvorschriften zusammenwirken.

15 Slg. 2002, 1-2829.
16 Dz.U. Nr. 51, Pos. 246.
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Karol Karski

Arbeitnehmerfreiztgigkeit zwischen
Deutschland und Polen. Einige Bemerkungen
am Rande der internationalen, europaischen und
nationalen Steuervorschriften

Der EU-Beitritt Polens 2004 machte es notwendig, eine Reihe von Ldsungen
auf die Tagesordnung zu setzen, die bis dahin — im bilateralen Bereich — inak-
zeptabel gewesen waren. Dazu gehorte unter anderem die Offnung des deut-
schen Arbeitsmarktes flr polnische Staatsbiurger. Es steht dabei auRer Frage,
dass eine vollstandige Realisierung dieser Freizligigkeit viele Veranderungen im
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben der Staaten mit sich bringt,
zwischen denen sie eingefiihrt wird.

Die Arbeitnehmerfreiziigigkeit ist ein Grundrecht der EU-Burger. Die sie re-
gelnden Art. 45-48 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europdischen Uni-
on?, d.h. die ehemaligen Art. 39-42 EG-Vertrag®, dienen dabei zusammen mit
den Vorschriften, die einige andere Einzelfreiheiten betreffen, der Verwirkli-
chung einer weiter gefassten Freiheit, namlich der allgemeinen Personenfreizi-
gigkeit.*

Aufgrund der Beflirchtungen der bisherigen EU-Mitgliedstaaten wurden im
Zuge der Beitrittsverhandlungen in dem Bereich, der das Inkrafttreten der Ar-
beitnehmerfreiziigigkeit betraf, Ubergangsregelungen eingefiihrt. Deutschland
und Osterreich hielten ihren Arbeitsmarkt fiir die damaligen EU-Neubiirger am
langsten verschlossen. Unter Punkt 2 der Anlage Nummer XII zu

1 Maciej Duszczyk: Swobodny przeptyw pracownikdéw w negocjacjach o cztonkostwo Polski w
Unii Europejskiej, Warszawa: Instytut Polityki Spotecznej Uniwersytetu Warszawskiego 2002,
S. 201.

2 ABI. C 326, 26.10.2012, S. 47.

3 ABI. C 321, 29.12.2006, S. 37.

4 Michael Ahlt / Maciej Szpunar: Prawo europejskie, Warschau: C. H. Beck 2011, S. 204.
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Beitrittsvertrag vom 16. April 2003° war vorgesehen, dass es fiir eine
Hochstdauer von sieben Jahren maéglich sein wirde, die EU-Vorschriften betref-
fend den freien Zugang zum Arbeitsmarkt in den Beziehungen zwischen den
alten und neuen Mitgliedstaaten der EU nach dem Prinzip 2+3+2 auszusetzen.
Nach zwei Jahren sollte somit eine Priifung der Situation im Bereich des Ar-
beitsmarktes stattfinden. Daran interessierte Staaten konnten eine Verlangerung
der Ubergangsfrist fiir weitere drei Jahre erwirken. Wenn sie der Meinung wa-
ren, dass eine Offnung ihres Arbeitsmarktes ,ernsthafte Storungen* in diesem
Bereich verursache oder verursachen koénnte, waren sie berechtigt, die Frist
abermals um weitere zwei Jahre zu verlangern.® Von dem Recht, die Einfihrung
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fur polnische Staatsbiirger Uber die gesamte
mdgliche Frist von sieben Jahren auszusetzen, machten nur Deutschland und
Osterreich Gebrauch. Polen verzichtete bereits 2007 darauf, Ubergangsfristen
flir Blrger derjenigen Staaten einzufuhren, die solche Beschrankungen gegen-
Uber seinen eigenen Blrgern aufrechterhielten. In beiden Richtungen wurde
diese Freiheit in den Beziehungen zwischen Deutschland und Polen erst im
Jahre 2011 Wirklichkeit.

Ein wesentliches Element der Verwirklichung dieser Freiheit ist eine nichtdis-
kriminierende Anwendung der Steuervorschriften fir Arbeitnehmer, die sie in
Anspruch nehmen. Laut Art. 7 Abs. 2 der Verordnung des Rates (EWG) Nr.
1612/68 vom 15. Oktober 1968 uber die Arbeitnehmerfreizligigkeit innerhalb
der Gemeinschaft’ genieRt ein Arbeitnehmer, der aus einem anderen Mitglieds-
land der EU kommt als dem, in dem er beschaftigt ist, dieselben sozialen und
steuerlichen Privilegien wie einheimische Arbeitnehmer. Der Europdische Ge-
richtshof (EuGH) hat in seinem Urteil vom 14. Februar 1995 in der Sache Fi-
nanzamt Koln-Altstadt gegen Roland Schumacker darauf hingewiesen, dass eine
indirekte finanzielle Diskriminierung unter anderem dann vorliegen kann, wenn
die Gewahrung mancher Steuererleichterungen oder -befreiungen vom Wohn-
sitz oder Arbeitsort des Arbeitnehmers abhangig gemacht wird.®> Manchmal
kann jedoch, wie unter anderem aus dem Urteil des EuGH vom 28. Januar 1992
in der Sache Hanns-Martin Bachmann gegen Belgischer Staat hervorgeht, eine

5 ABI. L 236, 23.9.2003, S. 875.

6 Duszczyk: Swobodny przeptyw pracownikow w negocjacjach o cztonkostwo Polski w Unii
Europejskiej, S. 238.

7 ABI. L 257, 19.10.1968, S. 2; polnische Sonderausgabe: Kap. 5, Bd. 1, S. 15.

8 EuGH, Urteil vom 14.2.1995, Rs. C-279/93 (Schumacker), Slg. 1995, 1-225.

84



Die Arbeitnehmerfreizlgigkeit zwischen Deutschland und Polen

solche Unterscheidung mit dem Schutz der Kohdrenz des Steuersystems be-
griindet werden.’

Die Entwicklung der Kontakte zwischen Polen und Deutschland sowie der na-
hende EU-Beitritt Polens hatten zur Folge, dass die beiden Staaten unmittelbar
vor dem Beitritt einen neuen bilateralen Vertrag zur Regelung von Steuerfragen
verhandelten und abschlossen, der die bisherigen vertraglichen Regelungen in
diesem Bereich ersetzte. Es handelt sich um das Abkommen zwischen der Re-
publik Polen und der Bundesrepublik Deutschland Uber die Vermeidung von
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom
Vermdgen, unterzeichnet in Berlin am 14. Mai 2003." In Kraft trat es am 19.
Dezember 2004. Es stltzte sich auf die Ldsungen, die im OECD-
Musterabkommen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung gefunden wurden,
also in einem Rechtsakt, den die Europaische Kommission als mit den in den
Mitgliedsstaaten der EU angewendeten Steuerprinzipien vollig Ubereinstim-
mend ansieht. Dieser Standpunkt findet sich unter anderem wieder in der Ant-
wort der Kommission vom 26. Oktober 1998 auf die schriftliche Anfrage des
Mitglieds des Europdischen Parlaments Karin Riis-Jgrgensen.*!

Die Bilanz der Erwerbsmigration zeigt, dass Polen bisher von der Arbeitneh-
merfreizugigkeit wesentlich hdufiger profitieren als Deutsche. Dies deckt sich
mit den vorherigen Prognosen.”? Die Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fiir
polnische Staatsbirger hatte jedoch keinen direkten Einfluss auf Gestalt und
Kohérenz des polnischen oder deutschen Steuersystems. Denn dieses wird in
einer engen, doktrindren Weise als geordnetes System von Steuern verstanden,
die in einer bestimmten Zeit in einem bestimmten Staat gelten.** Noch weiter
definiert umfasst es aulRerdem die gesamte Struktur von Instanzen, die das Steu-
errecht interpretieren und anwenden sowie auch die Doktrin, die Judikatur und
die Fachinstitutionen, die sich mit dieser Problematik beschaftigen.'* Das Steu-

9 EuGH, Urteil vom 28.1.1992, Rs. C-204/90 (Bachmann), Slg. 1992, 1-249.

10 Dz. U. von 2005 Nr. 12, Pos. 90; BGBI. 2004 11 S. 1304.

11ABI. C 207, 21.7.1999, S. 42.

12 Marek Kupiszewski: Demograficzne i ekonomiczne aspekty swobodnego przeptywu
pracownikow, in: Andrzej Stgpniak (Hg.), Swobodny przeptyw pracownikow w kontekscie
wejscia Polski do Unii Europejskiej. Bevollméachtigter der Regierung fir die Verhandlungen
iber die Mitgliedschaft der Republik Polen in der Europdischen Union, Warszawa: Kanzlei des
Vorsitzenden des Ministerrates 2001, S. 93.

13 Jacek Kulicki, System podatkowy, in: Jacek Kulicki / Agnieszka Krawczyk / Piotr Sokot:
Leksykon podatkowy, Warszawa: Polskie Wydawnictwo Ekonomiczne 1998, S. 319.

14 Witold Konieczny / Witold Modzelewski: Zagadnienia og6Ine podatkéw i prawa podatkowego,
in: Hanna Litwinczuk (Hg.), Prawo finansowe. Prawo podatkowe, Warszawa: Oficyna Prawa
Polskiego 2012, S. 24-26.
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ersystem wird unter dem Einfluss der aktuellen finanziellen und wirtschaftli-
chen Bedirfnisse des Staates gestaltet. Es sollte jedoch frei sein von unnétigen
Erschwernissen. Dabei ist sicherzustellen, dass es sich in Ubereinstimmung mit
den Rechten des Individuums sowie mit dem Grundsatz der Gleichheit vor dem
Gesetz befindet.”

Obwohl die Offnung des Arbeitsmarktes eines Staates fiir die Biirger eines an-
deren Staates die Gestalt und Kohé&renz eines solchen Systems nicht unmittelbar
beeinflusst, was, zumindest bisher, auch nach Offnung des deutschen Arbeits-
marktes flr polnische Burger im Jahr 2011 nicht geschehen ist, so kann sie je-
doch ganz offensichtlich die Hohe der Steuereinnahmen der beiden betroffenen
Staaten beeinflussen. Dies geschieht insbesondere in Hinsicht auf die Steuern
aus dem Einkommen. Fir den Umfang dieser Veranderungen ist nicht nur die
Anzahl der polnischen Birger entscheidend, die die Arbeitnehmerfreiziigigkeit
nutzen und eine Arbeit in Deutschland aufnehmen und umgekehrt, sondern auch
die Frage, welchen Steuerwohnsitz diese Personen wahlen, also wo sie steuer-
rechtlich ansassig sind.

Die Hohe der Steuereinnahmen wird auch von den Steuervorschriften beein-
flusst, die in den einzelnen Staaten gelten. In Polen wird die Besteuerung der
Einkiinfte von Arbeitnehmern durch die Vorschriften des Gesetzes vom 26. Juli
1991 (iber die Einkommensteuer von natiirlichen Personen geregelt.® In
Deutschland hingegen regelt diese Fragen das Einkommensteuergesetz vom 13.
Oktober 1934Y, seine Erganzung ist die Verordnung vom 16. Juni 1949, die
Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung.'® Wie bereits oben gezeigt, verbindet
beide Seiten das bilaterale, 2003 unterzeichnete Abkommen Uber die Vermei-
dung von Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermogen.

Allgemeine Grundséatze zur Feststellung der Zustandigkeit von Steuerbehérden
beider Staaten flr eine natlrliche Person werden gemaR Art. 4 Abs. 1 des Ver-
trages ausgehend von ihrem Wohnort festgelegt. Dies umfasst jedoch keine
Personen, die der Besteuerung in dem betreffenden Staat in Bezug auf das nur
in diesem Staat erzielte Einkommen unterliegen. Eine natiirliche Person kann
sowohl in Polen als auch in Deutschland ihren Wohnort haben. In einem solchen

15 Andrzej Gomutowicz / Jerzy Malecki: Podatki i prawo podatkowe, Warszawa: LexisNexis
2010, S. 249.

16 Dz. U. von 2012, Pos. 361 mit spéteren Veranderungen.

17 BGBI. 2009 | S. 3366, 3862; 2012 | S. 1030.

18 BGBI. 1989 | S. 1848; 2011 1 S. 2592.
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Fall definiert sich gemaR Art. 4 Abs. 2 des Vertrages ihr Status nach drei Prinzi-
pien:

a) Erstens gilt eine Person in einem Staat als wohnhaft, wenn sie in diesem
ihren stdndigen Wohnsitz hat. Hat sie einen stdndigen Wohnsitz sowohl in Polen
als auch in Deutschland, wird ihr Wohnsitz in demjenigen Staat angenommen,
mit dem sie engere persénliche und wirtschaftliche Verbindungen hat, also dort,
wo sich ihr Lebensmittelpunkt befindet.

b) Wenn man zweitens nicht feststellen kann, in welchem Staat eine Person
ihren Lebensmittelpunkt hat oder wenn die Person in keinem der beiden Staaten
einen standigen Wohnsitz hat, so wird ihr Wohnsitz in demjenigen Staat ange-
nommen, in dem sie sich gewodhnlich aufhalt.

¢) Wenn sich drittens eine Person in beiden Staaten oder aber in keinem der
beiden Staaten gewdhnlich aufhélt, so wird ihr Wohnsitz in demjenigen Staat
angenommen, dessen Staatshirger sie ist.

In Art. 4 Abs. 2 Buchstabe d des Vertrages haben die beiden Seiten auRerdem
entschieden, dass wenn eine Person die polnische und deutsche Staatsangeho-
rigkeit besitzt oder kein Burger dieser beiden Staaten ist, die zustdndigen Be-
horden beider Seiten die Frage des Steuerwohnsitzes auf dem Wege gegenseiti-
gen Einvernehmens entscheiden. Der Fall der doppelten Staatsbirgerschaft steht
nicht im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerfreiziigigkeit zwischen den Mit-
gliedstaaten der EU. Denn diese machen von dem Recht auf Arbeitsaufnahme in
ihren Landern eben auf dieser Grundlage Gebrauch. Im Zusammenhang mit
dieser Freizugigkeit kann die genannte Vorschrift jedoch Anwendung finden in
Bezug auf Biirger eines Drittstaates, der EU-Mitglied ist und deren Wohnsitz
sich in Polen und Deutschland befindet. Die Organe, die in dem genannten Be-
reich nach dieser Vorschrift entscheiden, sind vorwiegend die Finanzminister,
die direkt oder durch ihre Vertreter handeln.

Das polnische Recht geht grundsétzlich davon aus, dass wenn ein polnischer
Burger seinen Wohnsitz in Polen hat, er auch uneingeschrénkt steuerpflichtig
ist. Er hat somit die Verpflichtung, Einkommensteuer von der Gesamtheit seiner
Einkinfte zu zahlen, unabhédngig davon, wie lange er sich in Polen aufgehalten
oder nicht aufgehalten hat und auch ohne Riicksicht auf den Herkunftsort seiner
Einkunfte. Die Besteuerung oder Nichtbesteuerung durch den Staat ihrer Her-
kunft hat keinen Einfluss auf das Bestehen und den Umfang der Steuerpflicht in
Polen. Bestimmte Abweichungen von diesem Grundsatz wurden in dem bereits
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erwéhnten bilateralen Vertrag formuliert. Dabei ist zu betonen, dass dessen Vor-
schriften in der polnischen Rechtsordnung direkt angewendet werden. Zudem
werden sie, falls ihre Entscheidungen von denen der polnischen Gesetzgebung,
einschlielllich des Gesetzes Uber die Einkommensteuer von natrlichen Perso-
nen, abweichen, vorrangig angewendet. Denn dies ist ein internationaler \er-
trag, ratifiziert nach vorheriger Zustimmung, die im Gesetz ausgedrickt wurde.
Dies geht unmittelbar aus Art. 91 Abs. 1 und 2 der polnischen Verfassung her-
vor.”® Auch das Gesetz (iber die Einkommensteuer von natiirlichen Personen
selbst weist in Artikel 4a darauf hin.

In diesem Vertrag wird die Problematik der Besteuerung von Lohnarbeit in Art.
15 prinzipiell geregelt. Dieser stellt fest, dass Gehalter, Léhne und ahnliche
Vergltungen, die eine Person aus einer Arbeit erhélt, die in dem Staat ihres
Wohnsitzes ausgelibt wird, der Besteuerung nur in diesem Staat unterliegen.
Wenn jedoch eine Lohnarbeit in einem anderen Staat ausgelibt wird, kann die
dafiir erhaltene Entlohnung in diesem besteuert werden.

Wenn eine Arbeit nicht im Wohnsitzstaat ausgelibt wird, unterliegt die daftr
erhaltene Vergitung der Besteuerung ausschlieflich im Wohnsitzstaat, wenn
insgesamt die folgenden Bedingungen erfillt sind:

a) Der Empféanger halt sich in dem anderen Staat (iber einen Zeitraum oder tber
Zeitraume auf, die insgesamt 183 Tage innerhalb eines Zeitraumes von zwolf
Monaten nicht Uberschreiten, angefangen oder endend in dem betreffenden
Steuerjahr.

b) Die Vergutung wird durch einen Arbeitgeber oder im Namen eines Arbeitge-
bers ausgezahlt, der seinen Wohnort oder Sitz nicht in dem anderen Staat hat.

c) Die Vergiitung wird nicht von dem Betrieb oder dem standigen Sitz getragen,
den der Arbeitgeber in dem anderen Staat innehat.

Wenn hingegen eine Arbeit in dem Staat ausgelibt wird, in dem der Arbeitneh-
mer nicht seinen Wohnsitz hat, und die in dem vorherigen Absatz bezeichneten
Bedingungen insgesamt nicht erfillt sind, kann seine Entlohnung in dem Staat
besteuert werden, in dem zugleich die Auszahlung der Entlohnung vorgenom-
men wird.

19 Dz. U. von 1997 Nr. 78, Pos. 483 mit spateren Veranderungen.
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Der Vertrag regelt in besonderer Weise die Besteuerung der Einkiinfte von Per-
sonen, die in ihm zwar Arbeithehmer genannt werden, aber in Fallen, in denen
wir es faktisch nicht mit Arbeit zu tun haben, die einem nominellen Arbeitgeber
zuzuordnen ist. Er sieht vor, dass die obigen Prinzipien nicht auf die Vergiitung
flr einen Arbeitnehmer angewendet werden, der seinen Wohnsitz in einem Un-
terzeichnerstaat hat und die von einem Arbeitgeber oder in dessen Namen ge-
zahlt wird, der keinen Wohnsitz oder Sitz in dem anderen Staat hat, wenn diese
Arbeit in dem anderen Staat ausgefiihrt wird, falls insgesamt zwei zusétzliche
\Voraussetzungen bestehen. Erstens, wenn der Arbeitnehmer im Rahmen von
Lohnarbeit auch Dienstleistungen fur eine andere Person als den Arbeitgeber
ausfuhrt, die die Art ihrer Ausfuhrung direkt oder indirekt kontrolliert. Zwei-
tens, wenn der Arbeitgeber nicht die Verantwortung oder das Risiko fiir die Fol-
gen der von dem Arbeitnehmer ausgefiihrten Arbeit tragt.

Eine weitere Abweichung von den allgemeinen Regeln betrifft die Grundsatze
der Besteuerung von Vergiitung fiir eine Arbeit, die an Bord eines im internatio-
nalen Verkehr betriebenen Meeres- oder Luftschiffes oder eines im Rahmen der
Binnenschifffahrt betriebenen Schiffes ausgefiihrt wird. Die dort erhaltene Ver-
gutung kann in dem Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsachli-
chen Unternehmensleitung befindet. Das bedeutet somit, wenn dies nicht der
Fall ist, die Befreiung einer solchen Vergutung von der Einkommensteuer in
dem Staat, in dem der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz hat.

Der Vertrag regelt auch in besonderer Weise die Prinzipien der Besteuerung der
Entlohnung der Mitglieder von Aufsichtsraten und Unternehmensvorstanden,
der Einkinfte von Kunstlern und Sportlern sowie aus Friihrenten, Renten u.&.

Er sieht auch besondere Prinzipien der Besteuerung von hin- und herwandern-
den Professoren und wissenschaftlichen Mitarbeitern vor. Diese \orschrift
schldgt sich nicht in den im OECD-Musterabkommen zur Vermeidung von
Doppelbesteuerung vorgeschlagenen Regeln nieder. GemaR Art. 20 des Vertra-
ges wird eine natrliche Person, die sich vorlbergehend in einem der Unter-
zeichnerstaaten mit dem Ziel der Lehre oder zu wissenschaftlichen Zwecken an
einer Universitat, Hochschule oder anderen anerkannten Bildungseinrichtung
dieses Staates aufhalt und die einen stdndigen Wohnsitz in dem anderen Staat
hat oder unmittelbar vor diesem Aufenthalt hatte, von der Besteuerung der Ver-
gutung fir Lehre oder wissenschaftliche Arbeit in dem erstgenannten Staat fur
eine Dauer von bis zu zwei Jahren befreit, angefangen vom Tag ihrer Ankunft
zu diesem Zweck, unter der Bedingung, dass sie fiir diese Vergitung in dem
anderen Staat besteuert wird.
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Die Steuersysteme umfassen natirlich nicht nur die Steuern vom Einkommen.
Der Austausch von Arbeitnehmern zwischen Polen und Deutschland kann daher
auch die Hohe der Einkiinfte aus indirekten Steuern beeinflussen, insbesondere
die Mehrwertsteuer sowie die Verbrauchsteuer. Gegenwartig ist es jedoch
schwierig, den Umfang der Veranderung von Haushaltseinnahmen im Zusam-
menhang mit der Nutzung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit einzuschatzen. Die
Migration von Polen nach Deutschland fuhrt natirlich zu einer Senkung dieser
Einkommen in Polen und zu einem entsprechenden Anstieg in Deutschland,
denn es handelt sich um Steuern territorialer Art. Wichtig in diesem Bereich ist
jedoch nicht nur die Anzahl der polnischen Arbeitsmigranten, sondern auch die
Frage, wo sie die in Deutschland verdienten Finanzmittel ausgeben werden.
Anzunehmen ist, dass beispielsweise Personen aus grenznahen Gebieten, deren
Wohnsitz sich in Polen befindet und die in Deutschland arbeiten, den gréRten
Anteil des von ihnen verdienten Geldes in Polen ausgeben werden. Dies hat mit
den Preisunterschieden flir grundlegende Produkte in beiden Staaten zu tun, die
in Polen momentan billiger sind. Die Arbeitnehmerfreiziigigkeit und die
dadurch verursachten Wanderungsbewegungen beeinflussen dabei nicht die
Form sowie die innere und &ullere Kohérenz der oben genannten indirekten
Steuern. Laut Art. 113 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europdischen
Union bzw. Art. 93 des EG-Vertrages wurden diese namlich der Gruppe der
harmonisierten Steuern zugerechnet. Nach dieser Vorschrift beschliel3t der EU-
Ministerrat einstimmig im Einklang mit einem speziellen Gesetzgebungsverfah-
ren und nach Konsultationen mit dem Européischen Parlament sowie dem Eu-
ropdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss Vorschriften zur Harmonisierung
der Gesetzgebungen in Bezug auf Umsatzsteuern, Verbrauchsteuern und andere
indirekte Steuern in dem Bereich, in dem diese Harmonisierung unverzichtbar
ist, um die Schaffung und das Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen
und Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden.”® Diese Vorschrift spiegelt sich
unter anderem auch im Inhalt der Richtlinie des Rates 2006/112/WE vom 28.
November 2006 (iber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem?' sowie der Richt-
linie des Rates 2008/118/WE vom 16. Dezember 2008 (iber das allgemeine Ver-
brauchssteuersystem wider, die die Richtlinie 92/12/EWG aufhob.

Die Arbeitnehmerfreizlgigkeit zwischen Polen und Deutschland hat keinen
grundsétzlichen Einfluss auf die Ho6he der Einnahmen aus den Vermdogen-
steuern. In Polen sind dies hauptsdchlich die Immobiliensteuer, die Erbschafts-

20 Andrzej Gomutowicz / Jerzy Matecki: Podatki i prawo podatkowe, S. 255.
21 ABI. L 347, 11.12.2006, S. 1.
22 ABI. L9, 14.1.2009, S. 12.
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und Schenkungssteuer, die Landwirtschaftssteuer, die Forststeuer sowie die
Steuer auf zivilrechtliche Handlungen. GemaR Art. 4 Abs. 1 Punkt 1 des Geset-
zes vom 13. November 2003 iiber die Kommunaleinnahmen? sind diese Steu-
ern Einkunfte der zustdandigen Kommunen, d.h. derjenigen Kommunen, auf
deren Gebiet sich der besteuerte Besitz befindet oder die besteuerte rechtliche
Tatigkeit ausgefihrt wurde. Bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer kdnnen
auch die Staatsangehorigkeit und der Wohnort des Erben oder Bedachten sowie
der Grad seiner Verwandtschaft mit dem Erblasser oder Schenker von entschei-
dender Bedeutung sein.

Den Hauptproblemen im Zusammenhang mit dem polnischen und deutschen
Steuerrecht, die sich nach der Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fir die
Polen — und umgekehrt — hatten ergeben kdnnen, wurde friihzeitig vorgebeugt.
Es wurde ndmlich 2003 das entsprechende bilaterale Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermogen geschlossen. Dabei handelt es sich um einen Rechtsakt, der dem
EU-Recht und den EU-Standards véllig Rechnung tragt; er regelt u. a. die Fra-
gen der Besteuerung von Einnahmen aus Lohnarbeit.

Es muss also festgestellt werden, dass die Offnung des polnischen Arbeitsmark-
tes flr die deutschen Staatsangehodrigen im Jahre 2007 und des deutschen Ar-
beitsmarktes fiir die polnischen Staatsangehérigen im Jahre 2011 sich weder auf
die Gestalt der Steuersysteme beider Staaten auswirken noch eine Abschwé-
chung der inneren und &ulReren Kohdrenz dieser Systeme zur Folge haben wird.
Dies ist angesichts der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes von
besonderer Bedeutung, der in seinem Urteil vom 28. Januar 1991 in dem
Rechtsstreit Hanns-Martin Bachmann gegen Belgischer Staat (C-204/90) ange-
flhrt hat, dass es sich fir den Schutz der Koharenz des Steuersystems als be-
grundet erweisen kann, die Anwendung bestimmter Steuerermaligungen oder -
befreiungen vom Wohnsitz oder Ort der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers ab-
héngig zu machen. Doch die beiden erwédhnten Systeme sind kohérent und in
diesem Sinne nicht bedroht.

Mit der Freiziigigkeit der Arbeitnehmer und den damit verbundenen Migratio-
nen der Menschen &ndern sich natirlich die Steuereinnahmen des einen wie
auch des anderen Staates. Ihr Umfang beruht naturlich auf der Anzahl der diese
Freiziigigkeit in Anspruch nehmenden Personen, insbesondere auf ihrem Net-
towert. Dabei kann es kaum Uberraschen, dass diese Freiheit in den deutsch-

23 Dz. U. von 2010 Nr. 80, Pos. 526 mit spateren Veranderungen.
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polnischen Beziehungen von den Polen viel ofter genutzt wird, als von den
Deutschen. Im Kontext des deutsch-polnischen Abkommens zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung hinsichtlich der Einkommen- und Vermdgenssteuer ist
auch von Bedeutung, auf welche Art und Weise die diese Freiheit in Anspruch
nehmenden Personen ihren steuerlichen Wohnsitz auswéhlen, d.h. wo sie steuer-
rechtlich ansassig sind. Dabei ist festzustellen, dass die Freiziigigkeit der Ar-
beitskréfte einen Einfluss auf die Haushaltseinnahmen aus der Einkommen-
steuer, der Mehrwertsteuer und der Verbrauchsteuer hat. Bei anderen Steuern
besteht eine so weitgehende Abhangigkeit im Prinzip nicht.
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Steuerliche Aspekte der Arbeitnehmerfreizigigkeit
zwischen Deutschland und Polen

Die grenziberschreitende Arbeitnehmertatigkeit, die aus der Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit in der EU resultiert, ist sowohl flir die Wissenschaft als auch fur die
Praxis ein Uberaus interessantes Thema voller komplexer Fragestellungen, das
sich fir eingehende Analysen eignet. Beriicksichtigt man ausschlieflich den
rechtlichen Aspekt, nimmt man ein weites Spektrum miteinander verschrankter
Regelungen wahr, die flr die Analyse dieses Themas unabdinglich sind. Beson-
ders wichtig sind hier die Vorschriften des Arbeitsrechts, des Sozialversiche-
rungsrechts und auch des Steuerrechts. Obwohl die Fragestellung zur grenz-
Uiberschreitenden Arbeitnehmertétigkeit in den oben genannten Rechtsgebieten
nahezu identisch scheint, fuhrt sie in der Praxis zu der Schlussfolgerung, dass
diese Regelungen nur teilweise miteinander kompatibel sind. Angesichts dessen
stellt sich der vorliegende Artikel, der die Besteuerung von Arbeitseinkiinften
im internationalen Vergleich behandelt, vor allem die Aufgabe, die wichtigsten
Prinzipien, die im Steuerrecht angewendet werden, vorzustellen. Aufgezeigt
wird somit das Zusammenwirken des hiesigen Steuerrechts mit dem bilateralen
sowie dem EU-Recht. Auerdem werden die grundlegenden Voraussetzungen
analysiert, die unerlasslich sind, um ein koharentes Steuerrecht aufzubauen, das
mit anderen Rechtsgebieten vollstandig korreliert.

|. Kontext

Die grenzliberschreitende Arbeitnehmertétigkeit, die sich aus der Arbeitnehmer-
freizligigkeit ergibt, hat wissenschaftlich und praktisch viele interessante und
auch problematische Aspekte. Allein aus rechtlicher Perspektive sind das Ar-
beitsrecht, das Sozialversicherungsrecht sowie das Steuerrecht zu bertcksichti-
gen. Obwohl die Problemstruktur in allen drei Rechtsgebieten vergleichbar ist,
besteht eine Synchronisation nur in Ansétzen. Daher soll dieser Artikel zur in-
ternationalen Arbeitnehmerbesteuerung im deutsch-polnischen Kontext die
Grundprinzipien aufzeigen, die das Steuerrecht anwendet. Hierdurch kdnnen

93



Stephan Kudert

sich vielleicht Ansatzpunkte ergeben, um diese Synchronisation voranzu-
bringen.

I1. Unbeschréankte versus beschrankte Steuerpflicht

Die meisten Staaten der Welt unterscheiden hinsichtlich der Einkommensteuer
naturlicher Personen zwischen der unbeschrankten und der beschrénkten Steu-
erpflicht. Unbeschrankt Steuerpflichtige missen grundsatzlich im Heimatstaat
ihr Welteinkommen versteuern, unabh&ngig davon, wo sie es erzielen (Weltein-
kommensprinzip). Deutschland knipft die unbeschrankte Steuerpflicht daran,
dass die Person entweder einen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt
in Deutschland hat. Polen knipft die unbeschrénkte Steuerpflicht daran, dass
der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz (gemeint ist hier der Lebensmittelpunkt)
in Polen hat oder sich mehr als 183 Tage im Jahr in Polen aufhélt. Die Staats-
blrgerschaft spielt in beiden Staaten flir die Frage, ob eine unbeschrankte Steu-
erpflicht vorliegt, keine Rolle. Ist die Person im Inland nicht unbeschrankt steu-
erpflichtig, kann sie beschrankt steuerpflichtig sein, sofern und soweit sie inlan-
dische Einkunfte erzielt (Territorialprinzip).

Damit kann bei einem Arbeitnehmer, der in einem anderen Staat arbeitet als er
lebt, eine sogenannte Doppelbesteuerung vorliegen. Der Heimatstaat besteuert
nach dem Welteinkommensprinzip auch die auslandischen Einkiinfte, wahrend
der Tétigkeitsstaat die Einkiinfte im Rahmen des Territorialprinzips besteuert.
Diese Doppelbesteuerung wirde ein enormes Hindernis der Arbeitnehmerfrei-
zugigkeit bedeuten. Daher existieren steuerliche Regeln, die diese Doppelbe-
steuerung vermeiden und eine Diskriminierung auslandischer Arbeitnehmer
verhindern sollen.

I11. Ausgangsfrage und ihre Antworten

Die Ausgangsfrage, die sich aus dem Thema der diesem Band zugrundeliegen-
den Konferenz ergibt, ist trivial:

Von wem und wie werden Einkinfte eines Arbeitnehmers besteuert, der in
Polen unbeschrénkt steuerpflichtig ist und in Deutschland arbeitet? Die Antwort
hingegen ist nicht trivial. Ursache ist, dass zwei souverdne Staaten das
Besteuerungsrecht fur sich beanspruchen konnen; der Anséssigkeitsstaat im
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Rahmen der unbeschrankten Steuerpflicht sowie der Téatigkeitsstaat im Rahmen
der beschrankten Steuerpflicht. Zudem sind regelmaRig das Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA), also ein bilateraler Vertrag zwischen den beteiligten
Staaten, sowie das Europarecht als supranationales Recht zu berticksichtigen.

1. Losung nach nationalem Steuerrecht

,lmpats“ sind Steuerausldnder, die in Deutschland Einkiinfte aus nichtselbstin-
diger Arbeit beziehen. Es muss sich also um natirliche Personen handeln, die
beschrénkt steuerpflichtig geméaR 8 1 Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EstG) mit
Einklnften aus nichtselbstandiger Arbeit i. S. v. 88 19 und 49 Abs. 1 Nr. 4
EStG sind. Die folgenden Ausfiihrungen sollen den Grundfall der Arbeitneh-
merbesteuerung verdeutlichen sowie eine wichtige Ausnahme beleuchten.

Fur Impats gilt grundsétzlich das Arbeitsortprinzip, d.h. der Staat, in dem sie
arbeiten, besteuert die Einkinfte (8 49 Abs. 1 Nr. 4 lit. a) EStG). Erfasst werden
nicht nur laufende Einkinfte, sondern auch Abfindungen. Die Steuerpflicht ist
wegen § 50 Abs. 2 S. 1 EStG durch den Lohnsteuerabzug, den der Arbeitgeber
vornimmt, grundsétzlich abgegolten. Auf Antrag kann aber eine Veranlagung
nach 8 50 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 EStG erfolgen. In diesem Fall sind 8 50 Abs. 1 und
8 32b Abs. 1 Nr. 5 EStG (Progressionsvorbehalt) zu beriicksichtigen.

Fur Vorstande, Geschaftsfiihrer und Prokuristen gilt das Arbeitsortprinzip je-
doch nicht. § 49 Abs. 1 Nr. 4 lit. ¢) EStG erfasst ihre Einkinfte, sofern sich die
Geschaftsleitung des Unternehmens, flir das sie arbeiten, in Deutschland befin-
det.

Diese einfache Logik des § 50 Abs. 2 S. 1 EStG, dass die Steuerpflicht mit dem
Lohnsteuerabzug abgegolten ist, wird fiir Arbeitnehmer durch § 50 Abs. 2 S. 2
Nr. 4 EStG durchbrochen. Demnach gilt Satz 1 nicht, wenn:

a) als Lohnsteuer-Abzugsmerkmal ein Freibetrag nach § 39a Abs. 4 EStG ge-
bildet wurde oder

b) wenn die Veranlagung beantragt wird.

Versteckt in § 50 Abs. 2 S. 7 EStG wird darauf hingewiesen, dass nur Biirger
eines Staates des Européischen Wirtschaftsraumes (EWR), die auch im EWR
wohnen (doppelter EWR-Bezug diesen Antrag nach Buchst. b) stellen diirfen.
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8 50 Abs. 1 EStG schrénkt den Abzug ihrer Ausgaben bei beschrénkt Steuer-
pflichtigen trotz der Veranlagung ein. AuBerdem missen sie dann hinsichtlich
ihrer nicht inlandischen Einkunfte den Progressionsvorbehalt geméR § 32b Abs.
1 Nr. 5 EStG bertcksichtigen. Sie mussten also rechnen, ob sich der Antrag
lohnt.

Aus dem bisher Gesagten sollte deutlich werden, dass fur Arbeitnehmer grund-
sétzlich das Arbeitsortprinzip gilt. Allerdings macht der Gesetzgeber einen Un-
terschied zwischen normalen Arbeitnehmern und Flhrungskraften. Nach § 49
Abs. 1 Nr. 4 lit. ¢) EStG liegen bei Geschaftsfiihrern, Vorstandsmitgliedern und
Prokuristen einer Gesellschaft mit Geschaftsleitung in Deutschland inlandische
Einkiinfte vor, die Deutschland wegen § 1 Abs. 4 EStG besteuern darf. Wéh-
rend also fur normale Arbeitnehmer eine physische Anwesenheit in Deutsch-
land erforderlich ist, bedarf es dieser bei den genannten Fuhrungskréften nicht.

2. Lésung unter Integration des Abkommensrechts

Da der Tatigkeitsstaat bei Impats im Rahmen der beschrankten Steuerpflicht
(Territorialprinzip) besteuert und der Heimatstaat im Rahmen der unbeschrank-
ten Steuerpflicht (Welteinkommensprinzip) ebenfalls sein Besteuerungsrecht
wahrnehmen will, kommt es zu einer Doppelbesteuerung. Diese wird durch
bilaterale Vertrdge zwischen beiden Staaten (Doppelbesteuerungsabkommen)
vermieden.

Abkommensrechtlich hat grundsatzlich der Tatigkeitsstaat das Besteuerungs-
recht, wéahrend der Ansassigkeitsstaat die Einkinfte des Arbeitnehmers unter
Progressionsvorbehalt freistellt. Auch hier gilt also das Arbeitsortprinzip (vgl.
Art. 15 Abs. 1 und Art. 24 DBA Deutschland-Polen. Dies gilt auch fiir Abfin-
dungen, sofern sie ,,dafiir”, also fiir die Tatigkeit gewéahrt werden. Deutschland
hat mit einigen Staaten Konsultationsvereinbarungen getroffen, die bei Abfin-
dungen immer dem ehemaligen Tatigkeitsstaat das Besteuerungsrecht einrdu-
men und tber 8 2 Abgabenordnung (AO) legitimiert wurden.

Das Arbeitsortprinzip findet nur in Ausnahmeféllen keine Anwendung. Die
beiden wichtigsten sind die 183-Tage-Regel, bei der das Besteuerungsrecht an
den Ansassigkeitsstaat zurlickféllt, sofern alle drei VVoraussetzungen erfiillt sind,
sowie Grenzgangerregeln, die mit einigen (westlichen und sudlichen) Nachbar-
staaten, aber nicht mit Polen, abgeschlossen wurden, damit Berufspendler nicht
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steuerlich diskriminiert werden. In neueren Abkommen, und damit auch im
DBA zwischen Deutschland und Polen, gibt es diese Regel nicht mehr, weil
nunmehr § 1 Abs. 3 EStG existiert.

Die Zuteilung des Besteuerungsrechts bei Arbeitnehmern ist i. d. R. in den Art.
15 ff. eines Abkommens geregelt. Dabei stellt Art. 15 die Grundnorm dar, wéh-
rend die anschlieBenden Artikel Sonderregeln fiir besondere Berufsgruppen
enthalten. Deshalb beginnt Art. 15 Abs. 1 mit den Worten ,,Vorbehaltlich der
Artikel 16 ...%

Art. 15 ist i. d. R. so aufgebaut, dass zundchst in Abs. 1 das Arbeitsortprinzip
kodifiziert wird. Grundsatzlich besteuert der Ansassigkeitsstaat (1. Halbsatz).
Wenn der Arbeitnehmer aber im anderen Vertragsstaat arbeitet, erhélt dieser das
Besteuerungsrecht (2. Halbsatz). Der Tétigkeitsstaat darf dann besteuern und
der Anséssigkeitsstaat stellt die Einkiinfte im Methodenartikel (unter Progres-
sionsvorbehalt) frei. In den weiteren Absétzen des § 15 gibt es davon Ausnah-
men. Die wichtigste Ausnahme stellt die sogenannte 183-Tage-Regel dar. Da-
mit nicht jeder Arbeitnehmer, der von seinem Arbeitgeber flr ein paar Tage ins
Ausland entsendet wird, sofort in die internationale Doppelbesteuerung gerat,
enthalt Art. 15 Abs. 2 besagte Regel, durch die das Besteuerungsrecht bei unbe-
deutenden Auslandseinsétzen an den Anséssigkeitsstaat zurtckfallt.

Danach féllt das Besteuerungsrecht an den Ansassigkeitsstaat zurlick, wenn drei
Voraussetzungen kumulativ erfullt sind:

a) Der Empféanger der Vergitung darf sich im anderen Staat insgesamt nicht
langer als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zw6lf Monaten, der wéhrend
des betreffenden Steuerjahrs beginnt oder endet, aufhalten;

b) Die Vergiitungen werden von einem Arbeitgeber oder fiir einen Arbeitgeber
gezahlt, der nicht im anderen Staat ansassig ist;

c) Die Vergutungen werden nicht von einer Betriebsstatte oder einer festen Ein-
richtung getragen, die der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

Zu beachten ist, dass die Formulierungen in verschiedenen Abkommen gering-
flgig voneinander abweichen kénnen.

Dezidierte Ausfuhrungen zur steuerlichen Behandlung des Arbeitslohns in
Doppelbesteuerungsabkommen hat das BMF in folgendem Schreiben verdffent-
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licht: Doppelbesteuerungsabkommen, Steuerliche Behandlung des Arbeitslohns,
BMF vom 14. September 2006, IV B 6 - S 1300 - 367/06.

3. Losung unter Integration des Europarechts

Die Europaische Union ist eine supranationale, d.h. eine tberstaatliche Organi-
sation. Hierunter ist zu verstehen, dass sie mehr ist als ein bloRer vilkerrechtli-
cher Vertrag, der wechselseitige Rechte und Pflichten der Vertragsstaaten be-
grundet. Vielmehr haben die Mitgliedstaaten, fruher durch den EG-Vertrag,
inzwischen durch den Vertrag von Lissabon (V. Vertrag tber die Arbeitsweise
der Européischen Union, kurz: AEUV) ein institutionelles System geschaffen,
an das sie unter Aufgabe eigener Kompetenzen in bestimmten Bereichen Ho-
heitsrechte Ubertragen haben. Diese betreffen auch das Steuerrecht. EU-Recht
geht nationalem Steuerrecht und Abkommensrecht vor, denn die EU kdnnte
nicht funktionieren, wenn es den Mitgliedstaaten moglich wére, sich Uber das
Gemeinschaftsrecht hinwegzusetzen und somit die Grundlage der Gemeinschaft
in Frage zu stellen. Das Gemeinschaftsrecht, das

a) aus dem Vertrag von Lissabon (Primarrecht) und
b) aus vom Vertrag abgeleiteten Rechtsakten (Sekundarrecht) besteht,

ist vorrangig gegentber nationalem Recht und auch gegeniiber Abkommens-
recht.

Der Einfluss des Gemeinschaftsrechts auf das nationale Steuerrecht ist unter-
schiedlich fur die beiden Bereiche der direkten Steuern und der indirekten Steu-
ern. Die indirekten Steuern, wie z.B. die Umsatzsteuer, fallen in den Kompe-
tenzbereich der EU; hier verfiigt sie iber einen Harmonisierungsauftrag. Folg-
lich kann sie Uber Sekundérrechtsakte, die EU-Richtlinien, eine Harmonisierung
bewirken bzw. hat sie bereits bewirkt. Zentral ist dabei die Mehrwertsteuer-
Richtlinie vom 1. Januar 2007 (Richtlinie 2006/112/EG), die von den EU-
Staaten in nationales Recht umgesetzt wurde. Daher ist das Umsatzsteuerrecht
in allen EU-Staaten zwar nicht identisch, aber einander sehr dhnlich.

Fur die direkten Steuern wurde der EU hingegen kein Harmonisierungsauftrag
erteilt. Hier findet die Harmonisierung zum berwiegenden Teil Gber den Euro-
paischen Gerichtshof (EuGH) statt.
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Um den Binnenmarktgedanken zu verwirklichen, wurden im Vertrag von Lissa-
bon funf Grundverkehrsfreiheiten verankert, die Hemmnisse flr eine grenziber-
schreitende wirtschaftliche Integration abbauen und diskriminierungs- und be-
schrankungsfreie grenziberschreitende Tatigkeiten ermdglichen sollen.

Die Grundfreiheiten, auf die sich z.B. der EuGH bezieht, sind in folgender Ta-
belle dargestellt. Sie betreffen Waren-, Personen-, Kapital- und Zahlungsver-
kehr.

Tabelle 1. Ubersicht den Grundfreiheiten des Vertrags von Lissabon

Warenverkehr Personenverkehr Kapital- und Zahlungs-
verkehr
Warenverkehrsfreiheit Arbeitnehmerfreiziigigkeit Kapitalverkehrsfreiheit

Niederlassungsfreiheit

Dienstleistungsfreiheit

Quelle: Eigene Prasentation.

Fur die direkten Steuern spielen die Freiheiten des Personenverkehrs sowie die
Kapitalverkehrsfreiheit eine entscheidende Rolle. Dabei weist die Kapitalver-
kehrsfreiheit die Besonderheit auf, dass sie nicht nur innerhalb der EU, sondern
auch im Verhdltnis zu Drittstaaten gilt.

Sieht ein Steuerpflichtiger durch eine steuerliche Regelung seine Rechte aus
einer der Grundfreiheiten verletzt, kann er dagegen klagen. Er darf sich jedoch
nicht direkt an den EuGH wenden, sondern muss den nationalen Rechtsweg
beschreiten. Nur die Finanzgerichte oder der Bundesfinanzhof (BFH) kdnnen
(bzw. in bestimmten Fallen missen) den EuGH anrufen. Der EUGH entscheidet
dann dariiber, ob die strittige nationale Norm eine ungerechtfertigte Ungleich-
behandlung von grenziiberschreitenden und rein nationalen Sachverhalten dar-
stellt. Eine Ungleichbehandlung ist nicht per se verboten. Der Eingriff in die
Grundfreiheit ist dann zuldssig, wenn er berechtigt und verhaltnisméaRig ist.
Kommt der EuGH jedoch zum Schluss, dass eine Diskriminierung bzw. Be-
schréankung des grenziiberschreitenden Sachverhalts vorliegt, ist die Norm nicht
anwendbar. Auch wenn die Urteile spezielle Sachverhalte eines Mitgliedstaats
betreffen, so haben sie doch Indizcharakter fir alle Ubrigen Mitgliedstaaten. Die
Rechtsprechung des EuGH hat in den vergangenen Jahren das deutsche Steuer-
recht ma3geblich gepragt.
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Ein interessantes Verfahren, das die Arbeitnehmerfreiziigigkeit betraf und Ein-
gang in die nationalen Gesetze gefunden hat, ist der Schumacker-Fall. Er be-
trifft die Rechtssache Schumacker (C-279/93) vom 10. Februar 1995. Der
Grundtenor dieses Urteils ist als Schumacker-Doktrin in die Literatur und spéte-
re Rechtsprechung eingegangen.

Roland Schumacker lebte mit seiner Familie in Belgien und erzielte ausschlief3-
lich in Deutschland Einkiinfte. Seine Kosten der privaten Lebensumsténde
konnte er in Deutschland nicht geltend machen, weil er dort nur beschrankt
steuerpflichtig war. In Belgien konnte er sie trotz seiner dortigen unbeschrank-
ten Steuerpflicht nicht geltend machen, weil er dort keine Einkiinfte erzielte.
Sein Fall musste vom EuGH entschieden werden, weil die Frage im Raume
stand, ob hier eine Verletzung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit vorlag. Der EUGH
hat im Schumacker-Urteil zunachst erklart, dass fur die Beruicksichtigung der
personlichen Lebensumstande (d.h. Sonderausgaben, auRergewohnliche Belas-
tungen, Grundfreibetrag und Ehegattensplitting) grundsétzlich der Ansassig-
keitsstaat zustandig ist (Schumacker-Doktrin). Anders ist aber die Lage, wenn
im Anséssigkeitsstaat keine nennenswerten Einkiinfte erzielt werden. Unter
diesen Umstanden sind ausnahmsweise die personlichen Lebensumstande im
Tatigkeitsstaat zu beriicksichtigen. Das war aber nach dem damaligen deutschen
Steuerrecht nicht méglich. Schumacker wurde also vom deutschen Steuerrecht
ohne hinreichende Rechtfertigung gegentber Steuerinlandern diskriminiert und
in seiner Arbeitnehmerfreiziigigkeit unzuléssig beschrankt.

Daher hat Deutschland im Jahr 1996 § 1 Abs. 3 EStG, die fiktive unbeschréankte
Steuerpflicht, eingefihrt. Steuerauslédnder dirfen sich seitdem mit ihren inléndi-
schen Einkinften wie unbeschrankt Steuerpflichtige behandeln lassen. Die nicht
inlandischen Einkinfte werden weiterhin nicht besteuert, gehen aber in den
Progressionsvorbehalt ein (8 32b Abs. 1 Nr. 5 EStG). De lege lata konnte er
sich nach § 1 Abs. 3 EStG veranlagen lassen und kénnte so nunmehr auch seine
auflergewohnlichen Belastungen geltend machen. Voraussetzung des § 1 Abs. 3
EStG ist aber, dass die nicht inl&ndischen Einkiinfte gering sind. Das ist dann
der Fall, wenn die Einkinfte im maRgeblichen Kalenderjahr zu mindestens 90%
der deutschen Besteuerung unterliegen oder die nicht inldndischen Einkiinfte
geringer als der Grundfreibetrag sind (§ 1 Abs. 3 S. 2 EStG).

Der Gesetzgeber hat sich in § 1 Abs. 3 S. 2 EStG nach dem Semikolon noch
eine kleine Unlauterkeit einfallen lassen. Demnach ist bei Staaten mit geringen
Lebenshaltungskosten der mafgebliche Grundfreibetrag zu kirzen. Wie hoch
dieser ist, ergibt sich aus einer Tabelle vom 6. November 2009, die zu 8 33a
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EStG im BStBI. 1 2009, S. 1323 veroffentlicht wurde. Demnach ist fir Polen
nur die Halfte des Grundfreibetrags anzusetzen.

8 1 Abs. 3 EStG gilt nicht nur fur EU-Arbeitnehmer, sondern fiir alle Steuer-
pflichtigen, egal in welchem Staat sie unbeschrankt steuerpflichtig sind und
welche Einkiinfte sie in Deutschland erzielen.

Den Splittingtarif gewahrt 8 1 Abs. 3 EStG aber nicht. Daher wurde, um den
Anforderungen der EuGH-Rechtsprechung gerecht zu werden, § 1la EStG ge-
schaffen, der (nur) fir EWR-Blrger auch den Splittingvorteil gewéhrt (8 la
Abs. 1 Nr. 2 EStG). Die Norm fordert nicht, dass auch der Ehegatte EWR-
Biirger sein muss.

1V. Schlussbemerkung

Die obigen Ausfuihrungen sollten die Grundprinzipien der grenziberschreiten-
den Arbeitnehmerbesteuerung bei Impats aufzeigen und das Zusammenspiel
von nationalem Recht, bilateralem Recht und supranationalem Recht verdeutli-
chen. Ich hoffe, dass dieser Konferenzband die Diskussion tber die Prinzipien
der grenziiberschreitenden Arbeitnehmerbesteuerung und ihre Synchronisation
mit anderen Rechtsgebieten voranbringt.
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KULTURWISSENSCHAFTLICHE ASPEKTE

Goro Christoph Kimura

Arbeitnehmerfreizigigkeit und Sprache
— mit besonderer Berticksichtigung
der deutsch-polnischen Grenzregion

In diesem Beitrag geht es um den Zusammenhang zwischen Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit und Sprache. Zuerst wird festgestellt, dass Sprache sowohl von Sach-
kundigen vor Ort als auch auf EU-Ebene als wichtiger, wenn nicht gar als der
entscheidende Faktor fiir die Arbeitnehmerfreiziigigkeit angesehen wird, der
auch nach dem Abbau von administrativen und anderen Hindernissen seine
Bedeutung nicht verliert. Obwohl nicht eindeutig gesagt werden kann, in wel-
chem MaRe die Arbeitnehmerfreiziigigkeit die Zahl der Deutschlernenden in
Polen beeinflusst, gibt es eine zeitliche Parallele zwischen der Entwicklung der
Zahlen der Deutschlernenden in Polen und der Situation der Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit. In der Grenzregion gibt es auf beiden Seiten der Oder direkte Reak-
tionen auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit, mit dem Ziel, die Sprachkenntnisse
zu verbessern. Die ergriffenen MaRnahmen sind jedoch weit davon entfernt, der
Spezifik und dem Potential des Faktors Sprache in dieser Frage gerecht zu wer-
den und entsprechen auch nicht den Mdglichkeiten, die sich in der Grenzregion
bieten.

I. Einleitung

Bei der Konferenz, die dieser Publikation zugrunde liegt, wurde in der Diskus-
sion von mehreren Teilnehmenden das Thema Sprache angesprochen. Dies
weist darauf hin, dass Sprache ein relevantes Thema in Bezug auf die Arbeit-
nehmerfreizlgigkeit zwischen Deutschland und Polen ist. Dieser Umstand wur-
de bereits im Vorfeld der Einfiihrung der Arbeitnehmerfreizigigkeit von Damus
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festgestellt. Diesen Anregungen folgend, mdchten wir in diesem Beitrag den
Zusammenhang zwischen Arbeitnehmerfreiziigigkeit und Sprache direkt thema-
tisieren.? Dabei soll es in erster Linie um die Sprachkenntnisse als eine Voraus-
setzung zur grenziberschreitenden Kommunikation gehen. Der Frage, wie Ar-
beitnehmerfreizugigkeit und Sprachkenntnisse zusammenhéngen, wollen wir
hier in zwei Richtungen nachgehen. Einerseits werden wir uns mit den Auswir-
kungen der Sprachsituation auf die Arbeitnehmerfreizigigkeit, andererseits mit
den Auswirkungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf die Sprachsituation be-
schaftigen. Dabei soll die Lage in der Grenzregion besonders bertcksichtigt
werden. Da es jedoch innerhalb der Grenzregion durchaus Unterschiede gibt,
soll hier als Beispiel der Abschnitt Brandenburg-Lubuskie betrachtet werden.

Zur Grenzregion muss einerseits festgestellt werden, dass sie im gesamten Um-
fang der Arbeitnehmerfreizigigkeit eher eine marginale Rolle spielt. Bereits vor
dem Beitritt Polens in die EU wurde ein ,,Ubersprungeffekt* prognostiziert.
Krétke und Borst schreiben:

,Die verbreitete Annahme, dass die Osterweiterung in erster Linie
die Grenzregionen an der derzeitigen Ostlichen EU-AuRengrenze
betreffe, ist problematisch, da die transnationalen Beziehungen der
Regionen keineswegs einer Logik der ,geographischen Niahe’ fol-
gen.“3

Das zeigte sich in Bezug auf die Arbeitnehmerfreizigigkeit nach dem 1. Mai
2011 noch einmal deutlich, als ein GroBteil der polnischen Arbeitnehmenden in
die westlichen Bundeslander zog. Andererseits wird der Aufbau eines integrier-
ten gemeinsamen Arbeitsmarkts als besondere Chance fiir die Region gesehen.
So schreibt z.B. die ,,Frankfurter Erklarung® Arbeitnehmerfreiztgigkeit — Chan-
cen flr Ostbrandenburg vom 17. Januar 2011, die tber 20 fiihrende Institutio-
nen aus Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung der Region um Frankfurt

1 Sahra Damus: Masterarbeit. Polnisch als Qualifikation auf dem grenznahen Arbeitsmarkt.
Sprachlernmotivationen von Schilern in Frankfurt (Oder) und Gorlitz, Frankfurt (Oder): 2008;
Dies.: Polnisch als Qualifikation auf dem grenznahen Arbeitsmarkt. Sprachlernmotivationen
von Schilern in Frankfurt (Oder) und Gorlitz., in: Forschungsstelle Osteuropa (Hg.): Das Ende
des postsozialistischen Raums? Beitrége fir die 17. Tagung Junger Osteuropa-Experten.
Bremen: 2009, 59-63, http://epub.sub.unihamburg.de/epub/volltexte/2010/4239
/pdf/fsoAP104.pdf.

2 Dieser Aufsatz ist Teil des von der Canon-Stiftung in Europa geférderten Forschungsprojekts
Eine vergleichende Studie uber interlinguale Kommunikation. Einblicke von der deutsch-
polnischen Grenze.

3 Stefan Krétke / Renate Borst: EU-Osterweiterung als Chance. Perspektiven fiir Metropolrdume
und Grenzgebiete am Beispiel Berlin-Brandenburg, Berlin: LIT Verlag 2004, S. 2.
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(Oder) unterzeichnet haben, der Arbeitnehmerfreiziigigkeit eine Schllsselrolle
fur die Weiterentwicklung der Region zu. Das Thema Arbeitnehmerfreiziigig-
keit hat also flr die Grenzregion eine besondere Relevanz.

Il. Auswirkungen der Sprachsituation auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit
1. Sprache als grof3tes praktisches Hindernis

Nach dem 1. Mai 2011 kam es bekanntlich auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu
keinem grofRen Andrang von polnischen Arbeitskréaften. Fir unser Anliegen in
diesem Beitrag stellt sich dabei die Frage, wie relevant der Faktor Sprache ist,
um diesen Befund zu erkldaren. Hier mdchten wir zuerst Stellungnahmen von
Sachkundigen vor Ort aus der Grenzregion betrachten, um diese Einschétzun-
gen anschlieBend in gréRere Kontexte bis hin zur Europaebene einzuordnen. Als
Stimmen aus der Grenzregion werden wir zwei Quellen heranziehen, die ver-
schiedene Gesichtspunkte berlicksichtigen. Die erste Quelle ist eine Sonder-
nummer des arbeitsmarktpolitischen Informationshefts der Landesagentur fur
Struktur und Arbeit Brandenburg, die die Erfahrungen der ersten Monate nach
dem 1. Mai 2011 zusammenfasst.* Die zweite Quelle ist das Protokoll eines
Fachgesprachs im Rahmen einer 6ffentlichen Sitzung des Ausschusses fir Ar-
beit, Soziales, Frauen und Familie im Landtag Brandenburg (Landtag 2012), bei
dem man sich ein Jahr nach der vollstandigen Arbeitsmarktoffnung zu Polen
mit deren Folgen beschaftigte.” Tabelle 1 zeigt die Breite der in diesen beiden
Quellen vertretenen Organisationen. Ein Grol3teil der Organisationen kommt in
beiden Quellen vor, aber die konkreten Personen sind nicht dieselben, so dass
niemand sich zweimal &ufert.

4 Landesagentur fiir Struktur und Arbeit Brandenburg( LASA): FREI und ZUGIG auf dem EU-
Arbeitsmarkt. Erste Erfahrungen im Land Brandenburg, in: BRANDaktuell Spezial 2, 2011,
http://www.lasa-brandenburg.de/brandaktuell/fileadmin/user_upload/MAIN-dateien/pdf-
archiv/spezial_2_2011.pdf.

5 Landtag Brandenburg. Ausschuss flr Arbeit, Soziales, Frauen und Familie: Fachgesprach zu
den Chancen und Herausforderungen der Arbeitnehmerfreizlgigkeit fur das Land Brandenburg,
in: Protokoll Teil 1, 32. Sitzung (6ffentlich) 30. Mai 2012, 2012,
http://www.landtag.brandenburg.de/sixcms/media.php/5701/32-1.15841706.pdf.
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Tabelle 1. Vertretene Organisationen in den zwei Quellen und deren AuRerungen zur Sprache.

Vertretene Organisationen AuRerungen zur Sprache

LASA Landtag
2011 2012

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie [MASF] Ja -

Handwerkskammer Frankfurt (Oder) [HWK] Ja Ja

Industrie und Handelskammer Ostbrandenburg [IHK] Ja Ja

Deutscher Gewerkschaftsbund [DGB] Nein Ja

Vereinigung der Unternehmensverbande in Berlin und Branden- Ja Ja

burge. V. [UVB]

Beauftragter der Regionaldirektion der Arbeitsagentur Berlin- Ja -

Brandenburg fiir die deutsch-polnische Zusammenarbeit [AA-

BB]

Agentur fur Arbeit in Frankfurt (Oder) [AA-FFO] Ja Ja

Deutsch-Polnisches Verbraucherinformationszentrum (DPVI) Ja

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung (MIT) Ja

Quellen: LASA: FREI und ZUGIG auf dem EU-Arbeitsmarkt; Landtag Brandenburg: Fachge-
sprach zu den Chancen und Herausforderungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fir das Land
Brandenburg.

In der Sondernummer bemerkt der Herausgeber bereits im Vorwort, dass in den
meisten Stellungnahmen von Sachkundigen die fehlenden Sprachkenntnisse
kritisiert werden. In der Tat fallt auf, dass sich im Themenbereich ,,Brandenbur-
ger Erfahrungen sechs der sieben Erfahrungsberichte die Sprache thematisie-
ren. Mangelnde Sprachkenntnisse werden nicht nur als Grund daflr genannt,
dass nur wenige polnische Arbeitnehmer kamen, sondern auch dafir, dass viele
derjenigen, die Interesse zeigten, keine Stelle fanden. Nach Erfahrungen der
Arbeitsagentur fehlten bei 80% der polnischen Bewerber ausreichende
Deutschkenntnisse, weshalb sie schon deswegen kaum eine Anstellung in
Deutschland erhalten konnten.

In den umfangreicheren AuRerungen der Sachkundigen, die im Landtagsaus-
schuss aussagten, kommt der Faktor Sprache noch klarer zum Vorschein. Alle
Stellungnahmen der sieben Institutionen gehen auf die Sprache ein: Drei nen-
nen Sprache ausdricklich als wichtigste oder entscheidende Barriere, die ande-
ren sehen sie als eines der wesentlichen Hindernisse fir die Arbeitnehmerfrei-
zugigkeit.
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Die Einschéatzungen der Experten vor Ort zur Relevanz des Faktors Sprache
werden durch Untersuchungen bestatigt, die die deutsch-polnische Arbeitsmi-
gration im europdischen Kontext betrachten. So wurde von Arbeitsmarktfor-
schern vor und nach Einfuhrung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit darauf hinge-
wiesen, dass die Tatsache, dass Englischkenntnisse weiter verbreitet sind als
Deutschkenntnisse, den Zugang zum angelséchsischen Arbeitsmarkt begtinstige
und somit Auswirkungen auf die Arbeitsmigration habe.®

Im Hinblick auf die Bedeutung englischer Sprachkenntnisse sind die Entwick-
lungen nach der EU-Osterweiterung im Jahre 2004 aufschlussreich. Bekanntlich
kam es damals zu einer grof’en polnischen Migrationswelle nach GroRbritan-
nien und Irland, die im Gegensatz zu Deutschland und anderen Landern der
alten EU ihre Turen sofort fur Arbeitnehmer aus den neuen Beitrittslandern
geOffnet hatten. Die Tabellen 2 und 3 zeigen diese Entwicklung. Allerdings
kann diese Migrationswelle nicht nur allein mit den Mdglichkeiten der Arbeit-
nehmerfreizigigkeit erklart werden. Denn obwohl auch Schweden bereits 2004
die Freizligigkeit gewéhrte und dazu noch das einzige Land war, dass auch das
Recht auf Sozialleistungen in vollem Umfang gewéhrte, blieb die Arbeitsmigra-
tion nach Schweden auch im Verhaltnis zur GréRe des dortigen Arbeitsmarkts
relativ gering. Als eine Ursache wurde darauf hingewiesen, dass GroRbritannien
und Irland englischsprachig sind.” Die erheblichen Unterschiede zwischen
Grof3britannien und Irland einerseits und Schweden andererseits kénnen dem-
nach nicht vollstdndig erkléart werden, ohne den sprachlichen Faktor mit einzu-
beziehen.

6 Dawn Holland / Tatiana Fic / Ana Rincon-Aznar / Lucy Stokes / Pawet Paluchowski: Labour
mobility within the EU. The impact of enlargement and the functioning of the transitional ar-
rangements. Final Report — County Case Studies, London: National Institute of Economic and
Social Research, 2011, S. 127, http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langld=en&catld=89
&newsld=1108&furtherNews=yes; Bundeszentrale fiir Politische Bildung (BPB): Ein Jahr
Arbeitnehmerfreiziigigkeit in Deutschland, 2012, http://www.bpb.de/politik/hintergrund-
aktuell/133524/arbeitnehmerfreizuegigkeit.

7 lvlevs Artjoms: Labour mobility within the EU in the context of enlargement and the function-
ing of the transitional arrangements - Country report: Sweden, European Integration Consor-
tium (1AB, CMR, fRDB, GEP, WIFO, wiiw): 2009, http://ec.europa.eu/social/key
Documents.jsp?type=0&policyArea=0&subCategory=0&country=0&year=2009&advSearchKe
y=transitional+arrangements&mode=advancedSubmit&langld=de, S.11.
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Tabelle 2. Polnische Migranten vor und nach dem EU-Beitritt in europdischen Landern.

(Uber 15-Jahrige, die sich mehr als zwei Monate in dem betreffenden Land aufhielten, vor dem
Beitritt: 1999-2003, nach dem Beitritt: 1. Mai 2004 - 31. Dezember 2006. Die Liste enhalt nur
européische Lander, die Prozentangaben haben jedoch globalen Bezug, eigene Darstellung)

Rang vor EU-Beitritt (%) nach EU-Beitritt (%)

1 Deutschland 32,1 Grofbritannien 314
2 Italien 11,9 Deutschland 18,9
3 GroRbritannien 9,7 Irland 9,1

4 Frankreich 3,8 Italien 8,4

5 Belgien 3,4 Frankreich 3,2

6 Niederlande 3,0 Spanien 3,1

7 Osterreich 29 Niederlande 3,0

8 Spanien 2,6 Norwegen 2,0

9 Griechenland 1,6 Schweden 1,9

10 Irland 1,4 Belgien 1,7

11 Schweden 1,0 Osterreich 1,5

12 Norwegen 0,5 Griechenland 15

Quelle: Agnieszka Fihel / Pawel Kaczmarczyk / Joanna Mackiewicz-Eyziak / Marek Okdlski:
Labour mobility within the EU in the context of enlargement and the functioning of the transi-
tional arrangements - Country report: Poland, University of Warsaw: European Integration Con-
sortium 2009, S. 15.

Tabelle 3. Die Zahl polnischer Biirgerinnen und Biirger, die sich langer als zwei Monate im Aus-
land befinden (Schatzungen, in Tausend, eigene Darstellung)

Zielland Mai 2004 | Ende 2004 Ende 2006 Ende 2007
Deutschland 294 385 450 490
Grofbritannien 24 150 580 690
Irland 2 15 120 200
Schweden 6 11 25 27

Quelle: Fihel/Kaczmarczyk/Mackiewicz-£yziak/Okélski: Labour mobility within the EU in the
context of enlargement and the functioning of the transitional arrangements, S. 14.

Aus diesem Rickblick auf die Situation nach 2004 kénnen wir ableiten, dass
Sprache ein nicht zu Ubersehender Faktor in Bezug auf die Arbeitsmigration ist.
Dies wird durch verschiedene Umfragen der EU bestétigt.® Hier méchten wir als
Beispiel Ergebnisse aus einer Eurobarometer-Umfrage zur Mobilitét anfuhren.

8 European Commission. DG Employment. Social Affairs and Inclusion: Study to analyze and
assess the socio-economic and environmental impact of possible EU initiatives in the area of
freedom of movement for workers, in particular with regard to the enforcement of current EU
provisions. Revised draft final report, 2012, http://www.ec.europa.eu/social/BlobServlet?
docld=8958&Ilangld=en.
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Als Grund, warum man nicht ins Ausland gehen wiirde, taucht ,,die Schwierig-
keit, eine neue Sprache zu lernen® als erstes praktisches Hindernis auf, nachdem
Heimat, Familie und Freundschaft als Griinde genannt wurden.? Als praktische
Schwierigkeit, der man begegnet, wenn man im Ausland arbeitet, wird die
Sprache ebenfalls mit Abstand am haufigsten genannt (Abbildung 1).

Abbildung 1. Welchen praktischen Schwierigkeiten sind Sie begegnet oder vermuten Sie zu
begegnen, wenn Sie im Ausland arbeiten? (eigene Darstellung)
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Quelle: European Commission: Special Eurobarometer 337. Geographical and labour market
mobility. Summary, 2010,
http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_337_sum_en.pdf, S. 26.

Die Einschédtzungen und Befragungsergebnisse auf EU-Ebene stimmen also mit
den anfangs betrachteten Beobachtungen vor Ort darin (berein, dass die Spra-
che als eines der gréRten, wenn nicht gar als das grofte praktische Hindernis im
Hinblick auf die Arbeitnehmerfreizlgigkeit betrachtet wird.

2. Sprachenvielfalt als einzige dauerhaft zu erhaltende Einschrankung

Nun wollen wir betrachten, wie die EU politisch auf den Faktor Sprache rea-
giert. Hierzu wollen wir uns den Rechtsvorschriften und Verlautbarungen der
EU zuwenden. Die beiden Themen ,,Arbeitnehmerfreiziigigkeit* und ,,Sprache*

9 European Commission: Geographical and labour market Mobility. Summary. Special Euro-
barometer 337, 2010, http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_337_sum_en.pdf, S.
24.
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folgen schon in der Praambel der Charta der Grundrechte der Europédischen
Union aufeinander, wenn auch nicht wortlich, so doch inhaltlich:

,Die Union trdgt zur Erhaltung und zur Entwicklung dieser ge-
meinsamen Werte unter Achtung der Vielfalt der Kulturen und
Traditionen der VVolker Europas sowie der nationalen ldentitat der
Mitgliedstaaten [...] bei. Sie [...] stellt den freien Personen-, Wa-
ren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr sowie die Niederlas-
sungsfreiheit sicher.«*°

Wihrend die ,,Vielfalt der Kulturen* und die ,,nationale Identitit”, die die EU
achten will, die Sprache einschlieRen, betreffen die anschliefend genannten,
von der EU sicherzustellenden Freiheiten die Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Dies
wird in den Artikeln der Charta verdeutlicht, die jeweils die Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit und Sprache direkt ansprechen. Artikel 15 (2) besagt, dass alle Uni-
onsbirgerinnen und -birger die Freiheit haben, in jedem Mitgliedstaat Arbeit zu
suchen, zu arbeiten, sich niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbringen.
Artikel 22 bekundet, dass die Union die Vielfalt der Sprachen achtet. Aulerdem
wird in Artikel 21 die Diskriminierung aufgrund der Sprache verboten. Wie
geht die EU mit dem Dilemma um, einerseits die Freiztgigkeit férdern zu wol-
len, aber andererseits die Sprachenvielfalt achten zu missen, die doch ein we-
sentliches Hindernis dafuir darstellt? Hier ist ein gewisser Balanceakt zu be-
obachten, wie wir im Folgenden sehen werden.

Einerseits wird die Sprachenvielfalt als Einschrankung der Arbeitnehmerfreizi-
gigkeit offiziell anerkannt. So wird in der ,,Verordnung des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 5. April 2011 Uber die Freizlgigkeit der Arbeitneh-
mer innerhalb der Union“ (Nr. 492/2011) in Artikel 1 das Recht auf Freiziigig-
keit deklariert, in Artikel 3 (1) wird verdeutlicht, dass Beschrankungen fir Aus-
lander nicht erlaubt sind. Zu letzterem Punkt findet sich aber folgende Anmer-
kung: ,,Unterabsatz 1 gilt nicht fiir Bedingungen, welche die in Anbetracht der
Besonderheit der zu vergebenden Stelle erforderlichen Sprachkenntnisse betref-
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fen.

Das bedeutet, dass Sprache die einzige prinzipiell dauerhaft zugelassene Ein-
schréankung der Gleichstellung ausléandischer Arbeitnehmer ist. Dies wird auch

10 Préambel der Charta der Grundrechte der Européischen Union, 2000/C 364/01.
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in Offentlichen Informationen bestétigt, in denen Sprache als ,,Ausnahme* fiir
die ,,Gleichbehandlung® explizit genannt wird."*

Andererseits kann Sprache nicht uneingeschrankt als Ausnahme gelten. In EU-
Dokumenten werden drei Kriterien genannt, die einer Einschrankung der
Gleichbehandlung aufgrund der Sprachkenntnisse Grenzen setzen.* Diese Kri-
terien werden auch von den Mitgliedstaaten umgesetzt. Die Informationsbro-
schiire des Bundesministeriums flr Arbeit und Soziales Beschaftigung und Ent-
sendung von Unionsbirgerinnen und -blrgern. 50 Fragen und Antworten zum
1. Mai 2011, die u.a. auf der Website der Deutschen Botschaft in Warschau
zweisprachig auf Deutsch und Polnisch abgerufen werden kann, geht beispiels-
weise in Frage 32 ,Inwieweit diirfen Arbeitgeber deutsche Sprachkenntnisse
verlangen?* auf folgende drei Punkte ein:

a) Die verlangten Sprachkenntnisse miissen angemessen und fir die betreffende
Stelle erforderlich sein und diirfen nicht als Vorwand dienen, um Arbeitnehmer
aus anderen Mitgliedstaaten auszuschliefZen.

b) Zum Nachweis der Kenntnisse darf nicht ausschlieRlich ein bestimmtes
Diplom gelten.

¢) ,,Muttersprachler als Bedingung ist unzuléssig.

Diese drei Richtlinien sind jeweils aus spezifischen Situationen entstanden, sind
jedoch zu allgemein gultigen Kriterien geworden. Um sie zu verstehen, ist ein
Blick auf ihr Zustandekommen hilfreich. So stammt Punkt 1 aus einem Urteil
des Europdischen Gerichtshofes (EuGH) zur Klage einer Niederlanderin, dass
von ihr bei einer Tétigkeit als Kunstdozentin in Irland Irischkenntnisse verlangt
wurden, obwohl sie auf Englisch unterrichtete. Der EUGH wies ihre Klage zu-
rick, da die Forderung des Irischen als Sprachenpolitik des Mitgliedstaates
Irland anerkannt werden musse. Bei Punkt 2 ging es um die Anstellung eines
deutschsprachigen Italieners in Sidtirol, der das in Sidtirol anerkannte Sprach-
diplom fur Deutsch nicht vorweisen konnte. Hier wurde dem Klager Recht ge-
geben und bestatigt, dass die Verordung der Vorgabe eines bestimmten Diploms
unzulassig sei.’®* In Punkt 3 handelt es sich darum, dass innerhalb von EU-

11 Europdische Kommission: Freizugigkeit — EU Birger > Gleichbehandlung, 0.0.,
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=462&langld=de.

12 Vgl.: Mitteilung der Kommission. Freiziigigkeit der Arbeitnehmer: VVolle Nutzung der Vorteile
und Mdglichkeiten, in: KOM 694, 2002.

13 Diese beiden Falle, die jeweils als Rechtssache Groener 1989 und Rechtssache Angonese 2000
zu den bekanntesten Urteilen des EUGH zur Sprache gehdren, werden vorgestellt im Anhang
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Organisationen bei Stellenausschreibungen oft ,,English mother tongue® oder
»English native speaker verlangt wurden. Auf Beschwerden reagierte die
Kommission und definierte solche Bedingungen als Diskriminierung.

3. Wie hat der Faktor Sprache die Arbeitnehmerfreiztgigkeit beeinflusst?

Zur Einschatzung der Auswirkung der Sprachensituation auf die Arbeitnehmer-
freizligigkeit haben wir bisher die spezifische Auspréagung des Faktors Sprache
im Kontext der Arbeitnehmerfreizugigkeit betrachtet. Verschiedene Indizien
deuten darauf hin, dass Sprache nicht nur als groftes praktisches Hindernis ge-
sehen wird, sondern auch politisch die einzige dauerhaft erlaubte Einschrankung
ist, die auch nach dem Fortfall der gesetzlichen und administrativen Barrieren
bestehen kann, wenn auch dieser Einschrankung Grenzen gesetzt sind.

Wenn wir von der Rolle der Sprache sprechen, mussen wir auf noch zwei Punk-
te achten und uns vor einer voreiligen Verallgemeinerung hiiten. Erstens gibt es
je nach Arbeitsart und -bereichen einen erheblichen Unterschied hinsichtlich der
notwendigen Sprachfahigkeiten. So kbnnte man z.B. in der IT-Branche auch in
Deutschland mit Englisch gut zurechtkommen; fiir die Saisonarbeit in der
Landwirtschaft wirden Grundkenntnisse im Deutschen genligen, um die Arbeit
ausflihren zu konnen. Inwieweit Deutschkenntnisse gebraucht werden, ist zu-
dem auch eine Sache der subjektiven Einstellung der Betroffenen, so dass dies
nicht eindeutig bestimmt werden kann.

Zweitens ist der Faktor Sprache eingebettet in eine Reihe von anderen Faktoren
(siehe z.B. die Auflistung bei LASA 2011 in der Rubrik ,,Informationen“)™, so
dass der sprachliche Aspekt nicht vom Kontext isoliert betrachtet werden kann.
Wenn der wirtschaftliche Anreiz zur Migration groB ist, ist man sicher eher
bereit, die Sprachgrenze zu Uberspringen; wenn die Anziehungskraft des Ar-
beitsmarkts im Zielland nicht so grof? ist, wiirde die Sprachbarriere schon gend-

von: Dovalil Vit: Language as an impediment to mobility in Europe, in: Patrick Studer / lwar
Werlen (Hg.): Linguistic Diversity in Europe. Current Trends and Discourses, Berlin: De Gruy-
ter Mouton 2012, 259-286.

14 Von polnischer Seite wurde dazu bemerkt, dass keine der verschiedenen Einschétzungen auf
deutscher Seite zu den Ursachen der moderaten Arbeitsmigration nach dem 1. Mai 2011 in Be-
tracht zog, dass eine negative Einstellung zu Deutschland bzw. zu den Deutschen auch eine
Rolle gespielt haben mag. Siehe Justyna Frelak / Agnieszka £ada / Barbara Petrulewicz:
Polacy nadchodzg!... Wreszcie! Polska migracja zarobkowa do Niemiec — analiza w przededniu
otwarcia niemieckiego rynku pracy dla polskich obywateli, Instytut Spraw Publicznych, 2011,
http://www.isp.org.pl/publikacje,25,456.html.
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gen, um sich nicht dorthin auf Arbeitssuche zu begeben. Die Entwicklung nach
dem 1. Mai 2011 kann im deutsch-polnischen Fall wohl eher im letzteren Kon-
text gesehen werden.

I11. Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizlgigkeit auf die Sprachsituation
1. Deutsch als Fremdsprache in Polen

Nun wollen wir der Frage nachgehen, welche Auswirkungen die Einschréankung
der Arbeitnehmerfreizigigkeit 2004 und deren Aufhebung 2011 auf die Sprach-
situation hatten. Wie sehen die nachbarsprachlichen Voraussetzungen in beiden
Landern aus, was fiir Entwicklungstendenzen gibt es, und wie héngen diese mit
der Freiziigigkeit zusammen?

Werfen wir als erstes einen Blick auf die Situation des Deutschunterrichts an
polnischen Schulen. Obwohl die allgemeinbildenden Schulen nicht direkt mit
der Arbeitsaufnahme zusammenhangen, verdienen sie besondere Aufmerksam-
keit, da hier auf einer breiten Bevolkerungsbasis die Grundlagen flr das weitere
Erlernen von Fremdsprachen geschaffen werden. Abbildung 2 zeigt die Ent-
wicklung von Englisch und Deutsch, den beiden meistgelernten Fremdsprachen
an polnischen Schulen. Wahrend Englisch eindeutig zunimmt, kann bei Deutsch
in den letzten zehn Jahren nur eine sanfte Welle beobachtet werden. Deutsch
verzeichnete Zuwéchse wahrend der 1990er Jahre, die bis 2002 anhielten; 2003-
2004 blieb der Anteil gleich, um dann 2005-2007 erstmals zurlickzugehen.
2008-2009 ist jedoch wieder ein leichter Anstieg zu erkennen. Obwohl zwi-
schen Schule und Arbeitnehmerfreiziigigkeit keine direkte Korrelation anzu-
nehmen ist, ist es doch bemerkenswert, dass die Zeit der Stagnation bzw. des
Riickgangs fast identisch mit der Zeit der begrenzten Arbeitnehmerfreiziigigkeit
ist. Der erneute Zuwachs in den letzten Jahren hangt damit zusammen, dass seit
2009 ab der siebten Klasse (in Polen besuchen die Kinder nach der sechsjéhri-
gen Grundschule das dreijahrige Gymnasium) die zweite Fremsprache obligato-
risch wurde. Und als zweite Fremdsprache wird in vielen Féllen Deutsch ge-
wahlt. Deutsch nimmt in allen Wojewodschaften die zweite Stelle nach Eng-
lisch ein. Tabelle 4 zeigt noch den Anteil zusammen mit dem fakultativen Un-
terricht. Wohl aufgrund der Verstarkung des obligatorischen Unterrichts ist im
fakultativen Bereich ein leichter Riickgang erkennbar.
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Dass gleichzeitig ab der ersten Klasse in der Grundschule eine erste Fremdspra-
che obligatorisch wurde, kam eher dem Englischen zugute. Englisch soll fiir alle
Schiilerinnen und Schiiler entweder erste oder zweite Fremdsprache sein. Dabei
wird es als erste Fremdsprache eindeutig vorgezogen. Der Anteil von Grund-
schulkindern mit obligatorischem Englischunterricht hat sich in den Jahren von
2001 bis 2009 von etwa 50% auf fast 90% erhoht, wahrend sich der Deutschun-
terricht von etwa 20% auf 10% halbiert hat."® Nach dieser eindeutigen Entwick-
lung ist anzunehmen, dass Deutsch wohl weiterhin seine Position als erste
Fremdsprache in der Grundschule verlieren wird.

Abbildung 2. Anteil der Schilerinnen und Schiler mit Englisch und Deutsch als Pflichtfremd-
sprache in Polen.
(in Prozent, eigene Darstellung)
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Quelle: Jozef Wiktorowicz: 1996-1998. Zur Sprachenpolitik in Europa aus polnischer Sicht, in:
Wolfram Wilss (Hg.): Die Zukunft der internationalen Kommunikation im 21. Jahrhundert (2001-
2020), Tubingen: Gunter Narr 2003, 114-123; O$rodek Rozwoju Edukacji (ORE): Powszechno$¢
nauczania jezykow obcych w roku szkolnym 2009/2010, 2011,
http://ell.org.pl/sites/ell.org.pl/files/Powszechnosc+nauczania+jezykow-+obcych+2009-2010.pdf;
Glowny Urzad Statystyczny (GUS): O$wiata i wychowanie w roku szkolnym 2011/2012, 2012,
http://www.stat.gov.pl/cps/rde/xbcr/gus/e_oswiata_i_wychowanie_2011-2012.pdf.

15 Instytut Badan Edukacyjnych (IBE): Raport o stanie edukacji 2010, 2011,
http://eduentuzjasci.pl/pl/component/content/article/126-informacje/artykul/233-raport-o-stanie-
edukacji-2010.html, S. 170.
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Tabelle 4. Anteil der Schilerinnen und Schiler mit Englisch und Deutsch als Fremdsprache in
Polen nach Stellung der Fremdsprache. (in Prozent, eigene Darstellung)

obligatorisch | fakultativ insgesamt
2008/2009 83,0% % 90,0%
Englisch 2009/2010 86,2% 4,2% 90,4%
2008/2009 31,2% 11,3% 42,5%
Deutsch 2009/2010 33,5% 9,8% 43,3%

Quelle: ORE: Powszechno$¢ nauczania jezykow obcych w roku szkolnym 2009/2010, S. 8.

Fir den auBerschulischen Bereich, der schon eher mit der Arbeitnehmerfreizi-
gigkeit verknipft werden konnte, gibt es leider keine genauen, umfassenden
Daten. In einer reprasentativen Umfrage wird angegeben, dass etwa jeder Achte
in Polen Deutschkenntnisse angibt, der Anteil jedoch in den Jahren nach 2004
geringfugig gesunken ist (Abbildung 3).

Abbildung 3. Angegebene Fremdsprachkenntnisse der polnischen Befragten.
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Quelle: Centrum Badania Opinii Spotecznej (CBOS): Polacy poznaja $wiat, czyli o
zagranicznych wyjazdach i znajomosci jezykow obcych, 2012,
http://www.cbos.pl/SPISKOM.POL/2012/K_148_12.pdf.

Als Beispiel fur Deutschlernende aulRerhalb der Schule sind hier die Zahlen der
Teilnehmenden an Sprachkursen des Goethe-Instituts in Polen (Warschau und
Krakau) zusammengestellt (Abbildung 4). Auch hier sieht man einen Hohe-
punkt im Jahr vor dem EU-Beitritt Polens, danach eine sanfte Welle mit leich-
tem Zuwachs nach 2011.
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Abbildung 4. Teilnehmerzahlen an den Deutschkursen des Goethe-Instituts in Polen.
(eigene Darstellung)
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Quelle: Goethe-Institut: Jahrbiicher, 2003-2012, http://www.goethe.de/uun/pub/de9581858.htm.

2. Nachbarsprachenerziehung in der Grenzregion

Um die Auswirkungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf die Sprachsituation
etwas konkreter zu erfassen, mochten wir die Situation in der Grenzregion, fur
die der sprachliche Aspekt eine besondere Relevanz hat, gesondert betrachten.
Die Grenzregion verfiigt schon aufgrund ihrer geografischen Lage Uber giinstige
Voraussetzungen zur Uberwindung der Sprachbarriere, was zu ihren Standort-
vorteilen zéhlt. Die Chancen der Grenzregion in Hinsicht auf Sprache werden
auch im Kontext der Arbeitnehmerfreizugigkeit gesehen. So werden in der oben
genannten ,.Frankfurter Erkldarung™ gute Ideen und attraktive Projekte zur
Uberwindung von Sprachbarrieren an vordester Stelle aufgefiihrt.

Zu solchen Projekten, die direkt im Zusammenhang mit der Arbeitnehmerfrei-
ziigigkeit gesehen werden kénnen, zdhlen Ausbildungsprojekte fiir junge Polen
in Brandenburg, wie sie z.B. von den IHK Ostbrandenburg und Cottbus ent-
wickelt wurden. Zu beachten ist jedoch, dass es nicht nur Projekte fr polnische
Jugendliche in Deutschland gibt, sondern es werden auch Praktika fur Deutsche
in Polen vermittelt. Es gibt auch immer wieder gemeinsame Projekte fiir deut-
sche und polnische Jugendliche wie ,, TRANS-TRONIK* zur Ausbildung trans-
nationaler Mechatroniker oder ,,Deutsch-Polnische Marketing-Assistenz*, bei
der die Teilnehmenden grenziiberschreitende Kompetenz im Marketing erlan-
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gen sollen. In dieser beiderseitigen Ausrichtung wird deutlich, dass es hierbei
,hicht um das Abwerben von Fachkréften [geht], sondern darum, den gesamten
grenziberschreitenden Arbeitsmarkt in der Region fir Fachkréfte und Auszu-
bildende beider Lénder attraktiver zu gestalten.**®

In die genannten Projekte sind Deutsch- bzw. Polnischkurse integriert. Das
zeigt, dass ein Spracherwerb auf beiden Seiten notwendig ist. Das haben auch
die Unternehmen erkannt, wie folgende Beispiele zeigen:

,»Wir miissen natiirlich auch unseren Mitgliedsbetrieben Zeit ge-
ben, sich vorzubereiten, denn auch sie sprechen in der Regel nicht
Polnisch. Sie missen nachlegen und sich sagen: Wenn wir uns um
einen polnischen Lehrling bewerben, mussen wir auch seine Spra-
che sprechen.«’

,Kern ist das Erlernen der jeweils anderen Sprache. Denn: Das Be-
herrschen der Landessprache ist der Schlissel zu den Arbeitsméark-
ten dies- und jenseits der Oder.*®

So kann man in Hinblick auf die Berufsausbildung durchaus von Auswirkungen
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit auf die Spracherziehung sprechen. Zugleich wird
aber auch ausdriicklich darauf hingewiesen, dass es nicht gentigt, wenn die
Spracherziehung allein in der Berufsausbildung oder Weiterbildung stattfindet.
Die folgenden Zitate sollen ihrer Aussagekraft wegen etwas ausfiihrlicher vor-
gestellt werden.

,In den Oberstufenzentren passiert insoweit schon einiges. Aber
entscheidend werden die Angebote in den allgemeinbildenden
Schulen sein; da sollte noch deutlich mehr passieren. Das Land,
speziell das Ministerium fir Bildung, Jugend und Sport, kann in-

e 19
soweit fordern und auch Druck machen.*

16 In diesem Dokument sind im Anhang auch weitere Beispiele enthalten: Ministerium fiir Arbeit,
Soziales, Frauen und Familie (MASF). Land Brandenburg : Entwicklung eines deutsch-
polnischen Arbeitsmarktes in der Region Brandenburg/Lubuskie — Potenziale und Chancen,
2012, http://www.masf.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/Arbeitsmarkt_Bericht%20
deutsch_U%C2%A6%C3%AAA4_web.pdf, S. 32.

17 Vertreter der HWK, in: Landtag Brandenburg: Fachgespréach zu den Chancen und Herausfor-
derungen der Arbeitnehmerfreiztigigkeit fir das Land Brandenburg, S. 30.

18 Vertreter de UVB, in: LASA: FREI und ZUGIG auf dem EU-Arbeitsmarkt, S. 8.

19 Vertreter der AA, in: Landtag Brandenburg: Fachgespréch zu den Chancen und Herausforde-
rungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fiir das Land Brandenburg, S. 25.
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,Allerdings werden wir nach wie vor, wenn wir sozusagen das
Thema Sprache nicht offensiver angehen, das Thema der sprachli-
chen Hirde haben. Die werden wir nicht durch ein Angebot, das
bei der Arbeitsagentur arbeitsbegleitende Hilfe heiflt, kompensie-
ren kénnen. Da ist der Umfang, der dort zu leisten ist, wesentlich
zu gering.“?°

»AbschlieBend muss nachdriicklich darauf hingewiesen werden,
dass die deutsch-polnischen Kooperationsmdglichkeiten in der be-
ruflichen Bildung nur dann erschlossen werden kénnen, wenn auf
beiden Seiten Sprachbarrieren iberwunden bzw. Mindestkenntnis-
se der deutschen bzw. polnischen Sprache entwickelt sind. Dies
sind jedoch Aufgaben, die den Handlungsbereich der Fachkréftesi-
cherung im Allgemeinen sowie der Berufshildung im Besonderen
weit Ubersteigen und daher gesellschaftlicher Einsichten bzw. L6-
sungen bediirfen.«*

Diese Forderungen aus verschiedenen Perspektiven — der arbeitsvermittelnden,
der arbeitgebenden und der beratenden — weisen alle in die gleiche Richtung,
namlich die der Notwendigkeit, Grundkenntnisse méglichst bereits vor der Be-
rufsausbildung zu vermitteln.

Somit sind wir erneut beim Thema Fremdsprachen in der Schule. Wie sieht
diesbezuglich die Situation in der Grenzregion aus? Als Beispiele seien Bran-
denburg und Lubuskie angefihrt, die das Bundesland bzw. die Wojewodschaft
mit dem jeweils hdchsten Anteil an Nachbarsprachenlernenden in der Schule
darstellen.

Zuerst zur polnischen Seite. Die regionale Statistik (Tabelle 5) zeigt, dass auch
in der Wojewodschaft Lubuskie Englisch einen starken Zuwachs verzeichnet
und als obligatorische Fremdsprache 2009 zum ersten Mal Deutsch Uberrundet
hat. Der Anteil der Deutschlernenden insgesamt geht jedoch nicht zurlck. Dies
lasst zunéchst vermuten, dass der Zuwachs des Englischen nicht auf Kosten des
Deutschen geschieht. Wenn man jedoch die Zahlen nach dem Schultyp betrach-

20 Vertreter der IHK, in: Ebda., S. 28.

21 Progress-Institut fur Wirtschaftsforschung GmbH (PIW): Fachkréfteanalyse fiir das Transna-
tionale Netzwerk in Zukunftsfeldern des grenznahen Wachstumskernes Frankfurt (Oder)-
Eisenhittenstadt. Bericht 3 — Abschlussbericht Gesamtkonzept zur Fachkréaftesicherung, 2011,
http://www.fachkraefteinitiativeostdeutschland.de/fileadmin/content/downloads/Veranstaltunge
n_der_Projekte/bbw_workshop_111207_Eisenhuettenstadt/111112 Gesamtkonzept_Fachkraeft
esicherung_bbw_Fra_db.pdf, S. 17.
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tet, stellt man fest, dass auch hier das Deutsche langsam seine Position als erste
Fremdsprache in der Grundschule verliert und sich in den Bereich der zweiten
Fremdsprache in der Grundschule (fakultativ) und im Gymnasium (obligato-
risch) verlagert (Tabelle 6).

Tabelle 5. Sprachunterricht in Schulen der Wojewodschaft Lubuskie.
(Zahlen der Schilerinnen und Schiler, in Klammern der Anteil, eigene Darstellung.)

Englisch Deutsch
obligatorisch fakultativ obligatorisch fakultativ
2008/09 80.736 (56,9%) | 11.244 (7,9%) | 81.865 (57,7%) | 9.616 (6,8%)
2009/10 84.154 (61,7%) | 93.05 (6,8%) 80.489 (59,0%) | 9.471 (7,0%)
2010/11 88.450 (67,4%) | 7.889 (6,0%) 78.501 (59,9%) | 9.661 (7,4%)

Quelle: Urzad statystyczny w Zielonej Gorze (USTAT): Edukacja i wychowanie w wojewodztwie
lubuskim w latach szkolnych 2008/2009-2010/2011, 2012,
http://www.stat.gov.pl/zg/69_1069 PLK_HTML.htm.

Tabelle 6. Deutschlernende in der Wojewodschaft Lubuskie in Grundschule und Gymnasium.
(eigene Darstellung, Zielona Goéra 2011)

Grundschule Gymnasium
obligatorisch fakultativ obligatorisch fakultativ
2008/09 47,0% 5,5% 53,6% 13,8%
2009/10 44,0% 7,2% 65,0% 11,5%
2010/11 40,4% 8,0% 73,7% 11,4%

Quelle: USTAT Zielona Géra: Edukacja i wychowanie w wojewddztwie lubuskim w latach
szkolnych 2008/2009-2010/2011.

In Brandenburg muss man zwar den allgemeinen Riickgang der Schiilerzahlen
beriicksichtigen, die Zahlen zeigen jedoch deutlich, dass es zumindest quantita-
tiv in den letzten Jahren keine wesentliche Entwicklung zugunsten des Polni-
schen gegeben hat (Tabelle 7). Auch in einem Bericht der Landesregierung zur
Vorbereitung auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit hieR es beziglich der Frage,
was die Landesregierung fir die Vermittlung der erforderlichen Kenntnisse der
polnischen Sprache konkret zu tun beabsichtige, lediglich: ,,Die derzeitige Aus-
stattung mit Polnisch-Lehrkréaften wird von den staatlichen Schuldmtern als
ausreichend bezeichnet“.”” Diese Stellungnahme der Landesregierung steht in

22 Landesregierung Brandenburg: Vorbereitung auf die volle Arbeitnehmerfreiziigigkeit ab 1.
Mai 2011 - wirksame Schritte hin zu einem gemeinsamen deutsch-polnischen Arbeitsmarkt an
Oder und NeiRe von 2. Juli 2010, in: Bericht der Landesregierung Zu dem Beschluss des Land-
tages Brandenburg, 2011,
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scharfem Gegensatz zu den oben genannten Forderungen von Sachkundigen in
der Grenzregion. Wahrend auf polnischer Seite durch politisches Eingreifen in
das Schulsystem die Tendenz dahin geht, dass Deutsch zumindest von der
Uberwiegenden Mehrheit als zweite Fremdsprache gelernt wird, sind politische
Impulse zur stérkeren Prasenz der Nachbarsprache in Brandenburg nicht festzu-
stellen.

Tabelle 7. Zahl der Polnisch lernenden Schilerinnen und Schiler in Brandenburg.
(eigene Darstellung)

Jahr Schiilerzahlen
2008/09 2.195
2009/10 2.105
2010/11 1.743
2011/12 1.876

Quelle: Kultusministerkonferenz (KMK): Zur Situation des Polnischunterrichts in der Bundes-
republik Deutschland, 2012,
http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1991/1991 08 22Situation_Poln
ischunterricht.pdf.

3. Wie hat die Arbeitnehmerfreiziigigkeit die Sprachsituation beeinflusst?

Wie konnen also die Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizigigkeit auf die
Sprachsituation eingeschétzt werden? Auf nationaler Ebene kann Folgendes
konstatiert werden: Der stetige Zuwachs von Deutschlernenden in Polen in den
1990er Jahren ist seit dem EU-Beitritt Polens zum Stehen gekommen, z.T. zeig-
ten sich sogar ruckldaufige Tendenzen. Obwohl eine direkte Kausalitat — beson-
ders im Schulbereich — nicht anzunehmen ist, kann angesichts der Bedeutung
des Faktors Sprache in Bezug auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit vermutet wer-
den, dass die Stagnation auch etwas mit der Beschrankung der Arbeitnehmer-
freizligigkeit durch Deutschland zu tun hatte. Es ist sicher nicht unberechtigt zu
spekulieren, dass die deutsche Sprache ihre Position im Schulwesen und auf3er-
halb stérker behauptet hatte, wenn es gleich nach 2004 Arbeitnehmerfreiziigig-
keit gegeben hétte. Man kdnnte vermuten, dass bei vollstandiger Arbeitnehmer-
freizligigkeit im Jahre 2004 die Teilnehmerzahlen an den Deutschkursen z.B.
des Goethe-Instituts in Polen nicht so stark gesunken wéren. Wie berechtigt die
Einschrankungen nach 2004 arbeitsmarktpolitisch auch gewesen sein mdgen,
was hier nicht beurteilt werden kann: Aus sprachpolitischer Sicht wurde eine

http://www.masf.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/31_Arbeitnehmerfreizuegigkeit_Beri
cht_zul.pdf.
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Chance verpasst, die Stellung der deutschen Sprache in den neuen EU-
Beitrittslandern zu stutzen.

In Bezug auf die Grenzregion sind Entwicklungen in der Berufsbildung zu be-
obachten, die direkt mit der Arbeitnehmerfreiziigigkeit im Zusammenhang ste-
hen. Dabei erstrecken sich die Bemiihungen auf beide Seiten der Oder. Sie ha-
ben jedoch zumeist zeitlich begrenzten Projektcharakter. Im Bereich der institu-
tionalisierten Fremdsprachenausbildung an den Schulen besteht jedoch zwi-
schen den Postulaten der Sachkundigen auf dem Arbeitsmarkt und der derzeiti-
gen Lage noch eine erhebliche Diskrepanz. Obwohl die Uberwindung der
Sprachbarriere als grundlegende Voraussetzung angesehen wird, damit die Ar-
beitnehmerfreizligigkeit tatséchlich genutzt werden kann, kann von wesentli-
chen Auswirkungen der Arbeitnehmerfreizligigkeit auf die Fremdsprachensitua-
tion in der Grenzregion nicht gesprochen werden.

V. Fazit und Ausblick

In diesem Beitrag wurde zundchst festgestellt, dass die Sprache als wichtiger,
wenn nicht gar als der entscheidende Faktor fiir die Arbeitnehmerfreiziigigkeit
angesehen wird. Hierin stimmen Erfahrungen vor Ort und Einschatzungen im
groeren Kontext tberein. Die Sonderstellung der Sprache unter den verschie-
denen Faktoren, die die Arbeitnehmerfreizugigkeit beeinflussen, wird auch von
politischer Seite bestatigt. Im Gegensatz zu manchen rechtlichen und adminis-
trativen Hindernissen kann es bei der Sprache nicht darum gehen, die Unter-
schiede zwischen den Landern abzubauen. EU-politisch kommt somit der For-
derung der Fremdsprachenkenntnisse eine grofe Bedeutung zu, da dadurch
zugleich die Sprachenvielfalt geachtet und Voraussetzungen fir die Arbeitneh-
merfreizigigkeit geschaffen werden kénnen.

Inwieweit die Arbeitnehmerfreiziigigkeit mit der Zahl der Deutschlernenden in
Polen zusammenhangt, kann nicht eindeutig festgestellt werden, da hier auch
viele andere Faktoren im Spiel sind. Zumindest kann eine zeitlich parallele
Entwicklung zwischen den Schwankungen der Zahlen der Deutschlernenden in
Polen einerseits und der Einschrdnkung der Arbeitnehmerfreiziigigkeit und de-
ren Aufhebung andererseits festgestellt werden. Angesichts der Rolle der Spra-
che kann vermutet werden, dass eine andere Arbeitsmarktpolitik auch Folgen
fiir die Entwicklung des Deutschunterrichts in Polen gehabt héatte.
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In der Grenzregion gibt es auf beiden Seiten der Oder, so etwa im Bereich der
Berufsausbildung, direkte Reaktionen auf die Arbeitnehmerfreiziigigkeit. Die
ergriffenen Mal3nahmen sind jedoch weit davon entfernt, der Spezifik und dem
Potential des Faktors Sprache in dieser Frage gerecht zu werden und entspre-
chen auch nicht den Mdglichkeiten, die sich in der Grenzregion bieten. Die
Schaffung eines integrierten gemeinsamen Arbeitsmarkts wird als Schliissel fur
die Entwicklung der Region bezeichnet, und die Sprache wiederum als Grund-
lage dafiir. Die Konsequenzen daraus sind jedoch bisher noch nicht gezogen
worden, besonders auf deutscher Seite.?® Herauszufinden, woran das liegt und
wie dies zu andern ist, ist eine Herausforderung, auch fir kiinftige Forschungen.

23 Dabei sollten die meist hoheren Deutschkenntnisse auf polnischer Seite die Polnischlernenden
in Deutschland nicht demotivieren. Damus (2008, 2009) stellt fest, dass das Niveau der erfor-
derlichen Polnisch-Kenntnisse teils iberschatzt wird und dass bereits geringe Polnischkenntnis-
se bei Deutschsprachigen eine sinnvolle Qualifizierung fiir den Beruf in der Grenzregion dar-
stellen.
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Wer hat Angst vor dem ,,groflen, bosen Arbeiter*?
Eine Reflexion tGber den Diskurswandel
in der Arbeitnehmerfreiztgigkeit

Bevor man tber die historische Bedeutung der Mobilitat der Arbeitnehmer zwi-
schen Polen und Deutschland sprechen kann, muss man sich zunéchst abfinden
mit der sowohl lang- als auch kurzfristigen Angst vor dem ,,Wolf im Schafs-
pelz* — das heifit, vor dem ,,groflen, bosen Arbeiter”. Das seit langem bestehen-
de Stereotyp der Polnischen Wirtschaft bedeutete urspriinglich Dysfunktionali-
tat. Noch Mitte der 1990er Jahre war das Bild des ineffizienten, unterbezahlten
polnischen Arbeiters (,,Ostblock-Latino®, wie sich ein Comedian vor kurzem
ausdruckte) weit verbreitet. Nach dem EU-Beitritt hat sich dieses Stereotyp
jedoch dramatisch verandert. Und es ist einer der unausgesprochenen Erfolge
der européischen Integration, dass jahrhundertealte Stereotype imstande sind,
sich semantisch und soziologisch komplett zu wandeln. Denn heute, vor allem
nach der Offnung des Arbeitsmarktes, bedeuten polnische Arbeitskrafte und
polnische Wirtschaft nicht mehr mindere Qualitét, sondern erstklassige Arbeit
Zu gunstigen Preisen. Das Stereotyp hat sich zum ersten Mal in der jlingeren
Geschichte in sein Gegenteil verkehrt. Zum Leidwesen des deutschen Marktes
hat der polnische Arbeiter — in Wirklichkeit ein Schaf im Wolfspelz — bessere
Orte zum Grasen gefunden.

Ein Jahr nach der Offnung des Arbeitsmarkts fir polnische Arbeiter steht
Deutschland an einem historischen Scheideweg. Der Beigeordnete des Biirger-
meisters von Frankfurt (Oder) sagte 2011 einem Journalisten der grofiten polni-
schen Tageszeitung Gazeta Wyborcza: ,,Bitte machen Sie daraus keine politi-
sche Angelegenheit. Die Menschen haben Angst, und sie haben ein Recht da-
zu.“! Er bezog sich auf die Grenzéffnung hin zur unkontrollierten Arbeitneh-
merfreizigigkeit. Offenbar war die ganze Stadt nervos. Geschafte im Zentrum
der Stadt kalkulierten, wieviel aus ihren Regalen gestohlen werden wirde. D6-

1 Bartosz Wielinski: ,,Niemcy si¢ boja polskiego parcia na Zach6d®, Gazeta.pl.,
http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/1,114881,4697743.html, 9. Mai 2013.
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ner-Stand-Besitzer waren {iber Hooligans besorgt.? Die regionale Polizei — mehr
besorgt Uber eine mégliche Versetzung (mit ihren Familien) nach Potsdam nach
der Grenzoffnung — versicherte den Einheimischen, dass ihre Prdsenz, trotz
Kirzungen, garantiert sei.> Der polnische Hooligan — obwohl sicherlich eine
beéngstigende Kreatur der Nacht — war nicht die primare Sorge fiur die meisten
in der Region. Tats&chlich waren es die polnischen Arbeiter, die am meisten
gefiirchtet wurden: Was wiirde in den dstlichen Gebieten Deutschlands passie-
ren, wenn die ,,Schleusen” fiir polnische Arbeiter gedffnet wiirden?*

Wassermetaphern zu nutzen, ist in den Diskussionen lber die Mobilitat von
Arbeitskriften iiblich. ,,Schleusentore” werden fiir ausldndische Elemente ge-
offnet, ,,Wellen* von Arbeitern sittigen den Arbeitsmarkt; Einheimische leiden
»Dirren®, wenn offene Arbeitspliatze durch Gebietsfremde besetzt werden. Die-
se Metaphern de-personifizieren die einzelnen Arbeitnehmer, ersetzen personli-
che Identitat und Handlungsféhigkeit durch gréfRere Méachte und gesichtslose
Feinde. Aus zwei Griinden zbgere ich, diese Taktik als Methode zu bezeichnen
— etwa als Instrument von Rassismus und Diskriminierung. Erstens sind die
meisten Burger und Journalisten nicht rassistisch; vielleicht sind sie unreflek-
tiert oder nur wenig sensibel gegeniiber den Problemen der Masse. Und zwei-
tens ist die Verwendung dieser Metaphern tief in die deutsch-polnische Ge-
schichte eingebettet.

Bevor man (ber die historische Bedeutung der Mobilitat der Arbeithehmer zwi-
schen Polen und Deutschland sprechen kann, muss man sich zundchst mit der
sowohl lang- als auch kurzfristigen Angst vor dem ,,Wolf im Schafspelz* abfin-
den — das heif3t, vor dem ,,groRRen, bésen Arbeiter*. Schon vor der Griindung der
Européischen Union war der Diskurs in Deutschland von der Vorstellung eines
billigen und oft schlampigen Arbeiters, der die begehrten deutschen Arbeits-
platze besetzt, dominiert.” Dabei spielte keine Rolle, dass nach 1989 Polen im

2 Bartosz Wielinski: ,,Niemcy si¢ boja polskiego parcia na Zach6d®, Gazeta.pl.,
http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/1,114881,4697743.html, 9. Mai 2013.

3 Europe’s Border-Free Zone Expands, BBC News, 21 Dec. 2007,
http://news.bbc.co.uk/2/hi/7153490.stm, 6. Mai 2013.

4 Matthias Kaufmann: Anwerbung im Osten. Wie Pawel in den Cottbusser Kaufhof kommt,
Spiegel Online, http://www.spiegel.de/karriere/berufsleben/anwerbung-im-osten-wie-pawel-in-
den-cottbusser-kaufhof-kommt-a-759844.html, 6 Mai 2013.

5 EU integration admission of central European countries will be less costly than opponents
suggest, Polish News Bulletin, 24. April 2001.
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Vergleich zu den neuen Bundeslandern (d.h. den L&ndern der ehemaligen DDR)
in Bezug auf Wachstum und Produktivitat viel besser dastand.®

In den spéten 1990er Jahren war Polen nicht das einzige Schreckgespenst west-
licher Angst. Alle neuen EU-Kandidaten — einschlieBlich Ungarn, der Slowakei
und der Tschechischen Republik — floRten einigen Politikern Angst ein. In &hn-
lichen Worten wie Frankfurts Beigeordneter tber ein Jahrzehnt spéter, sagte der
EU-Prisident bereits im Jahre 1998, dass Politiker ,,die speziellen Angste der
Menschen erkennen miissen, die mit der Vorstellung von einer Uberschwem-
mung des Arbeitsmarkts durch osteuropaische Arbeiter aufkamen.” Die ,.spezi-
fische Angst“, die die Menschen hatten, war zutiefst kulturell geprégt und brei-
tete sich (iber ganz Westeuropa aus.?

Aber sie war vor allem in Deutschland zu spiiren. Hier war der polnische Arbei-
ter eng mit dem Begriff der Polnischen Wirtschaft verbunden. Dieser Begriff,
der vor mehr als zwei Jahrhunderten entstanden ist, fungierte sowohl als abwer-
tendes Stereotyp als auch als eine auf sich selbst verweisende Charakterisie-
rung. Die Polnische Wirtschaft — unorganisiert, planlos, Gegenstand internatio-
naler Launen — kontrastiert mit der Deutschen Wirtschaft, die solide, prazise
und organisiert war. Wenn Polnische Wirtschaft ein stereotypes Stichwort fur
Deutsche war, so bildete Ordnung muss sein eines fiir Polen.

Das Stereotyp der Polnischen Wirtschaft gab es seit dem frihen neunzehnten
Jahrhundert. Hubert Orlowski datiert den Begriff in seiner Grundlagenstudie
tiber die Geschichte des Stereotyps auf die 1780er Jahre und stellt fest, dass sein
populdrer Gebrauch erst spater, mit der Geburt des modernen Nationalstaats,
aufkam.® Bis dahin war Polen, einst gréRter europdischer Staat, durch eine
Reihe von Gebietsannexionen seiner méachtigeren Nachbarn zur Nicht-Existenz
degradiert worden.” Ein Reich, wenn auch instabil, das sich von Lettland bis
nach Bessarabien erstreckte, wurde innerhalb einer Generation verschlungen.
Die Tatsache, dass eine europaische Grofmacht durch ihren eigenen Adel, der

6 EU integration admission of central European countries will be less costly than opponents
suggest, Polish News Bulletin, 24. April 2001.

7 Neil Jr King / John Reed: New world order. Devil in the details. As plans to expand the
European Union move forward, the soaring rhetoric is giving way to the harsh realities, chapter
World Business (A special report), Wall Street Journal, Eastern Edition, 28. September 1998.

8 Dariusz Zwierzynski: Wcale nie jestesmy tak daleko, Gazeta.pl,
http://www.archiwum.wyborcza.pl/Archiwum/1,0,1400736,20010418RPDGW,Wcale_nie_jeste
smy_tak_daleko,.html, 6. Dezember 2013.

9 Hubert Ortowski: Polnische Wirtschaft. Zum deutschen Polendiskurs der Neuzeit, Wiesbaden:
Harrassowitz 1996, S. 52-54.

10 Jerzy Lukowski: The partitions of Poland: 1772, 1793, 1795, London: Longman 1999.
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sich im Bunde mit seinen machthungrigen Nachbarn befand, enthauptet und
formlich ausgeweidet werden konnte, verkdrperte schlechte Herrschaft und —
um einen Begriff anachronistisch zu gebrauchen — Vetternwirtschaft."* Diese
Ansicht wurde durch die turbulente Zwischenkriegszeit verstetigt: Die polnische
Wirtschaft ging durch die gleichen Hohen und Tiefen wie ihre Nachbarn. Poli-
tisch betrachtet glaubten die Deutschen, dass General Jozef Pitsudski — der ein
schwaches Bindnis mit den Deutschen wahrend des Ersten Weltkriegs hatte —
ein Machthaber war, der einen sonst bréckelnden Staat zusammenhielt. Nach
seinem Tod im Jahre 1935 dauerte es nicht lange, bis Polens Nachbarn erneut
darangingen, den Staat zu erobern und die Beute untereinander aufzuteilen.
Waéhrend andere Slawen der Nazi-ldeologie zufolge als germanisierungsfahig
betrachtet wurden, war der polnische Staat samt polnischer Kultur schon immer
fur Hitlers Schlachtbank bestimmt.** Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde dem
neuen polnischen Staat eine kommunistische Regierung auferlegt. Trotz eines
bemerkenswerten Wiederaufbaus nach dem Krieg befand sich die polnische
Wirtschaft in den spaten 1970er Jahren in einem miserablen Zustand.* Im Ver-
gleich zu seinen Nachbarn — besonders der Tschechoslowakei und Ost-
Deutschland — war Polen das einzige Land, das Rationierungen nach dem Zwei-
ten Weltkrieg fur einen so langen Zeitraum verordnete (Rationierungen wurden
fiir fast die gesamte Dekade der 1980er aufrechterhalten).™

Die Deutschen stellten nun intuitiv Verbindungen zwischen den polnischen
Arbeitern und der Wirtschaft her. Besonders im ehemaligen Ost-Deutschland
wurde die wirtschaftliche Notlage Polens mit der Arbeitsmoral der polnischen
Arbeiter in Verbindung gebracht.'® Es half nicht, dass kurz vor dem Fall des
Kommunismus und nach der Ubergangsphase Polen in groBeren Stadten wie
Berlin und Wien mit dem Polenmarkt bekannt wurden, wo alte Frauen und
Manner auf der StraBe Second-Hand-Waren aus den Kofferrdumen ihrer Fiats

11 Klaus Zernack: Negative Polenpolitik als Grundlage deutsch-russischer Diplomatie in der
Maéchtepolitik des 18. Jhs, in: Fischer / Miller (Hg.): Preulen — Deutschland — Polen, Berlin: de
Gruyter 1991.

12 Michael Burleigh: Germany turns eastward. A study of ostforschung in the Third Reich, Cam-
bridge: Cambridge University Press 1988.

13 John Connelly: Nazis and Slavs. From racial theory to racist practice, in: Central European
History 32/1 1999, S. 1-33.

14 Kazimierz Poznanski: Poland's protracted transition. Institutional change and economic growth
1970-1994, Cambridge: Cambridge University Press 1996.

15 Barbara Céllen / Bartosz Dudek / Krzysztof Ruchniewicz (Hg.): Polenhilfe. Als Schmuggler
fiir Polen unterwegs. Pomoc dla Polski. Zostali przemytnikami dla Polakéw, Dresden: Neisse-
Verl 2011.

16 Daniel Logemann: Das polnische Fenster. Deutsch-polnische Kontakte im staatssozialistischen
Alltag Leipzigs 1972-1989, Miinchen: Oldenbourg Vrlg. 2012.

126



Wer hat Angst vor dem ,,groflen, bosen Arbeiter?

verkauften.” Auch noch Mitte der 1990er Jahre wurde der polnische Arbeiter
als ineffizienter und unterbezahlter Angestellter angesehen (als ,,Ostblock-
Latino®, wie ein Komiker sich kiirzlich ausdriickte). Trotz der offensichtlichen
Ungleichheit waren gesetzliche Manahmen gegen eine Offnung des Markts fiir
Arbeiter aus dem Osten in den deutschsprachigen Landern fast selbstverstand-
lich und wurden ironischerweise als eine Grenze von der Europdischen Union
errichtet, um soziale und wirtschaftliche Sicherheit zu (‘:]ewélhrleisten.18

Da es Polen nicht leicht war, in Deutschland eine Arbeit aufzunehmen, beweg-
ten sich die ,,Wellen* von Migranten in Richtung offenerer Markte. Innerhalb
weniger Jahre gingen Millionen von Polen nach Irland und GroRbritannien.
Sicherlich gab es (und gibt es) Gegenreaktionen auf das pl6tzliche Auftauchen
der polnischen Arbeiter in Dublin und Edinburgh.*® Aber noch bemerkenswerter
war die Tatsache, dass die iiberwiegende Mehrheit der ,,Heuschrecken®, die den
auslidndischen Arbeitsmarkt ,,iiberzogen®, gebildet waren und bereit waren zu
lernen.?°. Dariiber hinaus kamen viele Personen — da die Arbeitskrafte meist
jung waren — wegen der Mdglichkeit, Geld fir ihre Familien zu verdienen, die
groBtenteils zu Hause, in Polen, blieben.” Nach fast einem Jahrzehnt der Frei-
zugigkeit in GroRbritannien und Irland haben Politiker und Laien nun verstan-
den, dass diese Gastarbeiter sehr wahrscheinlich nach Polen zuriickkehren wer-
den.

Deutschlands Politiker und Konservative verdienen eine differenziertere Dis-
kussion. Selbst wenn sie den ,,groflen, bosen Arbeiter” fiirchteten, iiberschritten
sie in keinerlei Weise die Schwelle des Sozialvertrages der Nachkriegszeit. Mit
anderen Worten kehren sie nicht zu den Praktiken der VVorkriegszeit des Zwei-
ten Weltkriegs zuriick, als der polnische Arbeiter als geduldetes Argernis be-
handelt wurde. Tatséchlich lernten sie von einer echten Einwanderungsexplo-
sion nach dem Krieg und in den 1950er und 1960er Jahren.? Fiir sie bedeutete
die Perspektive der Europdischen Union mit Osteuropa (teilweise) eine Neuauf-
lage der 1950er und 1960er Jahre, als italienische, griechische und jugoslawi-

17 Jerzy Kochanowski: Tylnymi drzwiami. ,,Czarny rynek” w Polsce 1944-1989, Warszawa:
Wydawnictwo Neriton, 2010.

18 Steffi Marung: Die wandernde Grenze. Die EU, Polen und der Wandel politischer Rédume,
1990-2010, Vandenhoeck & Ruprecht, 0.0. 2013.

19 lan Fisher: Redefined Boundaries and Uneasy Transformations, in: New York Times, 2004.

20 Malgorzata Zdziechowska: Polen. Von wegen Masseneinwanderung. Die Lohne in Polen
steigen so schnell — da bleiben viele Fachleute lieber gleich daheim, in: Die Zeit, 18. August
2011.

21 Ebda.

22 Ebda.
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sche Arbeiter in immer groRer werdender Zahl nach Deutschland kamen, um
Liicken auf dem Arbeitsmarkt zu fiillen.? Viele dieser Arbeiter gingen wieder
zuriick, aber der Wandel war da: Deutschland war nicht mehr eine von innen
wachsende Gesellschaft, sondern hatte sich zu einem ,,Einwanderungsland*
entwickelt, wie viele andere westliche Lander auch. Viele Deutsche begriRten
die ausléandischen Arbeiter und akzeptierten zumindest theoretisch auch die
polnischen Arbeitnehmer, solange es keinen Zustrom von polnischen Familien
geben wiirde.

Dieser Vergleich hinkte jedoch. Erstens war dies das Deutschland des spaten
zwanzigsten und des friihen einundzwanzigsten Jahrhunderts, wo Wachstums-
raten von wenigen Prozentpunkten als positiv angesehen wurden und eine Ar-
beitslosigkeit von acht Prozent bemerkenswert war. Zweitens war der Wohl-
fahrtsstaat, indes zweifellos groRzlgig, nichts im Vergleich zu den Lebenshal-
tungskosten in den 1960er Jahren.?* Letztlich und vor allen Dingen expandierte
die polnische Wirtschaft kraftig. Polen war das einzige Land, das kontinuierlich
und durch die globale Rezession hindurch wuchs. Im Gegensatz zu den stagnie-
renden Regionen des ehemaligen Ost-Deutschlands (deren Bewohner der Arbeit
halber lieber nach Berlin, Dresden oder in den Westen gingen) verzeichnete
West-Polen ein stetiges Wirtschaftswachstum: Die westlichen Regionen Polens
und vor allem die groReren Stadte haben sich in den letzten zwanzig Jahren
stark verdndert, und Stidte wie Poznan haben heute praktisch keine Arbeits-
losigkeit mehr. Seit 1995 lag das j&hrliche Wachstum der polnischen Wirtschaft
hoher als das der westlichen Nachbarn und das der anderen Lénder der Re-
gion.”® Fiir die Europaische Union diente die Ubergangsgesetzgebung stets da-
zu, Dumping zu verhindern, aber in Wirklichkeit hat Polen bemerkenswert gut
abgeschnitten im Vergleich zu Landern wie Ungarn oder der Slowakei. In vie-
lerlei Hinsicht war dies eine Geschichte von verspatetem Wachstum. Eine ganze
Generation von polnischen Burgern lebt mit der Erinnerung an den fast kata-
strophalen Zusammenbruch ihrer Wirtschaft, der in den spaten 1970er Jahren
einsetzte und bis Mitte der 1990er Jahre andauerte.?®

Heute, in den 2010er Jahren und nach der Etablierung der EU, hat sich das Ste-
reotyp der polnischen Wirtschaft diametral veréndert. Einer der unausgespro-
chenen Erfolge der européischen Integration ist es, dass jahrhundertealte Kli-
schees eine Verdnderung in semantischer und soziologischer Hinsicht erfahren.

23 Rita Chin: The guest worker question in postwar Germany, Cambridge: 2007.

24 Tony Judt: Postwar: A history of Europe since 1945, Random House UK 2010, S. 453-483.
25 Zdziechowska: Polen. Von wegen Masseneinwanderung.

26 Kazimierz Poznanski: Poland's protracted transition.
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Insbesondere nach der Offnung des Arbeitsmarktes bedeuten polnische Arbeiter
und polnische Wirtschaft nicht minderwertige Qualitdt, sondern erstklassige
Arbeit zu giinstigen Preisen.”” Das Stereotyp hat sich zum ersten Mal in der
jingeren Geschichte auf den Kopf gestellt. Zum ersten Mal in der modernen
Geschichte erscheint das industrielle Zentrum Europas den Arbeitnehmern aus
Polen nicht mehr wie das Paradies schlechthin — und solchen aus boomenden
GroBstiadten wie Poznan, Warschau oder Krakau schon gar nicht.

Hat die Gesetzgebung — verabschiedet durch das deutsche Parlament und die
Europaische Union — gegen die Freiziigigkeit polnischer Arbeitnehmer in den
1990er Jahren funktioniert? Letzten Endes hatte Deutschland die Absicht, den
Einfluss der Polnischen Wirtschaft auf Deutschland im spaten 20. Jahrhunderts
zu unterbinden, und das ist genau das, was die Gesetzgebung tat. Es war, mit
anderen Worten, eine effektive Form der Gesetzgebung auf kurze Sicht; auf
lange Sicht jedoch machte dies Deutschland zu einem weniger attraktiven Raum
fir polnisches Unternehmertum. Nun, da die polnische Wirtschaft wéchst, ex-
portiert sie als ein gleichberechtigter Handelspartner in zunehmendem MaRe
nach Deutschland. Es ist scheinbar eine Win-Win-Situation. Dennoch ist dieses
Wachstum eng an die deutsche Wirtschaft gebunden.

Jedoch gibt es auch eine dunkle Seite der Gesetzgebung, von vielen Politikern
und vom Gesetzgeber in den 1990er Jahren nicht vorhergesehen: Heute, da sich
die Presse auf das Fullen von Licken auf dem deutschen Arbeitsmarkt kon-
zentriert, ist die Rede von der spanischen oder griechischen Jugend. Ein strate-
gisches Fenster, das sich mit dem EU-Beitritt gedffnet hatte, hat sich womdg-
lich fir die deutsche und die polnische Gesellschaft durch das Arbeitsverbot
wieder geschlossen. Wenn nun der hungrige deutsche (oder polnische!) Markt
seine freien Stellen zu besetzen sucht, ist sein Blick nicht auf die Nachbarn,
sondern ins ferne Sudeuropa gerichtet. Zudem, und zum Leidwesen des deut-
schen Marktes, hat der polnische Arbeiter — in Wirklichkeit ein Schaf im
Wolfspelz — bessere Orte zum Grasen gefunden.

27 Polnische Radio 1, Warschau, in Polen 1700 WEZ, 1. Mai 2001, BBC Worldwide Monitoring,
BBC Monitoring Europe — Political, 1. Mai 2001.

129






PRAKTISCHE ASPEKTE

Enrico Kautz

Zur Arbeitnehmerfreiztgigkeit zwischen
Deutschland und Polen

Die Pflicht, innerhalb der Européischen Union (EU) eine amtliche Arbeitser-
laubnis vorweisen zu missen, entfiel ab dem 1. Mai 2011 flr polnische Birger
und Offnete ihnen damit den westeuropéischen Raum als potentiell einfach zu-
ganglichen Arbeitsmarkt. Politische Bedenken vor einer Uberschwemmung des
deutschen Arbeitsmarktes mit polnischen Arbeitnehmern schiirten in der Bevol-
kerung Unmut und Angste. Statistische Hochrechnungen zur Arbeitslosigkeit in
Polen sowie die Zahlen von Saison- und Gastarbeitern trugen das lhre bei zu
einer alles in allem dusteren Perspektive. Medienwirksame Kampagnen von
Meinungsmachern formten das Bild vom ,,armen‘ Gastarbeiter, der nun versu-
chen werde, einen Teil des gesamteuropdischen Wohlstands zum Nachteil der
vor Ort ansassigen Bevoélkerung abzuschopfen.

Die Realitat sah jedoch vollig anders aus. Auf Grund der sehr starken 6konomi-
schen Entwicklung Polens gab es bereits eine starke Anpassung in Bezug auf
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Schaut man sich die Krisenjahre
2008/2009 an, so kann man die von der Rezession abhangige Entwicklung in
Westeuropa deutlich spiren. Das Wirtschaftswachstum kam fast zum Stillstand,
in einigen Landern Europas gab es gar eine vollausgepragte Rezession. Polen
hingegen erlebte eine wirtschaftliche Hochphase. Auf Grund von inlédndischen
und ausléndischen Investitionen entwickelten sich Ballungsgebiete wie Posen
(Poznan), Breslau (Wroctaw), Danzig (Gdansk) oder Warschau (Warszawa)
tiberdurchschnittlich stark. Die Arbeitslosenquoten erreichten die Tiefststdnde
der letzten 20 Jahre und lagen teilweise bei weniger als 3% in den Ballungsge-
bieten, so z.B. in Poznan. Als ein Effekt des Wirtschaftswachstums war auch
eine Uberproportionale Inflation zu verzeichnen. Der Verbraucherpreisindex
stieg um bis zu 4%. Die Entwicklung der Inflation sorgte fur eine Steigerung
des Einkommens der Arbeitnehmer, das Durchschnittseinkommen stieg auf bis
zu ca. 75-80% der deutschen Lohne und Gehélter.
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Diagramm 1. Arbeitslosigkeit (%)
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Diagramm 3. Nettojahresverdienst (Euro)
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Die gestiegenen Lebenshaltungskosten und die vergleichweise héheren Ein-
kommen fuhrten zu einer geringeren Abwanderung polnischer Arbeitnehmer.
Es kamen sogar viele Auswanderer, die in den Jahren zuvor nach GroRbritan-
nien, Irland oder auch in die USA gegangen waren, um sich dort eine berufliche
Perspektive aufzubauen, in den Jahren 2010/2011 zurlick, da sich die berufli-
chen Mdoglichkeiten in Polen sehr zum Positiven verandert hatten. Die Attrakti-
vitat einer Anstellung in Irland bzw. GroR3britannien ist aufgrund des dort deut-
lich héheren Einkommens ungebrochen, allerdings wird dieses Einkommen
durch hohere Lebenshaltungskosten wieder aufgezehrt. Die Markte in GrofRbri-
tannien und Irland leiden zudem unter Europas Rezessionsangst und verbuchen
einen Ruckgang der wirtschaftlichen Entwicklung. Somit ist auch der Bedarf an
Arbeitnehmern und Fachkraften stagnierend bzw. riickldufig.

Im Jahre 2012 verzeichnete die deutsche Wirtschaft eine Stabilisierung mit
wenn auch minimalem Wachstum. Bis zum heutigen Tag ist am deutschen
Markt ein hoher Bedarf an Fach- und Arbeitskréften zu verzeichnen.

Das ungleiche Verhéltnis beider L&nder liegt in der 6konomischen und kulturel-
len Entwicklung begriindet. Schaut man auf die rdumliche Verteilung der wirt-
schaftlichen Ballungsgebiete in Polen, kann man hier nur eine partielle Ent-
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wicklung beobachten. Léndliche Gebiete oder Stadte mit geringen Einwohner-
zahlen (kleiner als 50.000) leiden unter hoher Arbeitslosigkeit und den damit
verbundenen strukturellen Entwicklungsdefiziten. Positiv zu erwahnen ist hin-
gegen die flachendeckende Ausbildungssystematik Polens, die bereits im Vor-
schulalter beginnt und selten mit der Berufsausbildung endet. Das Engagement
junger Polen ist immens und im Vergleich zu vielen andern Landern wesentlich
besser entwickelt. Besonders populdr bei bereits berufstatigen jungen Polen ist
die Teilnahme an Zusatzstudien und Aufbaustudiengéngen. Das zahlenméRige
Verhaltnis von Vollzeitstudenten zu Wochenendstudenten (darunter auch Fern-
studiengdnge) ist kaum mit der Situation Deutschland vergleichbar. In Polen
gibt es einen sehr viele junge Menschen, die wahrend der Woche berufstatig
sind und am Wochenende studieren, was natlrlich auch der fehlenden sozialen
Unterstiitzung geschuldet ist. Das Ergebnis ist jedoch ein hoher Bildungsgrad
polnischer Hochschulabsolventen. Aufbau- und Masterstudiengdnge werden
genutzt, um bereits erlerntes Wissen zu vertiefen und zu optimieren. Daraus
ergibt sich ein potentieller Arbeitnehmermarkt fir ganz Europa. Die sprachliche
Vielfalt der ,,jungen® Polen ist ebenso gut entwickelt, so dass sich die Fachkraf-
te in ganz Europa und dartber hinaus verteilen kénnen.

Hingegen ist die deutsche Entwicklung in Bezug auf Bildung und Fachkréfte als
eher schwach zu bewerten. Aufgrund der flachendeckenden 6konomischen
Entwicklung des gesamten Landes ist der Bedarf an gut ausgebildeten Arbeit-
nehmern sehr hoch. Die Betrachtung der Ausbildungsstandards der unterschied-
lichen Bundeslander fuhrt zur keiner eindeutigen Vergleichbarkeit des Bil-
dungsniveaus. Fachspezifische Ausbildungen, Universitdten und Akademien
sind begehrt, decken jedoch nicht den Bedarf der Industrie. Die Erwartungen
der Industrie an Ausbildung und Erfahrungen der Bewerber sind allerdings oft
nicht konstant, so dass selbst eine planvolle und erfolgreiche Ausbildung zum
Zeitpunkt des Abschlusses nicht mehr den gestellten Anforderungen gentigen
kann und den Absolventen nicht die erwartete Arbeits- und Einkommenssitua-
tion bietet. Das flihrt unter Umsténden dazu, dass besonders engagierte und
motivierte Menschen sich bereits im Vorfeld deutlich verlasslichere Perspekti-
ven als die allgemeine Arbeitsmarktlage suchen und somit als Einflussfaktor auf
die Gesamtsituation ausscheiden.

Auch die Errungenschaften der sozialen SicherungsmalRnahmen flihren zu
einem Arbeitnehmermangel, da verbindliche Mindestléhne, bzw. das Fehlen
dieser, zum Teil die Hohe der Sozialhilfe unterschreiten und aufgestockt werden
missen, was sich wiederum auf die Motivation der betroffenen Menschen aus-
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wirkt. Hier ist die Politik gefordert, wirksame MaRnahmen zu ergreifen, die
nicht nur die Mindestléhne, sondern auch die soziale Verantwortung der agie-
renden Wirtschaftsteilnehmer im Auge haben. Sozialleistungen sind eine der
deutschen Errungenschaften der demokratischen Flhrung der letzten 50 Jahre,
bedirfen aber einer Neuausrichtung und Korrektur. Schaut man auf das Bil-
dungsniveau und die Arbeitsbereitschaft anderer L&nder, wie Polen, Schweden,
Dénemark, Norwegen oder auch die Niederlande, stellt man deutliche Unter-
schiede fest.

Die Attraktivitat der polnischen Ausbildung spiegelt sich im Bedarf der deut-
schen Industrie. So beschaftigt Work Service nach nur kurzer Aktivitat am deut-
schen Markt (seit Juni 2012)derzeit ca. 200 polnische Arbeitnehmer. Der Bedarf
ist derart groR, dass Work Service bereits mit zusétzlichen Niederlassungen in
Osteuropa versucht, diesen zu decken.

Als Personaldienstleister ist es notwendig, alle sozialen Aspekte einer Arbeit-
nehmerlberlassung zu berlcksichtigen. Work Service orientiert sich am ge-
samteuropéischen Markt und analysiert und adaptiert bereits funktionierende
Systeme der Arbeitnehmertiberlassung. Wie in England gibt der Gesetzgeber
eine Gleichbehandlung wie auch gleiche Entlohnung vor. Auch Work Service
passt sich diesen Bestimmungen schon jetzt an, um auf politische Entwicklun-
gen in Deutschland mdglichst gut vorbereitet zu sein. Die Interessengemein-
schaft der Zeitarbeitsunternehmen handelt mit der Industrie Rahmenbedingun-
gen aus, die fir Arbeitnehmer im Vergleich zu festangestellten Mitarbeitern
eine optimale Stellung im Arbeitsalltag gewéhren. Der Vorteil liegt hier auf
Seiten des Arbeitgebers, der so flexibel auf industrielle Schwankungen reagie-
ren kann. Die Personaldienstleister sollten in der Lage sein, kurzfristig freige-
stellte Mitarbeiter schnell wieder am Markt zu positionieren, um auch hier eine
dauerhafte und lukrative Anstellung zu bieten.

Zusammenfassung

Mein personliches Fazit ist, dass die Arbeitnehmerfreiziligigkeit eine positive
Entwicklung des gesamteuropéischen Wachstums darstellt. Auch hier ist die
Politik in der Verantwortung, Bildungsstandards und gesetzliche Rahmenbedin-
gungen flr abhéngige Beschéaftigungen zu entwickeln, um ein geeintes Europa
mit Moglichkeiten der Partizipation fir alle Menschen dieses Wirtschaftsraumes
aufzubauen, in dem soziale Sicherheiten und ein funktionierender integrierter
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Arbeitsmarkt in symbiotischer Abhangigkeit weitere Synergien freisetzen. Es ist
zu winschen, dass Birgerinnen und Burger der EU in Europa zu Hause sind
und alle Facetten ihres Lebens mdglichst frei gestalten kdnnen, ohne sich uber
die Nationalitat zu definieren bzw. definieren lassen zu mussen.
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Arbeitnehmerfreizigigkeit in der Praxis
der Krankenversicherung

Bei der sozialen Sicherung geht es um ein Thema von existenzieller Bedeutung.
Den Menschen geht es darum, dass sie abgesichert sind, wenn ihnen etwas pas-
siert und sie ihre Anspriiche nicht verlieren. In Deutschland, genauso wie in
Polen, wurde im Vorfeld der Arbeitsmarktdéffnung 2011 eine breite mediale
Diskussion (ber die Arbeitnehmerfreiziigigkeit gefiihrt. Die Stimmung
schwankte zwischen Euphorie und Angst. Die Euphorie bezog sich auf die
Madglichkeit, neue Arbeitskrafte zu beschaftigen. Bei der Angst ging es wiede-
rum um Themen wie soziale Absicherung, Lohndumping usw. Aus meiner
Sicht héngt damals wie heute die Akzeptanz der Arbeitnehmerfreiziigigkeit
durch die deutsche Bevolkerung von der Einhaltung bestimmter Regeln ab.
Soweit sich die zuwandernden Arbeitskrafte an die Regeln halten, die es in
Deutschland gibt, werden sie auch von der deutschen Bevolkerung akzeptiert.
Geschieht das nicht, wird die Diskussion fortgesetzt und es fihrt zu Konflikten.
Heute wissen wir, dass keine Horrorszenarien eingetreten sowie keine Massen
von Arbeitskréaften nach Deutschland gekommen sind. Dennoch gibt es einige
Herausforderungen, die ich hier vorstellen mdchte. Die Européische Union kann
nicht alles regeln. So gibt es weiterhin Menschen, deren Bedrfnis nach sozialer
Absicherung nicht erfillt wird, obwohl sie in Deutschland arbeiten. Sie sind
weder in Polen noch in Deutschland versichert.

Die AOK Nordost hat sich schon im Jahr 2010 auf die Arbeitsmarktéffnung
vorbereitet. Dabei ist die Kasse zweigleisig vorgegangen: Im deutschen Sozial-
versicherungssystem teilen sich die Arbeitgeber mit den Arbeitnehmern die
Beitragszahlungen zur Sozialversicherung. Da noch dazu ein Wettbewerbs-
system mit verschiedenen Krankenversicherungen in Deutschland besteht, ver-
suchen die Krankenkassen sich gegentiber den Arbeitnehmern und auch Arbeit-
gebern zu profilieren. Zum einen hat die AOK Nordost Informationen zu so-
zialversicherungsrechtlichen Fragen fiir deutsche Arbeitgeber zusammengefasst
und diesen zur Verfiigung gestellt. Daneben baute sie auch fur polnische Ar-
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beitnehmer ein Informations- und Betreuungsangebot auf, u.a. eine vollsténdig
in polnischer Sprache verfasste Internetplattform (aok.pl). Zu dieser Internet

seite hat die Kasse zuséatzlich eine Hotline geschaltet, auf der bis zu 50 Anrufe
pro Tag aus der gesamten Bundesrepublik verzeichnet werden. Die AOK Nord-
ost arbeitet mit vielen Partnern zusammen, insbesondere mit der polnischen
Krankenversicherung NFZ wie auch mit der Sozialversicherungsanstalt ZUS.
Ebenfalls kooperiert die AOK Nordost mit der deutschen Rentenversicherung,
den Agenturen fur Arbeit, den Handels- und Handwerkskammern oder auch mit
der Zollverwaltung. Zu den Partnern der Kasse gehdren auflerdem noch ge-
werkschaftliche Beratungsstellen oder das Beratungsbiro fur entsandte Be-
schaftigte in Berlin.

Ich mdchte nun einige Konstellationen in der grenzuberschreitenden sozialen
Sicherung présentieren, die mit der Arbeitnehmerfreizligigkeit zusammenhéan-
gen. Im ersten Schritt richtete die AOK Nordost ihre Aktivitaten auf deutsche
Arbeitgeber aus. Es ist eine grole Herausforderung, den Beteiligten bewusst-
zumachen, dass das europdische Recht Vorrang vor dem deutschen Recht hat.
Nicht jeder Arbeitnehmer, der aus Polen nach Deutschland kommt, muss in
Deutschland zur Sozialversicherung angemeldet werden. Das deutsche Sozial-
gesetzbuch tritt zunachst in den Hintergrund. Erst wenn von der polnischen oder
der deutschen Seite festgestellt wird, dass das jeweilige nationale Rechtssystem
nicht zur Anwendung kommt, kann entschieden werden, ob es eine Versiche-
rungspflicht oder eine Versicherungsfreiheit gibt. Das hat wiederum gravieren-
de Auswirkungen in der Praxis. Dabei ist zu beachten, dass die Entscheidung
Uber das anzuwendende Recht von den zustadndigen Trégern des Wohnstaates
getroffen wird. Das heif3t, wenn ein Pole in Deutschland und auch in Polen ar-
beitet und in Polen wohnt, dann muss er sich an die polnische Sozialversiche-
rung wenden, um erst einmal festzustellen, ob fir ihn das polnische Recht wei-
terhin gilt. Das dauert mitunter einige Zeit, so dass es in dieser Ubergangsphase
fiir die deutschen Arbeitgeber eine gewisse Unsicherheit gibt. Fir sie ist dies
eine schwierige Situation, da man bei der Anstellung auslandischer Arbeitneh-
mer immer auf legaler Basis arbeiten will. Es gab auch Félle, in denen ein Ar-
beitgeber im guten Glauben jemanden in Deutschland anmeldete, Uber mehrere
Monate die Beitrdge in Deutschland zahlte, um dann feststellen zu miissen, dass
die Beitrdge doch nicht in das richtige System flossen und mit Sdumniszuschla-
gen an die polnische Sozialversicherung zu zahlen waren. Die geltenden EG-
Verordnungen haben zum Ziel, geordnete Regeln fur die Koordinierung des
Zusammenwirkens unterschiedlicher Sozialversicherungssysteme aufzustellen.
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Dabei wird nicht auf die Besonderheiten der einzelnen Sozialsysteme eingegan-
gen, was in den Erwégungsgriinden fiir die EG-Verordnung 883/2004 festgehal-
ten wurde. Dort steht wortlich: ,,Es ist notwendig, die Eigenheiten der nationa-
len Rechtsvorschriften Uber soziale Sicherheit zu beriicksichtigen und nur eine
Koordinierungsregelung vorzusehen.

Weiterhin mdchte ich Beispiele nennen, bei denen die Eigenheiten der nationa-
len Rechtsvorschriften, trotz Koordinierung der Systeme, die Arbeitnehmerfrei-
zligigkeit beeinflussen, wenn nicht sogar behindern kénnen. Zuerst komme ich
auf das Thema der gleichzeitigen Ausiibung einer Téatigkeit in Polen und in
Deutschland zu sprechen. Wie schon beschrieben, unterliegt eine Person, die in
zwei oder mehreren Staaten tatig ist, nach § 13 Abs. 1 Bst. A der Verordnung
(EG) 883/2004 den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaates, wenn sie dort
einen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit ausiibt. Als wesentlichen Teil einer Té&-
tigkeit definiert die Durchfuhrungsverordnung einen Arbeitszeitanteil oder Ar-
beitsentgeltanteil von mindestens 25%. In der Praxis treffen wir oft auf polni-
sche Arbeitnehmer, die sowohl in Polen als auch in Deutschland arbeiten wollen
und weiterhin in Polen ansassig sind. Nach dem zitierten Artikel der EG-
Verordnung gilt jedoch fur die betreffende Tatigkeit im Bereich der Sozialversi-
cherung das polnische Recht. Der deutsche Arbeitgeber muss also den polni-
schen Arbeitnehmer nicht wie gewohnt in Deutschland anmelden, sondern in
Polen. Dabei muss er alle Bestimmungen beachten, die es im polnischen Recht
gibt. Er muss sich eine Steueridentifikationsnummer zulegen, er muss die polni-
schen Félligkeitstermine und die Umrechnungskurse fur den félligen Lohn be-
achten. Dies ist leider oft schon Grund genug, um von solchen Beschéftigungs-
verhaltnissen Abstand zu nehmen, da es bei der Beschéftigung einzelner Perso-
nen einfach eine zu groRe Hurde darstellt. Bei einzelnen hochqualifizierten Stel-
len fir Spezialisten wirde man vielleicht davon Gebrauch machen, aber bei
einfachen Arbeitnehmern sieht man von einer Beschéftigung ab. Im Jahr 2005
gab es ahnliche Situationen, in denen es um mehrere tausend Saisonarbeitskraf-
te ging. Denn mit einem Mal war es nicht mehr so einfach mdglich, wéhrend
des Urlaubs nach Deutschland zur Ernte zu fahren. Nach dem EU-Beitritt muss-
te der Saisonbetrieb aufgrund der Mehrfachbeschaftigung in zwei unterschiedli-
chen Staaten die Sozialbeitrége fir eine relativ kurze Zeit fir eine groRe Anzahl
von Personen nach Polen bezahlen. In diesem Zusammenhang ging dann auch
die Anzahl der Saisonarbeitskrafte stark zurlck.

1 Verordnung (EG) 883/2004, Art.4,
http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=0J:L:2004:166:0001:0123:de:pdf.
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Ein weiteres Beispiel ist die in Deutschland seit Jahrzehnten bekannte und auch
gut funktionierende Praxis der sogenannten geringfligigen Beschaftigungen. Bei
diesen Beschaftigungsverhaltnissen, die besonders populdr im Zustellungsbe-
reich, im Reinigungsgewerbe, aber auch im Einzelhandel sind, kénnen Arbeit-
nehmer bis zu 400 € versicherungsfrei verdienen. Deutsche Arbeitnehmer, die
diese Beschaftigungsform wahlen, sind meistens anderweitig abgesichert, z.B.
Uber eine Familienversicherung. Der Arbeitgeber zahlt pauschal 30% Sozialver-
sicherungsabgaben an die Bundesknappschaft, ohne dass der Arbeitnehmer
dadurch einen Anspruch auf Leistungen im Krankheitsfall erwirbt. Das gilt auch
fir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Polen, die bisher in Polen nicht
erwerbstétig gewesen sind, wie Hausfrauen, Studenten oder Rentner. Die Be-
schaftigung ist zwar sozialversicherungsrechtlich legal, aber da diese Personen
nach Art. 11 Abs. 3 Bst. A der Verordnung (EG) 833/2004 den Rechtsvorschrif-
ten des Beschaftigungsstaates unterliegen, verlieren sie mit dem Tag der Ar-
beitsaufnahme in Deutschland ihre krankenversicherungsrechtliche Absiche-
rung in Polen. In Deutschland dagegen besteht keine Versicherungspflicht fir
diese Personen. Da sie nun laut der EG-Verordnung den Rechtsvorschriften des
Beschaftigungsstaates unterliegen und somit nicht weiter in Polen in irgendeiner
Form versichert bleiben, miissen sie in Deutschland eine freiwillige Versiche-
rung abschlieBen. Diese wirde etwa 25% des Verdienstes in Anspruch nehmen.
Als Alternative kénnte man die sogenannte Gleitzonenregelung in Anspruch
nehmen, die fiir eine Beschéftigung ab 400,01 € bis 800 € gilt. In diesem Fall ist
man zu ermaRigten Beitrdgen mit vollem Leistungsanspruch pflichtversichert.
Ob die Arbeitgeber bereit sind, ihre Beschaftigungspraxis zu verandern, nur um
einen einzelnen polnischen Arbeitnehmer einzustellen, ist mehr als fraglich. Das
Problem resultiert aus der Tatsache, dass die EG-Verordnung nicht auf den Um-
fang der Tatigkeit abstellt. Es kommt lediglich darauf an, dass man eine Be-
schaftigung aufnimmt. Wir sind in einer Situation, in der die EG-Verordnung,
kritisch betrachtet, die Arbeitnehmerfreizligigkeit eher erschwert. Andererseits
kann man in der EG-Verordnung, die fir alle Mitgliedsstaaten gilt, nicht auf
jede Besonderheit einzelner Mitgliedstaaten eingehen. Sonst wirde man am
Ende den Uberblick tiber das Regelwerk verlieren.

Was passiert aber mit jemandem, der schon in Polen arbeitet? Es ist eine weit
verbreitete Praxis, diesen Minijob einfach als eine Zusatzeinnahme zu betrach-
ten. In diesem Fall muss der Arbeitgeber die Beitrage nicht mehr an die Knapp-
schaft, sondern an die polnische Sozialversicherung zahlen. Aber diesen Auf-
wand werden auch nur die wenigsten auf sich nehmen. Es ist den Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern oft nur schwer zu vermitteln. Man muss sich jedoch
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auch vor Augen fiihren, dass die 400 € iiber dem polnischen gesetzlich vorge-
schriebenen Mindestlohn liegen. Dieser liegt aktuell bei rund 380 €. Weil in
Polen eine ahnliche Regelung wie in Deutschland nicht existiert, wiirde man die
einheimischen Arbeitskréfte benachteiligen, wenn man von den 380 € Beitrdge
erheben wiirde und von den 400 € aus Deutschland nicht. In Osterreich dagegen
gibt es zum Beispiel eine dhnliche Regelung bei den Minijobs wie in Deutsch-
land. Osterreich akzeptiert auch, dass man nicht gleich aus der Versicherung
fallt, wenn man in Deutschland einen Minijob annimmt. In Polen gibt es eine
solche Regelung nicht. Dies hangt mit dem allgemeinen Lohnniveau zusammen.

Jetzt haben wir eine neue Entwicklung in diesem Bereich. Ab dem 1. Januar
2013 ist die Grenze auf 450 € erhoht und somit die Grenze der Gleitzone auf
850 € angehoben worden. Es wird sich zeigen, welchen Einfluss dies auf be-
stimmte Branchen und auf bestimmte Beschaftigungsverhéltnisse haben wird.

Ich bin ein Verfechter eines fairen Wettbewerbs auf dem Arbeitsmarkt. Dieser
darf jedoch auf keinen Fall Uber die Sozialversicherungsbeitrage ausgetragen
werden. Die Menschen verbinden mit der Arbeitnehmerfreizugigkeit die Hoff-
nung auf eine besser bezahlte Beschéftigung, auf eine bessere und sicherere
Zukunft. Aber Arbeitnehmerfreiziigigkeit fihrt natirlich auch zu gréerem
Wettbewerb. Wenn dieser Wettbewerb durch die Missachtung von Arbeitneh-
merrechten und Umgehung sozialer Standards gepréagt wird, werden am Ende
die Arbeitnehmer in beiden Staaten verlieren.

Das Thema der Zeitarbeit wurde in diesem Band bereits angesprochen. In Polen
gibt es Besché&ftigungsformen, die es ermdglichen, Arbeitskréfte mit geringeren
Sozialversicherungsbeitragen zu beschiftigen. Diese sogenannten ,,Dienstver-
trage” (Umowa zlecenia) werden umgangssprachlich auch oft ,,Miillvertriage®
(Umowy $mieciowe) genannt. Diese sind gerade Gegenstand kontroverser Dis-
kussionen in Polen, weil sie vollstandig von der Sozialversicherungspflicht er-
fasst werden sollen. Wir haben es einmal mit einer Firma zu tun gehabt, die
unter Beteiligung eines deutschen Vermittlers polnische Arbeitskrafte nach
Deutschland entsandt und mit solchen Dienstvertrdgen ausgestattet hat. Die
Tatigkeit wurde dazu in zwei unterschiedliche Dienstvertrdge gespalten, aber
nur von einem wurden Sozialversicherungsbeitrdge bezahlt. Die Arbeitskrafte
waren am FlieRband beschaftigt und arbeiteten im gleichen Raum zusammen
mit anderen polnischen Arbeitskraften, die Uiber eine deutsche Zeitarbeitsfirma
eingestellt waren. Doch die Beschaftigungsverhéltnisse waren geschickt getarnt,
so wurde z.B. der brancheniibliche Mindestlohn von 7,01 € augenscheinlich
eingehalten. Dies stimmte bei naherer Betrachtung nicht, da der eine Vertrag
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einen Stundenlohn von etwas iiber 2 € und der andere einen Stundenlohn von
4,50 € vorsah. Am Ende fiihrte dies dazu, dass die Wettbewerbsfahigkeit deut-
scher Anbieter, die polnische Arbeitskréafte unter Vertrag hatten, nicht mehr
gegeben war. Hier sei hoch angemerkt, dass es hier nicht nur bezlglich der So-
zialversicherung, sondern auch der Arbeitnehmerrechte ein grofRes Problem
gibt. Diese Dienstvertrage berauben die Dienstleister ihrer Rechte, denn sie
bieten den Arbeitnehmern nicht die blichen Arbeitnehmerrechte. Sie haben
keinen Anspruch auf Urlaub, auf Lohnfortzahlung usw. Und viele dieser Ar-
beitsvertrage enthalten auch horrende Vertragsstrafen. Wenn die Arbeitskréfte
z.B. nicht zur Arbeit kommen, dann missen sie ein Achtel ihres Monatsein-
kommens an den Auftraggeber bezahlen. Den groRten Gewinn haben somit am
Ende die Vermittler und die Auftraggeber.

Ich habe zum Schluss meines Beitrags noch folgendes Anliegen: Wir brauchen
eine engere Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Behdrden und Institutio-
nen in Deutschland und Polen. Das Problem lag in dem gerade geschilderten
Fall darin, dass wir immer noch zu wenig tber die Besonderheiten in den Nach-
barstaaten wissen und dies bei kriminellen Machenschaften ausgenutzt wird.
Wir missen uns offen austauschen und miteinander kooperieren. Denn wenn
wir nicht zusammenarbeiten, sondern nur Angste und Misstrauen schiiren, wer-
den wir am Ende die Gleichbehandlung im Rahmen der Arbeitnehmerfreizigig-
keit nicht erreichen.
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Arbeitnehmerfreiztgigkeit aus der Praxis
der Hochschulen. Das Deutsch-Polnische
Career Center der Europa-Universitat Viadrina

Das Deutsch-Polnische Career Center der Europa-Universitat Viadrina wurde
bereits 2002 gegriindet und hat sich seitdem zu der zentralen Schnittstelle zwi-
schen Universitat und Arbeitswelt entwickelt. Aufgrund der internationalen und
interdisziplindren Ausrichtung der Viadrina bietet das Career Center ver-
schiedenste MaRRnahmen an, die die Studierenden auf multilinguale, interkultu-
relle und internationale Fihrungspositionen vorbereiten. Absolventen der
Viadrina zeichnen sich u.a. durch ihre hohe Sprachkompetenz fiir international
gepréagte Arbeitsfelder aus. Diese besondere Sprachkompetenz wurde auch von
den Viadrina-Absolventen selbst als besonders hilfreich fur den Berufsalltag
bewertet: Rund 70% der Befragten einer Verbleibstudie, die 2010 unter den
Absolventen durchgeflhrt wurde, stuften die Vermittlung von Fremdsprachen
an der Viadrina sowie deren Bedeutung fiir die spatere Berufstétigkeit als sehr
hoch ein.!

Die Osterweiterung der Europdischen Union hat einen wahren Wirtschafts-
Boom ausgeldst, was sich u.a. an der stetig steigenden Nachfrage nach interkul-
turell ausgebildeten Mitarbeitern mit Osteuropakompetenzen ablesen l&sst. Ne-
ben der fachlichen Eignung spielen Aspekte wie internationale Erfahrungen und
Mehrsprachigkeit mittlerweile auf beiden Seiten von Oder und NeiRe eine wich-
tige Rolle bei der Mitarbeitergewinnung. Auch in Polen kommt es mittlerweile
zu Engpassen beim Angebot entsprechend qualifizierter Mitarbeiter.

Bei vielen Unternehmen, die sich an das Career Center wenden, beruht das In-
teresse an der Viadrina vor allem darauf, dass sie hier Mitarbeiter mit Osteuro-
pa-Kompetenz, insbesondere auch Osteuropaer mit sehr guten Deutschkenntnis-
sen rekrutieren kénnen oder Absolventen mit einem ausgepréagten internationa-
len, insbesondere osteuropaischen Profil und guten Fremdsprachenkenntnissen.

1 Mareike Hennings / Isabel Roessler: VVerbleibstudie Europauniversitit Viadrina — Erste umfas-
sende Absolventinnen und Absolventenbefragung, CHE gemeinntitziges Centrum fiir Hoch-
schulentwicklung 2011, S. 109. Die Verbleibstudie im Besitz der Autorin.
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Die letzte ,,viadukt-Jobmesse fiir Deutschland und Polen* hat dies noch einmal
sehr deutlich aufgezeigt: Uber die Halfte aller Aussteller war auf der Suche
nach potentiellen Mitarbeitern mit Mittelosteuropa-Kompetenz.

Die viadukt-Jobmesse fiir Deutschland und Polen wird seit 2004 jedes Jahr vom
Career Center organisiert. Die Messe ermoglicht den Studierenden und Absol-
venten vielféltige Mdglichkeiten, mit potentiellen Arbeitgebern in Kontakt zu
treten: Uber 50 regionale, nationale und internationale Firmen und Institutionen
prasentieren sich jedes Jahr auf der Messe. Ein umfangreiches Rahmenpro-
gramm informiert Ober Einstiegsmoglichkeiten bei ausgewdéhlten Firmen, Be-
schaftigungsmoglichkeiten in Deutschland und Polen bzw. Europa sowie (iber
potentielle Berufsfelder fir Kulturwissenschaftler und Juristen. In einer Ab-
schlussveranstaltung diskutieren Studierende und Absolventen mit namhaften
Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik Uber aktuelle Fragen des
Berufseinstiegs, z.B. iiber die Frage ,,Bachelor, Master, Ausland, Praktikum ....
Worauf kommt es an?*“ Die ,,viadukt® als Briicke zwischen Deutschland und
Mittelosteuropa ist mittlerweile eine in Deutschland und Polen einzigartige
Personalgewinnungsveranstaltung, die Firmen eine ideale Plattform bietet, Stu-
dierende und Absolventen mit hoher interkultureller und insbesondere Osteuro-
pa-Kompetenz zu gewinnen. Neben dieser jahrlich stattfindenden Messe besteht
ganzjéhrig die Mdglichkeit, tber das Karriereportal des Career Center online
Kontakt zu potentiellen Fach- und Fuhrungskréften aufzunehmen.

Das Career Center verfugt derzeit Uber ein Netzwerk von ca. 100 potentiellen
Arbeitgebern. Eine groere Anzahl von Unternehmen kooperiert bereits seit
vielen Jahren eng mit der Viadrina, zum Teil tUber die Fakultiten, einzelne
Lehrstiihle oder direkt mit dem Career Center der Viadrina, um iiber die ,,via-
dukt“ Job- und Praktikumsmesse, Workshops, Praktika oder Stellenausschrei-
bungen geeignete Absolventen als Mitarbeiter zu gewinnen. Konstantes Interes-
se an der Viadrina haben Consulting- bzw. Wirtschaftsprifungsgesellschaften.
Der Kontakt findet teilweise direkt iber die Firmenvertretungen in Polen statt.
Einige Unternehmen aus dem Einzelhandel befinden sich seit mehreren Jahren
auf Wachstumskurs in Polen. Hier arbeitet die Viadrina insbesondere mit Fir-
men aus den Bereichen Lebensmittelhandel und Bekleidung zusammen. Ein
wichtiger Wirtschaftszweig, der sich auf beiden Seiten von Oder und Neil3e auf
starkem Wachstumskurs befindet, ist die Entsorgungs- und Recycling-Branche.
Auch die Bedeutung der Logistikbranche nimmt an der Viadrina von Jahr zu
Jahr zu, wahrend die Kooperation mit der Automobil- bzw. Zulieferbranche seit
der Wirtschaftskrise stark zuriickgegangen ist.
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Fur die stetig wachsende Nachfrage nach Studierenden und Absolventen mit
interkultureller Kompetenz hat das Deutsch-Polnische Career Center verschie-
dene Malinahmen gezielt entwickelt. So wurde ein Trainingsschwerpunkt auf
die Vermittlung von interkultureller Kompetenz gelegt und ein Zentrum fir
Interkulturelles Lernen gegriindet. Fir dieses Trainingsprogramm erhielt die
Viadrina 2007 den ,BMW Award fiir Interkulturelles Lernen®. In der Begriin-
dung heift es:

,,Mit einem Anteil von nahezu 40 Prozent ausliandischen Studenten
ist die Viadrina die staatliche Hochschule Deutschlands mit dem
hochsten Auslanderanteil. Ziel der Alma mater ist, die Studieren-
den aus 80 Nationen (ber interdisziplindre und international ange-
legte Studienangebote fit fur das Europa von morgen zu machen.
Aus den anfangs ehrenamtlichen Bemuhungen der Preistragerin
um eine Verbesserung der interkulturellen Kommunikation hat sich
mittlerweile unter dem Namen InterViadrina ein breit gefachertes
praxisorientiertes Seminar- und Workshopangebot etabliert. We-
sentliche Kursziele seien dabei, Bewusstsein (ber eigene kulturelle
Standards und Verhaltensmuster zu schaffen, die Kommuni-
kations- und Handlungsfahigkeit in interkulturellen Situationen zu
verbessern, den Perspektivenwechsel zu trainieren und Studierende
zu interkulturellen Multiplikatoren auszubilden.*?

Als weiteres spezielles Angebot fir Studierende aus dem Ausland wurde im
April 2007 das Schreibzentrum der Europa-Universitat Viadrina als Dach fiir
alle Aktivitaten rund um die Schliisselqualifikation ,,Schreiben® gegriindet. In
der Schreibsprechstunde arbeiten als Tutorinnen ausgebildete Studentinnen mit
Studierenden aller Nationalitdten an ihren Texten. Seit April 2007 haben (iber
200 Einzelberatungen stattgefunden, gut die Halfte davon mit auslandischen
Studierenden. In Workshops werden dariiber hinaus die einzelnen Arbeitsschrit-
te der wissenschaftlichen Textproduktion systematisch vermittelt und gedibt.

Dartiber hinaus vermittelt das Career Center in ca. 50 Trainingsworkshops, Vor-
tragen und Firmenprasentationen pro Semester mit ca. 1.000 Teilnehmern wei-
tere studiumsfordernde und berufsqualifizierende Schlisselqualifikationen in
den Bereichen Projektmanagement, Rhetorik und Moderation, EDV, Zeit- und
Selbstmanagement, Konfliktmanagement und Mediation. Eine wichtige Aufga-

2 Die Begriindung des 2007 BMW Award fiir Interkulturelles Lernen im Besitz des Zentrums fiir
Interkulturelles Lernen der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder).
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be des Career Center ist die Vorbereitung der Viadrina-Studenten aller drei
Fakultaten auf den Berufseinstieg. Wichtige Bausteine hierfiir sind Bewer-
bungstrainings, die Prasentation von Berufsfeldern und potentiellen Arbeitge-
bern, die Vermittlung von Griindungs-Knowhow sowie von Praktikumsplatzen.
Uber 200 Praktika werden vom Career Center weltweit pro Semester vermittelt
und betreut. Die Praktika werden in Wirtschaftsunternehmen, aber auch bei
Non-Profit-Organisationen und Institutionen absolviert.

Das Land Brandenburg hat zunehmend mit der Abwanderung von gut ausge-
bildeten Hochschulabsolventinnen und -absolventen zu kdmpfen. Vor allem
Frauen verlassen nach dem Studium die Region, weil sie in anderen Bundeslan-
dern bessere Perspektiven vermuten. Die Sensibilisierung fur den regionalen
Arbeitsmarkt als ein Beitrag der Viadrina fiir die Sicherung von Fach- und Fih-
rungskraften fur das Land Brandenburg und die polnische Nachbarregion
Wojewodschaft Lubuskie ist ein weiteres wichtiges Anliegen des Career Center.
Veranstaltungen wie ,,Universitit trifft Brandenburger Wirtschaft* oder konkre-
te Firmenbesichtigungen von regionalen Unternehmen werden kontinuierlich
angeboten. Auch das seit 2004 bestehende Programm ,,Mentoring fiir Frauen —
Gemeinsam Zukunft gestalten setzt sich dafiir ein, Studentinnen an Unterneh-
men und Institutionen in der Region heranzufiihren und zu binden. Sie sollen
auf diesem Weg einen gezielten und professionellen Einblick in die regionale
Unternehmenslandschaft in Brandenburg und Berlin erhalten, Kontakte zu po-
tentiellen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern kniipfen und effektiv auf kinftige
Fach- und Flhrungsanforderungen vorbereitet werden. Das Mentoring-Pro-
gramm bietet den teilnehmenden Studentinnen und Promovendinnen die
Maoglichkeit, sich an der Seite einer Mentorin oder eines Mentors mit ihrer per-
sonlichen beruflichen Zukunft aktiv auseinander zu setzen und Mdglichkeiten
auszuloten, auch nach dem Studium an der Viadrina in der Region zu bleiben.

Das Deutsch-Polnische Career Center hat in den elf Jahren seines Bestehens die
Studierenden der Europa-Universitat Viadrina durch Qualifizierung, Beratung
sowie die Vermittlung von Praktika und Arbeitsstellen auf ihren Berufseinstieg
vorbereitet. Wichtige Instrumente dieser Arbeit sind das umfangreiche Trai-
ningsprogramm, das Mentoringprogramm fiir Frauen sowie die Job- und Prakti-
kumsmesse ,,viadukt®, eine einzigartige Personalgewinnungsveranstaltung. Die
Nachfrage nach den interkulturell ausgebildeten Studierenden der Viadrina mit
ausgepragten Osteuropakompetenzen ist seitens der Arbeitgeber auf beiden
Seiten der Oder nach wie vor sehr hoch.
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Robert Grzeszczak ist Professor fir Europarecht am Lehrstuhl fiir Europarecht
der Universitat Warschau. Er beschéftigt sich mit dem europaischen Verfas-
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Enrico Kautz ist Chief Executive Officer des Unternehmens Work Service
24. Er hat langjahrige Erfahrungen im internationalen Business Management.
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Goro Christoph Kimura ist Soziolinguist und Professor fiir Deutsche und Eu-
ropaische Studien an der Sophia-Universitat in Tokio. 2012-2013 war er Gast-
wissenschaftler an der Europa-Universitat Viadrina mit einem Projekt zur inter-
lingualen Kommunikation in der deutsch-polnischen Grenzregion.

Marek Klodnicki ist Rechtswissenschaftler mit deutscher und polnischer Aus-
bildung. Er verflgt Gber langjéhrige Erfahrungen in der deutsch-polnischen
Hochschulkooperation. Seit 2012 ist er Mitarbeiter am Zentrum fir Interdis-
ziplindre Polenstudien der Europa-Universitdt Viadrina in Frankfurt (Oder).
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Swobodny przeplyw pracownikow miedzy
Polska a Niemcami - proba bilansu
z réznych perspektyw






Przedmowa

Centrum Interdyscyplinarnych Studiéw o Polsce (ZIP) Europejskiego Uniwer-
sytetu Viadrina we Frankfurcie nad Odra (EUV) przedktada pierwszy tom serii
wydawniczej Interdisciplinary Polish Studies, w ktorej ukazywacé si¢ beda prace
zbiorowe oraz monografie dotyczace réznych zagadnien zwigzanych ze stu-
diami o Polsce. Kazdy z toméw serii ukazuje si¢ w podwojnej wersji, jako wy-
danie papierowe drukowane na zadanie oraz jako zrodto Open Access dostepne
przez internet w repozytorium biblioteki EUV. ZIP zamierza tym samym dtugo-
falowo stosowa¢ zasade Open Access i rowniez w swoich publikacjach konse-
kwentnie podaza¢ cyfrowa droga wyznaczong przez wilasng platforme inter-
netowg Pol-Int. Wydawcy serii starajg si¢ zapewni¢ do niej jak najszerszy do-
step takze praktykom, publikujac jej tomy w dwoch wersjach jezykowych.

Wspomniang seri¢ otwiera ponizszy dwuj¢zyczny tom dotyczacy swobodnego
przeptywu pracownikéw miedzy Polska i Niemcami. Niniejsza publikacja na-
wigzuje do miedzynarodowej i interdyscyplinarnej konferencji: Swobodny
przeptyw pracownikow miedzy Polskq i Niemcami - interdyscyplinarny bilans
po 1,5 roku, ktora odbyta sie 11 pazdziernika 2012 roku na Europejskim
Uniwersytecie Viadrina we Frankfurcie nad Odra przy wspotpracy z Centrum
im. Willy Brandta przy Uniwersytecie Wroctawskim. Konferencja, jak rowniez
prezentowana publikacja, zostata wsparta przez Polsko-Niemiecka Fundacje na
rzecz Nauki, ktorej chcielibySmy w tym miejscu serdecznie podzigkowac. Po-
dzickowania chcielibysmy zlozy¢ rowniez tlumaczom artykutéw, panu Rober-
towi Schlaffke oraz panu Ulrichowi Heille. Dzigkujemy takze pani Malgorzacie
Szajbel-Keck oraz panu Jannisowi Panagiotidis za korekte jezykowa i stylis-
tyczng. Szczegolng wdzigcznos¢ chcielibysmy wyrazi¢ pani Agnieszce Magda-
lenie Kope¢ za konsultacje w zakresie terminologii prawa podatkowego. Ksigz-
ka nie powstataby bez pracy redakcyjnej pani Aleksandry Wagrodzkiej i pana
dr. Gero Lietz oraz wsparcia pana dr. Tima Buchen. Serdecznie dziekujemy!

Publikacja koncentruje si¢ na podstawach prawnych swobody przeptywu
pracownikow, prawie pracy oraz prawie podatkowym jak rowniez na aspektach
kulturoznawczych. Polaczenie wymienionych dziedzin naukowych jest novum
w zakresie badan o Polsce, ktore tradycyjnie opieraty si¢ na naukach huma-
nistycznych, szczeg6lnie na polonistyce i historii. Sciste powiazania ekspertyz z

151



dziedziny prawa, gospodarki oraz kulturoznawstwa, jak réwniez potgczenie
naukowej jakosci z jasno sformulowanym przekazem, podkre$laja wyjatkowos¢
prezentowanego tomu dotyczacego interdyscyplinarnych badan o Polsce.

Mamy nadzieje, ze interdyscyplinarna specyfika badanych dziedzin naukowych
jak réwniez aspekty praktyczne, stanowig jedyng w swoim rodzaju wartos$c
dodang. Tak wigc zyczymy sobie, aby migdzynarodowe uwzglednienie naszych
publikacji naukowych stale wzmacniato badania o Polsce.

Frankfurt nad Odra / Stubice, marzec 2014 r.

Dagmara Jajesniak-Quast / Laura Kiel / Marek Ktodnicki
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WPROWADZENIE

Dagmara Jajesniak-Quast

Interdyscyplinarny i praktyczny wymiar swobody
przepltywu pracobiorcow

Unia Europejska wraz z 28 krajami czlonkowskimi liczy obecnie ponad 500
miliondow mieszkancow. Z tego 14 milionow ludzi zyje w jednym z innych
krajow cztonkowskich. Przewazajaca wigkszo$¢ z nich chce podjaé zatrudnienie
w innym kraju UE. 68-procentowa stopa zatrudnienia wsrod nich jest prze-
cigtnic wyzsza niz ta, ktorg reprezentuje ludno$¢ miejscowa (65%). W
wiekszo$ci krajow cztonkowskich mobilni obywatele Unii sa ptatnikami netto
systemu socjalnego kraju przyjmujacego. Ptaca wiecej podatkow i sktadek spo-
lecznych, niz otrzymuja w zamian $wiadczen.! Nie ma statystycznego po-
wigzania miedzy hojnoscig systemow socjalnych i naptywem mobilnych
obywateli Unii. Obywatele przybywajacy z innych krajow cztonkowskich nie
korzystaja bardziej ze $§wiadczen bezpieczenstwa socjalnego niz obywatele
kraju przyjmujacego. Skutki finansowe sg zatem dla budzetow krajowych w
tym zakresie znikome. W Niemczech w 2012 r. tylko 4,2% poszukujacych
pracy, ktorzy otrzymywali $wiadczenia socjalne, byto przemieszczajgcymi si¢
obywatelami Unii.> Mimo to debata medialna przed otwarciem niemieckiego
rynku pracy dla pracownikow polskich 1 maja 2011 skupiala si¢ przede wszyst-
kim na kwestii wytrzymatos$ci systemu socjalnego, dumpingu placowego i
,.zalania rynku pracy*“.® Od 1 stycznia 2014 r. obowiazuje takze dla kolejnych

1 Komisja Europejska, Przedstawicielstwo w Niemczech: Pytania i odpowiedzi nt. swobody
przemieszczania si¢ od 1 stycznia 2014, http://ec.europa.eu/deutschland/Press/pr_releases
/11943 de.htm, 10 marca 2014.

2 Komisja Europejska, Przedstawicielstwo w Niemczech: Pytania i odpowiedzi nt. swobody
przemieszczania sie od 1 stycznia 2014, http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases
/11943 _de.htm, 10 marca 2014.

3 Por. konkretnie na ten temat kilka wycinkéw prasowych z okresu otwarcia: Zwiazki zawodowe
ostrzegaja przed dumpingiem ptacowym ze strony pracownikéw z Europy Wsch., w: Han-
delsblatt Online z 30 marca 2011; Pozadani lecz budzacy lgk, w: Zeit Online z 22 kwietnia
2011; Otwarcie Niemieckiego rynku pracy. Instytut oczekuje 1,2 miliona imigrantéw, w: Frank-
furter Allgemeine Zeitung Online z 26 kwietnia 2011; Wreszcie jako gospodarze, w: Siid-
deutsche Zeitung Online z 1 maja 2011; Niemiecki rynek pracy teraz otwarty dla pracownikow
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cztonkow UE — Rumunii i Bulgarii — nieograniczona swoboda przeptywu sity
roboczej. Biezaca debata wokél obaw co do naptywu ludzi do
zachodnioeuropejskich systemow spotecznych przypomina bardzo dyskusje z
roku 2011. Podobno jedna trzecia Niemcow wierzy, ze imigranci przybywaja do
Niemiec, by eksploatowa¢ pafistwo socjalne.” T tak tez w wypadku Polski,
Niemcy i Austria wykorzystaly mozliwo$¢ ograniczenia swobody przepltywu
pracownikoéw na okres przej$ciowy maksymalnie siedmiu lat po akcesji do UE.
Przy tym prawo europejskie wypowiada si¢ tu jasno: istnieje prawo do swobody
przeptywu, ale nie prawo do wchodzenia w krajowe systemy socjalne. Swoboda
przeptywu nie oznacza swobody dowolnego otrzymywania $wiadczen
socjalnych.

Niniejsza publikacja ma za cel — na bazie obecnej debaty w tym zakresie —
dokona¢ interdyscyplinarnego bilansu otwarcia niemieckiego rynku pracy,
przede wszystkim dla polskich pracownikéw. Otwarty, transgraniczny rynek
pracy miedzy Niemcami a Polska przynosi nie tylko prawne skutki, lecz row-
niez oddziatuje przyktadowo na modele podatkowe w obu gospodarkach naro-
dowych i wiaze si¢ z nim tez szereg aspektéow kulturowych z tlem migra-
cyjnym, jezykowym, politycznym i religijnym. Jaki skutek maja np. te regulacje
dla zycia rodzinnego, demografii, liczby polsko-niemieckich matzenstw w
regionie? Gdzie osiada wigkszo$¢ polskich pracownikéw w Niemczech czy
szczegOlnie w Nadodrzu? Jak wielu niemieckich pracownikow podaza w od-
wrotnym kierunku i szuka zatrudnienia w Polsce? Na jakie branze w szcze-
g6lnosci miato wplyw otwarcie rynku pracy? Jakie formy prawne i problemy
wystepuja najczesciej w zakresie zatrudnienia (umowy czasowe, bezterminowe,
jednoosobowa firma, pozorowana dziatalno$¢ gospodarcza itd.)?

Do tej pory brakowato interdyscyplinarnego studium dotyczacego tego typu
kwestii jak réwniez konsekwencji otwartego rynku pracy miedzy Polska a
Niemcami dla obu krajéw, w tym dla Nadodrza. Dlatego celem niniejszej
publikacji jest zgromadzenie na jednym forum wypowiedzi zaréwno uznanych
jak 1 poczatkujacych badaczy z r6znych dyscyplin, zajmujacych si¢ w Polsce i
w Niemczech kwestiami swobody przemieszczania si¢ pracownikow, aby szu-
ka¢ odpowiedzi na pytania o skutki, szanse i problemy tejze swobody. Trans-
graniczna aktywno$¢ pracownicza, wynikajgca ze swobody przemieszczania si¢
pracownikéw w UE, konfrontuje nie tylko nauke, lecz takze praktyke z wieloma

z Europy Wsch., w: Focus Online z 1 maja 2011; Otwarcie rynku pracy. Swigto pracy teraz w
catkowitej swobodzie, w: Legal Tribune Online z 21 kwietnia 2011.

4 Por. Kersten Augustin: Die Angst vor den Zuwanderern [L¢k przed imigrantami], w: Zeit On-
line z 11 grudnia 2013.
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kompleksowymi kwestiami, wymagajacymi doglebnej analizy. Stad tez za-
proszono w ramach niniejszej publikacji znawcdw tematyki pracy czasowej,
ubezpieczen zdrowotnych oraz przedstawicieli Biura Karier (Career Center) do
wspblnej dyskusji.

Generalnie w UE obowigzuje regulacja stanowigca, iz wszyscy obywatele Unii
maja prawo do swobody przemieszczania si¢. Do powyzszego przynalezy natu-
ralnie prawo do poszukiwania i podjecia w innym kraju cztonkowskim zatrud-
nienia. Taki tytul prawny umieszczony zostat juz w 1957 r. w Traktatach
Rzymskich. Swoboda w tej postaci przynosi korzysci nie tylko cieszacym sig
nig pracownikom, lecz takze gospodarkom narodowym krajow cztonkowskich,
gdyz w taki sposdb mozna szybko zniwelowaé brak wykwalifikowanej sity
roboczej. I tak, mimo kryzysu gospodarczego, w UE nadal nieobsadzone sg dwa
miliony miejsc pracy.’

Nieznajomo$¢ faktow z zakresu swobody przemieszczania si¢ pracobiorcow
prowadzita jak wiadomo do lgkow i od§wiezania stereotypow w przededniu ot-
warcia rynku pracy w 2011 r. Wedhug ankiety Instytutu Badania Rynku (GfK)
75% Niemcow sadzito wowczas, ze ludzie w ich kraju stracg prace, gdy naptyna
nowi konkurenci ze Wschodu. Przy czym nie bylo wtedy wiadomo, jak wielu
Polakow, Czechoéw czy Battow wraz z 1 maja 2011 r. rzeczywiscie przybedzie
do Niemiec.® Dlatego tez dane i fakty co do swobody przemieszczania sig
pracownikow miedzy Polska a Niemcami takze stanowia wazng czes¢ tego
tomu. Elzbieta Opitowska przedstawia dane statystyczne nt. migracji migdzy
Polska a Niemcami po ponad 1,5 roku po otwarciu niemieckiego rynku pracy.
Ponadto komentuje dyskusj¢ o otwarciu rynku pracy z 2011 r., ktora wykazuje
wiele paraleli w stosunku do dzisiejszej debaty o imigrantach. Wreszcie Opi-
lowska przedstawia zjawiska i trendy w swobodzie przemieszczania si¢ praco-
biorcow w kontekscie rynku pracy. Autorka stwierdza przy tym, iz wielu nie-
mieckich ekspertow i politykow przyznaje, ze opoznione otwarcie rynku pracy
byto bledem. Przyktad Polski pokazat, ze obawy przed masowym naptywem
0sob do systemu $wiadczen socjalnych byly nieuzasadnione. Maj 2011 nie
przyniost przetomu, poniewaz wiele ulatwien w dostepie do niemieckiego rynku
pracy istniato juz przed jego otwarciem. Pracownicy akademiccy, osoby pro-
wadzace dziatalnos¢ gospodarcza, fachowcy, studenci i uczniowie juz wczesniej
nie podlegali ograniczeniom. Jednak Opitowska wymienia kilka trendow, ktore

5 Por. w tej kwestii: Komisja Europejska, Przedstawicielstwo w Niemczech: Pytania i odpowiedzi
co do swobody przemieszczania si¢ pracownikow od 1 stycznia 2014, http://ec.europa.eu/
deutschland/press/pr_releases/11943_de.htm, 10 marca 2014.

6 Patrz: Begehrt und gefiirchtet [Pozadani lecz budzacy lek], w: Zeit Online, 22 kwietnia 2011.
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wzmocnity si¢ wraz ze swobodg przemieszczania si¢ pracobiorcow. Obok
migracji zarobkowej wida¢ przede wszystkim na niemieckich terenach przy-
granicznych tendencj¢ do osiedlania si¢ Polakéw, ktorzy nadal pracuja w Polsce
a zechcieli zamieszka¢ w pustostanach — mieszkaniach i domach, przede
wszystkim w Meklemburgii-Pomorzu Przednim.

Podstawy prawne swobody przemieszczania si¢ pracownikow sa waznym
aspektem otwarcia rynku pracy. Tu ujawnia si¢ takze wigkszo$¢ probleméw
przy stosowaniu dyrektywy odnosnie swobody, wskutek roznic migdzy prawem
krajowym a unijnym.” Szczegolnie wazne sa tu przepisy prawa pracy, prawa
ubezpieczen spotecznych i prawa podatkowego. Jednak — mimo ze kwestie
transgranicznej swobody przemieszczania si¢ pracownikow w wymienionych
zakresach prawa sg wrecz identyczne — to w praktyce dochodzimy do wniosku,
ze regulacje te sg tylko czesciowo ze soba kompatybilne. Z tego powodu sekcja
prawa z czterema artykulami zajmuje najwigcej miejsca w niniejszym opra-
cowaniu.

Robert Grzeszczak otwiera dyskusje przykladami ograniczen swobody prze-
mieszczania si¢ pracownikow miedzy Polska a Niemcami. Stawia pytanie, czy
dlugotrwate, liczne i szeroko stosowane okresy przejSciowe dzialaja na rynek
wewngtrzny dezintegrujaco, czy tez nalezy je oceniaé¢ jako wyraz europejskiego
pragmatyzmu. Grzeszczak podkresla, ze zasada niedyskryminacji jest funda-
mentem integracji europejskiej i to z niej wyprowadzono cztery swobody UE:
swobode przeptywu towardw, osodb, ustug i kapitatu. Jego analiza ksztaltowania
si¢ okresow przejsciowych migdzy Niemcami a Polska pokazuje, jak bardzo
praktyka integracji odbiega od podstaw teoretycznych. I tak juz pojecie ,,praco-
biorca® r6zni si¢ w prawie europejskim od definicji krajowych. Bowiem rodzaj
stosunku zatrudnienia czy stosunku stuzbowego w pojeciu ,,pracobiorca™ nie
gra w prawie UE Zadnej roli. Szczegdlnie wyrazny staje si¢ rozdzwick miedzy
teoretycznymi podstawami integracji europejskiej a praktyka krajowa na przy-
ktadzie Polski i Niemiec w zakresie dostgpu polskich obywateli do nie-
mieckiego rynku pracy, jak i przy mozliwosciach nabycia gruntéw rolnych
przez obywateli UE w Polsce, czy tez przy wzbronieniu Polakom dostepu do
rynku ustug w Niemczech. Stad wnioski Grzeszczaka ida w kierunku stwier-
dzenia, ze istnieje pilna potrzeba wspotpracy przy dopasowaniu Kkrajowych

7 Por.: Eva Kocher, Carsten Nowak (red.): Freie Fahrt fir Arbeitnehmer/innen zwischen Ost und
West. Perspektive des Ablaufs beitrittsbedingter Ubergangsfirsten zum 1. Mai 2011 [Wolna
droga dla pracownikéw ze Wschodu i Zachodu. Perspektywa uptywu akcesyjnych okresow
przejSciowych 1 maja 2011] (Schriften des Frankfurter Instituts fiir das Recht der Européische
Union, Band 1, Baden-Baden: Nomos 2012.
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przepisow prawa do przepisow unijnych, aby usung¢ ewentualne bezposrednie
lub posrednie przeszkody w opisywanej swobodzie.

Eva Kocher podejmuje temat dostosowania krajowych i europejskich przepiséw
prawa w odniesieniu do zagrozen transnacjonalizacji rynkow pracy, szczegoélnie
zagrozen konkurencji kosztow pracy. Diugotrwale negatywne efekty dla rynku
pracy nie powinny wystapic, co nie oznacza jednak dla Kocher, ze dla konkret-
nych grup pracownikéw, szczeg6lnie tych o niskich kwalifikacjach i w nie-
ktérych branzach jak budownictwo, hotelarstwo, opieka nad osobami starszymi
czy sprzatanie obiektow, nie moze doj$¢ do problemow. Szczegdlne obawy
tycza sfery uzyczania pracownikow. Kocher wskazuje na fakt, ze okresy przej-
sciowe przed otwarciem niemieckiego rynku pracy nie zostalty wykorzystane po
to, by zablokowa¢ dumping ptacowy na rynkach pracy, ktérego si¢ tak
obawiano. I tak do dzi§ brakuje w Niemczech ogolnie obowigzujacych
ptacowych standarddw minimalnych — mimo naukowej jednosci co do ich
koniecznos$ci. Ponadto Kocher wskazuje, ze wlasciwe problemy trans-
granicznych rynkéw pracy w sensie prawnym wcale niekoniecznie maja co$
wspolnego ze swoboda przemieszczania si¢ pracobiorcow. Takze delegacja,
uzyczenie (,,Leih- lub Zeitarbeit®) lub praca w formie umowy o dzieto moze
mie¢ dla rynkéow pracy podobne skutki jak migracja pracownikow lub
rozwazania zwigzane ze zmianami lokalizacji produkcji. Autorka wywodzi na
przyktadzie swobody $wiadczenia ustug i delegacji, ze — jesli w aspekcie
prawnym wystepuje zagrozenie dumpingu ptacowego lub warunkow pracy — to
w tym punkcie mozna by interweniowa¢. I tak mozna by uzna¢ w Niemczech
taryfowe warunki minimalne zgodnie z Ustawa O Delegacji Pracownikow za
og6lnie obowigzujace i wskutek tego takze obligatoryjne w skali migdzy-
narodowej. Obowigzujg one jednak dotychczas jedynie w niewielu branzach.
Dalej Kocher wskazuje na przykladzie swobody osiedlania si¢ i prze-
mieszczania pracownikow, jak wazne jest rozgraniczenie migedzy zatrudnieniem
przez pracodawce a dziatalnosciag gospodarczg. Na poziomie praw podsta-
wowych nalezy odréznia¢ zapewnienie swobody przemieszczania —si¢
pracownikéw od swobody osiedlania si¢ czy swobody $wiadczenia ustug.
Autorka wraca przy tym do pojgcia ,,pracobiorcy* i ukazuje, ze dla wspom-
nianego rozgraniczenia centralne znaczenie ma kwestia podporzadkowania
stuzbowego czy tez konieczno$ci wykonywania polecen zwierzchnika. Wresz-
cie w artykule Evy Kocher znajdzie si¢ nawigzanie do apelu z poprzedniego
tekstu, by wspdtpracowaé przy dostosowaniu krajowych przepisow prawa do
regulacji unijnych, celem zagwarantowania efektywnej realizacji prawnej
swobdd unijnych. Autorka jednoczesnie udowadnia na podstawie wielu przy-

157



Dagmara Jaje$niak-Quast

ktadow, ze swoboda przemieszczania si¢ to nie tylko likwidacja wymogdéw w
zakresie pozwolen na pobyt czy pracg, lecz takze usunigcie szeregu czynnikow
dyskryminacyjnych w umowach o pracg i ograniczen zwigzanych z uzna-
waniem kwalifikacji zawodowych czy regulacji na poziomie firmowym shu-
zacych zwigzaniu pracownika z przedsigbiorstwem. Ostatecznie przeciez mozli-
wos$¢ uczynienia uzytku z nabytych uprawnien socjalnych ma duze znaczenie
dla faktycznej swobody przemieszczania si¢, gdyz wymaga ona w aktywnej
postaci mozliwo$ci przeniesienia uprawnien firmowych ponad poziom przed-
sicbiorstwa.

Jak wazna jest efektywna realizacja prawa do swobody przemieszczania si¢ w
UE wida¢ dobitnie przy kwestii uznawania kwalifikacji zawodowych. Jagna
Mucha poswigca swa uwage temu problemowi w artykule o uznawaniu kwali-
fikacji zawodowych w Polsce i w Niemczech na przyktadzie zawodow prawni-
czych. Uwzglednia przy tym analizy przypadkow przepisow prawa i orzecz-
nictwa Trybunatu Europejskiego. Pozwala to zrozumie¢, ze zarowno w prawie
krajowym jak i unijnym jest zauwazalne otwarcie dostepu do zawodow praw-
niczych dla obywateli z krajow cztonkowskich UE. Praktyka pokazuje jednak,
ze uznawanie kwalifikacji zawodowych zalezy jakby kazdorazowo od analizy
pojedynczych przypadkOw i interpretacji przepisow prawa.

Podobne trudnosci moga wystapi¢ przy uzyskaniu $wiadczen z systemow ubez-
pieczenia spotecznego. Monika Tomaszewska dokonuje analizy tej kwestii, by
wykazag, ze to, co czgsto jest przedmiotem obaw w krajach zachodniej Europy,
mianowicie migracja w kierunku systeméw socjalnych, przedstawia¢ moze
kolejne zagrozenie dla mobilnych pracobiorcow. Wskazuje ona dwa gtowne
problemy na drodze do nabycia uprawnien socjalnych z systemow ubez-
pieczenia spotecznego przez pracownikow migrujacych. Pierwszy problem to
dtugi okres 20-30 lat pracy, w ktorym takie uprawnienia sg nabywane. Druga
trudnos$¢ tkwi w powaznych réznicach migdzy systemami krajowymi odnosnie
zakresu, rodzaju i wysokosci $wiadczen przystugujacych osobom ubez-
pieczonym. Artykul Tomaszewskiej ukazuje, ze koordynacja systemow
bezpieczenstwa socjalnego odbywa si¢ nie bez utrudnien. I tak podstawowe
zasady koordynacji systemow socjalnych: rdwnouprawnienie, jednolito$¢ stoso-
wanego prawodawstwa, zachowanie praw nabytych i sumowanie okresow ubez-
pieczenia ciagle jeszcze nie zawsze sg stosowane. Fakt, ze migracja zarobkowa
z Polski do Niemiec zaczeta si¢ przed 1 maja 2011 r. nie prowadzit do uprosz-
czenia, jak pokazuje artykut Tomaszewskiej na przyktadzie pracobiorczyni z
Polski, ktora byta zatrudniona na terenie bytej NRD. Ponadto takze ten artykut
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podejmuje problem wystepujacy juz we wczesniejszej debacie — réznej inter-
pretacji pojecia ,,zatrudnienie* i ukazuje problemy prawne zwigzane z ubez-
pieczeniem spotecznym przy delegacji pracownikow.

Drugi wazny aspekt swobody przemieszczania si¢ pracownikow to kwestie
podatkowe. Podobnie jak w zakresie prawa harmonizacja mi¢gdzy krajowym a
europejskim prawem podatkowym to wielkie wyzwanie otwartego rynku pracy
w UE. Karol Karski otwiera rozwazania w tym zakresie i pokazuje, ze otwarcie
polskiego rynku pracy dla obywateli niemieckich juz w 2007 r. i niemieckiego
rynku pracy dla obywateli polskich w 2011 r. nie mialo prawie wptywu na
rozwoj systemow podatkowych w obu krajach. Mianowicie juz w 2003 r.
zawarto stosowna bilateralng umowe w sprawie unikania podwojnego opodat-
kowania w zakresie podatkéw od dochodu i od majgtku. Wraz ze swobodg prze-
mieszczania si¢ pracownikOw i zwigzang z nig migracja osOb zmieniaja si¢
jednak wplywy podatkowe jednego jak i drugiego kraju. Poniewaz systemy po-
datkowe nie obejmuja jedynie podatku dochodowego, swoboda prze-
mieszczania si¢ pracownikéw wptywa na wysokos¢ dochodow z podatkéw po-
srednich, szczegoélnie VAT-u i akcyzy. Aby zagwarantowac stworzenie i dzia-
lanie rynku wewngetrznego i zniwelowa¢ wypaczenia w konkurencji, prawo UE
przewiduje harmonizacje jako rzecz niezbywalng przede wszystkim w zakresie
podatkéw obrotowych i akcyzowych oraz innych podatkéw posrednich. Ocena
zakresu zmian w dochodach budzetowych w kontekscie pracowniczej swobody
przemieszczania si¢ jest wg Karskiego obecnie jeszcze bardzo trudna.

Takze Stephan Kudert zglebia aspekty podatkowe swobody przemieszczania sig
pracownikéw migdzy Niemcami a Polskg i otwiera dyskusje o podstawach
ujednolicenia zasad transgranicznego opodatkowania pracownikéw z innymi
dziedzinami prawa. Porusza kwestie opodatkowania dochodéw z pracy w skali
mig¢dzynarodowej i ukazuje najwazniejsze regulacje stosowane w prawie podat-
kowym. Na poczatku artykutu Kudert stawia pytanie, w jaki sposob sa opodat-
kowywane przychody pracownika legitymujacego si¢ w Polsce nieograni-
czonym obowigzkiem podatkowym, a jednoczesnie osiggajacego regularnie
swoje przychody w Niemczech i ukazuje trzy rozwigzania tej kwestii: zgodnie z
prawem krajowym, zgodnie z umowa bilateralng i zgodnie z prawem europejs-
kim. Takze w tym artykule rozwazane sa roznice we wplywie prawa wspolnoto-
wego na prawo krajowe na oba sektory: podatkow posrednich 1 bezposrednich.
Podczas gdy podatki posrednie wchodza w zakres kompetencji UE, to nie
otrzymata ona dla podatkow bezposrednich zlecenia harmonizacji. Tutaj harmo-
nizacja odbywa si¢ w przewazajacej czesci poprzez Europejski Trybunat Spra-
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wiedliwosci. Na przyktadzie kazusu Schumackera Kudert ukazuje, jak bardzo
miarodajnie w ubiegtych latach orzecznictwo ETS wplywato na niemieckie
prawo podatkowe i jaki moze mie¢ wplyw to orzecznictwo na opodatkowanie
transgranicznej aktywnos$ci pracowniczej migdzy Polska a Niemcami.

Dalsze kwestie o fundamentalnym wrecz znaczeniu dla interdyscyplinarnego
zbadania swobody przemieszczania si¢ pracownikéw to problemy kulturo-
znawcze. Dwa podstawowe aspekty sg przy tym rozwazane w niniejszej publi-
kacji, mianowicie jezyk i problem leku przed pracownikami naptywowymi.
Goro Christoph Kimura po$wigca sie jezykowi ze szczegdlnym uwzgled-
nieniem polsko-niemieckiego regionu przygranicznego. Wtasnie trudnosci
jezykowe sa wymieniane jako jeden z wazniejszych powoddéw dla stosunkowo
niskiej migracji pracownikéw z Polski do Niemiec.® Takze regionalnie, w od-
niesieniu do polsko-niemieckiego terenu przygranicznego, jezyk stanowi naj-
wigkszy problem dla niemieckich firm przy pozyskiwaniu pracownikéw czy
uczniéw z Polski. | tak w 2011 r., krétko po wprowadzeniu swobody prze-
mieszczania si¢, Frankfurcka Izba Rzemie$lnicza rozpoczgta szkolenie 16
mlodych uczniéw z Polski. Zaden z 16 uczniéw nie zakonczyt edukacji. Z rocz-
nika 2012 pozostato trzech z pierwotnie dziesi¢ciu mtodych Polakow, ktorzy
rozpoczeli nauke. To wlasnie w slabej znajomosci jezyka lezata najczescie)
przyczyna przerwania edukacji.’ Kimura analizuje z tego powodu zwigzek
miedzy swoboda przeémieszczania si¢ a jezykiem. Autor bada skutki sytuacji
jezykowej dla swobody przemieszczania si¢ pracownikow z jednej strony i kon-
sekwencje wptywu swobody tej na sytuacje jezykowa z drugiej strony. Przy
tym problem jezyka jest dlatego tak istotny, Zze czynnik ten pozostaje jedyna
przeszkoda po likwidacji blokad administracyjnych i innych. Jezyk jest tym
samym — takze politycznie — jedynym zasadniczo trwale dopuszczonym ograni-
czeniem swobody przemieszczania si¢ pracownikow. Kimura dochodzi do
wniosku, ze istnieje czasowa paralela migdzy liczbami uczacych sie jezyka
niemieckiego w Polsce a sytuacja w zakresie swobody przemieszczania si¢
pracobiorcow. Szczegblnie w regionie przygranicznym po obu stronach Odry
mozna obserwowac¢ bezposrednig reakcje na te swobode w postaci proby po-
prawy umiejetnosci jezykowych.

8 Por. Ulrich Krokel: Nicht einmal ein kleiner Ansturm. Trotz der Offnung des Arbeitsmarktes
wollen kaum Osteuropder in Deutschland arbeiten, w: Berliner Zeitung, 9 wrzes$nia 2011.

9 Por. Jorg Schreiber: Das gréte Problem bleibt die Sprache. Viele polnische Auszubildende
brechen Lehre im Brandenburger Handwerk ab — doch es gibt Hoffnung, w: Mdrkische Oder-
zeitung, 25 lutego 2014, s. 5.
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Brak umiejetnosci jezykowych jest czesto przyczyng stabej komunikacji. Nie-
petna komunikacja za§ prowadzi czgsto do przywracania stereotypow i lekow.
Mark Keck-Szajbel zajmuje si¢ wiasnie tymi obawami ludnosci niemieckiej
przed otwarciem rynku pracy dla polskich pracownikow. Jako przyczyne dla za-
strzezen przeciw otwarciu granicy widzi on tkwigcy w $wiadomosci ludzi od
dawna stereotyp ,,polskiej gospodarki®. Ten specyficzny lek przed ,,zalaniem™
rynku pracy przez pracownikow z Europy Wschodniej byt uwarunkowany kul-
turowo 1 $cisle zwigzany z tym wlasnie stereotypem. Jak juz wylozyt w swym
studium Hubert Orlowski, pojecie ,,polnische Wirtschaft pochodzi z péznego
modernizmu i uosabia zacofanie i batagan.'® Niemcy tworzg intuicyjnie zwigzek
migdzy polskimi pracownikami a bardzo niewydolng i powolna polska gospo-
darka. Jeszcze w potowie lat 90. postrzegano polskiego pracownika jako niewy-
dajnego 1 nisko optacanego. Jednak stereotyp ,,polnische Wirtschaft* zmienit si¢
diametralnie po polskiej akcesji do UE. Dzigki dobrej kondycji polskiej gospo-
darki, polscy pracownicy nie sa juz kojarzeni z gorsza jakoscia, a z pierwszo-
rzedna praca za korzystng stawke. Keck-Szajbel pokazuje zmiang dyskursu w
kontekscie swobody przeptywu pracownikéw miedzy Polska a Niemcami.

Nie tylko naukowe dyscypliny powigzane ze swobodg przeptywu pracownikow
zostaty skonfrontowane z nowymi kompleksowymi problemami, ktére wyma-
gaja interdyscyplinarnego i transdyscyplinarnego podejscia, ale takze sama
praktyka. Jak kompleksowe jest zjawisko otwarcia rynkéw pracy dla codzien-
nego funkcjonowania przy zastosowaniu pracy czasowej, w zakresie ubezpie-
czen zdrowotnych czy w pracy na uniwersytecie, pokazuje ostatni rozdziat
ksigzki. Na wstepie Enrico Kautz przedstawia, jak polskie przedsigbiorstwo
Work Service — jeden z wiodacych ustugodawcow w zakresie posrednictwa per-
sonalnego w Europie Wschodniej — zareagowat na otwarcie niemieckiego rynku
pracy. W postaci Work Service 24 GmbH i filii w Hoppegarten pod Berlinem
firma jest od 2012 reprezentowana takze w Niemczech. Kautz zglgbia najpierw
ogblne makroekonomiczne dane polskiej gospodarki i wylicza atrybuty
mtodych polskich pracownikow oraz wspomina duze zapotrzebowanie na wy-
kwalifikowanych pracownikOw ze strony przemystu niemieckiego. Jego firma
stawia na duzy popyt niemieckiego rynku pracy na wykwalifikowanych pra-
cownikow. Autor podkre$la masowe wyksztalcenie i wielkie zaangazowanie
miodych Polakéw, ktore sytuuje w przeciwienstwie do tendencji w Niemczech:
jakby wbrew rynkowi — w odniesieniu do szkolenia fachowcéw. Szczeg6lnie
dodatkowe kierunki studiow, na ktore mtodzi Polacy uczeszczaja rownolegle z

10 Patrz: Hubert Ortowski: ,,Polnische Wirtschaft”: Zum Deutschen Polendiskurs der Neuzeit,
Wiesbaden: Harrassowitz, 1996.
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praca zawodowsa, pozytywnie oddzialuja na stopien wyksztalcenia polskich
absolwentéw. Wraz z jezykowa uniwersalno$cia mlodych Polakéw powstaje
potencjalny rynek pracy dla catej Europy. Artykul konczy si¢ uwaga, ze zapo-
trzebowanie niemieckiego przemystu na wykwalifikowane sity robocze jest tak
wielkie, ze Work Service probuje juz pokrywaé je za pomoca innych filii w
Europie Wschodniej, m.in. w Czechach i na Stowacji, lecz takze w Rosji 1 na
Ukrainie.

Bezpieczenstwo socjalne nalezato i nalezy ciagle jeszcze do kwestii bedacych
najczestszym przedmiotem dyskusji w ramach swobody przeptywu pracow-
nikéw. W artykutach prawniczych niniejszej publikacji autorstwa Evy Kocher i
Moniki Tomaszewskiej jest mowa o tym, ze mozliwo§¢ wykorzystania naby-
tych praw socjalnych ma wielkie znaczenie dla praktycznej swobody przeptywu
0sob. Przyktad z praktyki ubezpieczen zdrowotnych ukazuje, ze to temat o fun-
damentalnym znaczeniu dla swobody osiedlania si¢. Marek Rydzewski
przedstawia liczne wyzwania, z jakimi konfrontowana jest swoboda przeptywu
0s6b z punktu widzenia codziennej praktyki kasy chorych AOK Nordost w kon-
tek$cie ubezpieczen spotecznych. Mimo ze otwarcie niemieckiego rynku pracy
dla polskich pracownikéw byto poprzedzone siedmioletnim okresem przejscio-
wym — a zatem i przygotowawczym — to nadal mamy do czynienia z osobami,
ktorych potrzeba bezpieczenstwa socjalnego nie znalazta zaspokojenia. Nie sg
one ubezpieczone ani w Polsce ani w Niemczech. Kasa chorych AOK Nordost
przygotowywala si¢ juz w 2010 r. do otwarcia granic dla pracobiorcow. Z
jednej strony przygotowywata wazne informacje dla niemieckich pracodawcéw
z zakresu prawa ubezpieczen spotecznych, z drugiej za$ stworzyta platforme
internetowa w jezyku polskim z informacjami i ofertami dla polskich pracow-
nikow. Ponadto Kasa od lat wspotpracuje z partnerami z Polski i Niemiec,
bedac w statym kontakcie z polskim ubezpieczycielem zdrowotnym NFZ i eme-
rytalno-rentowym ZUS. W Niemczech Kasa wspdtpracuje z Deutsche Renten-
versicherung (Niemieckie Ubezpieczenie Emerytalno-Rentowe), z Urz¢dami
Pracy, Izbami Handlowymi i Rzemiosta, Administracja Celna, Punktami Do-
radztwa dla Rzemiosta i Biurem Doradczym dla Pracownikéw Delegowanych
w Berlinie. Mimo to codzienne przypadki pokazuja, ze przepisy UE odno$nie
swobody przemieszczania si¢ pracownikow nie regulujg wszystkiego i1 szcze-
g6lnie w wypadku jednoczesnego wykonywania pracy w Polsce i w Niemczech
mogag prowadzi¢ do probleméw odnosnie ubezpieczen spotecznych. W swoim
artykule Rydzewski opisuje cztery sektory uchodzace za najwicksze wyzwania
dla ubezpieczen spolecznych. Po pierwsze to praca sezonowa, potem regulacje
odnosnie zatrudnienia w niskim wymiarze godzin, dalej praca czasowa i wresz-
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cie delegacja pracownikow. Rydzewski dochodzi do wniosku, ze akurat w
skomplikowanych wypadkach jednoczesnego wykonywania pracy w Polsce i w
Niemczech, przy ktorych pracownicy podlegaja przepisom prawa kraju
zamieszkania, konieczna jest jeszcze $cislejsza wspotpraca miedzy placowkami
1 instytucjami dotknietymi tym problemem zaré6wno w Polsce jak i w Niem-
czech. Ciagle jeszcze wiemy za mato o specyfice rozwigzan w krajach sasied-
nich, utrzymuje Rydzewski.

Nadzieje na glebsza kooperacje transgraniczna wymagaja kompleksowego
interkulturowego wyksztatcenia kadr kierowniczych. Tutaj przypisuje si¢ duze
znaczenie kwestii stabej znajomosci jezykow obcych, jak ukazat juz artykut
Goro Kimury. Ponadto coraz wigksze znaczenie upatruje si¢ w kompetencji
interkulturowej. Dlatego tez bilingualni i multilingualni, dobrze wyszkoleni pra-
cownicy majg ogromne znaczeniec w punktach styku polskiej i niemieckiej
gospodarki i administracji dla integrujacej sie, rosngcej UE. Zadaniu przy-
gotowania zawodowego tak sprofilowanej kadry kierowniczej poswiecit si¢
Uniwersytet Europejski Viadrina we Frankfurcie n. Odrg juz przed ponad 20
laty. Ostatni artykut publikacji traktuje o dziatalnosci Polsko-Niemieckiego
Biura Karier uniwersytetu szukajacego mozliwos$ci, jakie studenci i absolwenci
uczelni moga wykorzysta¢, by sta¢ si¢ interkulturowymi multiplikatorami.
Susanne Orth na podstawie analizy przebiegu karier absolwentéw z 2010 r.
przekonuje w swym artykule, ze kompetencja jezykowa zostata oceniona jako
szczegOlnie przydatna w codziennej pracy zawodowej przez samych absol-
wentéw Viadriny. Od 2004 r. Biuro Karier organizuje co roku polsko-
niemieckie targi pracy ,,Viadukt“, ktore dowodza, ze obok fachowych kwali-
fikacji wazna role przy pozyskiwaniu pracownikow po obu stronach Odry i Ny-
sy odgrywaja takze takie aspekty jak doswiadczenie migdzynarodowe i wielo-
jezyczno$¢. By zaspokoi¢ ciagle rosngce zapotrzebowanie na absolwentow z
kompetencjami  interkulturowymi,  Polsko-Niemieckie Centrum Karier
stworzyto rozne dedykowane programy dziatania. Orth przedstawia najwaz-
niejsze instrumenty takich aktywnosci, do ktérych obok targéw pracy Viadukt
nalezy Centrum Edukacji Interkulturowej, kompleksowy program szkoleniowy
oraz program mentoringu dla kobiet.

Podsumowujac mozna stwierdzi¢, ze splecenie poszczegdlnych dziedzin facho-
wych i aspektéw praktycznych w rozpatrywaniu bilansu zjawiska swobody
przemieszczania si¢ pracownikow migdzy Niemcami a Polska wykazuje wiele
obiecujacych efektow i generuje nowe kwestie badawcze na przyszios¢. Mimo
permanentnie rosngcych staran UE, by zniwelowa¢ ograniczenia swobody

163



Dagmara Jaje$niak-Quast

migracji, bariery bedg istnie¢ nadal. I tak sam jezyk jest — takze w sensie
politycznym — jedynym zasadniczo trwale dopuszczonym ograniczeniem
swobody przeptywu pracownikéw. Niniejsza publikacja ukazuje ponadto, ze
stosowanie regulacji unijnych odnosnie swobody przeptywu pracownikéw
stwarza jeszcze wiele problemow wobec orzecznictwa krajowego. Wydaje si¢
tu, Zze na nowa sytuacje swobody przeptywu pracownikow reaguja lepiej prze-
pisy podatkowe niz te z zakresu prawa pracy czy ubezpieczen spotecznych. Tu
nadal istniejg wyzwania w postaci nowych ponadnarodowych form pracy zarob-
kowej, jak np. delegacja pracownikow, praca czasowa czy jeszcze nie zbadany
dostatecznie crowdsourcing. W tych sferach potrzebne bgda w przysztosci
dalsze badania interdyscyplinarne.
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Elzbieta Opilowska

Swobodny przeplyw pracownikow miedzy
Polska i Niemcami — Fakty, dane, trendy

W ostatnich dwoch dekadach w stosunkach polsko-niemieckich zaszto wiele
zmian. Pierwszg cezurg stanowit traktat graniczny, podpisany w 1990 roku, w
ktérym ostatecznie potwierdzono granice na Odrze i Nysie Luzyckiej. Rok
pOzniej zawarto traktat o dobrym sgsiedztwie i przyjaznej wspotpracy. Milo-
wym krokiem dla wspotpracy obu krajow bylo przystapienie Polski do Unii
Europejskiej w 2004 roku, a wraz ze wstgpieniem do strefy Schengen w 2007
roku granice fizyczne i ich symbole znikng¢ly z przestrzeni publicznej. W odroz-
nieniu od Wielkiej Brytanii, Irlandii i Szwecji, ktore zaraz po rozszerzeniu UE
w 2004 roku otworzyly swoje rynki pracy na pracownikow z nowych krajow
cztonkowskich, Niemcy i Austria zdecydowatly si¢ na ten krok jako ostatnie.
Jakie sg skutki tej decyzji? M¢j artykut ma na celu omowienie gtéwnych faktow
i tendencji po ponad pottorarocznym okresie swobodnego przeptywu pracowni-
kow miedzy Polskag a Niemcami i skupia si¢ na trzech aspektach — danych
statystycznych dotyczacych migracji migdzy Polska a Niemcami, dyskursie
wokoét otwarcia rynku pracy oraz pewnych fenomenach lub trendach zwiaza-
nych z rynkiem pracy.

Fakty

Od 1 maja 2011 roku migdzy Polskg a Niemcami istnieje otwarty rynek pracy.
Od przystapienia Polski do Unii Europejskiej, a w szczegdlno$ci zniesienia
fizycznych granic, kwestia swobodnego przeptywu obywateli i mozliwosci
podejmowania pracy za granicg byla przedmiotem wielu debat, programéw
politycznych i dyskursu publicznego. W pamigci pozostaja hasta kampanii wy-
borczej skrajnie prawicowej Narodowodemokratycznej Partii Niemiec NPD
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,Polen-Invasion stoppen” (Zatrzymac¢ polska inwazj¢) w czasie wyboréw do
Landtagu w pogranicznych krajach zwigzkowych - w Meklemburgii-Pomorzu

Przednim i Saksonii. Antypolskie hasta straszyly spoleczenstwo niemieckie
wizjg naptywu polskich imigrantow, ktérzy mieliby odebra¢ niemieckim oby-
watelom prace. Ponadto jednym z hasel kampanii wyborczej byt sprzeciw wo-
bec osiedlania si¢ Polakéw za zachodnig granica. W argumentacji, poza znanym
stereotypem Polaka-ztodzieja, postuzono si¢ oskarzeniami o naduzywanie sys-
temu $wiadczen socjalnych, a nawet straszono ,,atomowg §miercia” wywotang
przez nieistniejace jeszcze w Polsce elektrownie atomowe.' Nalezy podkresli¢,
ze akcje antypolskie sprowokowaty szybka reakcje niemieckich wiadz central-
nych i lokalnych oraz organizacji pozarzadowych. W Gorlitz byta to akcja
mieszkancow, ktdrzy rozwiesili wlasne plakaty z hastem ,,Gorlitz sagt Nein zur
NPD” (Gorlitz méwi ,,NIE” NPD), w Meklemburgii-Pomorzu Przednim wy-
dano broszure¢ informacyjng majaca na celu zdemaskowanie manipulacji i
ktamstw w kampanii NPD. Broszure t¢ rozprowadzono w powiecie Uecker-
Randow, gdzie mieszka wielu Polakéw z okolic Szczecina, bez ktérych — jak
twierdzg wladze miasteczka Locknitz, stanowigcego centrum polskiego osad-
nictwa — region wyludnitby sig.?

Mimo znikomego poparcia dla haset NPD przez niemieckie spoteczenstwo,
wedtug wynikow sondazu Instytutu Badania Rynku GfK, w 2011 roku blisko
dwie trzecie mieszkancow Niemiec obawiato si¢ konkurencji ze strony pracow-
nikbw ze wschodnioeuropejskich panstw UE po otwarciu niemieckiego rynku
pracy. 43% respondentow twierdzito, ze zagrozone sa miejsca pracy zarOwno
wymagajace odpowiednich kwalifikacji, jak i dla niewykwalifikowanych pra-
cownikoéw. 30% obawiato si¢ przede wszystkim naptywu niewykwalifikowa-
nych pracownikow. Jedynie 15% ankietowanych bylo zdania, Zze otwarcie rynku
pracy nie zagraza niemieckim pracownikom. Niemieckie zwiazki zawodowe
alarmowaly, ze w zwiazku z wygasnieciem wprowadzonych barier dotyczacych
przeptywu sity roboczej z nowych krajow cztonkowskich, naptyw taniej sily
roboczej z nowych panstw cztonkowskich przyczyni si¢ do obnizenia ptac.?

1 maja 2011 roku rynek pracy stangl otworem przed pracownikami z Polski. I
co si¢ okazato? Wielu politykoéw i ekspertow z Niemiec przyznaje, ze pozne

1 Por. Biuletyn migracyjny 31, 2011, s. 5.

2 Por. Biuletyn migracyjny 31, 2011, s. 5.

3 Niemcy obawiaja si¢ otwarcia rynku pracy, Gazeta Prawna 27 lutego 2011,
http://praca.gazetaprawna.pl/artykuly/491071,niemcy_obawiaja_sie_otwarcia_rynku_pracy.htm
I, 15 grudnia 2012.
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otwarcie rynku pracy bylo bledem. Niemcy czekali na fachowcdw z Polski —
informatykéw, technikéw wszystkich specjalnosci, pracownikow zawoddw
spotecznych, ale wielu z nich skorzystato juz z okazji i wyjechato wczesniej do
innych krajow — Wielkiej Brytanii, Irlandii. Wbrew obawom, miliony Polakdw
nie przyjechaty szuka¢ pracy w Niemczech.

Przed akcesjg do Unii Europejskiej to Niemcy byly gtéwnym krajem migracji
Polakoéw. Po 2004 stracity swoja pozycj¢ na rzecz Wielkiej Brytanii i Irlandii.
W 2008 roku polscy migranci do Niemiec stanowili tylko niecate 25% ogdlnej
liczby oséb migrujacych z Polski. Natomiast naplyw Polakéw do Wielkiej
Brytanii wzrost z 24 000 w 2002 do 700 000 w 2008 roku, do Irlandii z 2000 w
2002 roku do 200 000 w 2008 roku.” Aczkolwiek nalezy podkreslié, ze mimo
spadku liczby os6b migrujacych do Niemiec, utrzymaty one swoja pozycj¢ jako
gléwny kraj docelowy dla polskich migrantow.

Takze rok 2011 byl inny, jesli chodzi o migracje Polakow do Niemiec. Wedtug
raportu Gtownego Urzedu Statystycznego z 25 wrzesnia 2012 roku, w 2011
roku najwigcej emigrantow z Polski (na pobyt czasowy ponad 3 miesigce) prze-
bywato w Wielkiej Brytanii (625 000), Niemczech (470 000), Irlandii (120 000)
oraz Holandii (95 000). W poréwnaniu do 2010 roku, w przypadku Niemiec w
2011 roku nastgpit wzrost o 28 000 0s6b (z 440 000 do 468 000). Po Turkach i
Wiochach Polacy stanowia trzecig pod wzgledem liczebnos$ci grupe migrantow
w Niemczech.

(Tabela 1 na nastepnej stronie)

4 Pawel Kaczmarczyk: Labour market impacts of post-accession migration from Poland, w:
OECD. Free Movement of Workers and Labour Market Adjustment. Recent Experiences from
OECD Countries and the European Union, OECD: Paris 2012, 5.173-196.
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Tabela 1. Emigracja z Polski na pobyt czasowy w latach 2004-2011°
(stan z konica roku)

Liczba emigrantow w tys.
Kraj przebywania NSP ¢ . | NSP
2002° 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009° | 2010 2011 2011
Ogélem 786 1000 | 1450 | 1950 | 2270 | 2210 | 2100 | 2000 | 2017 | 2060
Europa 461 770 1200 | 1610 | 1925 | 1887 | 1765 | 1685 | 1693 | 1754
w tym:
Unia Europejska
(27 kraj(')w)d 451 750 1170 | 1550 | 1860 | 1820 | 1690 | 1607 | 1622 | 1670
w tym:
Austria 11 15 25 34 39 40 36 29 24 25
Belgia 14 13 21 28 31 33 34 45 47 47
Cypr . . . . 4 4 3 3 3 3
Dania . . . . 17 19 20 19 18 21
Finlandia 0,3 0,4 0,7 3 4 4 3 3 2 2
Francja 21 30 44 49 55 56 60 60 62 62
Grecja 10 13 17 20 20 20 16 16 17 15
Hiszpania 14 26 37 44 80 83 84 48 45 40
Irlandia 2 15 76 120 200 180 140 133 131 120
Niderlandy 10 23 43 55 98 108 98 92 92 95
Niemcy 294 385 430 450 490 490 465 440 437 470
Portugalia 0,3 0,5 0,6 1 1 1 1 1 1 1
Republika Czeska . . . . 8 10 9 7 7 7
Szwecja 6 11 17 25 27 29 31 33 34 36
Wielka Brytania 24 150 340 580 690 650 595 580 601 625
Wiochy 39 59 70 85 87 88 88 92 94 94
Kraje spoza Unii
Europejskiej 10 20 30 60 65 67 75 78 71 85
w tym:
Norwegia 36 38 45 50 43 56

a. Dane dotyczg liczby 0sob przebywajacych za granica czasowo: dla lat 2002-2006 — powyzej 2
miesiecy, dla lat 2007-2011 — powyzej 3 miesigcy.

b. Po rozszacowaniu liczby emigrantéw o nieustalonym kraju czasowego pobytu liczba emigran-
tow przebywajacych w krajach Europy wynosi 547 tys., w krajach UE - 535 tys.

¢. Dane skorygowane w oparciu o wyniki NSP 2011 w stosunku do publikowanych w poprzed-
nich latach.

d. Do 2006 r. 25 krajow.

Zrédlo: Gtowny Urzad Statystyczny (GUS): Informacja o rozmiarach i kierunkach emigracji z
Polski w latach 2004-2010, http://www.stat.gov.pl/cps/rde/xbcr/gus/lud_infor_o_rozm_i_kierunk
_emigra_z polski w_latach 2004 2010.pdf, 15 wrze$nia 2012.

Z wrze$niowego sprawozdania (stan: lipiec 2012) Niemieckiej Federalne;
Agencji Pracy® dotyczacego wpltywu swobodnego przeptywu pracownikéw na

5 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Auswirkungen der uneingeschrénkten
Arbeitnehmerfreiziigigkeit ab dem 1. Mai auf den Arbeitsmarkt Berichtsmonat: Juli 2012, 5
pazdziernika 2012.
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niemiecki rynek pracy wynika, ze po 1 maja 2011 roku wzrosta liczba pracow-
nikéw z 8 nowych krajow cztonkowskich objetych ubezpieczeniem spotecznym
i pracownikow zatrudnionych w matym wymiarze godzin (nie dtuzej niz 2 mie-
sigce/50 dni lub do 400 EUR wysokosci wynagrodzenia). W kwietniu 2011
(ostatnim miesigcu przed poczatkiem nieograniczonego przeptywu pracowni-
kow) bylo zameldowanych 226 900 pracownikdw, w lipcu 2012 — 363 000, a
juz w pazdzierniku 371 700°. Wedtug statystyki chodzi wigc o wzrost o 88 300
0s6b lub 31,2% w poréwnaniu do ubieglego roku, przy czym 324 600 przypada
na Niemcy Zachodnie (bez Berlina) a ok. 47 000 na Niemcy Wschodnie (z
Berlinem). Najwiegcej zagranicznych pracownikow przebywalo w Bawarii
(+22 000 w porownaniu do roku ubieglego), Pdinocnej-Nadrenii Westfalii
(+12 900) i Badenii-Wirtembergii (+13 300).” Jezeli chodzi o liczbe pracowni-
kéw z Polski, to stanowili oni najliczniejsza grupe wsrdd zagranicznych pra-
cownikow. W marcu 2012 roku ich liczba wynosita 200 540, w czerwcu 2012
roku — 242 048, podczas gdy w kwietniu 2011 roku — 157 998, czyli w poréw-
naniu do roku ubieglego nastapil wzrost o 54 584 osoby. Patrzac jednak na
procentowy wzrost liczby pracownikéw z o$miu nowych krajow cztonkowskich
w poréwnaniu do roku ubiegtego, Polacy (22,6 %) znajdujg sie¢ dopiero na 6
miejscu (po Wegrzech, Lotwie, Litwie, Stowacji i Republice Czeskie;j).

Jednakze wzrosta takze liczba Polakow zarejestrowanych jako bezrobotni o
12% w porownaniu z rokiem ubieglym. Podczas gdy w kwietniu 2011 roku
liczba ta wynosita 23 790 (32 556 liczba ogdtu bezrobotnych z 8 krajéw — Li-
twa, Lotwa, Estonia, Stowenia, Stowacja, Czechy, Polska, Wegry), to we wrze-
$niu 2012 - 25 315 (wszyscy bezrobotni z 8 krajow to 34 958) a w grudniu 2012
— 27 237 (37 898 bezrobotnych z 9 krajéw).

Branze, w ktorych obywatele nowych panstw cztonkowskich (obywatele A8), w
tym takze Polacy, w 2011 roku podejmowali prace w Niemczech, to przede
wszystkim (w przypadku kobiet) opieka zdrowotna i socjalna (20,2%), handel

6 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Oktober 2012, 10
stycznia 2013.

7 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Berichtsmonat: Oktober 2012, 10
stycznia 2013.
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(14,4%), hotelarstwo i gastronomia (11,2%) oraz przemyst (26,4%) i budow-
nictwo (11,1%) w przypadku mezczyzn.®

Czy maj 2011 byl przelomem?

Nalezy zaznaczy¢, ze juz przed wprowadzeniem swobodnego przeplywu pra-
cownikow w maju 2011 roku istniato wiele utatwien w dostepie do niemiec-
kiego rynku pracy. Ze wzgledu na brak specjalistow w niektorych branzach, od
2007 roku szczeg6lnie inzynierowie oraz absolwenci niemieckich uczelni mogli
znalez¢ legalne zatrudnienie w Niemczech. W 2008 roku absolwenci wyzszych
uczelni (nie tylko niemieckich) z nowych panstw cztonkowskich mogli podej-
mowa¢ w Niemczech prace zgodng z ich kierunkiem studiow bez tzw. testowa-
nia rynku pracy (bez ustalenia, czy na wolne stanowisko nie ma pracownika
niemieckiego). Od 1990 roku w ramach umoéw bilateralnych Polacy korzystali z
mozliwosci podejmowania legalnej pracy w Niemczech jako pracownicy
sezonowi (gléwnie w rolnictwie, hotelarstwie, gastronomii i lesnictwie).® We-
dlug danych Ministerstwa Pracy i Polityki Spotecznej, udziat pracownikow
sezonowych z Polski w tacznej liczbie pracownikéw sezonowych w Niemczech
wyniost ok. 61%."° Ta forma zarobkowania z powodu bliskosci geograficznej i
krotkotrwalej migracji cieszyla si¢ ogromna popularnoscig. Polacy pracowali
takze na zasadzie zatrudnienia delegowanego (zatrudnieni w polskich firmach
realizowali ustugi na terenie Niemiec) oraz jako pracownicy-goscie. Z udogod-
nien korzystali tez studenci, ktOrzy mogli podejmowac prac¢ w okresie wakacji
i pracownicy przygraniczni, ktorzy codziennie dojezdzali do pracy.

Ponadto, wielu polskich obywateli rejestrowato samodzielng dziatalno$¢ gospo-
darcza, najczesciej w branzy budowlanej, rzemie$lniczej i rolniczej. Trudno jest
znalez¢ dane statystyczne dotyczace liczby prowadzonych przez Polakéw

8 http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-
Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-uneingeschraenkten-
Arbeitnehmerfreizuegigkeit-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf, Auswirkungen der uneingeschrénkten
Arbeitnehmerfreiziigigkeit ab dem 1. Mai auf den Arbeitsmarkt, Berichtsmonat: Juli 2012, 5
pazdziernika 2012.

9 Szerzej na temat migracji sezonowych por. Pawel Kaczmarczyk / Wojciech fukowski (red.):
Polscy pracownicy na rynku Unii Europejskiej, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe Scholar
2004.

10 Ministerstwo Pracy i Polityki Spolecznej: Informacja w sprawie zatrudnienia obywateli pol-
skich w panstwach Europejskiego Obszaru Gospodarczego i Szwajcarii oraz obywateli panstw
EOG w Polsce, maj 2011, w: http://www.mpips.gov.pl/gfx/mpips/userfiles/_public/L_NOWA%
20STRONA/Analizy%20i%?20raporty/przeplyw%?20pracownikow/Monitoring_maj%202011_k
orekta.pdf, 14 stycznia 2013.

170



Swobodny przeptyw pracownikdéw miedzy Polska i Niemcami

przedsigbiorstw. Liczby wahajg si¢ od kilkudziesi¢gciu do nawet 200 000.
Informacje na temat liczby firm prowadzonych w Niemczech przez obywateli
obcych panstw gromadzi Federalny Zwiazek Niemieckiego Rzemiosta w Berli-
nie. Zgodnie z tam uzyskang informacja 94% wszystkich zarejestrowanych firm
polskich stanowily te dziatajace w zachodnich krajach zwigzkowych oraz w
Berlinie. Najwiccej polskich przedsigbiorstw w 2010 roku zarejestrowano w:
PIn. Nadrenii-Westfalii (6266), Hesji (5909) i Bawarii (5059). We wschodnich
landach odnotowano tacznie 1661 przedsigbiorstw, z tego 821 w Brandenburgii
1 626 w Saksonii. W Berlinie dziatato ok. 1445 polskich firm rzemie$lniczych.
Jednakze w porownaniu do roku 2009, ich liczba spadta (o ok. 20%). Jednocze-
$nie wzrosta liczba przedsigbiorstw w Meklemburgii-Pomorzu Przednim (az o
97%) oraz Brandenburgii (0 ok. 6%, a w 2009 roku 0 30%)."

Nadal spora cze$¢ Polakow podejmuje w Niemczech prace nielegalnie. Najczg-
$ciej sg to kobiety zatrudniane w gospodarstwach domowych (opieka nad
dzie¢mi i osobami starszymi, pomoc domowa). Ze wzgledu na nieformalny
charakter takiej pracy bardzo trudno oszacowac, ilu polskich migrantow podej-
muje si¢ tej formy zarobkowania. Wedlug danych Deutsches Institut fiir
angewandte Pflegeforschung skala nieudokumentowanej pracy w charakterze
opiekuna 0s0b starszych, ktorej podejmujg si¢ przede wszystkim migranci z
Europy Srodkowo-Wschodniej (gtéwnie z Polski), sigga 100 000 0sob.'* Wcze-
$niej pracowano nielegalnie ze wzgledu na restrykcje w dostepie do rynku
pracy, teraz wcigz bardziej si¢ to optaca. Polacy, ktérzy podejmuja prace w
Niemczech, to czgsto osoby ze Srednim i wyzszym wyksztalceniem, ktore pra-
cuja jednak ponizej swoich kwalifikacji. Duza cze$¢ obywateli polskich zainte-
resowanych podjeciem pracy w Niemczech po 1 maja 2011 roku, jak odnoto-
wuja np. urzedy pracy w lubuskim, stanowig osoby niewykwalifikowane 1
nieznajace jezyka niemieckiego. Stad tez nie moga odpowiedzie¢ na zapotrze-
bowanie niemieckich pracodawcoéw. Z kolei pracownicy wykwalifikowani,
poszukiwani na niemieckim rynku pracy, moga czesto znalezé zadowalajaca
prace w Polsce. Wedtug raportu badan dotyczacych konsekwencji otwarcia
niemieckiego rynku pracy dla pracownikéw Dolnego Slaska i Niemiec, 1 maja

11 Ministerstwo Pracy i Polityki Spolecznej: Informacja w sprawie zatrudnienia obywateli pol-
skich w panstwach Europejskiego Obszaru Gospodarczego i Szwajcarii oraz obywateli panstw
EOG w Polsce, maj 2011.

12 Por. Justyna Frelak Seges: Polska migracja do Niemiec po 2004 roku, w: Justyna Frelak Seges
/ Agnieszka £ada: Znikajaca granica. Nowa Polska migracja do Niemiec — perspektywa lokalna,
Warszawa: ISP 2012, s. 17-31; réwniez www.dip.de, 14 stycznia 2013.
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2011 roku niewiele zmienit w ruchach migracyjnych. Z przeprowadzonych
badan wynika, ze w przysztosci moga by¢ podejmowane gléwnie wyjazdy krot-
kotrwate/sezonowe oraz wyjazdy indywidualne, ale nie catych rodzin. Migracje
w odwrotnym kierunku, z Niemiec do Polski miaty znikomy charakter. Znajo-
mos¢ jezyka niemieckiego oraz wyzsze zarobki sg decydujacymi kryteriami w
podejmowaniu decyzji o migracji zarobkowej. Niebezpieczenstwo nasilenia
migracji Polakéw do Niemiec, jakie dostrzegaja dolno$lascy pracodawcy, wigze
si¢ z mozliwoscia odptywu pracownikow o poszukiwanych kwalifikacjach,
przede wszystkim w dziedzinach technicznych, ktéry moglby spowodowaé
braki na polskim rynku pracy. Z punktu widzenia niemieckich pracodawcow
otwarcie rynku pracy przyniesie przede wszystkim korzysci, gdyz umozliwi
niemieckim pracodawcom uzupetienie niedoboréw zatrudnienia i znalezienie
pracownikéw o wymaganych kwalifikacjach.*®

Niemiecka emigracja do Polski

Jezeli chodzi o migracje w druga strong — niemieckich obywateli do Polski, to
wedtug danych Federalnego Urzedu Statystycznego Destatis w 2011 roku 7602
obywateli Niemiec przeniosto swoje miejsce zamieszkania do Polski. Polska
jako kraj docelowy dla niemieckich emigrantéw znalazta si¢ na 5 miejscu (po
Szwajcarii, USA, Austrii i Wielkiej Brytanii). Polska to rowniez kraj niemiec-
kich inwestycji. W 2011 roku inwestycje niemieckich firm stanowity 21%
wszystkich bezposrednich inwestycji zagranicznych w Polsce.”* Aczkolwiek
bardzo trudno znalez¢ jest doktadne dane na temat niemieckich obywateli pra-
cujacych w Polsce. Ani GUS ani Ministerstwo Pracy i Polityki Spotecznej, ani
MSWiA, ani Instytut Pracy i Spraw Socjalnych, czy Niemiecka Ambasada nie
posiadajg takich danych. Ministerstwo Pracy i Polityki Spotecznej wskazuje
generalnie na bardzo niski udziat cudzoziemco6w w polskim rynku pracy. Liczba
ubezpieczonych, ktérzy w 2010 roku w zgtoszeniu do ubezpieczenia emerytal-
nego i rentowego podali obywatelstwo niemieckie, wynosita 2920 0sob.™

13 Konsekwencje otwarcia niemieckiego rynku pracy dla pracownikéw i pracodawcéw z Dol-
nego Slaska. Raport koncowy, Wroctaw: AGERON Polska 2011.

14 Statistisches Bundesamt: Bevdlkerung und Erwerbstatigkeit. Vorldufige Ergebnisse, 2011,
http://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/vorlaeufigeWanderungen
5127101117004.pdf, 14 stycznia 2013.

15 Ministerstwo Pracy i Polityki Spotecznej: Informacja w sprawie zatrudnienia obywateli pol-
skich w panstwach Europejskiego Obszaru Gospodarczego i Szwajcarii oraz obywateli panstw
EOG w Polsce, maj 2011, w: http://www.mpips.gov.pl/gfx/mpips/userfiles/_public/L_NOWA%
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Whbrew tym danym w prasie polskiej pojawit si¢ szereg artykutéw o fali Niem-
cow przyjezdzajacych w poszukiwaniu pracy do Polski m. in. ,,Polska ziemia
obiecana”, gdzie mozemy przeczytac:

»<Wstawaj, leniu, nim strace cierpliwos¢. Jedziemy do Lodzi!> —
tekst tej znanej w Niemczech piosenki (<Theo, wir fahr'n nach
Lodz>) napisany zostat w XIX w. w czasach industrializacji i dy-
namicznego  rozwoju  przemystowego  okregu  kalisko-
mazowieckiego. Dla Niemcow L6dz byta niczym eldorado. <ba-
pmy szczesdcie za ogon i jedzmy> — §piewali 6Wczes$ni imigranci.
Tu widzieli szans¢ na lepsza przysziosé, tu budowali swe fortuny
Scheiblerowie z Nadrenii, saksonskie rodziny Herbstow czy Gey-
erow. Historia lubi si¢ powtarza¢. Przez lata wymarzonym celem
polskich emigrantow byly Niemcy Zachodnie. Dzi§ to obywatele

Niemiec tysigcami $ciagaja do naszego kraju.”*®

Projekt Uczciwa mobilnosé

Takze rzady obydwu krajow podkreslajag wagge zniesienia przeszkod w mobilno-
$ci miedzy Polska a Niemcami. 21 czerwca 2011 roku z okazji 20. rocznicy
podpisania Traktatu miedzy Rzeczpospolita Polska i Republika Federalna Nie-
miec o dobrym sagsiedztwie 1 przyjaznej wspolpracy przyjeto Program wspot-
pracy, w ramach ktérego w odniesieniu do rynku pracy uruchomiono projekt
Uczciwa mobilnosé, ktory przez najblizsze trzy lata ma zapewni¢ doradztwo dla
zainteresowanych pracobiorcOw. Ma to zapobiega¢ naduzyciom w zatrudnianiu
pracownikow oraz dumpingowi ptac. Informacje sg udzielane na miejscu w
jezyku zainteresowanej osoby. Dostepne sg rowniez materialy informacyjne.
Punkty informacyjne uruchomiono w Berlinie, Hamburgu, Monachium i we
Frankfurcie nad Menem. Sa planowane w Stuttgarcie i Zaglebiu Ruhry. Jest to
przedsigwzigcie Niemieckiego Zrzeszenia Zwiazkéw Zawodowych (Deutscher
Gewerkschaftsbund, DGB) i niemieckich ministerstw pracy, realizowane ze
srodkow Federalnego Ministerstwa Pracy i Spraw Spotecznych (1,5 miliona
euro) oraz z Europejskiego Funduszu Spotecznego. Polskie Ministerstwo Pracy
i Polityki Spolecznej jest wtaczone w prace na zasadzie konsultacji.

20STRONA/Analizy%20i%20raporty/przeplyw%20pracownikow/Monitoring_maj%202011_k
orekta.pdf, 14 stycznia 2013.
16 Piotr Cywinski: Polska ziemia obiecana, w: Uwazam Rze, 16 wrze$nia 2012.
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Warto takze wskaza¢ na dziatanie transgranicznego trojstronnego partnerstwa
EURES-TriRegio, ktore skupia przedstawicieli stuzb zatrudnienia, zwigzkow
zawodowych i federacji pracodawcow z Saksonii, Czech i Dolnego Slaska,
ktére przygotowywane byto od momentu wstapienia Polski do UE w 2004 roku,
ukonstytuowane w 2007 roku, a ostatecznie uznane przez Komisje Europejska
za partnerstwo transgraniczne EURES w 2009 roku. Celem partnerstwa jest
stworzenie wspolnego rynku pracy przy jednoczesnym przestrzeganiu obowia-
zujacych w danym kraju standardéw pracy i standardow socjalnych. EURES-
TriRegio oferuje informacje, doradztwo i posrednictwo migdzy pracodawcami a
pracownikami i szukajacymi pracy, organizuje targi pracy i wspiera uczciwg
mobilnos¢ pracownikéw transgranicznych.'’

Rola mediéw

Kwestie swobodnego przeptywu pracownikéw miedzy Polska a Niemcami
podejmowaty czesto media, ktore w duzym stopniu wptywaly na stanowisko
opinii publicznej. Tu chciatabym si¢ odnies¢ do dwoch analiz obrazu polskich
pracownikow w niemieckich mediach. Pierwsza analiza pokazuje, iz obraz
Polakéw w niemieckiej prasie byl ambiwalentny.”® Z jednej strony prezento-
wano polskich obywateli jako pozadanych i sprawnych pracownikow, a z dru-
giej strony czgsto zatrudnianych ,,na czarno”. Tuz przed otwarciem rynku pracy
(koniec 2010 i poczatek 2011 roku), poprzedzajace publikacje prasowe wska-
zywaly, ze Niemcy czekaja na doptyw polskiej sity roboczej, ale takze opisy-
waly obawy o dumping ptac w niektorych sektorach.

Negatywne oceny we wszystkich okresach nie tyle odnosity si¢ bezposrednio do
sposobu wykonywania pracy przez Polakéw i ich wizerunku, co raczej do faktu
podejmowania jej nielegalnie i za nizsza ptace. Do stosowanych w tych przy-
padkach zwrotow nalezatly: ,,praca na czarno”, ,.tamanie prawa” i ,,chowanie si¢
przed kontrolg”.

Druga analiza (dotyczaca prasy regionalnej w Meklemburgii-Pomorzu Przed-
nim [Nordkurier] w latach 2001-2011), sporzadzona przez Agnieszke Ladg i
Justyng Seges Frelak, pokazata, ze takze z tamoéw gazety regionalnej wylania

17 http://www.eures-triregio.eu/de, 15 stycznia 2013.

18 Justyna Seges Frelak / Agnieszka Lada: Polacy nadchodza!... Wreszcie! Polska migracja
zarobkowa do Niemiec. Analiza w przededniu otwarcia niemieckiego rynku pracy dla polskich
obywateli, Warszawa: ISP 2011.
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si¢ pozytywny obraz Polski, Polakéw, stosunkow polsko-niemieckich i wspot-
zycia na granicy. W 2011 roku gazeta donosita o polsko-niemieckich konsulta-
cjach miedzyrzadowych i podkreslaniu przez oba gabinety dobrych relacji. Z
kolei piszac o Polsce ,,Nordkurier” wychwalal dobry stan polskiej gospodarki,
unowoczesnione gospodarstwa rolne czy coraz wyzsze zarobki. Fakt ten przy-
czynil si¢ do tego, wedlug dziennika, Zze migracja zaczela si¢ kierowac takze w
inng strone niz dotychczas, mianowicie z Niemiec do Polski. Gazeta przywoty-
wata przyktady Niemcow, ktorzy podejmowali prace w Szczecinie nie mogac
jej znalez¢ w swoim kraju.*®

Trendy
Migracja osiedlencza

Oprocz typowej migracji zarobkowej od niedawna mozna obserwowac ,,nowa”
migracj¢ osiedlencza w powiatach przygranicznych, do ktérych przeprowadzaja
si¢ Polacy, chociaz nadal pracuja w Polsce. Chodzi tutaj o powiat Uecker-
Randow w Meklemburgii-Pomorzu Przednim. Ze wzglgdu na bardzo wysoka
stope bezrobocia (okoto 20% w niektérych miejscowosciach) teren ten opuscita
znaczna czg$¢ mieszkancow, przede wszystkim mtode pokolenie. W wyniku
odptywu ludno$ci w miejscowos$ciach tych pozostato wiele wolnych mieszkan i
doméw. W tym samym czasie w oddalonym o 15 km Szczecinie panowato
bardzo duze zapotrzebowanie na lokale mieszkalne, ktore z przyczyn technicz-
nych nie moglto by¢ szybko zaspokojone. Ponadto w Szczecinie rozpoczeto
duzo nowych inwestycji, ktore przyciagaty coraz to wieksze rzesze nowych
pracownikow, dla ktorych brakowato mieszkan. Dlatego tez od 2004 roku
liczba Polakow osiedlajacych si¢ po stronie niemieckiej stopniowo ro$nie. W
Meklemburgii-Pomorzu Przednim w 2011 roku ich liczba wzrosta do 4 500
0s0b, a w samych Uecker-Randow do ok. 2 000. Najwigksza czes¢ nowych
przybyszy, ok. 900 0sob, wybrata miejscowos¢ Locknitz (Eeknica).® T chociaz
poczatkowo atmosfera byta tutaj dla Polakow nieprzyjazna (wybijano szyby w
samochodach z polskimi rejestracjami, NDP podsycata antypolskie nastroje, a
w wyborach samorzadowych w 2009 roku udato jej si¢ uzyskaé 9,1% glosow™),

19 Seges Frelak / Lada: Znikajaca granica, 2012.

20 Bernadette Jonda: Neue Formen der Migration und des Austausches im grenznahen Bereich,
w: POLEN-ANALYSEN 49, 2009, s. 2-6.

21 http://serwice.mvnet.de/cgi-bin/wahlen/2009_kom_bund_euro/wahl2009_anz.pI?K_
WK62.htm, 18 pazdziernika 2010.

175



Elzbieta Opitowska

Polacy nie dali si¢ odstraszy¢ i nie wyjechali z Locknitz. Stopniowo integruja
si¢ z lokalnym spoteczenstwem, posytaja swoje dzieci do przedszkoli i szkot,
angazujg si¢ w lokalnych stowarzyszeniach.

Tak wigc otwarcie niemieckiego rynku pracy 1 maja 2011 roku w tym regionie
nie wptyneto w znaczny sposob na dynamike i wielko$¢ migracji z Polski do
Niemiec, na co wskazuje ww. raport. Mimo ze w Meklemburgii-Pomorzu
Przednim brakuje polskich pracownikéw sezonowych, wolg oni pracowa¢ w
innych regionach Niemiec ze wzgledu na wyzsze ptace. Polacy, ktorzy si¢ tu
osiedlaja, zwykle pracuja w pobliskim Szczecinie, gdzie panuje deficyt na
rynku mieszkaniowym i czesto bardziej optaca si¢ kupi¢ lub wynaja¢ mieszka-
nie czy dom w pogranicznych miejscowos$ciach. Lokalne wtadze niemieckie
reaguja na polska migracje bardzo pozytywnie, gdyz Polacy przyczyniaja si¢ do
rozwoju regionu. Natomiast Polacy podkre$laja lepsza infrastrukture eduka-
cyjno-socjalng (szkoty, przedszkola, lekarze i inne ustugi), polscy wiasciciele
nieruchomosci korzystaja z programow dofinansowania remontow z kas komu-
nalnych, maja takze mozliwo$¢ uzyskania niemieckiego zasitku rodzinnego —
wyzszego niz odpowiednie §wiadczenia w Polsce. Rodziny ze statym miejscem
zamieszkania w Niemczech, ktore zapisuja dzieci do niemieckich przedszkoli i
szkot podstawowych, otrzymuja §wiadczenia na dzieci, ale takze dofinansowa-
nie optat za przedszkola. Wtadze lokalne wychodzg naprzeciw zmieniajacej si¢
rzeczywistosci i dostosowujg infrastrukture, np. w Polsko-Niemieckim Gimna-
zjum w Locknitz uczniowie moga uzyska¢ zaré6wno niemieckg jak i polska
mature. Dynamicznie dzialajacy polscy migranci na pograniczu stajg si¢ waz-
nym posrednikiem w stosunkach polsko-niemieckich i przetamywaniu wzajem-
nych uprzedzen i stereotypow.”

Niemieckie koncerny ksztatcq polskich uczniow

W ostatnim czasie polskie media donosity o niemieckich koncernach ksztalca-
cych polskich uczniéw w Polsce. Niemieckie koncerny tworza klasy w szkotach
zawodowych w Polsce, by pozyskiwa¢ wykwalifikowanych specjalistow do
pracy w Niemczech i w swoich fabrykach w Polsce. W 2008 roku klasy takie
tworzyl jeden koncern MAN. W 2009 dotaczyt Volkswagen, w 2010 Hearing, a
w 2012 — Fenix Intech Bosch. Zainteresowanie polskich uczniow jest duze, o 1
miejsce ubiega si¢ kilka osob. W 2008 roku bylo 23 uczniéw, w 2012 juz 530.
Popularnos¢ klas, ktore maja podpisane umowy z koncernami wynika stad, ze
absolwenci nie maja problemu ze znalezieniem pracy. Absolwenci klasy pod

22 Seges-Frelak / Lada: Znikajaca granica, 2012.

176



Swobodny przeptyw pracownikéw migdzy Polska i Niemcami

patronatem MANa dostaja dwujezyczne dyplomy oraz certyfikaty, ktore sg
uznawane przez pracodawcow niemieckich. Takie klasy powstaty w Gdyni (pod
patronatem MANa) i w Swarzedzu (VW), gdzie ksztalci si¢ mechanikow,
monteréw, odlewnikow i elektromonteréw. Niektore firmy niemieckie, Bosch,
Siemens czy Vattenfall, nie tylko gwarantuja prace po zdanym egzaminie
praktycznym, ale tez wyplacaja stypendia (400 — 600 z}).%

Podsumowanie

Pierwsze analizy i dane statystyczne dotyczace skutkow swobodnego przeptywu
pracownikéw miedzy Polskg a Niemcami wskazujg, ze wbrew obawom i pro-
gnozom, fakt ten w niewielkim stopniu wplynal na skale ruchow migracyjnych
migdzy obydwoma krajami. Niemcy byly i pozostalty waznym krajem docelo-
wym dla polskich migrantéw. Obywatele polscy, ktérzy byli zainteresowani
podjeciem pracy w RFN, mimo braku otwarcia rynku pracy w 2004 roku, sko-
rzystali z istniejgcych mozliwosci i wyjechali do Niemiec jeszcze przed 1 maja
2011 roku. Istotng przeszkoda w podjeciu pracy za zachodnig granica pozostaje
dla Polakéw niewystarczajaca znajomos¢ jezyka niemieckiego. Z pewnoscig
warto jest prowadzi¢ dalsze badania i $ledzi¢ dane statystyczne, gdyz wraz z
uplywem dhuzszego okresu mozna bgdzie dokona¢ bardziej wnikliwej analizy i
wyciagna¢ nowe wnioski.

23 Rafal Wos: Niemieckie firmy wyrgczaja polski system edukacji. Szkolg uczniéw i gwarantuja
prace, w: Dziennik Gazeta Prawna, 9 listopada 2012, www.serwisy.gazetaprawna.pl/edukacja,
15 listopada 2012.
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PODSTAWY PRAWNE

Robert Grzeszczak

Swoboda przeplywu pracownikow i jej ograniczenia
na przykladzie Polski i Niemiec

Uwagi wprowadzajace

Kwestia przeptywu pracownikow na rynku wewngetrznym Unii Europejskiej, w
kontekscie wejscia Polski do UE, postrzegana byla jako potencjalne zrodto
braku réwnowagi na szczeblu krajowym w odniesieniu do niedoboru podazy
sily roboczej. Wywarlo to silny wptyw na umowy zbiorowe oraz ptace w kra-
jach przyjmujacych. Mimo iz pojecie ,,swobodny przeptyw pracownikow”
umocowane jest w traktatach jako gwarancja sfinalizowania rynku wewnetrz-
nego i w celu wzmocnienia prawdziwej europejskiej tozsamosci, panstwom
cztonkowskim przyznane zostato prawo do utrzymania w okresach przejscio-
wych tymczasowych ograniczen w odniesieniu do otwarcia rynku pracy dla
nowych panstw czlonkowskich. Z perspektywy historycznej, obawy zawsze
koncentrowaly si¢ na dwoch gléwnych aspektach, tj. licznych naptywach imi-
grantow z biedniejszych krajow przybywajacych do lepiej prosperujacych
panstw oraz utracie pracy przez obywateli krajow przyjmujacych lub, w najlep-
szym przypadku, spadku poziomu wynagrodzen.

Glownym celem przedstawionych w artykule rozwazan jest proba odpowiedzi
na pytanie, czy dlugie, liczne i szeroko stosowane okresy przejsciowe dezinte-
gruja rynek wewnetrzny i sg formg klasyfikowania cztonkow Unii na kategorie.
Czy moze instrumenty te nalezy, tak jak to miato miejsce w ,,polskiej drodze do
cztonkostwa w Unii”, odczytywac jako wyraz pragmatyzmu europejskiego i
szans¢ na szybka akcesje panstw, ktorych rozw6j gospodarczy nie pozwala na
cztonkostwo w Unii na zasadach ogélnych, czy tez jako dyskryminujace i
sprzeczne z zasada solidarnosci i unijnego unitaryzmu?
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Przyktad Niemiec i Polski i zastosowanych w tym kontekscie okreséw przej-
Sciowych dotyczacych rynku pracy jest odniesieniem juz historycznym, bo
zakonczonym ostatecznie w 2011 roku. Dowodzi on jednak zlozonosci pro-
blemu. Pokazuje, ze okresy przej$ciowe stanowig wazny instrument uelastycz-
niania rynku, pozwalajacy na wlaczenie si¢ w procesy integracji tak gospodar-
czej, jak i politycznej panstw biedniejszych, badz nie przygotowanych struktu-
ralnie czy instytucjonalnie, badz tez zwyczajnie niezainteresowanych z innych
(politycznych) powodéw dang forma integracji.

Zakaz dyskryminacji

Zasada niedyskryminacji jest fundamentem integracji europejskiej. Ujmujac
najprosciej jej sens, oznacza ona, ze takie same sytuacje nalezy traktowac tak
samo, a sytuacje odmienne w spos6éb odmienny (np. w odniesieniu do zarobkéw
kobiet i mg¢zczyzn za taka samg prace, prawa do §wiadczen socjalnych pracow-
nikow niemieckich i polskich, etc.). W sytuacji odwrotnej do wyzej wymienio-
nej mamy do czynienia z dyskryminacja, przybierajaca rézne mozliwe postaci,
tj. przede wszystkim bezposrednig i posrednig.

U podstaw wszystkich czterech swobdd unijnych, tj. przeptywu towardéw, osob,
ushug i kapitalu, lezy zasada niedyskryminacji ze wzgledu na przynalezno$¢ pan-
stwowa. Wyznacza ona normatywny i aksjologiczny fundament funkcjonowania
rynku wewnetrznego UE.!

Artykut 18 Traktatu o funkcjonowaniu Unii Europejskiej (dalej: TFUE) sta-
nowi, ze ,,w zakresie zastosowania Traktatow i bez uszczerbku dla postanowien
szczegolnych, ktore one przewidujg, zakazana jest wszelka dyskryminacja ze
wzgledu na przynalezno$¢ panstwowa”. Oznacza to, ze kazdy podmiot, znajdu-
jacy sie w sytuacji objetej prawem unijnym, musi ,,zosta¢ postawiony catkowi-
cie na réwni z podmiotami danego panstwa cztonkowskiego”.?

Swoboda przeptywu pracownikow jest zagwarantowana przez traktaty stano-
wigce UE, a doktadnie przez art. 45 i n. TFUE. Przepisy dotyczace swobod
rynku wewnetrznego Unii Europejskiej bywaja nazywane ,,przepisami general-

1 Anna Zawidzka-Zojek / Robert Grzeszczak (red.): Prawo materialne UE. Vademecum, wyd. 2,
Warszawa: EuroPrawo 2012, s. 2.

2 Wyrok Trybunatu Sprawiedliwoséci Unii Europejskiej z 2 lutego 1987 r. w sprawie 186/87 Co-
wan p. Trésor public, Zb. Orz. 1989, s. 195.
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nie zakazujacymi”.® Przewiduja one zakazy ustanawiania oraz utrzymywania
ograniczen w swobodnym przeptywie towarow, osob (pracownikdéw), ustug i
kapitatu adresowane do panstw (tzw. sfery imperium). Przepisy te maja cha-
rakter negatywny (zakazy), z ktorego wynikaja elementy pozytywne (nakazy
podjecia okreslonych dziatan).

Zasady stosowania traktatowych przepisow swobody przeptywu pracownikow
(art. 45 i n TFUE), jak i pozostalych swobodd, to wyraz kompromisu pomigdzy
swobodami rynku wewnetrznego i zwigzanych z nimi organéw panstwowych
oraz swobodg podmiotéw prywatnych. Kompromis ten polega na tym, ze adre-
satami przepisOw traktatowych jest szeroko rozumiana strefa imperium, tj.
podmioty stanowiace emanacj¢ panstwa. Natomiast nie sa nimi bezposrednio
zwigzane, co do zasady, podmioty indywidualne (tzw. strefa dominium), czyli
osoby fizyczne lub osoby prawne.*

Istota swobodnego przepltywu pracownikéw

Swobodny przeptyw pracownikow jest elementem swobody przeptywu 0sob w
celach ekonomicznych, obejmujacej oprocz pracownikoéw takze przedsiebior-
coéw, w tym osoby samozatrudnione oraz osoby zaktadajace i prowadzace
przedsigbiorstwa, a takze ustugodawcow i ustugobiorcow. W szerszym wymia-
rze swoboda ta jest szczegdlnym aspektem swobody przemieszczania si¢ oby-
wateli Unii i ich rodzin. Swobodny przeptyw pracownikow wewnatrz Unii po-
lega na zakazie dyskryminacji pracownikow panstw cztonkowskich Unii, ze
wzgledu na ich przynalezno$¢ panstwowa w zakresie zatrudnienia, wynagro-
dzenia i innych warunkdéw pracy.

Ramy prawne swobody wyznaczajg art. 21, 45 1 47 TFUE oraz art. 15, 21, 29,

34 i 45 Karty praw podstawowych, a takze bardzo liczne akty prawa pochod-
5

nego.

Swobodny przeptyw obejmuje prawo do ubiegania si¢ o prace, przemieszczania
si¢, pobytu w celu podjecia pracy i pozostawania na terytorium wybranego

3 Zawidzka-£ojek / Grzeszczak (red.): Prawo materialne UE, s. 9.

4 Zawidzka-£ojek / Grzeszczak (red.): Prawo materialne UE, s. 10.

5 Najwazniejsze to rozporzadzenie Rady 1612/68 w sprawie swobodnego przeptywu pracowni-
kow wewnatrz Wspolnoty; dyrektywa 2004/38/WE PE i Rady w sprawie prawa obywateli Unii
i cztonkow ich rodzin do swobodnego przemieszczania si¢ i pobytu na terytorium Panstw
Cztonkowskich czy dyrektywa 2005/36/WE PE i Rady z 7 wrze$nia 2005 r. w sprawie uznawa-
nia kwalifikacji zawodowych.
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panstwa cztonkowskiego po ustaniu zatrudnienia (art. 45 TFUE). Uwzglednia-
jac szerszy, wynikajacy z prawa pochodnego kontekst normatywny, mozna
omawiang swobodg okresli¢ jako prawo obywatela Unii do pracy i pobytu
(osiedlenia si¢), a takze korzystania z uprawnien zwiazanych z pobytem i praca
(doskonalenia zawodowego, korzysci socjalnych i podatkowych) w dowolnym
panstwie cztonkowskim Unii Europejskiej na prawach réwnych z prawami
przystugujacymi obywatelom tego panstwa. Swobode te wzmacnia mozliwo$¢
potaczenia si¢ pracownika migrujgcego z osobami bliskimi, ktdrej wyrazem jest
prawo cztonkéw jego rodziny do przemieszczania si¢, pobytu i korzystania z
innych zwigzanych z tym uprawnien w panstwie przyjmujacym.”

W efekcie swobodny przeptyw pracownikéw jest jednym ze srodkow zapew-
niajacych pracownikowi mozliwo$¢ poprawy warunkOw Zycia i pracy oraz
ulatwienia awansu spotecznego. Jednocze$nie swoboda ta pomaga w zaspo-
kajaniu potrzeb gospodarczych panstw cztonkowskich.

Pojecie pracownika

Nalezy pamigtaé, ze pojecie pracownika ma znaczenie unijne i autonomiczne,
tj. odrgbne od definicji krajowych. Zakres pojecia ,,pracownik” dotyczy wszyst-
kich oséb, zardwno sektora publicznego, jak i prywatnego, wiacznie z instytu-
cjami publicznymi. Pracownikiem jest wigc osoba fizyczna, ktora §wiadczy na
rzecz innego podmiotu okreslong prace majaca wymiar ekonomiczny’, pozosta-
jac pod kierownictwem tego podmiotu i otrzymujac w zamian wynagrodzenie.®
Rodzaj stosunku zatrudnienia czy stosunku stuzbowego, jak i jego prawna pod-
stawa nie odgrywa przy tym roli.® Pojeciem pracownika objeci sa rowniez pra-
cownicy sezonowi, przygraniczni czy praktykanci. Dla kwalifikacji danej osoby
jako pracownika nie ma znaczenia wysokos¢ otrzymywanego Wynagrodzema

rodzaj umowy, na podstawie k'’
umowy. Istotne jest jedynie, aby praca byta wykonywana odptatnie.

6 Leszek Mitrus: Komentarz do art. 39, w: Andrzej Wrébel (red.): Traktat ustanawiajacy Wspol-
notg¢ Europejska. Komentarz, Warszawa: C. H. Beck 2012, s. 814.

7 Wyrok TSUE z dnia 12 grudnia 1974 r., 36/74, Walrave i Koch, ECR 1974/8/01405; z dnia 31
maja 1989 r., 344/87, Bettray, ECR 1989/5/01621.

8 M.in. wyrok TSUE z dnia 3 lipca 1986 r., 66/85, Lawrie-Blum, ECR 1986/7/02121; z dnia 2
lutego 1992 r., C-357/89, Raulin, ECR 1992/2/1-01027; z dnia 23 marca 2004 r.; C-138/02,
Collins, Krenemann, ECR 2005/3B/1-02421; z dnia 17 lipca 2008 r., C-94/07.

9 Wyrok TSUE z dnia 7 wrze$nia 2004 r., C-456/02, Trojani).
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Ograniczenia swobody przeplywu pracownikéw — trudny temat w
integracyjnej relacji polsko-niemieckiej

Prawo unijne dopuszcza dwojakiego rodzaju ograniczenia swobody przeptywu
pracownikéw. Pierwsze sg podyktowane wzgledami porzadku publicznego,
bezpieczenstwa publicznego i zdrowia publicznego. Uprawnione do wprowa-
dzania tych ograniczen sg panstwa cztonkowskie, w mysl art. 27 ust. 1 dyrek-
tywy 2004/38 Parlamentu Europejskiego i Rady z dnia 29 kwietnia 2004 r. w
sprawie prawa obywateli Unii i cztonkéw ich rodzin do swobodnego prze-
mieszczania si¢ i pobytu na terytorium Panstw Czlonkowskich. Ograniczenia
drugiego typu wigza si¢ z ochrong interesu publicznego panstw cztonkowskich
przy zatrudnianiu na stanowiskach w administracji publicznej wytacznie wia-
snych obywateli (art. 45 ust. 4 TFUE).

Ponadto z traktatow akcesyjnych moga takze wynika¢ ograniczenia zasiggu
terytorialnego, a w konsekwencji takze podmiotowego oraz swobody przeptywu
pracownikéw wewnatrz Unii. Ten ostatni aspekt bedzie przedmiotem dalszej
analizy.

Problem okresow przejsciowych

Panstwa, przed wejéciem do Unii Europejskiej, o ile istnieje taka potrzeba,
negocjuja z Komisja Europejska (dalej KE) zachowanie tzw. okreséw przej-
sciowych. W okresie przejsciowym zaklada si¢, ze mechanizmy i zasady obo-
wigzujace w Unii w odniesieniu do poszczegolnych dziatéw gospodarki nie
beda poddane od razu jej rezimowi prawnemu. Co do zasady, celem wprowa-
dzenia przepisow wylaczajacych dane zasady prawa unijnego jest zabezpiecze-
nie intereséw gospodarczych czy politycznych poszczegélnych, tak biedniej-
szych jak i bogatszych panstw, szczegdlnie w momencie wstgpowania do UE.
Okresy te sg formulg pozwalajaca na ochrone¢ intereséw samej Unii w tzw.
sektorach ,,wrazliwych”. W praktyce wlasnie dysproporcje w rozwoju gospo-
darczym poszczegélnych panstw staty sie uzasadnieniem tych wyjatkowych
regulacji. Obecnie w przewazajgcej mierze derogacje dotycza rynkéw pracy
poszczegdlnych panstw, sg to wigc okresy przejsciowe w swobodzie przeptywu
pracownikow. '

10 Robert Grzeszczak: Problem okresow przejsciowych. Analiza z wybranymi przyktadami okre-
sow przejsciowych Polski i Niemiec, w: Prawo Europejskie w Praktyce 5/46, 2008, s. 40 i n.

183



Robert Grzeszczak

Co do zasady, faktycznym konstruktorem okresow przej$ciowych powinna by¢
Komisja FEuropejska. Ostatecznie sg one jednak zatwierdzane przez panstwa
cztonkowskie zebrane w Radzie UE. W efekcie Komisja pozostaje w tym za-
kresie pod silnym wptywem poszczegdlnych panstw. W pewnych przypadkach
okresy sag wprowadzane nawet wbrew stanowisku Komisji. Tak byto w 2002 r.,
gdy Niemcy i Austria kategorycznie zazadaty wylaczenia, m.in. w stosunku do
Polski, swobody przeplywu pracownikéw, na okres zdecydowanie dtuzszy niz
zaproponowata to Komisja. W niektorych wypadkach regulacje przejsciowe
naktadane sg tez wobec ,,starych” cztonkéw UE, a niekiedy wobec wszystkich
cztonkow UE (np. odnawialne zrodta energii).

Historycznie okresy przejsciowe po raz pierwszy zostaly zastosowane w 1973
r., kiedy do Wspolnoty przystapity Wielka Brytania, Dania i Irlandia. Derogacje
uwzgledniono takze w Traktacie z Maastricht z 1992 r., w ktorym zaprojekto-
wano trojetapowe wprowadzenie w zycie Unii Gospodarczej i Walutowej (da-
lej: UGiW), do ktoérej poczatkowo przystapito 11 panstw, a dwa lata pdzniej
dotaczyta Grecja. Wielka Brytania, Szwecja i Dania uzyskaty trwate wylaczenie
Z uczestniczenia w etapie trzecim.

OKkresy przejsciowe wprowadzone wobec Polski

Negocjacje przedakcesyjne ustality okresy przejsciowe dla Polski az w pigtna-
stu z ogoblnej liczby trzydziestu jeden obszaréw negocjacyjnych. Dotyczyto to
swobodnego przeptyw towarow, swobodnego przeptywu osob, swobody $wiad-
czenia ushug, swobodnego przeptywu kapitalu, prawa spotek, polityki konku-
rencji, rolnictwa, rybotdwstwa, polityki transportowej, opodatkowania, polityki
zatrudnienia 1 polityki spotecznej, energetyki, telekomunikacji, informatyki i
ushug pocztowych, kultury i polityki audiowizualnej oraz ochrony $srodowiska.
Trzeba sobie zda¢ sprawe, ze w zwiazku z dlugimi okresami przejsciowymi
staniemy si¢ w pelni czgscig rynku wewnetrznego z chwilg zakonczenia tych
najdtuzszych. Zaleznie od obszaru negocjacyjnego przewidziano dla Polski
okresy od roku do nawet 12 lat. Do najwazniejszych nalezal swobodny prze-
ptyw pracownikow, w zakresie ktorego wprowadzono maksymalny 7-letni
okres przejsciowy, ktory zakonczyt si¢ w 2011 r. w odniesieniu do niemiec-
kiego i austriackiego rynku pracy.

Roznego rodzaju okresy przejsciowe w kazdej ze swobdd zostaty zapisane w
traktacie akcesyjnym. Podczas gdy w niektorych rozdziatach okresy przej-

184



Swoboda przeptywu pracownikow i jej ograniczenia na przyktadzie Polski i Niemiec

sciowe sg ograniczone do minimum i sg krotkotrwale (jak jest na przyktad w
przypadku przepltywu towaréw), o tyle w innych, jak np. w dziedzinie prze-
ptywu pracownikow oraz ochrony srodowiska naturalnego, sa bardziej wyrazne
i czesto umotywowane politycznie.™

OKkresy przejSciowe na rynku pracy

Do momentu akcesji najpopularniejszym kierunkiem migracji zarobkowych dla
polskich pracownikow byly Niemcy. W 2004 r. udzielono Polakom 411,4 tys.
pozwolen na pracg, (92 % pozwolen dotyczyto zatrudnienia w landach zachod-
nich). Od momentu otwarcia rynku pracy na Wyspach Brytyjskich, tam wlasnie
przerzucit si¢ gtowny kierunek migracji. Nie zmienito to jednak obaw w Niem-
czech i w Austrii przed niekontrolowanym naptywem sity roboczej z Polski. I
rzeczywiscie cata dyskusja o kontrolowaniu prawa do wolnej pracy dla obywa-
teli Polski w Niemczech byta dyskusja polityczng. W zasadzie KE nie miata tu
szans na zmiang¢ postawy niemieckie;j.

Dlatego pojawily si¢ i zostaty utrzymane ogodlne okresy przej$ciowe w przepty-
wie pracownikow wobec Polski az na 7 lat, zgodnie z zasadg ,,2+3+2”. Ozna-
czato to, ze po uptywie dwoch, a nastgpnie trzech lat, przeprowadzane byly
przez KE i panstwa czlonkowskie analizy skutkéw otwarcia rynkéw pracy po-
szczegdlnych panstw. W efekcie przeprowadzane byly negocjacje w sprawie
dobrowolnego zrezygnowania przez panstwa z przystugujacych im okreséw
wylaczajacych regulacje swobody przeptywu pracownikéw. Pierwszy 2-letni
okres przejsciowy trwal od 1 maja 2004 r. do 30 kwietnia 2006 r., kolejny 3-
letni od 1 maja 2006 r. do 30 kwietnia 2009 r. i ostatni 2-letni okres przejsciowy
od 1 maja 2009 r. do 30 kwietnia 2011 r. W kazdym czasie (wczesniejszym)
poszczegolne panstwa UE mogly zrezygnowac ze stosowania kolejnych okre-
sOW przej$ciowych.

Jak si¢ okazalo z mozliwo$ci wprowadzenia okresow przejsciowych w pierw-
szym etapie (1 maja 2004 r. do 30 kwietnia 2006 r.) skorzystaly niektdre stare
panstwa czlonkowskie wobec 8 z 10 nowych cztonkéw (poza Malta i Cyprem).
Malta, co ciekawe, zamkneta swdj rynek w stosunku do wszystkich starych i
pozostatych nowych czlonkéw UE. Natomiast 3 nowe panstwa cztonkowskie
(Polska, Stowenia, Wegry) zamknely rynki pracy na zasadzie wzajemnosci, a

11 Andrea Ott: Jedno$¢ w réznorodnos$ci? Zroéznicowanie prawa i polityki UE w rozszerzonej
Unii Europejskiej, Warszawa: Centrum Europejskie Natolin 2004, s. 11.
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wiec dla tych panstw, ktore wprowadzity ograniczenia dla ich obywateli. Pod-
czas trwania Il etapu (od 01 maja 2006 r. do 30 kwietnia 2009 r.) okresy przej-
sciowe utrzymato poczatkowo az 8 sposrod 25 panstw czionkowskich UE (tj.
Austria, Niemcy, Wlochy, Belgia, Dania, Francja, Luksemburg, Holandia).
Panstwa te, powotujac si¢ na ,klauzule ochronng”, przejciowo utrzymaty wy-
moég posiadania pozwolenia na pracg. Zobowiazane byly jednak dowies¢, ze w
konkretnym regionie lub w danym zawodzie doszioby (wskutek otwarcia
rynku) do nieoczekiwanych zaktocen.

Z grupy tych ww. panstw az 6 stopniowo zniosto bariery w dostepie do swoich
rynkéw pracy przed uptywem 3 letniego okresu ochronnego. Tak wigc czes¢
panstw (m.in. Wielka Brytania i Irlandia) zrezygnowata z ochrony swoich ryn-
kéw pracy juz w chwili wejscia Polski do UE, a wigc 1 maja 2004 r. Inne pan-
stwa skorzystaly w I etapie z ochrony, otwierajac jednak w pierwszym badz
drugim etapie najpierw okre§lone sektory (np. Wtochy otworzyty rynki dla
lekarzy i pielggniarek), az w efekcie otworzyty rynki catkowicie (w stosunku do
Polski: Hiszpania, Finlandia, Grecja i Portugalia 1 maja 2006 r. , a Wiochy 27
lipca 2006 r., Holandia natomiast 1 maja 2007 r.). W efekcie pozytywnego
raportu Komisji Europejskiej z 2006 r. takze Luksemburg, Dania, Francja i
Belgia znaczaco uproscily procedury uzyskiwania zgody na prace przez oby-
wateli z nowych panstw cztonkowskich (a wiec takze i z Polski).

Ostatni 2-letni etap zostat zachowany wilasciwie tylko ze wzgledu na nieugigte
stanowisko Niemiec i Austrii, ktére po trzech latach zadecydowaty, ze na ich
rynkach pracy wystepuja i groza powazne zaktocenia w przypadku ich otwarcia,
co komentowane bylo jako wybdr polityczny niemotywowany ekonomiczng
analiza rynkow pracy.

Niniejsza analiza uksztaltowania okresow przejsciowych miedzy Niemcami i
Polska pokazuje jak bardzo praktyka integracyjna bywa rézna od zatozen teo-
retycznych. Szczegoélnie jest to widoczne w zakresie dostepu do rynku pracy,
np. dla Polakow w Niemczech, jak réwniez mozliwosci nabywania gruntow
rolnych, np. przez obywateli panstw ,,starej” UE w Polsce czy wylgczania Pola-
kéw z dostepu do rynku ustug w Niemczech.

Swobodny przeptyw pracownikoéw jest prawem obywateli 1 korzystanie z tego
prawa nie powinno by¢ kojarzone przez pryzmat negatywnych nastepstw dla
rynkow pracy. Panstwa cztonkowskie wraz ze swymi organami lokalnymi od-
grywaja kluczowa role w utatwianiu korzystania z tego prawa, a obowigzujace
prawo powinno by¢ wprowadzane w zycie we wlasciwy sposéb i w calym za-
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kresie. Istnieje naglgca potrzeba wspdtpracy przy dostosowaniu Kkrajowych
przepisow prawnych do przepiséw unijnych w celu usuniecia ewentualnych
bezposrednich lub posrednich przeszkod, w szczegdlnosci zwigzanych z dys-
kryminacyjnym traktowaniem ze wzgledu na narodowo$¢, odmowa przyznawa-
nia praw cztonkom rodzin, systemami zabezpieczenia socjalnego i innych prze-
szkod, ktére ograniczajg lub dziatajg zniechgcajaco w odniesieniu do swobod-
nego przeptywu pracownikow w poszukiwaniu pracy.

Proces integracji rynkéw pracy nadal trwa i jak dotad nie zawsze przebiegat tak,
jak go zaprojektowano. O ile jego poczatki sg znane, terazniejszos¢ ksztaltuje
si¢ na naszych oczach, to przysztos¢ wcigz jest otwarta. Unia Europejska, pod-
kreslajac czegsto swoje wewnetrzne zrdznicowanie, co wiecej dodajac temu
Znaczenia i czynigc je swoim mottem (Zjednoczeni w réznorodnosci), zdaje
sobie sprawe z tego, ze jej rynek bedzie modgl realizowaé pokladane w nim
nadzieje tylko, jesli pogodzi imperatywy centrycznosci i heterogenicznosci.

187






Eva Kocher

Otwarcie na wschod a swoboda przeplywu pracownikow’

I. Zagrozenia w transnacjonalizacji rynkow pracy

Podstawowymi zagrozeniami dla swobody przeptywu kapitatu ludzkiego s3 te,
ktore, wynikajac z istnienia mi¢dzynarodowych rynkéw pracy, oddziatujg na
warunki pracy w krajach cztonkowskich przyjmujacych pracownikow. Takich
zagrozen mozna obawiaé si¢ wtedy, gdy transnacjonalizacja, jak w wypadku
otwarcia na wschdod, obejmuje rynki pracy o duzym zréznicowaniu wynagro-
dzenia i warunkéw zatrudnienia. Chodzi wigc o zagrozenia w zakresie konku-
rencji kosztéw pracy.? Obawy o dumping ptacowy i akceptacje gorszych warun-
kéw pracy wynikajg ze znajomosci rozwazan amerykanskiego ekonomisty Sa-
muelsona w latach sze$¢dziesiatych na ten temat: wyzsza podaz sity roboczej
wskutek imigracji wywiera presj¢ placowa, szczegdlnie przy roéznych pozio-
mach wynagrodzen.® W rzeczywistosci jednak takie efekty sa zalezne od wielu
czynnikéw w danym przypadku. Ani praca nie jest czynnikiem homogenicz-
nym, ani rynki pracy nie cechuja si¢ jedynie elastycznymi ptacami; takze rynki
kapitalowe 1 towarowe muszg i mogg dostosowa¢ si¢ do zmian podazy silty
roboczej*.

Zréznicowane podejScie musi jednak uwzgledni¢ fakt, ze warunkéw pracy w
krajach pochodzenia moga dotyczy¢ réwniez efekty dostosowania si¢ w gore
(poprawy). Takie nadzieje lezaly u podstawy Rozporzadzenia o Swobodzie

1 Niniejszy artykut stanowi skrocong wersje artykutu Osterweiterung und Arbeitnehmerfreizi-
gigkeit, w: Eva Kocher / Carsten Nowak (red.): Freie Fahrt fur Arbeitnehmer/innen zwischen
Ost und West. Perspektiven des Ablaufs beitrittsbedingter Ubergangsfristen zum 1. Mai 2011,
Baden-Baden: Nomos 2012, s. 29-50.

2 Na temat ro6znic w poziomie ptac mi¢dzy Niemcami z jednej strony a Czechami i Polska z dru-
giej (z tych krajow oczekuje sie najwickszej ilosci imigrantow zarobkowych) por.: Mario
Miller / Kay Meiners / Frank Lorenz: Wagnis Europa, w: Magazin Mitbestimmung 12, 2010, s.
10-17 (16).

3 Patrz: <http://de.wikipedia.org/wiki/Stolper-Samuelson-Theorem>, 18 marca 2011 r.

4 Herbert Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration.
Ein kritischer Uberblick iiber vorliegende Befunde, w: WSI-Mitteilungen 10, 2010, s. 499-507;
Timo Baas / Herbert Briicker: Wirkungen der Zuwanderungen aus den neuen mittel- und ost-
européischen EU-Staaten auf Arbeitsmarkt und Gesamtwirtschaft. Expertise im Auftrag des Ge-
spréchskreises Migration und Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn: 2010.
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Przeptywu Kapitatu Ludzkiego 1612/68/EWG (obecnie skodyfikowane jako
Rozporzadzenie nr 492/2011)°, uzasadniane nastepujaca refleksja:

»[---]Mobilnos¢ sity roboczej w Unii musi by¢ jednym ze $rod-
kéw zapewniajacych pracownikowi mozliwo$¢ poprawy warun-
kow zycia i pracy oraz ulatwienia awansu spotecznego, a jedno-
czesnie przyczyniajacych si¢ do zaspokojania potrzeb gospodar-
czych krajow cztonkowskich.

Takze w Niemczech kontekst problemu zmienit sie w ostatnich latach wskutek
zmian demograficznych; Wschodnia Brandenburgia zaczgta réwniez liczy¢ na
pracownikow dojezdzajacych do pracy.” Diugofalowych negatywnych efektow
dla rynku pracy w szerokiej skali nikt si¢ juz w kazdym razie nie obawia.® To
jednak nie oznacza, ze dla okreslonych grup pracobiorcow w wybranych bran-
zach sytuacja nie moze si¢ radykalnie zmieni¢. Briicker wskazuje szczegdlnie
na branze wymagajace niskich kwalifikacji, w ktorych juz wcze$niej byli za-
trudnieni glownie cudzoziemcy. Jezeli — jak si¢ oczekuje — przybeda grupy,
ktorych struktura kwalifikacji odpowiada przecietnym kwalifikacjom cudzo-
ziemcOow w Niemczech lat 1980-2004, to bedg one wystawione na podwyzszone
ryzyko bezrobocia.® Schulten obawia si¢ negatywnych efektow dla warunkéw
pracy w branzach budowlanej, hotelarskiej, pielegniarskiej czy dla firm sprza-
tajacych.'® Przestrzega przed przedsiebiorstwami, ktore moglyby zacza¢ zatrud-
nia¢ imigrantow w sektorach niskoplacowych i do nieatrakcyjnych zaje¢ wy-
wierajac presje na krajowe standardy.™

Szczegoblne obawy nalezy mie¢ odno$nie pracy czasowej; tutaj — zwlaszcza przy
pracach pomocniczych dla oséb niskokwalifikowanych — oczekuje si¢ duzej

5 Dz. U. UE L 141/1 z 5 kwietnia 2011.

6 Motyw 4 rozporzadzenia w sprawie swobodnego przeptywu pracownikoéw wewnatrz Unii,
przypis nr 5.

7 Frankfurter Erklarung, 17 stycznia 2011; Wolfgang Schroeder: Das Ende der Ubergangsfristen.
Soziale und politische Auswirkungen in der Grenzregion, w: Kocher / Nowak (red.): Freie Fahrt
fur Arbeitnehmer/innen zwischen Ost und West, s. 69 i n.; nt. rozpowszechnionej przesadnej
oceny mobilnosci por. Sandra Siebenhiiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit. Risiken und Chancen der
kiinftigen Dienstleistungsfreiheit, w: WSI-Mitteilungen 3, 2011, s. 146-148.

8 Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration, WSI-
Mitteilungen 2010, s. 499, 502; Thorsten Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und
transnationalem Lohngefélle. Gewerkschaften und Migration im Zuge der EU-Osterweiterung,
w: Hans Platzer / Gudrun Hetges (red.): Europa — Quo Vadis?, Wieshaden: VS Verlag fiir So-
zialwissenschaften 2011, s. 127-150.

9 Briicker: Neue Erkenntnisse zu den Arbeitsmarktwirkungen internationaler Migration, s. 499
(505 i n).

10 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.

11 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.
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konkurencji i presji ptacowej. Branza pracy czasowe] przygotowala si¢ juz na
zastgpienie firm i pracownikéw niemieckich przez pracownikéw z Europy
Wschodniej."

Niemcy w ostatnim czasie zrobily niestety niewiele, by sprosta¢ budzacej
obawy dumpingowej konkurencji na rynkach pracy. Takim antidotum na nie-
mieckim rynku pracy mialy by¢ pozadane ustawowe stawki minimalne®® —
Dzien Pracy 2011 napedzat t¢ debate wraz z postanowieniami Sekcji Pracowni-
czo-Socjalnej 68. Zjazdu Prawnikéw Niemieckich 2010, ktory takze zdecydo-
wang wigkszoscig opowiedziat si¢ z powodow polityczno-spotecznych za usta-
wowg stawkg minimalng.™* Mimo ze 1 maja 2011 r. minely okresy przejéciowe
dla wejscia w zycie nieograniczonej swobody przeptywu sity roboczej wobec
krajow, ktore w 2004 r. wstapity do UE, w Niemczech nadal nie ma ogolnie
obowigzujacych standardow w zakresie ptac.

I1. Swoboda przeplywu kapitalu ludzkiego: prawo stosowane

Prawo pracobiorcow do swobody przemieszczania si¢ (Art. 45 TFUE) istnieje
w funkcjonalnym kontekscie rynku wewnetrznego: to podstawowe prawo ma
otwiera¢ pracownikom rynki pracy wszystkich krajow cztonkowskich i w ro-
zumieniu odwrotnym — udostepnia¢ pracodawcom oferte sity roboczej wszyst-
kich krajow cztonkowskich. W zakresie stosowania regulacji swobody prze-
ptywu pracownikow odpada przede wszystkim koniecznos¢ uzyskiwania po-
zwolenia na prace. Tym samym redukuje si¢ w praktyce glownie biurokra-
tyczne zabiegi pracownikow i przedsigbiorcow.” Prawo pobytu dla pracowni-
kéw i dla ich rodzin takze przystuguje tym, ktorych stosunek pracy byt uregu-
lowany jeszcze przed akcesja.™®

Ten, kto korzysta ze swobody przeptywu kapitatu ludzkiego i wykonuje prace
najemng w innym kraju cztlonkowskim, moze w zakresie prawa pracy z reguly

12 Siebenhiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit, s. 146 i n.

13 Schulten: Zwischen offenen Arbeitsmérkten und transnationalem Lohngefélle.

14 68. Deutscher Juristentag (DJT) 2010 w Berlinie, dziat prawa pracy i $wiadczen socjalnych,
decyzja 10.

15 Dotychczas § 39 VI, 11 ustawy pobytowej (Aufenthaltsgesetz), § 284 ksiegi I1I kodeksu socjal-
nego (Sozialgesetzbuch). Doktadny wywaod u Jirgen Brand: Zatrudnianie pracownikow i swo-
boda osiedlania si¢ przedsigbiorstw z nowych krajow UE w Niemczech, Betriebs-Berater 2004,
Beilage [dodatek] s. 11-15.

16 Por. TSUE, wyrok z 27.9.1989, C-9/88, Lopes da Veiga, zbior 1989, 1-2989 (nb. 21), w
odréznieniu od TSUE, wyrok z 26.5.1993, C-171/91, Tsiotras, zbidr 1993, 1-2925 (nb.11).
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catkowicie zdaé¢ si¢ na ochrong przez to prawo obowigzujace w danym kraju
cztonkowskim. W $§wietle migdzynarodowego prawa prywatnego wobec sto-
sunku pracy stosuje si¢ prawo miejsca statego jej wykonywania (Art. 8 ust. 2
Rom 1-VO 593/2008/EG). Nawet w razie konieczno$ci wyboru systemu praw-
nego zastosowanie ma kolizyjna zasada wyboru korzystniejszych regulacji
miejsca pracy. Wedle tej zasady miarodajne jest z reguty miejsce, gdzie znaj-
duje si¢ siedziba zatrudniajacej firmy. Takze w wypadku filii przedsiebiorstw
zagranicznych w kraju istotny jest dany zaktad a nie glowna siedziba przedsie-
biorstwa. Przy zmieniajacych si¢ miejscach pracy nalezy ustali¢, w jakim miej-
scu albo z jakiego miejsca pracobiorca ,,z uwzglednieniem wszelkich aspektow,
ktore [jego] czynnosci cechujg, wypelnia gtownie swe zobowigzania wobec
swego pracodawcy*."’

W $wietle prawa tym samym nie powinna by¢ mozliwa zadna konkurencja o
charakterze dumpingowym. Stosunek pracy z pracobiorcg krajowym czy zagra-
nicznym podlega temu samemu porzgdkowi prawnemu — a zatem i tym samym
regulacjom taryfowym' — ktorych stosowanie jednak z reguly w prawie
niemieckim zalezy od cztonkowstwa w réznych organizacjach (§ 4 ust. 1 TVG).
To naturalnie nie wyklucza sytuacji, w ktorej dojdzie do zmagan konkurencyj-
nych w kierunku ujemnym — tak jak ma to juz miejsce wskutek zwyktej konku-
rencji lokalizacyjnej (czesciowo tez czgsto hipotetycznej, wzmiankowanej),
czyli mozliwosci przeniesienia lokalizacji za granice.™

ITI. Podstawowe swobody gospodarcze dla przedsi¢biorcow i konkurencja
w zakresie kosztow plac

Gltowne problemy ponadgranicznych rynkow pracy w aspekcie prawnym nie-
konieczne jednak maja do czynienia ze swoboda przeptywu kapitatu ludzkiego.
Takze delegacja, uzyczanie, praca czasowa czy takie formy jak umowa o dzieto
mogg dla rynkow pracy mie¢ podobne skutki jak migracja sity roboczej czy
kwestie zmiany lokalizacji.

17 Patrz ostatnio ponownie TSUE, wyrok z 15 marca 2011, C-29/10, Koelzsch, jeszcze nie
opublikowane w zbiorze urzgdowym.; patrz tez Kocher, w: Kempen/Zachert (red.), Tarifver-
tragsgesetz, 4. wyd. 2006, § 4 Tarifvertragsgesetz, nb. 98 i n.

18 Kocher (ibidem), nb. 60 i n.

19 Patrz np. Elke Ahlers / Fikret Oz / Astrid Ziegler: Standortverlagerungen in Deutschland,
Disseldorf: Hans-Bdckler-Stiftung 2007, s. 20 i n.; Wolfgang Daubler: Die offenen Flanken des
Arbeitsrechts, w: Arbeit und Recht 2010, s. 142-148.
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1. Swoboda Swiadczenia ustug i delegacja

Wraz z uptywem okresow przejsciowych swoboda $§wiadczenia ustug wg art. 56
AEUV obowiazuje takze dla delegacji w ramach umowy o dzieto. Rozgranicze-
nie miedzy swoboda przeptywu kapitalu ludzkiego a swobodg $wiadczenia
ushug jest istotne w kontekscie indywidualnych przedsigbiorcOw, ktérzy nie
przenosza w inne miejsce oérodka swej aktywnosci zyciowej?’, tylko oferuja
swe ushugi na terenach przylegajacych do obu stron granicy.”* Ponadto ma ono
znaczenie odnos$nie firm, ktére $wiadcza transgraniczne ustugi za pomoca
swych pracownikéw? i w tym celu wysytaja (deleguja) ich czasowo do innego
kraju cztonkowskiego.

a. Swoboda Swiadczenia ustug a swoboda przeplywu kapitalu ludzkiego w
wypadku delegacji

Chodzi tutaj o wypadki, w ktérych przedsiebiorstwa:

»a) W swoim imieniu i pod swoim kierownictwem deleguja pra-
cownika na teren innego kraju cztonkowskiego w ramach umowy
zawartej migdzy delegujaca firma a odbiorca ushugi z danego kraju,
o ile na czas trwania delegacji istnieje stosunek pracy migdzy firma
delegujaca a pracobiorcg, lub

b) deleguja pracobiorce do filii albo firmy nalezacej do grupy
przedsigbiorstw na terenie innego kraju cztonkowskiego, o ile na
czas trwania delegacji istnieje stosunek pracy miedzy firma dele-
gujaca a pracobiorcg”.?
To wiasnie w takim aspekcie prawnym grozi konkurencja o charakterze dum-
pingu na niekorzys¢ ptacy lub warunkoéw pracy, gdyz tak dtugo, jak pracownicy
w ramach §wiadczenia ustug czy umowy o dzieto sa delegowani ,,tymczasowo*,
to czynno$¢ transgraniczna nie ma wptywu na rodzaj stosowanego prawa: sto-

20 Patrz pod II1.2. nt. swobody osiedlania si¢.

21 Por. tez Matthias Pechstein / Philipp Kubicki: Dienstleistungsfreiheit im Baugewerbe fur
polnische Handwerker, w: Européische Zeitschrift fir Wirtschaftrecht, 2004, s. 167 i n.

22 Patrz tez wywody w TSUE, wyrok z 7.5.1998, C-350/96, Clean Car, zb. 1998, 1-2521 (nb. 16
in.); wyrok TSUE z 21 pazdziernika 2003, C-317/01, Abatay, zb. 2003, 1-12301 (nb. 86 i n.);
wyrok TSUE z 21 pazdziernika 2003, C-369/01, Sahin, zb. 2003, 1-12301 (nb. 61 i n.).

23 Art. 1 ust. 3 der Dyrektywy Delegacyjnej 96/71/EG. Co do pojecia "delegacja" patrz tez
TSUE, wyrok z 10 lutego 2011, C-307/09 do C-309/09, Vicoplus, jeszcze nie opublikowany w
zbiorze urzedowym (nb. 42 i n.).
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sowane bedzie prawo pracy kraju, w ktorym dany pracownik jest zatrudniony
na stale.?* I tak na placach budéw w Niemczech mozna zatrudniaé pracownikow
na warunkach ptacowych polskich czy portugalskich.

b. Minimalne standardy miejsca pracy przy delegacji

Poniewaz delegacja wyraza realizacje swobody §wiadczenia ustug, to pytanie,
czy niezaleznie od stosowanego prawa pewne standardy kraju docelowego wo-
bec delegowanych pracownikéw nie powinny mie¢ zastosowania, jest pytaniem
o dopuszczalne ograniczenia swobody $wiadczenia ustug. Zdaniem Europej-
skiego Trybunatu Sprawiedliwosci Unii Europejsckiej (TSUE) swoboda $§wiad-
czenia ustug nie jest przeszkoda dla krajow cztonkowskich, by stosowaé prze-
pisy prawa czy regulacje taryfowe wobec wszystkich osob, ktére jako praco-
biorcy w danym kraju sg zatrudnione, takze o statusie zagranicznych umow o
prace, jesli stuzy to waznym celom spotecznym, szczegdlnie ochronie uczciwe;j
konkurencji lub ochronie pracownikow (TSUE dodaje niejasno: ,,przede
wszystkim w branzy budowlanej“).” Taka wyktadnia TSUE zostata skodyfiko-
wana i skonkretyzowana w Dyrektywie Delegacyjnej 96/71/EG®, ktéra na
gruncie prawa niemieckiego znalazta wyraz w Ustawie o Delegacji Pracowni-
kow (dalej AEntG).”” Minimalne warunki taryfowe moga wg AEntG by¢
uznane za ogolnie obowigzujace; sg wtedy w skali miedzynarodowej wigzace w
sensie art. 9 Rozporzadzenia nr 593/2008 (por. § 3 AENtG).

AEntG obowiazuje jednak dotychczas w niewielu branzach (§ 4 AEntG). By-
loby zatem wskazane, by okresy przejsciowe byly wykorzystane na przygoto-
wanie rynkdw pracy do nieograniczonego stosowania zasad swobody prze-
mieszczania kapitatu ludzkiego i swobody $wiadczenia ustug, co dokonatoby
si¢ szczegodlnie przez wprowadzenie szerzej obowiazujacych ptac minimalnych.
Z tej szansy skorzystano jednak w ograniczonym zakresie. Jedynie branze
ochroniarska i doskonalenia zawodowego zostaty uwzglednione w AEntG; tam
wczesniej juz (czesciowo wreez przed kilkoma laty) zawarto umowy o taryfach

24 Doktadniej Kocher, w: Kempen / Zachert (red.): TVG, Rn. 98 i n.

25 Por. TSUE, wyrok z 24 stycznia 2002, C-164/99, Portugaia Construcdes, zb. 2002, 1-787 (nb.
19); TSUE, wyrok z 9 sierpnia 1994, C-43/93, Vander Elst, zb. 1994, 1-3803 (nb. 16); TSUE,
wyrok z 27 marca 1990, C-113/89, Rush Portuguesa, zb. 1999, 1-1417 (nb. 18); patrz tez Fede-
ralny Sad Pracy (BAG), wyrok z 25 czerwca 2002, Arbeitsrechtliche Praxis Nr 12 do § 1 nie-
mieckiej ustawy o delegowaniu pracownkéw - AEntG (nt. procedur kas urlopowych w budow-
nictwie).

26 Dz. U. UE 1997 L 018/1.

27 Ost. zmienionew Federalnym Dzienniku Ustaw 2009 | s. 799.
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minimalnych, ze stawkg poczatkowg 8,46 € (Zachdd) i 6,53 € (Wschod) w
ochronie, 12,28 € i 10,93 € dla pedagogdéw oraz 10,71 € i 9,53 € dla pracowni-
kow administracji. Dla opiekundw 0s6b starszych stworzono w dziale 4 AEntG
(§§ 10 i n.) samodzielng regulacje wg. modelu ,,Gesetz iiber die Festsetzung von
Mindestarbeitsbedingungen” (MindArbBedG)*® jak i wg. Heimarbeitsgesetz
(HAG); tu stawke min. ustala komisja (dzigki temu szczegdlnie placowki ko-
Scielne nie musza zawieraé umoéw taryfowych).?

Wobec takiej politycznej blokady w Niemczech, ktéra nawet pomimo jednoli-
tego stanowiska $wiata nauki co do koniecznosci®® powszechnego przeforsowa-
nia ustawowych miniméw taryfowych utrudnia takowe, bylo bardzo wazne, ze
TSUE w postanowieniach ,Riiffert” i ,,Luxemburg® uznat alternatywny instru-
ment ,,Deklaratywnej Zgodnosci Taryfowej” za niezgodny z prawem europej-
skim.*! Instrument ten na plaszczyznie landowej moze tym samym by¢ stoso-
wany tylko jako akcesoryjne narzedzie implementacji stawek minimalnych
wedlug AEntG.*

c. Transgraniczne uzyczanie pracownikéw

W $wietle powyzszego szczegoblny przypadek przedstawia uzyczanie pracowni-
kéw. Takze platne oddanie do dyspozycji pracownikdw pozostajacych na stuz-
bie firmy macierzystej innemu przedsigbiorstwu bez zawierania umowy o prace
z firmg docelowa jest korzystaniem ze swobody $wiadczenia ustug.® Tu tez
obowigzuje Dyrektywa dotyczaca delegowania pracownikéw w ramach $wiad-
czenia ustug (art. 1 ust. 3c Dyrektywy 96/71/EG). Jednak — jak TSUE juz wcze-
$niej stwierdzil — sa znaczne roéznice migdzy ,,zwykta* delegacja a uzyczeniem

28 Ost. zmienione w Federalnym Dzienniku Ustaw 2009 | S. 818.

29 Tak deklaracja z Béhm, 1 maja 2011: Europa-Tag fir die Zeitarbeit [Kongres europejski nt.
pracy czasowej], Neue Zeitschrift fir Arbeitsrecht 2010, s. 1218 (1220).

30 Patrz wyzej przypis nr 14.

31 TSUE, wyrok z 3 marca 2008, C-346/06, Ruffert, zb. 2008, 1-1989 (nb. 17 i n.); TSUE, wyrok
z 19 czerwca 2008, C-319/06, Luxemburg, zb. 2008, 1-4323 (nb. 62 i n.); nt. krytyki np. Ko-
cher, Europdische Tarifautonomie - Rechtsrahmen fiir Autonomie und Korporatismus, juridi-
kum [Europejska autonomia taryfowa - ramy prawne autonomii i korporacjonizmu] 2010, 11.2.
S. 465-483 (465 i n., 469).

32 Patrz Florian Rodl: Bezifferte Mindestentgeltvorgaben im Vergaberecht, w: Européische
Zeitschrift fir Wirtschaftsrech, 2011, s. 292-296; na temat aktualnego stanu por. Thorsten
Schulten: Acht Bundeslénder verlangen Tariftreue, w: Bdckler Impuls 12, 2011, s. 6.

33 TSUE, wyrok z 17 grudnia 1981, C-279/80, Webb, zb. 1981, 1-3305 (nb. 9); TSUE, wyrok z
16 czerwca 2010, C-298/09, RANI Slovakia, zb. 2010, (jeszcze nie opublikowane w zbioze
urzgdowym) (nb. 36); TSUE, wyrok z 10 lutego 2011, C-307/09 do C-309/09, Vicoplus, jeszcze
nie opublikowane w zbiorze urzgdowym (nb. 27).
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pracownika, poniewaz firma, ktéra podmiotom trzecim uzycza pracownikow,
jest ,,wprawdzie ustugodawca w sensie umowy, wykonuje jednak czynnoS$ci
polegajace wlasnie na tym, by dostarcza¢ na rynek pracy docelowego kraju
cztonkowskiego sily roboczej“** Przejécie pracownika do innego kraju
stowarzyszonego jest wtedy wlasnie przedmiotem ushugi ponadgranicznej. Dla
rynkow pracy taka ustuga wyglada bardzo problematycznie choc¢by dlatego, ze
organizacyjnie fatwo ja przenies$¢ (za granice) — firmy moga w ten sposdb swe
sktadowe personalne pracy tatwo przenies¢ na zewnatrz lub ,,wypozyczy¢” z
powrotem.*

Wraz z przypisaniem takiej aktywno$ci do swobody $§wiadczenia uslug mozna
ustali¢ standardy minimalne dla pracownikéw ,,wypozyczonych” w kraju do-
celowym wedlug TSUE tylko przez powszechnie wigzace zastosowanie stan-
dardéow minimalnych. Dokonuje si¢ to w § 3a Ustawy uzyczaniu pracownikow
(AUG), ktoéry wszedl w zycie 1 maja 2011 r. i przejat w zalozeniach i skutkach
prawnych kompleksowo uregulowang w AEntG procedurg rozszerzania bran-
zowych taryf minimalnych.*’

2. Swoboda osiedlania si¢ i swoboda przemieszczania si¢ pracobiorcow

Polski hydraulik, ktory we francuskiej §wiadomosci publicznej odegrat pewna
role, mial nawiasem mowigc prawo juz w latach ubieglych przenies¢ si¢ do
Francji, poniewaz swoboda osiedlania si¢ nie podlegala okresom przejSciowym.
Z tego powodu jak i ze wzgledu na inne dalekosi¢zne skutki prawne w po-
rzadku prawnym krajoéw stowarzyszonych, rozgraniczenie miedzy pracg na-
jemng a samodzielng dzialalno$cig gospodarcza ma tak wielkie znaczenie za-
rowno praktyczne jak i dogmatyczne. Nalezy zatem na poziomie swobdd pod-
stawowych odgraniczy¢ zagwarantowanie swobody przemieszczania si¢ kapi-
tatu ludzkiego od swobody osiedlania si¢ i swobody §wiadczenia ustug.

34 TSUE, wyrok z 10 lutego 2011, C-307/09 do C-309/09, Vicoplus, jeszcze nie opublikowny w
zbiorze urzedowym (nb. 30); patrz TSUE, wyrok z 17 grudnia 1981, C-279/80, Webb, zb. 1981,
1-3305 (nb. 18 i n.); TSUE, wyrok z 27 marca 1990, C-113/89 Rush Portuguesa, zb. 1990, I-
1417 (nb. 16).

35 Tak w definicji transgranicznego uzyczania pracownikow TSUE, wyrok z 10 lutego 2011, C-
307/09 do C-309/09, Vicoplus, jeszcze nie opublikowany w zbiorze urzedowym (nb. 27).

36 Nt. podstaw prawnych transgr. pracy uzyczonej patrz szczegéty u: Burkhard Boemke: EU-
Osterweiterung und grenziiberschreitende Arbeitnehmeriiberlassung, w: Betriebs Berater 2005,
S. 266-272 (270).

37 Ustawa z 28 kwietnia 2011, BGBI. 2011 | 642; przeciw tej konstrukcji np. Wolfgang Béhm:
Europa-Tag fir die Zeitarbeit, w: Neue Zeitschrift fur Arbeitsrecht 21, 2010, s. 1218, 1221 i n.
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Zakres stosowania art. 45 TFUE jest determinowany przede wszystkim przez
pojecie ,,pracobiorca®, ktore z powodu swego znaczenia dla zasiggu ochrony
jest autonomicznie interpretowane przez TSUE:

»l---] W innym wypadku dotrzymanie przepisow unijnych o swo-
bodzie przemieszczania si¢ pracobiorcow zostatoby udaremnione,
poniewaz tre$¢ tych poje¢ mogtaby bez kontroli organow wspdl-
notowych by¢ jednostronnie definiowana i zmieniana przez kra-
jowe przepisy prawa [.. e

Istotne cechy pojecia ,,pracobiorcy” w prawie unijnym wynikajg z wyktadni
poréwnawczo-prawnej i pokrywaja si¢ w duzej mierze z wyobrazeniami wigk-
szosci krajow cztonkowskich nt. zakresu stosowania ich regulacji w prawie
pracy przynajmniej strukturalnie. I tak pracobiorcg jest ten, kto wykonuje praw-
dziwg i rzeczywistg czynno$¢ zawodowa pod kontrolg innej osoby w zamian za
inne $wiadczenie.* Dla rozgraniczenia istotne jest podleganie kierownictwu czy
tez stosunek podporzadkowania. Poniewaz organizacyjnie i umownie ksztatto-
wac mozna go w roézny sposob, rozrdznienie migdzy swoboda przemieszczania
si¢ pracobiorcow a samodzielng dziatalno$cia gospodarczg czy zawodowa pod-
lega regulacjom umownym, ktére z reguly narzucone sa przez organizacje
przedsigbiorstwa. To czyni wspomniane rozgraniczenie podatnym na znie-
ksztatcenie przez konstrukcje, ktore beda pozorowaé samodzielna dziatalnosé.*
Wraz z uptywem okresow przejsciowych powstata tu pewna presja legaliza-
cyjna. W innych sektorach, w ktérych (jak np. opieka nad osobami starszymi)
na podstawie ich struktury organizacyjnej sa mozliwe rézne formy pracy od
dziatalnoséci samodzielnej po prace najemng bez szczegdlnej grozby naduzy¢,
rozgraniczenie owo nadal ma powazne znaczenie.**

38 TSUE, wyrok z 11 lipca 1985, C-105/84, Foreningen af Arbejdsledere i Danmark, zb. 1985, I-
2639 (nb. 24).

39 State orzecznictwo TSUE, por. cho¢by TSUE, wyrok z 3 lipca 1986, C-66/85, Lawrie-Blum,
zb. 1986, 1-2121 (nb. 16 i n.); TSUE, wyrok z 11 wrze$nia 2008, C-228/07, Petersen, zh. 2008,
1-6989 (nb. 45); TSUE, wyrok z 4 lutego 2010, C-14/09, Genc, zb. 2010, 1-931 (nb. 19).

40 Patrz np. Daubler: Die offenen Flanken des Arbeitsrechts, s. 142 i n.

41 Patrz np. Maximilian Fuchs: Der rechtliche Status von Pflegekréften aus den neuen EU-Staa-
ten, w: NZA 17, 2010, s. 980-986.
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3. Nadzor transgraniczny i egzekwowanie warunkéw minimalnych w
prawie

Z procedurg delegacji powigzane s powazne problemy nadzoru i egzekwowa-
nia prawa. Duze zrdéznicowanie stawek wynagrodzenia na migdzynarodowych
rynkach pracy stanowi juz samo w sobie wyzwanie, ktéremu nadal w zadowa-
lajacy sposob nie sprostano. Obok wymagajacych regulacji kwestii naszkico-
wanych powyzej, konieczne sg szczegolnie skuteczne mechanizmy kontrolne,
obejmujace takze aktywno$é ponadgraniczna.*

a. Warunki minimalne przy delegacji

Delegacja pracownikéw stanowi szczegolny problem dla kontroli i egzekwowa-
nia prawa, poniewaz opiera si¢ ona na zasadzie kraju pochodzenia i tym samym
na zastosowaniu prawa pracy kraju pochodzenia. Co prawda TSUE przyznat
krajom stowarzyszonym pro forma prawo do kontroli, ,,czy regulacje prawa
krajowego i unijnego w sektorze $wiadczenia ustug sa dotrzymywane® i uznat
uprawnienia Kontrolne do egzekwowania stosownych tu wymagan za ,,uzasad-
nione choéby przez wazny interes spoleczny“.*® Trybunat poddal jednak
czynnosci kontrolne w zakresie swobody §wiadczenia ustug $cistemu rygorowi
co do ich adekwatnosci; i tak zadanie zgloszenia delegacji jest uznawane jako
dopuszczalne, jednak procedura rejestracyjna juz nie.** Firmy zagraniczne
mozna wprawdzie zobowigzac¢, by swa dokumentacje wykonawczg i personalng
przechowywaly podczas wykonywania zadania na placu budowy czy w innym
dostepnym i jasno okreslonym miejscu®, jednak nie do tego, by stosowne doku-
menty jeszcze przed delegacja ztozy¢ u lokalnego wstepnie okreslonego przed-
stawiciela i pozostawi¢ u niego po zakonczeniu czynnosci.*® Stosownie ograni-
czony obowigzek zgtoszeniowy jak i zobowigzania w zakresie tworzenia i udo-
stepniania dokumentacji przewiduje niemiecki AEntG w §§ 17-22; egzekwo-

42 Patrz wyzej punkt 1.

43 TSUE, wyrok z 7 pazdziernika 2010, C-515/08, Termiso Limitada, zb. 2010, (jeszcze nie
opublikowany w zbiorze urzedowym) (nb. 48) z odw. do TSUE, wyrok z 23 listopada 1999, C-
369/96, Arblade, zbh. 1999, 1-8453 (nb. 38); TSUE, wyrok z 19 stycznia 2006, C-244/04,
Kommission/Deutschland, zbh. 2006, 1-885 (nb. 36).

44 TSUE, wyrok z 7 pazdziernika 2010, C-515/08, Termiso Limitada, zb. 2010, (jeszcze nie
opublikowany w zbiorze urzedowym) (nb. 50 i n.).

45 TSUE , wyrok z 23 listopada 1999, C-369/96 Arblade, zb. 1999, 1-8453 (nb. 56 i n.).

46 TSUE, wyrok z 19 czerwca 2008, C-319/06, Kommission/Luxemburg, zb. 2008, 1-4323 (nb.
85in.).
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wanie dotrzymywania i sankcje odno$nie stawek minimalnych pozostaja w
gestii administracji celnej.

Jezeli jednak ani panstwo pochodzenia ani kraj docelowy nie maja skutecznych
instrumentow egzekucyjno-informacyjnych, to uczciwe warunki pracy i konku-
rencji nie beda mogly by¢ zrealizowane.” Komisja rozpoznata te problemy
Dyrektywy Delegacyjnej przynajmniej w podstawowym zakresie i widzi ko-
niecznos$¢ stworzenia ,,metod zapobiegania i sankcjonowania naduzy¢ i unikow
wobec obowiazujacych przepisoéw®, jakkolwiek nalezatoby sobie to konkretnie
wyobraza¢ wobec orzecznictwa TSUE. Komisja widocznie uwaza za wystar-
czajace, by utatwi¢ wymiang danych miedzy przedsicbiorstwami a administra-
cja krajow stowarzyszonych.*®

b. Minimalne warunki przy transgranicznym uzyczaniu pracownikow

Trudnosci kontroli i egzekwowania prawa wydaja si¢ jeszcze potggowac przy
uzyczaniu pracownikéw. Tu nie tylko nalezy zagwarantowaé standardy mini-
malne, ale takze umie¢ rozpozna¢ naduzycia w formutowaniu uméw o dzieto,
ktore moga si¢ okazaé jedynie nielegalnym uzyczaniem pracownikow.*® Nie-
miecka ustawa o uzyczaniu pracownikow (AUG) krotko po pierwszej zmianie
latem 2011 musiata by¢ znowu nowelizowana, by stworzy¢ kolejne regulacje co
do kontroli i sankcji.® Przy czym jednak przenosi si¢ jedynie system kontroli i
sankcji z AEntG do AUG (88 17a-c AUG). Projekty wytycznych Komisji do
delegacji wewnetrznych w koncernach nie uwzgledniaja w wystarczajagcym
stopniu mozliwosci naduzyc¢.

47 By chroni¢ przed nieuczciwa konkurencja jako cel warunkéw minimalnych patrz tez TSUE,
wyrok z 12 pazdziernika 2004, C-60/03, Wolff&Mdller, zb. 2004, 1-9553 (nb. 41).

48 Akt o jednolitym rynku COM (2011) 206 ostat., w 2.10 (s. 19). Patrz tez oczekiwanie na
,,odnowiong dyrektywe delegacyjna‘, Schulten: Zwischen offenen Arbeitsméarkten und transna-
tionalem Lohngeflle.

49 Por. np. Siebenhiiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit, s. 146, 148; nt. grozacych naduzy¢ juz w kont.
Porozumienia O Umowach o Dzieto patrz Leiharbeit, s. 146, 148; o mozliwo$ciach naduzy¢
odno$cnie uméw o prace patrz Thomas Faist / Klaus Sieveking / Uwe Reim / Stefan Sandbrink:
Ausland im Inland. Die Beschéftigung von Werkvertragsarbeitnehmern in der Bundesrepublik
Deutschland, Baden-Baden: Nomos 1999, s. 106 i n.; odpowiedZ Rzadu Federalnego na mata
interpelacje frakcji Biindnis 90/Griine n.t. warunkow pracy w niemieckim przemysle miesnym,
Druki Bundestagu BT-Drs. 17/4341, s. 5; szczegétowo Sebastian Mail3: Die Entsendung von
Arbeitnehmern aus den MOE-Staaten auf Werkvertragsbasis nach der EU-Osterweiterung,
Frankfurt am Main: Peter Lang 2008, s. 20 i n.

50 Federalny Dziennik Ustaw (BGBIk.), 2011 1, s. 1506.
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IV. Srodki realizacji swobody przemieszczania sie

Swoboda przemieszczania si¢ oznacza wigcej niz jedynie likwidacjg rygorow co
do pozwolen na pobyt i pracg. Efektywna realizacja prawa pracobiorcow do
swobody przemieszczania si¢ wymaga licznych warunkéw ramowych, dla kto-
rych realizacji zarowno pracobiorcy jak i Unia oraz kraje stowarzyszone musza
sporo uczynié. I tak np. duze znaczenie dla realizacji wymienionych swobod
posiada uznawanie kwalifikacji zawodowych.® Ponizej opisanych jest kilka
dalszych warunkéw ramowych w zakresie prawa pracy i praw socjalnych.

1. Zniesienie dyskryminacji i ograniczen w umowach o prace

Na przyktad wiele regulacji na poziomie przedsiebiorstwa sluzy przywigzaniu
pracobiorcy do firmy. Z punktu widzenia swobody przemieszczania si¢ praco-
biorcy moze to by¢ dopuszczalne tylko w pewnych granicach. TSUE pragnie
widzie¢ bezposrednie zastosowanie swobody przemieszczania si¢ pracobiorcoOw
takze na ptaszczyznie pomiedzy pracodawca a pracownikiem (przynajmniej O
ile ograniczenia wynikaja z przepisow nt. ,,zbiorczych regulacji odnos$nie pracy
najemnej**?). Do najwazniejszych skutkow swobody przemieszczania si¢ na-
lezy zatem to, ze miejsce zamieszkania za granicg nie moze by¢ inaczej trakto-
wane niz takowe w kraju® oraz ze nalezy uzna¢ roéwnorzedne kwalifikacje
zagraniczne® podobnie jak do$wiadczenie zawodowe i okresy zatrudnienia w

danych instytucjach w innych krajach.”

W drazliwej kwestii umownych zobowigzan pracobiorcéw do sptaty kosztow
szkolen, ktore ponidst pracodawca po zakonczeniu stosunku pracy, orzecznic-
two Federalnego Sadu Pracy okreslito dla prawa niemieckiego szczegotowe

51 Siebenhiiter: Arbeitsmarkt Leiharbeit., s. 146, 148.

52 TSUE, wyrok z 10 marca 2011, C-379/09, Maurits Casteels, jeszcze nie opublikowane w
zbiorze urzedowym (nb. 19); TSUE, wyrok z 16 marca 2010, C-325/08, Olympique Lyonnais,
zb. 2010, 1-2177 (nb. 30); Poglebiajac zakaz dyskryminacji TSUE, wyrok z 6 czerwca 2000, C-
281/98, Angonese, zb. 2000, 1-4139 (nb. 31in.).

53 TSUE, wyrok z 12 lutego 1974, C-152/73, Sotgiu, zb. 1974, s. 153 (nb. 11 i n.); TSUE, wyrok
z 10 wrzeénia 2009, C-269/07, Riester-Rente, zb. 2009, 1-7811 (nb. 55 i n.).

54 TSUE, wyrok z 6 czerwca 2000, C-281/98, Angonese, zb. 2000, 1-4139 (nb. 38 i n.).

55 TSUE, wyrok z 23 lutego 1994, C-419/92, Scholz, zb. 1994, 1-505 (nb. 11); TSUE, wyrok z 15
stycznia 1998, C-15/96, Schéning-Kougebetopoulou, zb. 1998, 1-47 (nb. 28); patrz ponownie
TSUE, wyrok z 10 marca 2011, C-379/09, Maurits Casteels, jeszcze nie opublikowany w
zbiorze urzedowym (nb. 29).
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wymagania odnosnie ochrony wolnosci zawodowej.® ETS musiat do tej pory
rozstrzygac¢ jedynie w konteks$cie zawodowej pitki noznej. Po uznaniu w wy-
roku, ws. ,,Bosmana”, praktyki ptacenia odstepnego jako niezgodnej z prawem
europejskim, kluby zadaly lub ptacity zamiast tego odszkodowania za szkole-
nia. W wyroku ws. ,,Olympique Lyon* Wielka Izba EuGH okreslita takze te
zmieniong praktyke jako dopuszczalng tylko w ograniczonym stopniu®’ — wyso-
ko$¢ odszkodowania za szkolenia nie moze by¢ oderwana od rzeczywiscie po-
niesionych kosztéw szkolenia. Dla stosunku pracy poza branza sportu zawodo-
wego nie bedzie mozna poza tym okresla¢ wartosci szkolen tylko na podstawie
kosztow inwestycji w tym zakresie, ale takze trzeba bedzie uwzgledni¢ przydat-
no$¢ uzyskanych kwalifikacji na powszechnym rynku pracy. I wreszcie na ko-
niec trzeba bedzie rozwazy¢, czy na pracobiorce bedzie mozna przenies¢ ryzyko
optacalnosci inwestycji szkoleniowych, jesli pracobiorca nadal oferuje praco-
dawcy pozytki z uzyskanej kwalifikacji, czyli jesli stosunek pracy konczy sie
nie z woli pracobiorcy.®

2. Rodzina i integracja spoleczna

Inne warunki ramowe uznano w prawie europejskim od poczatku. I tak juz w
rozporzadzeniu w sprawie swobodnego przeptywu pracownikéw wewnatrz
Wspdlnoty 1612/68/EWG (Rozporzadzenie nr 492/2011) dano wyraz prze-
swiadczeniu, ze swoboda ta tylko wtedy moze by¢ efektywnie realizowana, jesli
takze czlonkowie rodzin otrzymaja stosowne uprawnienia.”® W aktualnym
orzecznictwie na temat swobody przemieszczania si¢ obywateli Unii (Art. 21
TFUE) linia ta jest konsekwentnie realizowana.*® Prawo unijne dostrzega

56 Federalny Sad Pracy (BAG), wyrok z 14 stycznia 2009, Arbeitsrechtliche Praxis Nr 41 do §
611 niemieckiego kodeksu cywilnego (BGB) Ausbildungsbeihilfe [Wspieranie wyksztalcenial;
BAG, wyrok z 15 wrze$nia 2009, Arbeitsrechtliche Praxis Nr 42 do § 611 BGB Ausbildungs-
beihilfe; patrz tez nt. AGB-Inhaltskontrolle bei selbststdndigen Handelsvertretern [Kod.Pracy -
Kontrola tresci u samodz. przedst. handlowych, BAG, wyrok z 24 pazdziernika 2002,
Arbeitsrechtliche Praxis Nr 3 do § 89 niemieckiego kodeksu handlowego (HGB); ostatnio
BAG, wyrok z 19 stycznia 2011 — 3 Arzt/Zahnarztrecht 621/08, Der Betrieb 2011, s. 1338

57 TSUE, wyrok z 16 marca 2010, C-325/08, Olympique Lyonnais, zb. 2010, 1-2177 (nb. 38 i n.),
w naw. do TSUE, wyrok z 15 lutego 1995, C-415/93, Bosman, zb. 1985, 1-4921 (nb. 104 i n.).

58 Dokt. por. Kocher: Arbeitnehmerfreiziigigkeit und Berufsfreiheit, s. 132, 136.

59 Art. 10 Rozporzadzenia; patrz tez art. 23 Dyrektywy o Swobodzie Przemieszczania si¢
2004/38/EG.

60 Patrz ostatnio TSUE 8 marca 2011, C-34/09, Zambrano, jeszcze nie opublikowane w zbiorze
urzedowym. (nb. 43 in.); Rozstrzygnigcie zawiera ponadto wypowiedzi nt. zakresu stosowania
prtawa unijnego; por. Kubicki, DeLuxe — Europarecht aktuell (Aktualne Prawo Europejskie
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dotychczas jedynie w ograniczonym zakresie $cisty zwigzek miedzy swobodg
przemieszczania si¢, integracja spoleczng i ochrong przed dyskryminacja. Roz-
porzadzenie ws. swobody przemieszczania si¢ przewiduje jednak szczegdlnie w
zakresie prawa najmu ochrong przed dyskryminacja:

»Prawo swobodnego przeptywu pracownikow, aby moglo by¢ wy-
konywane w obiektywnych warunkach wolno$ci i godnosci, wy-
maga zapewnienia faktycznej i prawnej rownosci traktowania we
wszystkich sprawach zwigzanych z prowadzeniem przez nich
dzialalno$ci w charakterze pracownikow najemnych oraz dotycza-
cych dostepu do zasobdéw mieszkaniowych, a takze wyeliminowa-
nia przeszkdéd w mobilnosci pracownikdéw, w szczegdlnosci w od-
niesieniu do warunkow integracji rodziny pracownika w panstwie
przyjmujacym.”®*

Doda¢ nalezy, ze Miedzynarodowa Konwencja Ochrony Praw Migrujacych
Pracobiorcéw i ich Rodzin z roku 1990 (UN-Wanderarbeitnehmerkonvention)
nie zostala ratyfikowana ani przez Niemcy ani przez inny kraj cztonkowski Unii
Europejskiej.®® Konwencja dotyczy wszystkich o0s6b ,migrujacych® nie
posiadajacych obywatelstwa kraju, w ktorym zyja i pracuja. Chroni nie tylko
pracownikow najemnych, ale w ten sam sposéb traktuje osoby samodzielnie
prowadzace dziatalno$¢ gospodarcza. Zajmuje si¢ prawami nie tylko osob
legalnie przybytych, ale takze imigrantdw nielegalnych (te nie posiadajg jednak
prawa do rownego traktowania). Wychodzi ona zatem daleko poza zakres sto-
sowania pojecia swobody przemieszczania si¢ i uznaje prawo wolnosci zawo-
dowej jako prawo czlowieka. Porusza przy tym kwestie, ktdre bedg takze mialy
praktyczne znaczenie dla efektywnej realizacji swobody przemieszczania sie.*
Dyrektywa o rownosci rasowej 2000/43/EG czyni wazny krok w tym kie-
runku.®

4/2011, <http://lwww.rewi.europa-uni.de/de/profil/Projekte/ deluxe/
archiv_2011/04_2011/Zambrano.pdf>).

61 Motyw 6 Rozporzadzenia 492/2011; Art. 5 i n., szcz. art. 9 odn. mieszkania.

62 Patrz pod <http://treaties.un.org/Pages/ViewDetails.aspx?src=TREATY &mtdsg_no=IV-13
&chapter= 4&lang=en>.

63 Celem dokt. analizy patrz Katharina Spief3: Die Wanderarbeitnehmerkonvention der Vereinten
Nationen, Berlin: Deutsches Institut fiir Menschenrechte 2007.

64 Dz. U. UE 2000 L 180/22.
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3. Ubezpieczenia spoleczne

Dla realnej swobody przemieszczania si¢ wazna jest mozliwos¢ przenoszenia ze
soba uzyskanych juz uprawnien socjalnych. Rozporzadzenia O Koordynacji
Systemow Spotecznych nalezaly z tego powodu do pierwszych rozporzadzen,
ktore w ramach UE w ogole wydano; w ostatnich latach zostaly one zaktuali-
zowane.” Takze projekt dyrektywy odnosnie regulacji transgranicznych $wiad-
czeh zdrowotnych zostal niedawno przyjety przez Rade.*

Obok systemdéw bezpieczenstwa socjalnego krajow cztonkowskich duze zna-
czenie maja réwniez systemy przedsiebiorstw. Od pracodawcéw prawo swo-
body przemieszczania si¢ wymaga tu jedynie, by uznawano bez ograniczen
uzyskane w filiach w innych krajach cztonkowskich ekspektatywy emerytalno-
rentowe lub staze istotne dla dodatkowych rent zaktadowych, czyli aby nie
ogranicza¢ realizacji swobody przemieszczania sic.®” Aktywne wspieranie swo-
body przemieszczania si¢ wymaga jednak mozliwosci przenoszenia praw do
rent zaktadowych ponad pojedynczymi przedsigbiorstwami. Takie prawo ist-
nieje juz w prawie niemieckim, jesli ekspektatywy trwaty wraz z ubezpiecze-
niem (bezposrednim ubezpieczeniem, w Kasie Emerytalnej czy Funduszu Eme-
rytalnym) i okresy te nie sg zbyt krotkie (§ 4 Abs. 3 BetrAVG- ustawa 0 popra-
wie emerytur prawniczych). Aby wesprze¢ mobilno$¢ transgraniczng, juz w
2005 roku Komisja Europejska zaproponowata Dyrektywe o przenoszeniu eks-
pektatyw zaktadowych, ktora jednak nie uzyskata akceptacji w Parlamencie
Europejskim.® Planowane jest podjecie kolejnej proby.*

65 Rozporzadzenie nr 883/2004, Dz. U. UE 2004 L 166/1; Rozporzadzenie nr 987/2009, Dz. U.
UE 2009 L 284/1; odn. realizacji patrz Ustawa O Koordynacji Swiadczen Socjalnych w Europie
[EUSo0zSichG] z czerwca 2011, Federalny Dziennik Ustaw BGBI. 2011 | s. 1202; szczegoty
por. Eichenhofer, Arbeitnehmerfreiziigigkeit als Ausgangspunkt einer européischen
Sozialburgerschaft [Swoboda przeptywu pracownikow jako punkt wyjscia dla europejskiego
obywatelstwa socjalnego], in: Kocher/Nowak (red.) (nb. 7), s. 51 in.

66 Dyrektywa 2011/24/EU z 9 marca 2011 O realizacji praw pacjenta w transgranicznych
$wiadczeniach zdrowotnych, Dz. U. UE 2011 L 88/45.

67 TSUE, wyrok z 10 marca 2011, C-379/09 Maurits Casteels, jeszcze nie opublikowany w
zbiorze urzegdowym (nb. 23 i n.).

68 Propozycja dyrektywy poprawiajacej mozliwos¢ przenoszenia dodatkowych ekspektatyw
emerytalnych z 20 pazdziernika 2005 (COD 2005/0214).

69 Akt o jednolitym rynku COM(2011) 206, pod 2.2.
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V. Podsumowanie i perspektywy

Indywidualna decyzja odno$nie emigracji oznacza powazng cezur¢ w Zyciu i
biografii kazdego cztowieka i ma podtoze nie tylko ekonomiczne. Dlatego uza-
sadniona jest cickawo$¢, jak realnie bedzie si¢ rozwija¢ transnacjonalizacja
rynkow pracy po uptywie okresow przejsciowych i jakie bedzie ona mie¢ skutki
socjospoleczne. Pewne jest jedynie, ze rynek badz rynki pracy po wejsciu w
zycie swobody przemieszczania si¢ ulegng rozszerzeniu. Trudno jednak pro-
gnozowac, jakie beda tego rzeczywiste skutki.
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Uznawanie kwalifikacji zawodowych w Polsce i Niemczech
na przykladzie zawodow prawniczych. Analiza przepisow
prawnych i orzecznictwa Trybunalu Sprawiedliwosci
Unii Europejskiej

I. Dostep do wykonywania regulowanych zawodéw prawniczych w
Niemczech i Polsce

Ogolne zasady dotyczace uznawania kwalifikacji zawodowych w panstwach
cztonkowskich UE zostaty ustanowione w dyrektywie 2005/36/WE Parlamentu
i Rady Europejskiej.! Zgodnie z definicja przyjeta w Artykule 3 tejze dyrektywy
przez zawod regulowany rozumie¢ nalezy dziatalnos$¢ zawodowa, ktorej podje-
cie lub wykonywanie wymaga posrednio lub bezposrednio posiadania specjal-
nych kwalifikacji zawodowych. Wymogi te stanowione sg przez same panstwa
cztonkowskie w przepisach ustawowych, wykonawczych lub administracyj-
nych. Oznacza to, iz np. zawod, ktoéry zostal uznany za regulowany w Polsce,
nie musi by¢ zawodem regulowanym w Niemczech. Jezeli chodzi o kategorig¢
zawodow prawniczych, to zaréwno w Polsce jak i w Niemczech zaw6d adwo-
kata znajduje si¢ na liscie zawodow regulowanych.

Na gruncie prawa niemieckiego do wykonywania wszystkich regulowanych
zawodow prawniczych wymagane jest uzyskanie tzw. uprawnienia do wyko-
nywania funkcji sedziego (,,Befdhigung zum Richteramt”). Na mocy niemiec-
kiej ustawy o sedziach®, aby takie uprawnienie uzyskaé, nalezy ukonczyé
uniwersyteckie studia prawnicze, zda¢ z pozytywnym wynikiem pierwszy
egzamin panstwowy (erstes juristisches Staatsexamen) dopuszczajacy do apli-
kacji prawniczej (Rechtsreferendariat), odby¢ dwuletnig aplikacje, a po jej
ukonczeniu zda¢ drugi egzamin panstwowy z prawa.

Podobnie na gruncie prawa polskiego, kandydaci ktorzy w przysztosci chca
wykonywaé zawody prawnicze muszg ukonczy¢ wyzsze studia prawnicze, zda¢

1Dyrektywa 2005/36/WE Parlamentu Europejskiego i Rady z dnia 7 wrzesnia 2005 r. w sprawie
uznawania kwalifikacji zawodowych, Dz. U. L 255 z 30 wrzes$nia 2005 r.
2 Deutsches Richtergesetz z 19 kwietnia 1972 r.
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egzamin dopuszczajacy do aplikacji, a nastepnie odby¢ aplikacje, ktorej czas
trwania zalezy od wybranego zawodu. Po ukonczeniu aplikacji podobnie jak w
Niemczech wymagane jest zdanie koncowego egzaminu (np. egzaminu adwo-
kackiego). Dostep do aplikacji prawniczej w Polsce i Niemczech rézni si¢ w
zasadzie tylko tym, ze w Polsce po ukonczeniu studiow prawniczych mozliwy
jest wybor egzaminu dopuszczajacego do aplikacji, w zaleznosci od tego jaki
zawod w przysztosci kandydat chce wykonywa¢, w Niemczech natomiast ist-
nieje jeden wspolny pierwszy egzamin panstwowy dla wszystkich kandydatow
na aplikantow.

II. Procedura dotyczgca wpisu prawnika z Niemiec na polska liste
adwokatow’

Oprocz tradycyjnej, wyzej opisanej, $ciezki edukacji przewidzianej dla osob,
ktore chcag wykonywaé zawdd adwokata na terytorium Rzeczypospolitej Pol-
skiej, ustawa o adwokaturze* przewiduje takze mozliwo$é wpisu prawnika z UE
lub obywatela panstwa cztonkowskiego UE posiadajacego kwalifikacje zawo-
dowe wymagane do wykonywania tego zawodu (w omawianym przypadku
prawnika z Niemiec) na polska listg¢ adwokatéw. Aby uzyska¢ takie uprawnie-
nia wnioskodawca musi spetni¢ szereg warunkow.

Po pierwsze podmiot taki powinien posiada¢ kwalifikacje zawodowe wymagane
do wykonywania zawodu przy uzyciu tytutu ,,Rechtsanwalt”. Tytul ten odpo-
wiada w Polsce zaré6wno tytutowi radcy prawnego jak i adwokata.

Po drugie podmiot ubiegajacy si¢ o wpis na liste musi spelnia¢ warunki okre-
slone w polskiej ustawie ,,Prawo o adwokaturze”, czyli by¢ osobg o nieskazitel-
nym charakterze, ktéra swym dotychczasowym zachowaniem daje rekojmie
prawidtowego wykonywania zawodu adwokata oraz korzysta z petni praw pu-
blicznych i posiada peing zdolno$¢ do czynno$ci prawnych.

Kolejnym warunkiem do spelnienia przez wnioskodawce jest wladanie jezy-
kiem polskim w mowie i piSmie. Wtadanie jezykiem polskim jest niezb¢dne do
tego, aby speni¢ ostatni warunek stawiany kandydatom.

3 Na podstawie informacji zawartych na stronie Ministerstwa Sprawiedliwosci: http://www.eu-
go.gov.pl/pl/dla-przedsiebiorcy/procedury/procedura/1092.
4 Ustawa z dnia 26 maja 1982 r. Prawo o adwokaturze, Dz. U. 1982 nr 6 poz. 124.
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Ostatnim warunkiem niezbednym przy ubieganiu si¢ o wpis na list¢ adwokatow
w Polsce jest zdanie tzw. testu umiejetnosci. Test ten przeprowadzany jest przez
komisje egzaminacyjne do spraw aplikacji adwokackiej przy Ministrze Spra-
wiedliwosci. Zgodnie ze swoim regulaminem, test ten przeprowadzany jest
kazdorazowo w jezyku polskim i sktada si¢ z czesci pisemnej i ustnej. Czes$¢
pisemna stanowi pierwsza czg¢s¢ egzaminu i jest warunkiem dopuszczajacym do
czesci ustnej. W przypadku, gdy kandydat uzyska oceng negatywng z co naj-
mniej dwoch przedmiotéw uwaza sie, ze kandydat nie zdat testu. W takim przy-
padku moze on w ciagu dwodch tygodni od otrzymania wynikoéw testu ztozy¢
wniosek o powtdrne podejscie do testu. Nalezy pamigtac, ze test umiejetnosci
mozna powtorzy¢ tylko raz, w terminie nie wczesniejszym niz po uplywie 6
miesiecy od przystapienia do poprzedniego testu.

Istotnym utatwieniem dla zagranicznych prawnikéw pragnacych praktykowac
w Polsce jest mozliwos¢ zwolnienia z obowiazku zdania testu umiejetnosci,
ustanowiona w ,,Ustawie o $wiadczeniu przez prawnikow zagranicznych po-
mocy prawnej w Rzeczpospolitej Polskiej”.” Na mocy przepiséw tej ustawy
kandydaci moga ztozy¢ wniosek do Okregowej Rady Adwokackiej o zwolnie-
nie od obowigzku zdawania testu umiejetnosci, o ile przez okres co najmniej 3
lat wykonywaty aktywnie i nieprzerwanie stala praktyke w zakresie obowigzu-
jacego prawa polskiego. Aby uprawdopodobni¢ powyzsze, prawnik ubiegajacy
si¢ 0 zwolnienie z testu kwalifikacji powinien dotaczy¢ do wniosku listg prowa-
dzonych przez siebie w tym czasie spraw. Jezeli warunek ten jest spetniony,
kandydat zostaje obligatoryjnie zwolniony z obowigzku przystapienia do testu
przez wilasciwa okregowa rade adwokacka. W przypadku gdy powyzsze wa-
runki zostaty spelione, jednakze wymagana praktyka kandydata w zakresie
prawa cywilnego i jednej wybranej przez niego dziedziny polskiego prawa
trwata krocej niz trzy lata, kandydat rowniez moze zlozy¢ wniosek o zwolnienie
go z testu kwalifikacyjnego, ale okregowa rada adwokacka nie jest zobowigzana
do pozytywnego rozpatrzenia takiego wniosku.

Aby zweryfikowac, czy kandydat faktycznie aktywnie i nieprzerwanie odbywat
praktyke w zakresie prawa polskiego, wlasciwa okregowa rada adwokacka
przeprowadza rozmowe kwalifikacyjng. Po sprawdzeniu, ze kandydat spetnit
wszystkie wymagane warunki, rada podejmuj¢ uchwate w przedmiocie zwol-
nienia prawnika z obowigzku zdania testu umiejetnosci. Kandydat, ktoremu w
drodze uchwaty okrggowa rada adwokacka odmowita zwolnienia z testu, moze

5 Ustawa z 5 lipca 2002 r. o §wiadczeniu przez prawnikow zagranicznych pomocy prawnej w
Rzeczpospolitej Polskiej, Dz.U.2002 nr 126 poz. 1069.
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odwota¢ sie do Naczelnej Rady Adwokackiej w ciggu 30 dni od dnia doreczenia
mu odpisu uchwaty.

W przypadku, gdy okregowa rada adwokacka podejmie uchwatg o pozytywnym
wyniku testu umiej¢tnosci badz o zwolnieniu kandydata z obowigzku zdawania
testu, rada podejmuje uchwate o wpisie na liste adwokatow.

Ostatnim krokiem jest przestanie przez okregowa rade adwokacka akt osobo-
wych oraz uchwaty o wpisie do Ministerstwa Sprawiedliwosci. Jezeli w termi-
nie 30 dni Minister Sprawiedliwos$ci nie podpisze sprzeciwu w przedmiocie
wpisu kandydata na listg, uwaza sig¢, ze wpis zostal skutecznie dokonany. W
takim przypadku nowy adwokat wyznacza swoja siedzibg i informuje o tym
okregowa rade adwokacka.

II1. Obowiazek poréwnawczego badania dyploméw w orzecznictwie TSUE®

Kwestia wykonywania zawoddw prawniczych na terenie innego panstwa czton-
kowskiego niz to, w ktorym zdobyto wymagane do tego kwalifikacje, byta nie-
jednokrotnie podnoszona w ramach pytan prejudycjalnych kierowanych przez
sady krajowe do Trybunatu Sprawiedliwosci Unii Europejskiej (dalej TSUE).
Postepowania przed TSUE dotyczytly uznania rownowazno$ci dyplomoéw prawa
uzyskanych w panstwach cztonkowskich UE. Na potrzeby niniejszego artykutu
przywolane zostang trzy orzeczenia, w ktérych to obywatele panstw cztonkow-
skich UE chcieli uzyska¢ uprawnienia do wykonywania zawodow prawniczych
w Niemczech i we Wioszech.

Pierwszym orzeczeniem, ktore odegralo znaczaca role w ksztattowaniu si¢ dal-
szej linii orzeczniczej 1 interpretacji przepisow dotyczacych uznania kwalifika-
cji w zawodach prawniczych byla sprawa Vlassopoulou (C-340/89)". Greckiej
adwokat, Irene Vlassopoulou, pracujacej w kancelarii adwokackiej na terenie
Niemiec oraz posiadajacej tytul doktora prawa uzyskany na niemieckim uni-
wersytecie, odmowiono zezwolenia na wykonywanie zawodu adwokata w
Niemczech. Po wyczerpaniu procedury odwotawczej sprawa trafita do Federal-
nego Trybunatu Sprawiedliwosci (Bundesgerichtshof), ktory skierowat do ETS-
u pytanie, czy odmowa uznania kwalifikacji obywatelowi, ktory uzyskat tytut
adwokata w cztonkowskim panstwie pochodzenia, stanowi naruszenie swobody

6 Wczesniej: Europejski Trybunal Sprawiedliwosci (ETS).
7 Sprawa C-340/89 Vlassopoulou, wyrok Trybunatu z 7 maja 1991 r.
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przedsigbiorczo$ci ustanowionej bezposrednio w Traktacie ustanawiajgcym
Wspdlnote Europe;j ska.? Trybunal orzekl, ze w przypadku, gdy panstwo czton-
kowskie otrzyma wniosek o zezwolenie na wykonywanie zawodu, organy kra-
jowe zobowigzane sa przeprowadzi¢ postgpowanie dotyczace uznania rOwno-
wazno$ci dyploméw. Rozpatrujac taki wniosek panstwo przyjmujgce musi
wzig¢ pod uwage dyplomy, $wiadectwa i inne dowody kwalifikacji, ktére wnio-
skodawca uzyskatl w innym panstwie cztonkowskim w celu wykonywania tego
samego zawodu. W tym celu nalezy poréwna¢ umiejetnosci i kwalifikacje uzy-
skane przez wnioskodawce w panstwie pochodzenia oraz umiej¢tnosci i kwali-
fikacje wymagane przez przepisy krajowe panstwa przyjmujacego. W przy-
padku gdy badanie porownawcze dyploméw doprowadzi do stwierdzenia, ze
umiejetnosci i kwalifikacje zdobyte w panstwie pochodzenia odpowiadajg tym
Wymaganym przez panstwo przyjmujace, nalezy uzna¢, ze uzyskany dyplom
spenia wymogi krajowe. Jezeli jednak nabyte kwalifikacje pokrywaja si¢ jedy-
nie w cze$ci z wymogami krajowymi, wladze panstwa przyjmujacego moga
wymagac, aby zainteresowany wykazat, iz nabyl brakujace kwalifikacje.

Zasada zdefiniowana przez ETS w orzeczeniu Vlassopoulou dotyczgca obo-
wigzku poréwnawczego badania dyploméw zostata powtorzona przez Trybunat
w sprawie Morgenbesser (C-313/01)° w kontekécie dostepu do aplikacji
prawniczych w przyjmujacych panstwach cztonkowskich. W sprawie tej, Chri-
stine Morgenbesser, absolwentka prawa na jednym z francuskich uniwersyte-
tow, pracujagca w kancelarii adwokackiej we Wtoszech, ubiegata si¢ o wpis na
liste aplikantow adwokackich w tymze kraju. Wtadze wloskie odmowity zainte-
resowanej wpisu na list¢, uzasadniajac to faktem, iz Morgenbesser nie ukon-
czyta studiow prawniczych na wloskim uniwersytecie. W zwigzku z watpliwo-
sciami co do takiej interpretacji przepisow, wioski sad kasacyjny skierowal do
ETS-u pytanie, czy odmowa wpisu na list¢ aplikantow we Wloszech jedynie ze
wzgledu na fakt, iz wnioskodawca nie ukonczyt studiéw prawniczych w tym
kraju nie stanowi pogwalcenia prawa wspolnotowego. Ze wzgledu na to, ze
odbywanie aplikacji taczy si¢ z wykonywaniem zaje¢, za ktore nalezy si¢ za-
ptata, ETS stwierdzit, ze wlasciwe begda przepisy dotyczace swobodnego prze-
ptywu pracownikow. Trybunal uznal, Ze jezeli wnioskodawca wykaze, ze zdo-
byta przez niego w panstwie pochodzenia wiedza odpowiada kwalifikacjom
wymaganym do tego, aby zosta¢ wpisanym na liste¢ aplikantow adwokackich w
panstwie przyjmujgcym, zainteresowanemu nie mozna odmowi¢ wpisu na takg

8 Traktat ustanawiajacy Wspolnote Europejska, Dz.U. C 321E z 29 grudnia 2006 r.; obecnie:
Traktat o funkcjonowaniu Unii Europejskiej, Dz. Urz. UE C-115 z 9 maja 2008 r.
9 Sprawa C 313/01 Vlassopoulou, wyrok Trybunatu z 13 listopada 2003 r.
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liste. Trybunat powtdrzyt teze sformutowana w orzeczeniu VIassopoulou, ze w
przypadku, gdy zdobyta przez kandydata wiedza nie pokrywa si¢ w catosci z tg
wymagang do wpisu na list¢ aplikantow, przyjmujace panstwo cztonkowskie
moze wymaga¢ od kandydata uzupetnienia brakujacej wiedzy.

Ostatnim i zarazem najciekawszym z perspektywy stosunkéw polsko-niemiec-
kich orzeczeniem dotyczacym oceny rownowaznosci wiedzy wymaganej przy
dopuszczeniu do aplikacji prawniczej w innym panstwie cztonkowskim jest
sprawa Pesla (C-345/08)."° Wnioskodawca o zbadanie rownowaznosci dyplo-
moéw byl Krzysztof Pesla, ktory ukonczyt studia prawnicze na polskim uniwer-
sytecie w Poznaniu uzyskujgc tytut magistra prawa oraz na niemieckim uniwer-
sytecie we Frankfurcie nad Odra uzyskujac tytut ,,Master of German and Polish
Law”. Wnioskodawca ubiegat si¢ o stwierdzenie rownowaznosci uzyskanych
przez niego kwalifikacji z tymi wymaganymi przez niemieckie przepisy oraz
tym samym o dopuszczenie do aplikacji w Niemczech. Pesla wnioskowal o
wpisanie go na list¢ aplikantow w Niemczech bez konieczno$ci zdawania przez
niego egzaminu kwalifikacyjnego. Po otrzymaniu odmownej decyzji sprawa
trafita do niemieckiego sagdu administracyjnego, ktory skierowat do ETS-u py-
tanie prejudycjalne w tej sprawie. Sad krajowy chciat uzyska¢ odpowiedz na
pytanie, czy wiedzg z zakresu prawa polskiego mozna uzna¢ za rownowazna do
wiedzy wymaganej przy przystapieniu do aplikacji w Niemczech, czy moze
porownanie wiedzy dotyczy¢é powinno jedynie prawa niemieckiego. Trybunat
podobnie jak w sprawie Morgenbesser stwierdzit, ze do aplikantow stosowaé
nalezy przepisy dotyczace swobody przeplywu pracownikdéw i tym samym
uznat si¢ wlasciwym do udzielenia odpowiedzi na zadane pytanie. W konse-
kwencji Trybunat orzekt, iz

»(...) wiedza, ktora nalezy uwzgledni¢ jako element odniesienia w
celu dokonania oceny réwnowaznosci szkolenia w nastgpstwie
wniosku o bezposrednie dopuszczenie do aplikacji prawniczej (...)
jest wiedzg, potwierdzong kwalifikacjami wymaganymi w pan-
stwie cztonkowskim, w ktdrym kandydat wnosi o dopuszczenie do
takiej aplikacji.”™*

W przypadku poréwnania zdobytych przez Pesle kwalifikacji nalezy wigc wzig¢
pod uwagg jego wiedzg z zakresu prawa niemieckiego, a nie polskiego. Trybu-
nat podkresla jednak takze, ze cho¢ przepisy Traktatu nie przewidujg obo-

10 Sprawa C-345/08 Pesia.
11 Sprawa C-345/08 Pesla, wyrok Trybunatu z 10 grudnia 2009 r.
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wigzku, aby wladze panstwa cztonkowskiego w ramach porownawczego bada-
nia dyplomoéw wymagaty od kandydata nizszego poziomu wiedzy niz ten wy-
magany w danym panstwie cztonkowskim, to przepisy te nie stojg na przeszko-
dzie uelastycznieniu wymaganych kwalifikacji.

1VV. Podsumowanie

Jak wida¢ z przytoczonej analizy przepisOw i orzecznictwa, zardwno na gruncie
prawa krajowego, jak i europejskiego zauwazy¢ mozna stopniowe rozszerzanie
si¢ dostgpu do wykonywania zawodow prawniczych dla obywateli z innych
panstw cztonkowskich UE. Praktyka pokazuje, ze to, czy uzyskane kwalifikacje
zostang faktycznie uznane, zalezy kazdorazowo od danego stanu faktycznego
oraz interpretacji odpowiednich przepiséw prawnych. Nalezy pamigtaé, ze klu-
czowym aspektem w tej materii jest poréwnawcze badanie dyploméw, a w
przypadku réznic w poziomie umiejetnosci i kwalifikacji uzyskanych w pan-
stwie pochodzenia i panstwie krajowym, zdanie testu umiejetnosci.
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Praktyczne problemy nabywania $§wiadczen z systemu
Zabezpieczenia spolecznego

I. Podstawowe problemy nabywania §wiadczen z systemu zabezpieczenia
spolecznego

Identyfikujac podstawowe problemy zwigzane z nabywaniem uprawnien z sys-
temu zabezpieczenia spolecznego nalezaloby wskaza¢ na dwa zasadnicze:

1. Pierwszy z nich to dtugi czas nabywania Swiadczen wynoszacy niekiedy 20
do 30 lat pracy, czego najlepszym przyktadem jest chociazby prawo do emery-
tury, a takze w pewnej czegsci prawo do renty. Dhugi okres nabywania swiadczen
wystawia stabilno$¢ tego systemu na réznego rodzaju proby zwigzane z prze-
mianami gospodarczymi (np. wystapieniem kryzysu) czy demograficznymi (np.
wzrost liczby os6b w wieku emerytalnym, spadek narodzin dzieci itd.).

2. Drugi problem polega na znaczgcych réznicach w systemach krajowych od-
no$nie zakresu, rodzaju jak i wysokosci $wiadczen przyshugujacych benefi-
cjentom, przez co systemy krajowe sg trudne do poréwnania.

Ad. 1. Przy rozwigzywaniu problemu okresu nabywania $wiadczen konkuruja
ze sobg dwa stanowiska:

a) zasada ochrony praw nabytych i zastosowanie tych przepisoéw, ktére obowia-
zywaly w momencie nabywania praw do $wiadczen. Formutowana zasada przy-
czynia si¢ do pewnosci i stato$ci nabywanych uprawnien przez $wiadczenio-
biorcéw;

b) zastosowanie regut prawnych adekwatnych do biezacej sytuacji spoteczno-
gospodarczej, ktora zaklada zmiang zasad systemu zabezpieczenia spotecznego
w trakcie nabywania $wiadczen; przy tej zasadzie akceptacje budzg te rozwig-
zania prawne, ktore zwigkszaja uprawnienia ubezpieczonych; watpliwosci po-
jawiajg si¢ wtedy gdy zastosowanie nowych przepisOw przynosi zmiang na
niekorzy$¢ ubezpieczonych, np. wydtuzenie okresu nabywania prawa do $wiad-
czen, czego klasycznym przyktadem moze by¢ wydhluzenie wieku emerytal-
nego.
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Ad. 2. Rozwigzaniu drugiego problemu stuzg wprowadzone przez Unie
Europejska zasady koordynacji systemow.

Podstawowym zatozeniem przepisow wykonawczych do norm Traktatowych
art. 45-48 Traktatu o funkcjonowaniu Unii Europejskiej (dalej TFUE) jest za-
pewnienie, aby osoby korzystajace z prawa do swobodnego przeptywu nie tra-
city korzysci (np. prawa do §wiadczen) naleznych im z zabezpieczenia spotecz-
nego na podstawie ustawodawstwa danego panstwa cztonkowskiego w porow-
naniu z tg osoba, ktora ze swobod przemieszczania nie korzystata i ktora skon-
centrowata swoja aktywno$é zawodowa na terenie tylko jednego panstwa.’

Warunki te sg realizowane poprzez wyltaczenie z ustawodawstwa krajowego
tych przepisoéw, ktore mogloby stawia¢ obywateli w niekorzystnej sytuacji tylko
z tego powodu, ze wykonuja (badz wykonywali) dziatalnos¢ wykraczajaca poza
terytorium jednego kraju.

Wyltaczenie przepiséw dyskryminujacych czy tez stwarzajacych bariery w wy-
konywaniu prawa do swobodnego przemieszczania si¢ moze wywrze¢ wplyw
na materialnoprawne uprawnienia do $wiadczen z systemu zabezpieczenia spo-
fecznego czy na ustalenie ich wysokosci. Jak zwraca uwage Trybunat Sprawie-
dliwosci w licznych orzeczeniach, przepisy rozporzadzenia nr 883/2004 (po-
przednio nr 1408/71) nie daja

”zadnej gwarancji [...], ze rozszerzenie dziatalnosci na wigcej niz
jedno panstwo cztonkowskie lub przeniesienie jej do innego pan-
stwa czlonkowskiego bedzie neutralne pod wzgledem zabezpie-
czenia spotecznego”.?

Identyczne wnioski zawiera wyrok SN z dnia 23 sierpnia 2007 r.?

Prawo unijne uwzglednia bowiem réznice w ustawodawstwach dotyczacych
zabezpieczenia spotecznego panstw cztonkowskich, za§ rozszerzenie pracy
najemne]j lub przeniesienie samodzielnej dziatalnosci gospodarczej moze by¢

1 Wyroki Trybunatu Sprawiedliwo$ci Unii Europejskiej (dalej TSUE): z dnia 20 wrzesnia 1994 r.
w sprawie C-12/93 Bestuur van de Nieuwe. Algemene Bedrijfsvereniging przeciwko A. Drake,
Zh. Orz. 1994, s. 1-4337; z dnia 26 maja 2005 r. w sprawie C-249/04 José Allard przeciwko In-
stitut national d'assurances sociales pour travailleurs indépendants (INASTI); z dnia 10
czerwca 1986 r. w sprawie 60/85 M. E. S. Luijten przeciwko Raad Van Arbeid, Breda, Zb. Orz.
1986, s. 02365; z dnia 3 maja 1990 r. w sprawie C-2/89, Kits von Heijningen; z dnia 16 lutego
1995 r. w sprawie C-425/93 Calle Grenzshop Andresen GmbH & Co. KG przeciwko Allgemeine
Ortskrankenkasse fuir den Kreis Schleswig-Flensburg, Zb. Orz. 1995, s. 1-00269.

2 Zb. Orz. 2002, s. 1-2829.

3 LEX nr 328001.
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korzystne lub niekorzystne dla zainteresowanych podmiotéw pod wzgledem
zabezpieczenia spolecznego, w zaleznosci od okolicznosci.”

Dysproporcja uprawnien osoby korzystajacej ze swobdd Traktatowych w po-
roOwnaniu z sytuacja osoby, ktéra koncentruje cala swa dzialalno$¢ na terenie
tylko jednego panstwa cztonkowskiego, nie jest sprzeczna z traktatowa swo-
boda przemieszczania si¢. Naruszeniem swobdd unijnych jest dopiero taka
sytuacja, w ktorej niekorzystne skutki prawne dla ubezpieczonego sg nastep-
stwem realizacji prawa do swobodnego przeptywu, a wiec nie wynikaja z
obiektywnych i uzasadnionych r6znic pomiedzy systemami prawnymi.

I1.  Koncepcja europejskiego (unijnego) systemu zabezpieczenia
spolecznego

Wedhug podzialu kompetenc;ji, jaki obowiazuje pomiedzy panstwami cztonkow-
skimi a Unig Europejska ustalenie i konstrukcja prawa (praw) do $wiadczen z
systemu zabezpieczenia spolecznego, ich wysoko$ci jak 1 zasady wyplaty sa
domeng prawa krajowego. Podstawy normatywne sformulowanej tezy zostaty
potwierdzone w znowelizowanych Traktatach zatozycielskich, a §ci§lej w art. 5
Traktau o Unii Europejskiej (dalej TUE) oraz uszczegdtowione w czesci pierw-
szej, tytule | TFUE.®

Z przepisow zawartych w tytule I TFUE wynika, ze prawo do powyzszych
swiadczen nie zostato ujete ani w kompetencjach wytacznych wymienionych w
art. 3 ani tez dzielonych, ktére okresla art. 4 TFUE.® Stad tez wniosek, ze rola
krajowego ustawodawcy jest ustalenie systemu zabezpieczajacego obywateli na
wypadek utraty srodkow do zycia, jako elementu szeroko rozumianych celow
wewnetrznej polityki spotecznej. Potwierdzeniem tego wniosku jest chociazby
art. 153 ust. 4 TFUE, ktory stanowi, ze przepisy przyjete na mocy art. 153
TFUE nie moga narusza¢ prawa panstw czlonkowskich do ustalenia podstawo-
wych zasad swych systemow zabezpieczenia spotecznego, wptywaé w sposob
Znaczacy na ich rownowagg finansowg oraz przeszkadza¢ panstwu cztonkow-
skiemu w utrzymaniu lub ustanowieniu bardziej rygorystycznych srodkow
ochronnych zgodnych z Traktatem.

4 Wyrok TSUE z 30 czerwca 2011 r. w sprawie C-388/09 da Silva Martins, dotychczas nieopubli-
kowany w Zbiorze, pkt 71 i przytoczone tam orzecznictwo.

5 Dalej TUE-L.

6 Dalej TFUE. Wersje skonsolidowane Traktatu o Unii Europejskiej i Traktatu o funkcjonowaniu
Unii Europejskiej opublikowano w Dz. Urz. UE nr C 306 z 17 grudnia 2007.
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Z uwagi na wieloznaczno$¢ pojecia systemu zabezpieczenia spotecznego, celo-
wym jest dokonanie pewnych uproszczen i odwotanie si¢ do ponadnarodowej
koncepcji tego pojecia, ktore proponuje rozporzadzenie nr 883/2004. Koncepcja
powyzsza opiera si¢ na:

a) zdefiniowanych ryzykach wywotanych zdarzeniami losowymi badz zdarze-
niami innego rodzaju okreslonymi przez ustawodawce, ktore moga dotknaé
okreslong spotecznos¢ oraz

b) zamknigtym katalogu $wiadczen, ktore sa wyptacane przez instytucje finan-
sowe celem zaspokojenia (pokrycia) potrzeb beneficjentow w sytuacji wysta-
pienia okreslonego ryzyka.

Biorac pod uwage podziat kompetencji jak i cele okreslone w art. 48, art. 151 i
art. 157 TFUE nalezy wspomnie¢ o szczegdlnej metodzie koordynacji, jaka
zastosowano do systemu europejskiego prawa zabezpieczenia spotecznego.
Zaklada ona utrzymanie zr6znicowania systemow ochrony socjalnej wystepuja-
cych w poszczeg6lnych panstwach cztonkowskich i wiasciwie wyklucza dziata-
nia zmierzajace do ich ujednolicenia. Koordynacja polega na zastosowaniu
licznych lacznikow oraz regut kolizyjnych pozwalajacych na usunigcie rozbiez-
nosci powstajacych w stosunkach transgranicznych co do stosowania prawa
zabezpieczenia spolecznego obowiazujacego w poszczegoélnych panstwach
cztonkowskich.”

W ten sposob krajowe systemy zabezpieczenia spotecznego staty si¢ czgscia
systemu ponadnarodowego. O procesie europeizowania tej dziedziny prawa
$wiadczy art. 34 Karty Praw Podstawowych, w ktorym ustalono prawo do za-
bezpieczenia spotecznego i pomocy spolecznej. Zakres podmiotowy przyzna-
wanej na jego podstawie ochrony obejmuje kazda osob¢ majacg miejsce za-
mieszkania i przemieszczajaca si¢ legalnie w obrebie Unii Europejskiej. W
stosunku do przedmiotu ochrony art. 34 KPP wymienia takie zdarzenia jak:
macierzynstwo, choroba, wypadki przy pracy, zaleznos$¢ lub podeszty wiek oraz
utrate zatrudnienia. Uzyte w tym artykule sformulowanie ,,w takich przypad-
kach, jak” sugerUje, ze przepis ten nie zawiera zamknigtego katalogu sytuacji

7 W polskim systemie prawa ,,zabezpieczenie spoleczne” jest terminem jezyka prawnego. Postu-
guje sie nim Konstytucja RP w art. 67 przyznajac obywatelom prawo do zabezpieczenia spo-
tecznego w razie niezdolnosci do pracy ze wzgledu na chorobg lub inwalidztwo, po osiagni¢ciu
wieku emerytalnego oraz w razie pozostawania nie z wiasnej woli bez pracy i braku innych
srodkéw utrzymania.
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podlegajacych ochronie, a jedynie podaje najbardziej powszechne kategorie
zdarzen objete ochrong w systemach prawnych panstw cztonkowskich.

I11. Zasady koordynacji

Szczegbdlowe zasady koordynacji systemow zabezpieczenia spotecznego zostaty
okreslone w wydanych kolejno rozporzadzeniach podstawowych nr 3/1958, nr
1408/1971 i nr 883/2004 oraz rozporzadzeniach wykonawczych nr 4/1958, nr
574/1972 i nr 987/2009.

Obecnie obowigzujace rozporzadzenia Parlamentu Europejskiego i Rady (WE)
nr 883/2004 z dnia 29 kwietnia 2004 r. w sprawie koordynacji systemow zabez-
pieczenia spotecznego® oraz rozporzadzenie Parlamentu Europejskiego i Rady
(WE) nr 987/2009 z dnia 16 wrzes$nia 2009 r. dotyczace wykonywania rozpo-
rzadzenia (WE) nr 883/2004 w sprawie koordynacji systemow zabezpieczenia
spotecznego.’

Koordynacja systemOow zabezpieczenia spolecznego jest oparta na czterech
generalnych zasadach:

a) réwnego traktowania — zasada ta zabezpiecza osoby przemieszczajace si¢
przed jakakolwiek dyskryminacjg bezposrednig lub posrednig przy stosowaniu
przepisow z zakresu zabezpieczenia spotecznego,

b) jednosci stosowanego ustawodawstwa — zasada ta zabezpiecza przed sytu-
acja, w ktorej osoba wykonujaca prace w jednym lub kilku panstwach nie jest
objeta zabezpieczeniem spolecznym w zadnym z nich, lub jest nim objgta w
kilku panstwach jednoczesnie,

c) zachowania praw nabytych oraz w trakcie nabywania — zasada ta zapewnia,
ze $wiadczenia przyznane w jednym z panstw UE sa przekazywane osobie
uprawnionej niezaleznie od jej miejsca zamieszkania,

d) sumowania okresow ubezpieczenia — zasada ta umozliwia uwzglednianie
okresd6w ubezpieczenia, lub innych roéwnorzednych okresow, przebytych w
kilku panstwach UE przy ustalaniu prawa do §wiadczen z zabezpieczenia spo-
lecznego.

8 Dz. Urz. UE 2004 L 166/1.
9 Dz. Urz. UE 2009 L 284/1.

217



Monika Tomaszewska

IV. Przyklady probleméw zwigzanych z nabywaniem $wiadczen z
systemoéw zabezpieczenia spolecznego oséb przemieszczajacych si¢ badz
delegowanych

1. Pracownicy S$wiadczacy prace na terenie Niemiec przed akcesjg
(zastosowanie przepiséw, ktore obowiazywaly w chwili objecia pracownika
systemem ubezpieczenia)

Poczatek migracji zarobkowej osob z Polski poszukujacych pracy na terenie
Niemiec nie przypada na koniec okresow przejsciowych zawartych w Traktacie
Akcesyjnym, czyli po 1 maja 2011 r. Przeptyw pracownikoéw miat miejsce duzo
wcezesniej. Zgodzi¢ nalezy si¢ natomiast ze stwierdzeniem, ze nabrat on cech
petnej swobody dopiero po zakonczeniu wspomnianych okreséw przejscio-
wych.

Konstatacja ta ma szczegodlne znaczenie dla prawidlowego zaliczania okresow
podlegania ubezpieczeniom spotecznym w zwigzku z zatrudnieniem na terenie
obu panstw, czyli Niemiec i Polski. Problemy zaliczania okreséw unaocznia
pewien przypadek Polki pracujacej na terenie bylej Niemieckiej Republiki De-
mokratycznej. Sad Okregowy w Gorzowie Wielkopolskim bez mata 7 lat roz-
patruje sprawe ubezpieczonej, ktora podjeta swoja pierwsza pracg w zakladzie
pracy potozonym we Frankfurcie nad Odrg. Prace na rzecz niemieckiego praco-
dawcy $wiadczyta przez okres blisko 20 lat (od 1972 do 1991 r.). W tym czasie
sktadki na ubezpieczenie spoteczne byly odprowadzane przez stron¢ niemiecka
na szczeblu centralnym. Nastepnie ubezpieczona podjeta prace w Polsce w
latach 1991-1992 oraz 1994-2004. Z wnioskiem o ustalenie prawa do emerytury
i jej wysokosci ubezpieczona wystapita w 2005 r. z chwilg osiggnigcia po-
wszechnego wieku emerytalnego dla kobiet, czyli ukonczenia 60 lat.

Warunki przemieszczania si¢ pracownikow pomigdzy oboma panstwami odnie-
sione do okresu zatrudnienia ubezpieczonej miaty rozne podstawy, by wymienic¢
najwazniejsze z nich:

Zrodta prawa migdzynarodowego i europejskiego:

a) Umowa dwustronna z 13 lipca 1957 r. migdzy Polska a NRD o wspotpracy w
dziedzinie ubezpieczen spotecznych (Dz.U. nr 51, poz. 246), ktora pozwala
okres zatrudnienia w NRD uwzglednia¢ przy ustalaniu prawa i wysokosci
emerytury;
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b) Traktaty zatozycielskie m.in. dlatego, ze pod rzadami tych aktéw przypadt
moment ustalenia prawa do tego Swiadczenia;

c¢) Potencjalnie prawo wtdérne, cho¢ w tym przypadku wiele argumentoéw prze-
mawia raczej za brakiem podstaw do jego zastosowania.'

Zrédta prawa krajowego:

a) Ustawa z 14 grudnia 1982 r. o zaopatrzeniu emerytalnym pracownikow i ich
rodzin (Dz.U. nr 40, poz. 267 z p6zn. zm.) zastgpiona przez ustawe z 17 grudnia
1998 r. o emeryturach i rentach z Funduszu Ubezpieczen Spotecznych (Dz.U. z
2009 r., nr 153, poz. 1227 z pdzn. zm.), ktora wprowadzita gruntowna reforme
emerytalna;

b) Rozporzadzenie Rady Ministréw z 1 kwietnia 1985 r. w sprawie szczegdto-
wych zasad ustalania podstawy wymiaru emerytur i rent (Dz.U. z 1989 r., nr 11,
poz. 63 z pdzn. zm.).

Osig sporu w tym konkretnym przypadku jest wspomniane w ostatniej kolejno-
$ci rozporzadzanie Rady Ministréw z 1 kwietnia 1985 r. w sprawie szczegoto-
wych zasad ustalania podstawy wymiaru emerytur i rent, ktore zostalo wydane
na podstawie ustawy uchylonej 13 lat temu (ustawa z 14 grudnia 1982 r).

Wspomniane rozporzadzenie okresla sposdb, w jaki nalezy uwzgledniaé¢ okresy
zatrudnienia za granica, w tym m.in. w bylej NRD. Zgodnie z tym rozporzadze-
niem, jesli okres zatrudnienia za granica przypada przed dniem 1 stycznia 1991
r., wysoko$¢ wynagrodzenia jest ustalana w odniesieniu do wynagrodzenia,
ktore przyshuguje pracownikowi zatrudnionemu w naszym kraju w takim sa-
mym lub podobnym charakterze. W przepisie tym chodzi zatem o ustalenie
podstawy emerytury w oparciu o tzw. wynagrodzenie zastepcze obliczane w
stosunku do hipotetycznego pracownika zatrudnionego w tym czasie na porow-
nywalnym stanowisku w naszym kraju. Problem pojawit si¢ wtedy, gdy Zaktad
Ubezpieczen Spotecznych nie mogt ustali¢ wysokosci zastepczego wynagro-
dzenia z tej przyczyny, ze nie mogt wskaza¢ w naszym kraju poréwnywalnego
stanowiska, ktore zajmowata w tym czasie ubezpieczona. Ponadto przepisy
wspomnianego rozporzadzenia wprowadzaty wymog uprzedniego zatrudnienia

10 Na uwage natomiast zastuguje fakt, ze obecnie obowigzujace rozporzadzenie nr 883/04 nie
przejeto tresci zatacznika 11T do rozporzadzenia nr 1408/71, wobec czego podstawg stosunkow
miedzy Polska i Niemcami od dnia 1 maja 2010 r. jest wytacznie system koordynacji oparty na
rozporzadzeniu nr 883/04.
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na terenie Polski jako warunku zaliczenia okresu ubezpieczenia za granicg (w
tym NRD) do podstawy obliczenia wymiaru emerytury.

W tym stanie faktycznym ZUS wydat decyzje o przyznaniu emerytury, ktoéra
oparto o wyliczenie tylko sktadek optacanych w Polsce w okresie 10 kolejnych
lat kalendarzowych, tj. od 1 stycznia 1995 r. do 31 grudnia 2004 r. ZUS pomi-
nat natomiast przy ustaleniu wysoko$ci emerytury okres zatrudnienia w Niem-
czech (od 5 czerwca 1972 1. do 31 maja 1991 r.), przez co dramatycznie zanizyt
wysoko$¢ przyznanej emerytury.

Po 7 latach rozpatrywania tej sprawy przez Sad Okregowy Ubezpieczen Spo-
tecznych w Gorzowie Wielkopolskim, sad ten zwrdcit si¢ z pytaniem do Trybu-
natu Konstytucyjnego o zgodno$¢ wspomnianego rozporzadzenia z Konstytucja
RP. W odpowiedzi na zadane pytanie Trybunat Konstytucyjny wydat wyrok, w
ktorym stwierdzil, iz przepis w zakresie, w jakim uzaleznia ustalenie podstawy
wymiaru emerytury lub renty od tego, czy pracownik byt zatrudniony w kraju
przed wyjazdem za granicg, jest niezgodny z art. 32 ust. 1 Konstytucji RP, a
wiegc z zasadg niedyskryminacji.

2. Pracownicy Swiadczacy prace na terenie Niemiec przed akcesja —
mozliwos$¢ zastosowania przepiséw unijnych

Przedmiotem oceny Trybunalu Konstytucyjnego nie byta ocena zgodnosci
przepisow krajowych z przepisami unijnymi regulujacymi swobode przeptywu
pracownikow. Trybunat byt ograniczony zakresem pytania skierowanego przez
Sad Okregowy, w ktorym chodzilo o ustalenie zgodnosci z Konstytucja RP
spornego przepisu i posrednio calego rozporzadzenia, ktore jest stosowane,
mimo ze podstawa jego wydania nie obowigzuje od 13 lat.

Nie zwalnia to jednak od préby oceny tego stanu faktycznego z obecnie obo-
wigzujacymi przepisami unijnymi.

W judykaturze Trybunalu Sprawiedliwosci wyrazono stanowisko, uwzglednia-
jac chociazby do$wiadczenia w stosunkach polsko-niemieckich, Zze nowy stan
prawny zwigzany z przepisami o swobodzie przeplywu pracownikdéw nalezy
stosowac¢ do obecnych lub przysztych skutkow prawnych, ktore sa nastgpstwem
wczesniejszych stanow faktycznych. Powyzsza zasada zostata sformulowana w
wyroku w sprawie C-162/00 Land Nordrhein-Westfalen (Nadrenia Potnocna-
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Westfalia) przeciwko Beata Pokrzeptowicz-Meyer' i powtérzona przez rzecz-
nika generalnego Kokotta w przedstawionej w dniu 11 listopada 2010 r. opinii
w sprawie C-379/09 Maurits Casteels przeciwko British Airways plc.*

Jesli odnie$¢ okres nabywania §wiadczen emerytalnych z zabezpieczenia spo-
tecznego, ktére wymagaja od ubezpieczonego wykazaniem si¢ 20-30 letnim
zatrudnieniem do czasu obowigzywania przepisOw unijnych o swobodzie prze-
ptywu pracownikow, to problem tzw. ,,wstecznego” stosowania przepisow do-
tyczy niemal kazdego przypadku pracy za granica. Majac na uwadze stanowi-
sko wyrazone w sprawie Beata Pokrzeptowicz-Meyer uzasadniony wydaje si¢
poglad o tym, ze przepisy o swobodach przeptywu sg tym wyjatkiem, kiedy to
materialnoprawne przepisy unijne nalezy interpretowac jako dotyczace sytuacji
zaistniatych przed ich wejsciem w zycie. Za tym wnioskiem przemawia tresc,
cel a takze systematyka tych przepisow, jak i to, ze ,,wsteczny skutek” przyczy-
nia si¢ do realizacji zasad ogdélnych prawa unijnego, w tym chociazby zasady
ochrony praw nabytych, ale tez zasady uzasadnionych oczekiwan.’* W przy-
padku pracownikow zatrudnionych na terenie Niemiec przed akcesjg uzasad-
nione sg ich oczekiwania zaliczenia tej pracy do okresu wymaganego przy na-
byciu prawa do emerytury juz po dniu akcesji. Jednoczesnie spelnienie tego
warunku wymaga pominigcia przepisow, niezaleznie od tego czy bylyby to
przepisy niemieckiej ustawy czy polskiego rozporzadzenia, ktore stalyby na
przeszkodzie wliczenia okresu pracy za granica.

W rozpatrywanym przypadku przepisy polskiego rozporzadzenia sg nie tylko
sprzeczne z przepisami konstytucyjnymi, ale tez naruszajg przepisy unijne o
swobodzie przeptywu pracownikéw. Wniosku tego nie podwaza fakt, ze ubez-
pieczona nie korzystata ze swobody przeptywu po akcesji Polski do Unii Euro-
pejskiej. Istotny w tej sprawie jest sam skutek migracji, ktéry przypada po akce-
sji, nie za§ moment wykonywania tego prawa.

11 Zb. Orz. 2002, s. 1-01049.

12 Niepublikowana w Zb.

13 W szczegolnosci wyroki Trybunalu Sprawiedliwosci: z dnia 10 lutego 1982 r. W sprawie
21/81 Bout, Rec. s. 381, pkt 13; z dnia 15 lipca 1993 r. w sprawie C-34/92 GruSa Fleisch, Rec.
s. 1-4147, pkt 22; z dnia 29 stycznia 2002 r. w sprawie C-162/00 Pokrzeptowicz-Meyer, Rec. s.
1-1049, pkt 49; z dnia 12 listopada 2009 r. w sprawie C-441/08 Elektrownia Pgtnow II, Zb. Orz.
s. 1-10799, pkt 33.
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3. Problemy z ustaleniem wlasciwego systemu zabezpieczenia spolecznego
w przypadku delegowania pracownikéw do wykonywania uslug
budowlanych na terenie Niemiec

Polska jest postrzegana jako kraj o najwigkszej liczbie pracownikow delegowa-
nych do pracy do innych panstw cztonkowskich. Dane statystyczne wskazuja,
ze delegowanie polskich pracownikow dotyczy okreslonych branz (gltéwnie
ustug budowlanych) i ma miejsce do krajow sasiadujacych z Polska, np. do
Niemiec, cho¢ oczywiscie nie tylko do tego panstwa. Obawy przed, jak rozu-
miem, nadmierng ekspansja spowodowaty, ze okresy przejsciowe w stosowaniu
przepisow Traktowych o swobodzie przeplywu dotyczyly ograniczen swobody
przeptywu pracownikow, ale tez §wiadczenia niektorych rodzajow ustug, w tym
budowlanych.

Korzysci, jakie odnosza przedsigbiorstwa delegujace pracownikow wynikaja
m.in. ze zmniejszonych kosztow pracy. Przedsigbiorstwa swiadczace ustugi
budowlane sg zainteresowane w utrzymaniu statusu zatrudnionych pracowni-
kéw jako pracownikow delegowanych z uwagi na roznice w wysokosciach
optat na sktadki obowigzkowego ubezpieczenia spotecznego, jakie wystepuja
pomigdzy systemem polskim a niemieckim. W systemie niemieckim sktadki te
sa wyzsze, poza tym zakres ubezpieczenia jest szerszy anizeli w Polsce. Zatem
pracodawcy sa zainteresowani w utrzymaniu statusu przedsigbiorstwa deleguja-
cego pracownikéw, gdyz pozwala im to ponosi¢ koszty pracy wedlug polskich
przepiséw. Zatozeniem delegowania jest czasowy i przejsciowy charakter, stad
rozporzadzenie wprowadza ograniczenie 24 miesiecy co do czasu trwania dele-
gacji (art. 12 rozporzadzenia 883/2004).

Inng podstawg pozwalajacg na zachowanie polskiego rezimu zabezpieczenia
spolecznego jest wykonywanie pracy najemnej jednoczes$nie w kilku panstwach
cztonkowskich. Taka podstawe stwarza art. 13 ust. 1 pkt b rozporzadzenia nr
883/2004, na ktérego mocy ubezpieczony (pracownik), ktory:

,hormalnie wykonuje pracg najemng w dwoch lub w kilku Pan-
stwach Czlonkowskich [...] podlega ustawodawstwu Panstwa
Cztonkowskiego, w ktérym znajduje si¢ siedziba lub miejsce wy-
konywania dziatalnosci zatrudniajgcego go przedsigbiorstwa lub
pracodawcy, jezeli osoba ta nie wykonuje znacznej cze$ci swej
pracy w Panstwie Cztonkowskim, w ktorym ma miejsce zamiesz-
kania.”
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Praktyka pokazuje, ze coraz czgéciej zawierane sg z pracownikami umowy o
prace ze wskazaniem wielu miejsc wykonywania pracy, np. w Polsce i jedno-
czesnie na terenie Unii Europejskiej, m.in. w Irlandii, Francji, Wielkiej Brytanii,
Niemczech czy Finlandii. W rzeczywisto$ci jednak pracownicy sg zatrudniani
przez firmy w celu realizacji konkretnej jednej budowy. Prezentowany problem
dotyka wigc rozbieznosci pomigdzy postanowieniami umowy o pracg, a jej
sposobem wykonania, z jednej strony, a z drugiej — nieprecyzyjnego pojecia
»zatrudnienie na terenie dwoch panstw”, ktore wystepuje w art. 13 ust. 1 rozpo-
rzadzenia 883/04. Pojecie ,,zatrudnienie” moze by¢ réznie rozumiane, np. jako:

a) podpisanie umowy, na podstawie ktdrej zatrudniany jest pracownik,
b) faktyczne $wiadczenie pracy poprzez dopuszczenie do pracy.

Nalezy dodaé, ze w systemie prawa polskiego wystepuja oba znaczenia pojecia
zatrudnienie, zas wybor znaczenia zalezy od kontekstu przepisu. Od odpowie-
dzi na postawione zagadnienie zalezy wybor konkretnej reguty koordynacji
systemu zabezpieczenia spolecznego.

Powodow rozbieznosci pomigdzy postanowieniami umowy a jej wykonaniem
moze by¢ wiele, np. moga one wynika¢ z faktu, iz zlecenia z Niemiec wydaja
si¢ by¢ dla przedsiebiorcy atrakcyjniejsze finansowo, stad tylko one sg realizo-
wane. Nie mozna wykluczy¢ tez przypadkdéw celowego wpisywania roznych
miejsc pracy, mimo zamiaru jej wykonywania na terytorium jednego panstwa.
Wspomniana sytuacja nie ma charakteru hipotetycznego i dotyczy konkretnej
polskiej sp6tki Format z siedzibg w Warszawie, ktora w zakresie swojej dziatal-
nosci $wiadczyta ustugi budowlane na terenie kilku panstw cztonkowskich.
Pracownik P. Kita byl w niej zatrudniony w latach 2006-2012. W ciagu 6 lat
pracy po kilka lub kilkanascie miesigcy w roku wykonywat on prace w jednym
z panstw unijnych — najpierw we Francji, nastgpnie w Niemczech, potem w
Finlandii, natomiast nigdy nie pracowal w Polsce. Zaktad Ubezpieczen Spo-
tecznych uznat, ze P. Kita byl pracownikiem delegowanym, a ci sg ubezpieczeni
w tym panstwie, w ktorym wykonuja prace po okresie 24 miesiecy. Pracodawca
argumentowat z kolei, ze jego pracownik jest osobg zatrudniong na terytorium
dwoch lub wigcej panstw cztonkowskich, dzigki czemu zatrudnieni pracownicy
wcigz podlegaliby systemowi ubezpieczenia w Polsce. Tylko dla porzadku
nalezy doda¢, iz polski system ubezpieczenia spotecznego z punktu widzenia
finansowego byt znacznie bardziej korzystny dla pracodawcy anizeli systemy
panstw zachodniej Europy, w ktorych to panstwach wykonywali prace zatrud-
nieni pracownicy (w tym pan Kita).
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Trybunal Sprawiedliwosci 4 pazdziernika 2012 r. orzekl, Zze osoba, ktora na
podstawie kolejnych uméw o prace, wskazujacych jako miejsce jej Swiadczenia
terytorium kilku panstw cztonkowskich, pracuje w rzeczywisto$ci w okresie
obowigzywania kazdej z tych umow wylacznie na terytorium jednego z tych
panstw, nie moze by¢ objeta zakresem pojecia "osoby zwykle zatrudnionej na
terytorium dwoch lub wigcej panstw cztonkowskich" w rozumieniu tego rozpo-
rzadzenia (sygn. C-115/11).

Wyrok ten niesie ze soba niekorzystne konsekwencje dla polskich przedsig-
biorstw, w tym np. dla agencji pracy tymczasowej i spotek prowadzacych prace
budowlane na terenie innych krajow UE, roéwniez w zakresie delegowania pra-
cownikdéw. Jednym z warunkoéw delegacji jest to, by pracodawca prowadzit
znaczng cz¢$¢ dziatalnodci w panstwie cztonkowskim, z ktérego delegowany
jest pracownik. Warunku tego czesto nie spetniajg wlasnie agencje pracy tym-
czasowej 1 spotki prowadzace prace budowlane wylacznie, albo w dominujacej
czesci na terenie innych krajow UE. Dla pracownikow delegowanych przez
w/w pracodawcow wilasciwym systemem ubezpieczenia spotecznego wydaje sie
by¢ lex loci laborem. Warto tez zaznaczy¢, ze rozporzadzenie nie wskazuje
tacznikow pozwalajgcych na okreslenie prawa wiasciwego dla ustalenia warun-
kow pracy pracownikow delegowanych. Warunki pracy wynikajg z innej pod-
stawy prawnej — mianowicie z dyrektywy Parlamentu Europejskiego i Rady nr
96/71/WE z dnia 16 grudnia 1996 r. dotyczacej delegowania pracownikow w
ramach $wiadczenia ustug."* Zauwazy¢ nalezy rowniez rozbieznosci pomiedzy
przepisami rozporzadzenia oraz dyrektywy, ktora dla skutecznej delegacji nie
wymaga, aby pracodawca prowadzil znaczng czes¢ dziatalnosci na terenie
kraju, skad delegowani sg pracownicy. Stanowisko ETS wplywa na wzrost
przypadkow, kiedy rezim prawa kontraktu bedzie inny anizeli prawo wilasciwe
do ustalenia sktadek na ubezpieczenie spoleczne. Taki stan ktoci si¢ z zasada
koordynacji, moéwiagca o jednosci stosowanego ustawodawstwa. Jednak zasada
ta nie wyklucza sytuacji, kiedy dwa systemy prawne beda stosowane dla powia-
zanych ze soba, jednak réznych rodzajowo, stosunkéw prawnych, tj. stosunku
pracy i stosunku zabezpieczenia spotecznego.

14 Dz.Urz. L 18 z 21 stycznia 1997 r., s. 1 (Dz.Urz., Wyd. Sp., rozdz. 5, tom 2, s. 431).
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V. Podsumowanie

Nabywanie uprawnien do $wiadczen okreslonych w systemie zabezpieczenia
spotecznego kazdego z panstw cztonkowskich Unii Europejskiej taczy sie z
kilkoma zasadniczymi problemami. W pierwszej kolejnosci nalezy tu wymieni¢
dtugi okres ich nabywania, w przeciagu ktorego czgsto dochodzi do moderniza-
¢ji i zmian systemu zabezpieczenia wywotanych czynnikami obiektywnymi,
trudnymi do przewidzenia w chwili ustalania poczatkowych zasad. Z kolei
zmiany zasad w trakcie nabywania praw do $§wiadczen wywotuja efekt w po-
staci zastosowania aktualnych rozwigzan prawnych do stanow faktycznych
sprzed ich wprowadzenia. Innej natury problem dla beneficjentow $wiadczen
wywotuje migracja oséb poszukujacych zatrudnienia i podejmujacych prace
poza granicami ojczystego kraju. Nalezy zwrdci¢ uwage na zasadnicze roznice
w systemach krajowych odnos$nie zakresu, rodzaju jak i wysokosci §wiadczen
przystugujacych okreslonym przez prawo beneficjentom. Wynika to z faktu
zachowania w tej materii wytgcznych kompetencji panstw cztonkowskich Unii
Europejskiej do ksztattowania systemu zabezpieczajacego obywateli na wypa-
dek wystapienia zdarzen powodujgcych utrate (statg badz przej$ciowa) zdolno-
$ci do pracy. Roézne modele zabezpieczenia spotecznego przyjete z panstwach
cztonkowskich sprawiaja nie tylko trudno$ci w sferze ich porownywania, ale
takze zachowania cigglosci nabywania niektorych z tychze $wiadczen.

Obowiazujace rozporzadzenie nr 883/2004 (poprzednio nr 1408/71) stawia za
cel skoordynowanie w przypadku swobody przeptywu osob zasad i regut naby-
wania przez te osoby $wiadczen w przypadku ryzyk uznawanych za najbardziej
powszechne. Koordynacja polega wiec na zastosowaniu licznych lacznikow
oraz regul kolizyjnych pozwalajacych na usunigcie rozbieznosci powstajacych
w stosunkach transgranicznych co do stosowania prawa zabezpieczenia spo-
tecznego obowiazujacego w poszczegdlnych panstwach cztonkowskich. Prawo
unijne nie wprowadza zatem jednolitego systemu zabezpieczenia z zamiarem
zastgpienia przepisow krajowych. Stad niezwykle trafna jest konkluzja ETS o
tym, ze przepisy rozporzadzenia nr 883/2004 (poprzednio nr 1408/71) nie daja
zadnej gwarancji ,,(...), ze rozszerzenie dziatalnosci na wigcej niz jedno pan-
stwo cztonkowskie lub przeniesienie jej do innego panstwa czlonkowskiego
bedzie neutralne pod wzgledem zabezpieczenia spotecznego”.”

Trudnosci stosowania regut koordynacji wynikajg takze z réznego momentu
nabycia statusu cztonka Unii Europejskiej przez poszczeg6lne panstwa europej-

15 Zb. Orz. 2002, s. 1-2829.
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skie. Stany faktyczne sprzed akcesji byly przedmiotem regulacji uméw miedzy-
narodowych bilateralnych. Cze$¢ z tych uméw przestata obowiazywaé z po-
wodu utraty podmiotowosci miedzynarodowej czego przyktadem jest NRD i
umowa dwustronna z 13 lipca 1957 r. miedzy Polskag a NRD o wspdipracy w
dziedzinie ubezpieczen spotecznych.’® W efekcie przestrzen prawna z dziedziny
zabezpieczenia spolecznego ksztattuje bardzo skomplikowany system ztozony z
przepisow krajowych, ponadnarodowych i miedzynarodowych podlegajacy
ciggtym zmianom i ewaluacji.

16 Dz.U. Nr. 51, Pos. 246.
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Karol Karski

Swoboda przeplywu pracownikow
miedzy Polska a Niemcami. Kilka uwag
w kontekscie miedzynarodowych, unijnych i krajowych
przepisow podatkowych

Przystapienie Polski do UE w 2004 r. postawilo na porzadku dziennym koniecz-
no$¢ wprowadzenia wielu rozwigzan, ktére do tej pory — na zasadach bilateral-
nych — byly niemozliwe do przyjecia. Wsrdd nich znalazto si¢ m.in. otwarcie
niemieckiego rynku pracy dla obywateli Polski. Jest przy tym faktem, ze petna
realizacja tej swobody powoduje wiele przemian w Zzyciu gospodarczym,
spotecznym 1 kulturalnym panstw, w relacjach miedzy ktérymi zostaje ona
wprowadzona.'

Swoboda przeptywu pracownikéw jest jednym z podstawowych uprawnien
obywateli UE. Regulujace ja art. 45-48 Traktatu o funkcjonowaniu UE?, tj.
dawne art. 39-42 Traktatu ustanawiajacego WE®, stuza przy tym — wraz z
przepisami dotyczacymi niektérych innych szczegdétowych swobod -
urzeczywistnieniu szerszej wolnosci, tj. generalnej swobody przeptywu 0séb.”

Obawy dotychczasowych Panstw Cztonkowskich UE spowodowaly, iz w trak-
cie negocjacji akcesyjnych w zakresie dotyczacym wejscia w zycie swobody
przeptywu pracownikéw wprowadzono okresy przejsciowe. Niemcy i Austria
najdtuzej utrzymywaty swoj rynek pracy zamkniety dla obywateli nowych —
wowczas — Panstw Cztonkowskich UE. W pkt. 2 zatacznika nr XII do Traktatu

1 Maciej Duszczyk: Swobodny przeptyw pracownikdéw w negocjacjach o cztonkostwo Polski w
Unii Europejskiej, Warszawa: Instytut Polityki Spotecznej Uniwersytetu Warszawskiego 2002,
s. 201.

2 Dz. Urz. C 326, 26 pazdziernika 2012, s. 47.

3 Dz. Urz. C 321, 29 grudnia 2006, s. 37.

4 Michael Ahlt / Maciej Szpunar: Prawo europejskie, Warszawa: C. H. Beck 2011, s. 204.
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Akcesyjnego z 16 kwietnia 2003 r.° przewidziano, ze przez maksymalnie sie-
dem lat mozliwe bedzie niestosowanie przepisow UE dotyczacych uwolnienia
dostepu do zatrudnienia w relacjach miedzy starymi i nowymi — wowczas —
Panstwami Cztonkowskimi UE na zasadzie 2+3+2. Po dwdch latach miat zatem
nastgpi¢ przeglad sytuacji w dziedzinie zatrudnienia, a zainteresowane panstwa
mogly notyfikowac przedtuzenie okresu przejsciowego na kolejne trzy lata. Gdy
uznaly, ze otwarcie swojego rynku pracy spowoduje lub moze spowodowac
»powazne zaklocenia” w jego obrebie, byly uprawnione do przedtuzenia tego
okresu o nastepne dwa lata.® Z prawa do wstrzymania wprowadzenia swobody
przeplywu pracownikow, ktorzy sa obywatelami Polski, przez caly mozliwy
okres siedmioletni skorzystaly, jak juz wskazano, tylko dwa panstwa, Niemcy i
Austria. Polska zrezygnowata juz w 2007 r. ze stosowania okres6w przejs$cio-
wych wobec obywateli panstw, ktore utrzymaty takie ograniczenia wobec jej
obywateli. W relacjach migdzy Polskg a Niemcami swoboda ta — w obu kierun-
kach — stata si¢ rzeczywistoscig dopiero w 2011 r.

Istotnym elementem urzeczywistnienia tej swobody jest niedyskryminacyjne
stosowanie przepisow podatkowych wobec pracownikéw z niej korzystajacych.
Zgodnie z art. 7 ust. 2 rozporzadzenia Rady (EWG) nr 1612/68 z 15 pazdzier-
nika 1968 r. w sprawie swobodnego przeptywu pracownikéw wewnatrz Wspdl-
noty’ pracownik pochodzacy z innego Panstwa Cztonkowskiego UE niz to, na
terytorium ktérego jest zatrudniony, korzysta z takich samych przywilejéw
socjalnych i podatkowych jak pracownicy krajowi. Europejski Trybunat
Sprawiedliwosci (ETS), w wyroku z 14 lutego 1995 r. w sprawie Finanzamt
KoIn-Altstadt p. Roland Schumacker, wskazat przy tym, ze finansowa
dyskryminacja o charakterze posrednim moze by¢ m.in. uzaleznianie stosowa-
nia niektorych ulg lub zwolnien podatkowych od miejsca zamieszkania lub
wykonywania pracy przez pracownika.® Niekiedy jednak, co wynika m.in. z
wyroku ETS z 28 stycznia 1992 r. w sprawie Hanns-Martin Bachmann p. pan-
stwu belgijskiemu, takie zroznicowanie moze okazaé sie uzasadnione ochrong
spojnosci systemu podatkowego.’

Rozwdj kontaktow migdzy Polska i Niemcami oraz zblizajace si¢ przystapienie
Polski do UE spowodowaty, iz bezposrednio przed akcesja zostat przez te pan-

5 Dz. Urz. L 236, 23 wrze$nia 2003, s. 875.

6 Duszczyk: Swobodny przeptyw pracownikéw w negocjacjach o cztonkostwo Polski w Unii
Europejskiej, s. 238.

7 Dz. Urz. L 257, 19 pazdziernika 1968, s. 2; polskie wydanie specjalne: rozdz. 5, t. 1, s. 15

8 C-279/93, Zb. Orz. 1995: 1-225.

9 C-204/90, Zb. Orz. 1992: 1-249.
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stva wynegocjowany 1 zawarty nowy dwustronny traktat regulujacy kwestie
podatkowe, ktory zastapit w tym zakresie dotychczasowe regulacje traktatowe.
Jest to umowa migdzy Rzeczapospolita Polska a Republika Federalng Niemiec
w sprawie unikania podwdjnego opodatkowania w zakresie podatkéw od
dochodu i od majatku, podpisana w Berlinie 14 maja 2003 r."° Weszta ona w
zycie 19 grudnia 2004 r. Ustawa ta zostata oparta na rozwigzaniach przyjetych
w Modelowej Konwencji Podatkowej ODCE (Projekcie konwencji OECD w
sprawie unikania podwojnego opodatkowania w zakresie podatkéw od dochodu
i majatku), a zatem w dokumencie, ktéry Komisja Europejska uznaje za akt w
pemi zgodny z zasadami podatkowymi stosowanymi w Panstwach Cztonkow-
skich UE. Stanowisko to znajduje m.in. odzwierciedlenie w odpowiedzi Komi-
sji z 26 pazdziernika 1998 r. na pisemne pytanie cztonkini Parlamentu Europej-
skiego Karin Riis-Jargensen.™*

Bilans migracji zarobkowych wskazuje jak dotad, iz ze swobody przeptywu
pracownikoéw znacznie czgsciej korzystaja Polacy niz Niemcy. Jest to przy tym
stan zgodny z wczesniejszymi prognozami.? Otwarcie niemieckiego rynku
pracy dla obywateli Polski nie miato jednak bezposredniego wptywu na ksztatt i
spojnos¢ tak polskiego, jak i niemieckiego systemu podatkowego. Jest on bo-
wiem w waskim znaczeniu doktrynalny, rozumiany jako uporzadkowany zestaw
podatkéw obowiazujacych w danym czasie w danym pafistwie.”* W $wietle
szerszych definicji obejmuje ponadto catg strukture podmiotow interpretujacych
1 stosujacych prawo podatkowe, a takze doktryne, judykature i osrodki eksperc-
kie zajmujace si¢ ta problematyka.’* System podatkowy ksztattowany jest pod
wptywem biezacych potrzeb finansowych i gospodarczych panstwa. Powinien
by¢ on jednak wolny od niepotrzebnych utrudnien. Nalezy przy tym zapewnic,
by pozostawat on w harmonii z prawami jednostki oraz zasada rownosci wobec
prawa."

10 Dz. U. 2 2005 r. Nr 12, poz. 90; BGBI. 2004 11 S. 1304.

11 Dz. Urz. C 207, 21 lipca 1999, s. 42.

12 Marek Kupiszewski: Demograficzne i ekonomiczne aspekty swobodnego przeptywu pracowni-
kow, w: Andrzej Stgpniak (red.), Swobodny przeptyw pracownikow w kontekécie wejscia Polski
do Unii Europejskiej. Pelnomocnik Rzadu do Spraw Negocjacji o Cztonkostwo RP w Unii
Europejskiej, Warszawa: Kancelaria Prezesa Rady Ministrow 2001, s. 93.

13 Jacek Kulicki: System podatkowy, w: Jacek Kulicki / Agnieszka Krawczyk / Piotr Sokot:
Leksykon podatkowy, Warszawa: Polskie Wydawnictwo Ekonomiczne 1998, s. 319.

14 Witold Konieczny / Witold Modzelewski: Zagadnienia og6ine podatkéw i prawa podatkowego,
W: Hanna Litwinczuk (red.): Prawo finansowe. Prawo podatkowe, Warszawa: Oficyna Prawa
Polskiego 2012, s. 24-26.

15 Andrzej Gomutowicz / Jerzy Matecki: Podatki i prawo podatkowe, Warszawa: LexisNexis
2010, s. 249.
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Cho¢ otwarcie rynku pracy jednego panstwa dla obywateli innego panstwa nie
wplywa bezposrednio na ksztatt i spojnos¢ takiego systemu, co tez nie miato,
przynajmniej jak dotad, miejsca takze po otwarciu w 2011 r. niemieckiego
rynku pracy dla obywateli Polski, to moze ono jednak — w sposob oczywisty —
wplywac na wysokos¢ wptywow podatkowych obu zainteresowanych panstw.
Ma to miejsce zwlaszcza w odniesieniu do podatkow dochodowych. Skale tych
zmian determinuje nie tylko liczba obywateli Polski, ktorzy korzystajg ze swo-
body przeptywu pracownikow i podejmujg prace w Niemczech i vice versa, ale
takze to, jaka osoby te podejmuja decyzje w zakresie wyboru miejsca swojego
zamieszkania dla celéw podatkowych, czyli w zakresie swojej rezydencji podat-
kowej.

Na wysoko$¢ wpltywow podatkowych ma wplyw takze tres¢ przepisow
podatkowych obowigzujacych w poszczegélnych panstwach. W Polsce
opodatkowanie dochodéw pracownikéw regulowane jest przepisami ustawy z
26 lipca 1991 r. o podatku dochodowym od o0séb fizycznych.'® Natomiast w
Niemczech kwestie te reguluje ustawa z 13 pazdziernika 1934 r. o podatku
dochodowym od 0s6b fizycznych, czyli Einkommensteuergesetz,'” a jej uzupet-
nieniem jest rozporzadzenie z dnia 16 czerwca 1949 r. — ,,Przepisy wykonawcze
o podatku od wynagrodzen”, czyli Lohnsteuer-Durchfiihrungsverordnung.*® Jak
juz wyzej wskazano, oba panstwa taczy dwustronna — podpisana w 2003 r. —
umowa w sprawie unikania podwojnego opodatkowania w zakresie podatkdéw
od dochodu i od majatku.

Ogolne zasady odnoszace si¢ do ustalenia wtasciwosci fiskalnej organéw podat-
kowych obu panstw w odniesieniu do osoby fizycznej sg okreslone, zgodnie z
art. 4 ust. 1 umowy, w oparciu o okreslenie miejsca jej zamieszkania. Okresle-
nie to nie obejmuje jednak osob, ktore podlegaja opodatkowaniu w danym pan-
stwie, w zakresie dochodu osigganego tylko w tym panstwie. Osoba fizyczna
moze mie¢ jednak miejsce zamieszkania tak w Polsce, jak i w Niemczech. W
takim przypadku, zgodnie z art. 4 ust. 2 umowy, jej status okresla si¢ wedlug
trzech zasad:

a) po pierwsze dang osobg¢ uwaza si¢ za majgcg miejsce zamieszkania w tym
panstwie, w ktorym ma ona stale miejsce zamieszkania. Jezeli ma ona state
miejsce zamieszkania tak w Polsce, jak i w Niemczech to uznaje sig, ze jej miej-
sce zamieszkania znajduje si¢ w tym panstwie, z ktdrym ma ona Scislejsze

16 Dz. U. 22012 r.,, poz. 361 z pdzn. zm.
17 BGBI. 2009 | S. 3366, 3862; 2012 | S. 1030.
18 BGBI. 1989 | S. 1848; 2011 | S. 2592.
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powigzania osobiste i gospodarcze, czyli tam, gdzie znajduje si¢ osrodek jej
interesow zyciowych;

b) po drugie z kolei jezeli nie mozna ustali¢, w ktorym panstwie dana osoba ma
os$rodek interesow zyciowych, albo jezeli nie posiada ona stalego miejsca za-
mieszkania w zadnym z obu panstw, to uznaje si¢, ze jej miejsce zamieszkania
znajduje si¢ w tym panstwie, w ktorym zwykle przebywa;

¢) po trzecie, jezeli dana osoba przebywa zazwyczaj w obu panstwach lub nie
przebywa zazwyczaj w zadnym z nich, to uwaza si¢, ze ma ona miejsce
zamieszkania w tym panstwie, ktorego jest obywatelem.

W art. 4 ust. 2 lit. d umowy strony zdecydowaty ponadto, ze jezeli taka osoba
jest obywatelem Polski i Niemiec lub nie jest obywatelem zadnego z tych
panstw, to ich wlasciwe organy rozstrzygna kwesti¢ jej rezydencji podatkowej
w drodze wzajemnego porozumienia. Przypadek podwojnego obywatelstwa nie
ma zwiazku ze swoboda przeptywu pracownikow miedzy Panstwami
Cztonkowskimi UE. Korzystaja one bowiem z prawa do podjecia zatrudnienia
w panstwach swojego obywatelstwa wlasnie z tego tytutu. W kontekscie tej
swobody przepis ten moze mie¢ jednak zastosowanie do obywateli panstwa
trzeciego, ktore jest cztonkiem UE, ktdrych miejsce zamieszkania znajduje si¢
w Polsce i w Niemczech. Organami podejmujacymi decyzje w zakresie wskaza-
nym w tym przepisie sa przewaznie ministrowie finanséw dzialajacy bezposred-
nio lub poprzez swoich przedstawicieli.

Prawo polskie przyjmuje jako zasade, iz w przypadku, gdy obywatel polski ma
miejsce zamieszkania na terytorium Polski, to ciagzy na nim wowczas nieograni-
czony obowiazek podatkowy. Ma zatem obowiazek zaptacenia podatku
dochodowego od catosci swoich dochodow niezaleznie od tego, jak dtugo prze-
bywat lub nie przebywa w Polsce, a takze bez wzgledu na miejsce potozenia
zrodet swoich przychodow. Opodatkowanie lub brak ich opodatkowania przez
panstwo ich pochodzenia nie ma wplywu na istnienie i zakres obowigzku podat-
kowego w Polsce. Pewne odstepstwa od tej zasady sformutowane zostaly w
przywotywanej juz dwustronnej umowie. Nalezy przy tym podkresli¢, ze jej
przepisy stosowane sa w polskim porzadku prawnym bezposrednio. Ponadto w
przypadku, gdy jej rozwiazania sa odmienne od tych przyjetych w polskich
ustawach, w tym w ustawie o podatku dochodowym od os6b fizycznych, to
stosuje si¢ je przed tymi ustawami. Jest bowiem umowa migdzynarodowa
ratyfikowang za uprzednig zgodg wyrazong w ustawie. Wynika to wprost z
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tresci art. 91 ust. 1 i 2 Konstytucji RP.* Zwraca na to uwage, w art. 4a, takze
sama ustawa o podatku dochodowym od o0séb fizycznych.

W umowie tej problematyka opodatkowania pracy najemnej uregulowana jest,
co do zasady, w art. 15. Stanowi on, iz uposazenia, ptace i podobne
wynagrodzenia, ktore dana osoba otrzymuje z takiej pracy wykonywanej w
panstwie zamieszkania, podlegaja opodatkowaniu tylko w tym panstwie. Jesli
jednak praca najemna wykonywana jest w drugim panstwie, to otrzymywane za
nig wynagrodzenie moze by¢ w nim opodatkowane.

W sytuacji, gdy praca nie jest wykonywana w panstwie zamieszkania, to otrzy-
mane za nig wynagrodzenie podlega opodatkowaniu wylacznie w panstwie
zamieszkania, jezeli spelnione sg tacznie nastgpujace warunki:

a) odbiorca przebywa w drugim panstwie przez okres lub okresy nieprzekracza-
jace tacznie 183 dni podczas dwunastomiesiecznego okresu, rozpoczynajgcego
si¢ lub konczacego w danym roku podatkowym;

b) wynagrodzenie jest wyptacane przez pracodawce lub w imieniu pracodawcy,
ktory nie ma miejsca zamieszkania lub siedziby w drugim panstwie;

€) wynagrodzenie nie jest ponoszone przez zaktad lub statg placowke, ktorg
pracodawca posiada w drugim panstwie.

Jesli natomiast praca wykonywania jest w panstwie, w ktorym pracownik nie
ma miejsca swojego zamieszkania i nie sa facznie spelnione warunki okreslone
w poprzednim akapicie, to jego wynagrodzenie moze podlega¢ opodatkowaniu
w panstwie zatrudnienia, ktore jest rOwnoczes$nie panstwem wyplaty tegoz
wynagrodzenia.

Umowa w sposéb szczegolny reguluje opodatkowanie dochodéw os6b nazywa-
nych przez nig, co prawda, pracownikami, ale w przypadkach, w ktorych
faktycznie nie mamy do czynienia z praca podporzadkowana nominalnemu
pracodawcy. Przewiduje ona, iz powyzsze zasady nie majg zastosowania do
wynagrodzenia otrzymywanego przez pracownika majgcego miejsce
zamieszkania w umawiajagcym si¢ panstwie oraz wyptacanego przez lub w imie-
niu pracodawcy, ktéry nie ma miejsca zamieszkania lub siedziby w drugim
panstwie, jezeli praca ta wykonywana jest w tym drugim panstwie, gdy zaist-
nieja tacznie dwie dodatkowe przestanki. Po pierwsze, jezeli pracownik wyko-

19 Dz. U. z 1997 r. Nr 78, poz. 483 z p6zn. zm.
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nuje w ramach pracy najemnej rowniez ustugi na rzecz osoby innej niz praco-
dawca, ktora kontroluje bezposrednio lub posrednio sposdéb wykonania tych
ustug. Po drugie, gdy pracodawca nie ponosi odpowiedzialnosci lub ryzyka za
skutki pracy wykonanej przez pracownika.

Kolejne odstgpstwo od ogdlnych regut dotyczy zasad opodatkowania wynagro-
dzenia za prace wykonywang na poktadzie statku morskiego lub statku
powietrznego eksploatowanego w transporcie mig¢dzynarodowym, albo na
poktadzie statku eksploatowanego w zegludze $rédladowej. Wynagrodzenie
otrzymywane z takiego tytulu moze by¢ opodatkowane w tym panstwie, w
ktorym znajduje si¢ miejsce faktycznego zarzadu przedsicbiorstwa. Oznacza to
zatem, w przypadku rozbiezno$ci w tym zakresie, zwolnienie takiego wynagro-
dzenia z podatku dochodowego w panstwie zamieszkania pracownika.

Umowa reguluje réwniez w sposob szczegdlny zasady opodatkowania
wynagrodzenia cztonkéw rad nadzorczych i zarzadow spoétek, dochodow arty-
stow i sportowcOw oraz emerytur, rent i innych podobnych ptatnosci.

Przewidziano w niej takze specjalne zasady opodatkowania migrujacych
profesorow i pracownikow naukowo-badawczych. Jest to przepis niebg¢dacy
odzwierciedleniem ktorejkolwiek z regut zaproponowanych w Modelowej Kon-
wencji Podatkowej ODCE. Zgodnie z art. 20 umowy osoba fizyczna, ktéra
przebywa czasowo w jednym z umawiajacych sie panstw w celu nauczania lub
prowadzenia prac badawczych na uniwersytecie, w szkole wyzszej, badz innej
uznanej placowce oswiatowe] tego panstwa, a ktora ma lub bezposrednio przed
tym pobytem miata stale miejsce zamieszkania w drugim panstwie, podlega
zwolnieniu od opodatkowania w pierwszym wymienionym panstwie z tytutu
wynagrodzenia za nauczanie lub prowadzenie prac badawczych przez okres
nieprzekraczajacy dwoch lat, liczac od dnia jej pierwszego przyjazdu w tym
celu, pod warunkiem ze bedzie ona opodatkowana z tytulu takiego wynagro-
dzenia w drugim panstwie.

Na systemy podatkowe nie sktadaja si¢, co oczywiste, wytacznie podatki docho-
dowe. Przeptyw pracownikoéw miedzy Polska a Niemcami moze zatem wplyngé
takze na zmian¢ wysokosci wptywow z podatkdéw posrednich, tj. w szczegolno-
$ci z podatku od towardw i ustug (VAT) oraz z akcyzy. Obecnie jednak trudno
jest oszacowac skale zmiany dochodéw budzetowych z ich tytulu w kontekscie
realizacji swobody przeplywu pracownikéw. Migracja Polakéw do Niemiec, co
do zasady, wptynie oczywiScie na ich obnizenie w Polsce i wzrost w Niem-
czech. Sa to bowiem podatki o charakterze terytorialnym. Istotna w tym zakre-
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sie jest jednak nie tylko liczba polskich pracownikéw migrujacych, ale i to,
gdzie beda oni wydawac zarobione w Niemczech $rodki finansowe. Nalezy
przyjac, ze przyktadowo osoby z terendow przygranicznych, ktorych miejsce
zamieszkania znajduje si¢ w Polsce, a pracuja w Niemczech, beda wydawac
wigkszo$¢ zarobionych przez siebie pienigdzy w Polsce. Jest to zwigzane z
réznicg cen podstawowych produktow w obu panstwach. W Polsce sa one bo-
wiem, jak na razie, tansze. Swoboda przepltywu pracownikow i spowodowane
przez nig migracje nie wplyna przy tym na ksztalt oraz wewnetrzng i ze-
wnetrzng spojnos¢ wskazanych wyzej podatkéw posrednich. Na podstawie art.
113 Traktatu o funkcjonowaniu UE, czyli dawnego art. 93 Traktatu ustanawiajg-
cego WE, zaliczono je bowiem do grupy podatkéw zharmonizowanych. Zgod-
nie z tym przepisem Rada UE, stanowigc jednomyslnie zgodnie ze specjalng
procedura ustawodawcza i po konsultacji z Parlamentem Europejskim oraz
Komitetem Ekonomiczno-Spotecznym, uchwala przepisy dotyczace harmoniza-
cji ustawodawstw odnoszacych si¢ do podatkéw obrotowych, akcyzy i innych
podatkow posrednich w zakresie, w jakim harmonizacja ta jest niezbedna do
zapewnienia ustanowienia i funkcjonowania rynku wewnetrznego oraz uniknie-
cia zaktocen konkurencj.”® Przepis ten znalazt swoje odzwierciedlenie m.in. w
tresci dyrektywy Rady 2006/112/WE z 28 listopada 2006 r. w sprawie wspol-
nego systemu podatku od wartosci dodanej?* oraz dyrektywy Rady
2008/118/WE z 16 grudnia 2008 r. w sprawie og6lnych zasad dotyczacych po-
datku akcyzowego, uchylajacej dyrektywe 92/12/EWG.?

Przeptyw pracownikéw migdzy Polska a Niemcami nie wywrze zasadniczego
wplywu na wysoko$¢ wptywow z podatkdw majatkowych. W Polsce sa to
glownie: podatek od nieruchomosci, podatek od spadkow i darowizn, podatek
rolny, podatek le$ny, oraz podatek od czynnosci cywilnoprawnych. Zgodnie z
art. 4 ust. 1 pkt 1 ustawy z 13 listopada 2003 r. o dochodach jednostek samo-
rzadu terytorialnego™ sg one dochodem whasciwych gmin, tj. tych, na terenie
ktorych znajduje si¢ opodatkowany majatek lub zostata dokonana opodatko-
wana czynno$¢ prawna. W przypadku podatku od spadkéw i darowizn decydu-
jace znaczenie moze mie¢ takze obywatelstwo i miejsce zamieszkania spadko-
biercy lub obdarowanego oraz stopien jego spokrewnienia ze spadkodawca lub
darczynca.

20 Andrzej Gomutowicz / Jerzy Matecki: Podatki i prawo podatkowe, s. 255.
21 Dz. Urz. L 347,11.12.2006, s. 1.

22 Dz.Urz. L9, 14.1.2009, s. 12.

23 Dz. U. 22010 r. Nr 80, poz. 526 z pdzn. zm.
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Swoboda przeptywu pracownikow miedzy Polska a Niemcami

Podstawowe problemy zwigzane z prawem podatkowym Polski i Niemiec,
ktore mogty wynikna¢ z otwarcia niemieckiego rynku pracy dla Polakow — i
vice versa — zostaty rozwigzane z wielkim wyprzedzeniem. W tej sferze w 2003
r. zostala zawarta, jak juz wczesSniej wskazano, bilateralna umowa w sprawie
unikania podwojnego opodatkowania w zakresie podatkow od dochodu i od
majatku. Jest to akt w pelni uwzgledniajacy prawo i standardy UE, a zakres jego
regulacji obejmuje m.in. kwestie opodatkowania dochodéw z pracy najemnej.

Nalezy zatem skonstatowac, iz otwarcie w 2007 r. polskiego rynku pracy dla
obywateli Niemiec i w 2011 r. niemieckiego rynku pracy dla obywateli Polski
nie wptywa na zmiang ksztaltu i spojnos$¢ systemow podatkowych obu panstw.
Jest to szczegolnie istotne ze wzgledu na orzecznictwo ETS, ktdry — w cytowa-
nym juz wyroku W sprawie Hanns-Martin Bachmann p. panstwu belgijskiemu —
wskazal, iz uzaleznienie stosowania niektorych ulg lub zwolnien podatkowych
od miejsca zamieszkania lub wykonywania pracy przez pracownika moze by¢
uzasadnione ochrong spojnosci systemu podatkowego. Oba systemy sg jednak
spojne i nic — przynajmniej z tej strony — im w tym zakresie nie zagraza.

Swoboda przeptywu pracownikow i wynikajace z niej migracje zarobkowe
wplywaja oczywiscie na wysokos¢ dochodow podatkowych tak jednego, jak i
drugiego panstwa. Ich skala warunkowana jest liczbg pracownikow korzystajg-
cych z tej swobody, w tym jej wektorem netto. Nie jest przy tym zaskoczeniem,
ze w relacjach dwustronnych korzysta z niej znacznie wigcej Polakéw niz
Niemcéw. W Kkontekscie polsko-niemieckiej umowy w sprawie unikania
podwojnego opodatkowania w zakresie podatkéw od dochodu i od majatku
istotne jest rowniez, w jaki sposob korzystajacy z tej swobody pracownicy
dokonuja wyboru miejsca swojego zamieszkania dla celow podatkowych, czyli
jaka jest ich rezydencja podatkowa. Nalezy przy tym pamigtaé, ze korzystanie
przez obywateli UE ze swobody przeptywu pracownikéw wptywa na wysokosé
wptywow budzetowych z podatku dochodowego, podatku od wartosci dodane;j
oraz podatku akcyzowego. Natomiast w przypadku innych podatkéw istotne
uzaleznienie w tym zakresie, co do zasady, nie wystegpuje.
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Aspekty podatkowe swobody przeplywu pracownikow
mie¢dzy Niemcami a Polska

Oddelegowanie pracownikow w aspekcie migdzynarodowym, bedace rezulta-
tem unijnej swobody przeptywu kapitatu ludzkiego, stanowi zarowno dla nauki
jak 1 praktyki niezwykle interesujacy i pelen zawitych probleméw temat do
poglebionych analiz. Biorac pod uwage wylacznie sam aspekt prawny mozna
zaobserwowa¢ szeroki wachlarz przenikajacych si¢ regulacji niezb¢dnych do
analizy omawianego zagadnienia. Szczegdlnie istotne sg tutaj przepisy prawa
pracy, prawa ubezpieczen spotecznych czy tez prawa podatkowego. Mimo
faktu, iz struktura zagadnienia oddelegowania pracownikéw w obrebie powyzej
opisanych gatezi prawa wydaje si¢ by¢ blizniaczo podobna, to w praktyce na-
suwa sie wniosek, ze regulacje te sa ze sobg kompatybilne jedynie czesciowo.
W s$wietle powyzszego, niniejszy artykut poruszajacy tematyke opodatkowania
dochoddéw ze stosunku pracy w aspekcie migdzynarodowym ma przede wszyst-
kim za zadanie pokazanie i przedstawienie naczelnych zasad stosowanych na
gruncie prawa podatkowego. Przedstawiony zostanie mechanizm wspoétdziata-
nia krajowego prawa podatkowego z prawem bilateralnym oraz prawem we-
wnatrzwspolnotowym. Ponadto analizie poddane zostanie zagadnienie doty-
Czace podstawowych zatozen niezbgdnych dla zbudowania spdjnego prawa
podatkowego w petni kolerujgcego z innymi dziedzinami prawa.

|. Kontekst

Transgraniczna aktywno$¢ pracownikdéw, wynikajaca ze swobody przeptywu
kapitatu ludzkiego, wykazuje zarowno w wymiarze naukowym jak i praktycz-
nym wiele ciekawych, ale i trudnych aspektow. Juz chociazby z perspektywy
zagadnien prawnych nalezy uwzgledni¢ regulacje prawa pracy, prawa ubezpie-
czen spolecznych oraz prawa podatkowego. Mimo ze struktura problemu we
wszystkich trzech dziedzinach jest porownywalna, to w rzeczywisto$ci zaobse-
rowa¢ mozna tylko czeSciowg ich kompatybilnos¢. Dlatego tez artykut ten ma
na celu przedstawienie zarysu zasad stosowanych przez prawo podatkowe. W
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ten sposob moze uda sie znalez¢ podstawy do zbudowania dalszej kompatybil-
nos$ci prawa podatkowego z innymi dziedzinami prawa.

II. Nieograniczony a ograniczony obowiazek podatkowy

Wicgkszos¢ krajow $wiata rozrdznia nieograniczony oraz ograniczony obowig-
zek podatkowy 0s6b fizycznych.

Osoby podlegajace nieograniczonemu obowigzkowi podatkowemu muszg gene-
ralnie opodatkowac cato§¢ swoich dochodow w kraju zamieszkania, niezaleznie
od tego, gdzie je osiagaja (zasada opodatkowania catosci dochodow). W Niem-
czech nieograniczony obowigzek podatkowy zwigzany jest z tym, czy dana
osoba ma swe miejsce zamieszkania lub stalty pobyt w tym kraju. W Polsce
decydujgcym kryterium jest fakt, czy podatnik ma swoje miejsce zamieszkania
w Polsce (chodzi tu o os$rodek intereséw zyciowych) lub czy przebywa wigcej
niz 183 dni w roku w tym kraju. W przypadku obydwu krajéw dla rozstrzygnig-
cia kwestii nieograniczonego obowigzku podatkowego obywatelstwo danej
osoby nie jest istotne. Jezeli natomiast osoba fizyczna w danym kraju nie pod-
lega nieograniczonemu obowigzkowi podatkowemu, to mimo to w S$wietle
ustawy nie jest wykluczone jej opodatkowanie. Jednakze warunkiem jest osig-
gniegcie przez nig przychodéw majacych swe zrodia na terenie kraju. Tylko z
tymi dochodami podlega ona tzw. ograniczonemu obowigzkowi podatkowemu
(jest to tzw. zasada terytorialna).

W zwiazku z powyzszym u pracownika, ktory osigga swe dochody w jednym
kraju, a w drugim kraju mieszka, moze wystapic¢ tzw. podwojne opodatkowanie.
Panstwo zamieszkania opodatkowuje bowiem catos¢ przychodéw danego po-
datnika, a wigc takze przychody uzyskane przez niego za granica, podczas gdy
kraj, w ktorym wykonuje on pracg opodatkowuje przychody uzyskane na jego
terytorium w ramach tzw. zasady terytorialnej. Wynikajace z tego podwojne
opodatkowanie sprzeciwia si¢ swobodzie przemieszczania si¢ pracownikow.
Dlatego tez ustawodawca wprowadzit przepisy podatkowe, majgce na celu
unikanie podwodjnego opodatkowania i tym samym wytaczenie dyskryminacji
pracownikow pochodzacych z zagranicy.
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Aspekty podatkowe swobody przeptywu pracownikéw migdzy Niemcami a Polska

I1I. Kwestie wstepne i rozwigzania

Wstepne pytanie, wynikajace z tematu konferencji bedacej punktem wyjscio-
wym dla niniejszej publikacji, jest dosy¢ proste i przedstawia si¢ nastepujaco:

Przez ktory kraj i w jaki sposob sg opodatkowywane przychody pracownika
legitymujgcego si¢ w Polsce nieograniczonym obowigzkiem podatkowym, a
jednoczesnie osiggajacego swoje regularne przychody w Niemczech?

Odpowiedz na to pytanie nie jest taka prosta. Przyczyna tego jest fakt, iz dwa
suwerenne kraje daza do umiejscowienia obowigzku podatkowego podatnika u
siebie; panstwo zamieszkania czyni to w ramach nieograniczonego obowigzku
podatkowego, natomiast kraj, w ktorym lezy zrodto przychodéw — w ramach
ograniczonego obowiagzku podatkowego. W tym miejscu musi ponadto zostaé
uwzgledniana bilateralna umowa o unikaniu podwojnego opodatkowania mie-
dzy dwoma zainteresowanymi krajami, jak i prawo europejskie jako tzw. prawo
ponadnarodowe.

1. Rozwiazanie wedlug prawa krajowego

»lmpats” to tzw. nierezydenci podatkowi, ktorzy osiagaja w Niemczech swoje
przychody ze stosunku pracy. Sg to wigc osoby fizyczne podlegajace w Niem-
czech ograniczonemu obowigzkowi podatkowemu w mys$l § 1 ust. 4 EStG
(niemiecka ustawa o podatku dochodowym) z osiggnietymi na terytorium Nie-
miec dochodami z pracy najemnej wg 88 19 w zw. z 49 ust. 1 pkt. 4 EStG. Po-
nizsza analiza ma na celu przedstawienie podstawowego przypadku opodatko-
wania dochodéw ze stosunku pracy, ale takze ukazanie pewnego istotnego w tej
materii wyjatku.

Do tzw. ,,Impats” generalne zastosowanie znajduje zasada miejsca wykonywa-
nia pracy. Oznacza to, iz kraj w ktoérym osoby fizycznie wykonujg prace, opo-
datkowuje przychody z tego wilasnie tytulu (§ 49 ust. 1 pkt. 4a EStG).
Uwzglednia si¢ przy tym nie tylko biezace przychody, ale takze odprawy pra-
cownicze. Obowiazek podatkowy realizowany jest na podst. § 50 ust. 2 zd. 1
EStG wskutek poboru comiesigcznych zaliczek na podatek przez pracodawce.
Na wniosek, pracownik moze rozliczy¢ swoje dochody poprzez ztozenie dekla-
racji podatkowej (§ 50 ust. 2 zd. 2 pkt. 4 EStG). W tym wypadku nalezy
uwzgledni¢ § 50 ust. 1 w zw. z § 32b ust. 1 pkt. 5 EStG (tzw. wylaczenie z

progres;ja).
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Dla cztonkéw zarzadow, dyrektoréw i prokurentéw zasada miejsca wykonywa-
nia pracy nie znajduje jednak zastosowania. 8§ 49 ust. 1 pkt. 4c EStG dotyczy
tylko wtedy osigganych przez nich dochoddw, o ile zarzad przedsigbiorstwa, dla
ktérego pracuja, znajduje si¢ w Niemczech.

Ta prosta logika wynikajgca z § 50 ust. 2 zd. 1 EStG i stanowigca, ze obowiazek
podatkowy wyczerpuje si¢ wraz z potrgceniem naleznego podatku z pensji, nie
ma zastosowania, gdy spetnione sa nastepujace warunki:

a) w potraceniach podatku uwzgledniono kwote wolna od podatku wg § 39a ust.
4 EStG lub

b) podatnik zlozyt wniosek, upowazniajacy go do corocznego rozliczenia po-
datkowego.

Z § 50 ust. 2 zd. 7 EStG wynika ponadto, ze wniosek z pkt. b) mogag ztozy¢
wylacznie obywatele kraju nalezacego do Europejskiego Obszaru Gospo-
darczego (EOG), ktorzy to w jednym z takich krajow na codzien mieszkaja
(podwdjne odniesienie do EOG).

§ 50 ust. 1 EStG ogranicza jednak odliczanie kosztéw uzyskania przychodoéw w
przypadku os6b z ograniczonym obowigzkiem podatkowym. Ma to miejsce
rowniez wtedy, gdy wnioskujg oni o ztozenie przedmiotowego rozliczenia po-
datkowego. Poza tym osoby takie muszg uwzgledni¢ swoje przychody zagra-
niczne w celu obliczenia wysokosci stopy podatkowej zastosowanej w stosunku
do ich dochodow krajowych w mysl § 32b ust. 1 pkt. 5 EStG (tzw. wylaczenie z
progresja). Nalezaloby zatem w kazdym pojedynczym stanie faktycznym wcze-
$niej rozwazy¢, czy ziozenie takiego wniosku jest dla podatnika korzystne pod
wzgledem ekonomicznym.

Z dotychczasowej analizy wynika, ze generalnie w przypadku opodatkowania
dochoddw pracownikéw zastosowanie ma zasada miejsca wykonywania pracy.
Jednak nalezy podkresli¢ fakt, ze ustawodawca wprowadza rozrdznienie mi¢dzy
»ZWyklym pracownikiem” a tzw. kadrg kierownicza. Wg § 49 ust. 1 pkt. 4c
EStG przychody dyrektoréw, cztonkéw zarzadoéw i prokurentow spotki z nie-
mieckim zarzadem traktowane sg jako ,,przychody krajowe”, ktore Niemcy
moga opodatkowaé zgodnie z § 1 ust. 4 EStG. Jesli wigc dla ,,zwyktych” pra-
cownikéw konieczna jest fizyczna obecno$¢ w Niemczech, to w przypadku
wyzej wymienionych kadr kierowniczych taki obowigzek nie istnieje.
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2. Rozwigzanie na podstawie uméw bilateralnych

Z wczesniejszych rozwazan wynika, ze kraj, w ktorym wykonywana jest praca,
naktada na nierezydentéw podatkowych (,,Impats”) konieczno§¢ opodatkowania
ich dochodéw w ramach tzw. ograniczonego obowigzku podatkowego (zasada
terytorialna), a kraj ich zamieszkania takze egzekwuje swe podatkowe roszcze-
nia w ramach nieograniczonego obowiazku podatkowego (zasada opodatkowa-
nia catosci dochodow). W ten sposob powstaje ryzyko podwdjnego opodatko-
wania. Moze ono zosta¢ catkowicie zniwelowane dzieki bilateralnym umowom
zawartym migdzy panstwami (tzw. umowy o unikaniu podwdjnego opodatko-
wania, dalej upo).

Zgodnie z takg umowa co do zasady o prawie danego kraju do opodatkowania
przychodow ze stosunku pracy decyduje miejsce wykonywania pracy, podczas
gdy kraj zamieszkania podatnika zwalnia jego przychody od podatku na zasa-
dzie wylaczenia z progresja. Zatem, takze na gruncie prawa miedzynarodowego
zastosowanie znajduje zasada miejsca wykonywania pracy (por. art. 15 ust. 1 w
zw. z art. 24 upo-Niemcy). Dotyczy to takze odpraw pracowniczych, o ile wigzg
si¢ one z wczesniejszym stosunkiem pracy. Niemcy zawarly z niektorymi kra-
jami umowy konsultacyjne, przyznajace prawo do opodatkowania odpraw pra-
cowniczych zawsze panstwu w ktorym uprzednio byla wykonywana praca,
uregulowane w 8§ 2 Ordynacji Podatkowej.

Zasada opodatkowania dochodu w kraju wykonywania pracy tylko w wyjatko-
wych sytuacjach nie znajduje zastosowania. Dwa najwazniejsze to: reguta 183
dni, w przypadku ktorej prawo opodatkowania wraca do panstwa zamieszkania
pracownika. Ma to miejsce pod warunkiem spetnienia w sposob kumulatywny
trzech przestanek wymienionych w art. 15 upo-Niemcy. Drugim wyjatkiem jest
istnienie specjalnych regulacji w stosunku do o0séb regularnie przemieszczaja-
cych si¢ przez granice (tzw. ,,Grenzginger” czyli pracownicy przygraniczni)
zawartych w umowach o unikaniu podwdjnego opodatkowania z niektorymi
(zachodnimi i potudniowymi, jednak nie z Polskg) sasiadami, aby nie dyskry-
minowac 0sob regularnie podroézujacych za granicge w celach zawodowych. W
nowszych umowach, zatem tez w upo-Polska-Niemcy, taka regulacja nie zo-
stata umieszczona. Wynika to z faktu uregulowania problematyki tzw. ,,Grenz-
ganger” w prawie krajowym. W Niemczech obecnie istnieje § 1 ust. 3 EStG.

Przyznanie prawa do opodatkowania przychodow z pracy najemne;j jest z reguty
uregulowane w art. 15 i nast. upo. Przy tym art. 15 to norma podstawowa, a
kolejne artykuly zawierajg regulacje specjalne dla szczegOlnych grup
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zawodowych. Dlatego art. 15 ust. 1 upo zaczyna si¢ stowami ,,z zastrzezeniem
tresci art. 16 upo 1 nast.*

Art. 15 upo jest z reguly skonstruowany w taki sposob, ze w pierwszej kolejno-
sci w ust. 1 skodyfikowana jest zasada opodatkowania w panstwie miejsca
pracy. Co do zasady obowigzek podatkowy ma miejsce w kraju zamieszkania
(1. zdanie ust. 2, art. 15 upo). Gdy jednak pracownik wykonuje swa prace w
drugim umawiajagcym si¢ kraju, to otrzymywane za nig wynagrodzenie moze
by¢ opodatkowane w tym drugim panstwie (2 zdanie). Kraj, w ktorym jest wy-
konywana praca ma prawo opodatkowania a w kraju zamieszkania przychoéd ten
podlega wylaczeniu z podstawy wymiaru podatku w ramach wspomnianego juz
wczesniej wyltaczenia z progresja. W dalszych ustgpach art. 15 upo okreslone sa
wyjatki od tej zasady. Najwazniejszy z nich stanowi tzw. ,regula 183 dni”.
Zeby uniknaé ryzyka, ze kazdy pracownik oddelegowany przez pracodawce na
kilka dni do pracy za granice wpada w migedzynarodowy rygor podwojnego
opodatkowania, art. 15 ust. 2 upo zawiera tzw. ,,regute 183 dni”, wskutek ktorej
prawo opodatkowania przy krétkotrwatych pracach za granica ,,wraca” do kraju
zamieszkania. Ma to jednak miejsce tylko wtedy, gdy spetnione sg jednoczesnie
trzy warunki:

a) podatnik przebywa w drugim panstwie przez okres nieprzekraczajacy tacznie
183 dni podczas dwunastomiesiecznego okresu, rozpoczynajacego si¢ lub kon-
czacego w danym roku podatkowym oraz

b) wynagrodzenie jest wyptacane przez pracodawce lub w imieniu pracodawcy,
ktory nie ma miejsca zamieszkania lub siedziby w drugim panstwie oraz

¢) wynagrodzenie nie jest ponoszone przez zaklad lub stata placowke, ktora
pracodawca posiada w drugim panstwie.

Nalezy podkresli¢, ze powyzsze sformutowania moga w réznych umowach o
unikaniu podwdjnego opodatkowania nieco si¢ od siebie roznic.

Precyzyjne wyjasnienia na temat podatkowego traktowania wynagrodzenia za
prace w umowach o unikaniu podwdjnego opodatkowania zostaly opubliko-
wane przez Federalne Ministerstwo Finansbw w Niemczech (BMF -
Bundesministerium der Finanzen) w teks$cie ,,Umowy o unikaniu podwodjnego
opodatkowania - aspekty podatkowe wynagrodzenia za prac¢”, BMF z 14
wrzesnia 2006, sygnatura: IV B 6 - S 1300 - 367/06.
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3. Rozwiazanie z uwzglednieniem prawa europejskiego

Unia Europejska jest organizacja ponadnarodowsg, zatem i ponadpanstwowag.
Nalezy przez to rozumie¢, ze opiera si¢ ona na czym$ wiecej niz tylko unilate-
ralnej umowie prawa miedzynarodowego, ktora ustanawia wzajemne prawa i
obowigzki krajow do niej przystepujacych, czyli sygnatariuszy. Panstwa czton-
kowskie stworzyly tu raczej instytucjonalny system, poczatkowo poprzez
Traktat o funkcjonowaniu Unii Europejskiej, pézniej przez Traktat Lizbonski
(IV Traktat o funkcjonowaniu Unii Europejskiej), na rzecz ktorego scedowaty
niektore elementy witadztwa panstwowego rezygnujac w wybranych aspektach
prawnych z kompetencji wilasnych. Dotyczy to takze prawa podatkowego.
Prawo europejskie jest ponadto prawem nadrzednym wobec podatkowego
prawa krajowego oraz umoéw bilateralnych. UE nie mogtaby bowiem funkcjo-
nowac¢, gdyby panstwa czlonkowskie miaty mozliwo$¢ ignorowania prawa
wspolnotowego i tym samym kwestionowania samej podstawy tej wspolnoty.
Prawo wspolnotowe, ktore sktada sig z:

a) Traktatu Lizbonskiego (prawo pierwotne) i
b) pochodnych wobec Traktatu aktéw prawnych (prawo wtdrne),
jest nadrzedne wobec prawa krajowego i umow bilateralnych.

Wplyw prawa wspolnotowego na prawo krajowe jest rozny zarowno w sektorze
podatkow posrednich jak i bezposrednich. Regulacja prawna, tj. m.in. harmoni-
zacja podatkOw posrednich, jak np. podatku obrotowego (VAT), lezy w kom-
petencji UE. Moze ona zatem poprzez prawne akty wtorne (np. dyrektywy
unijne) wplywac na harmonizacj¢ lub tez by¢ jej podstawa. Centralna jest przy
tym dyrektywa VAT z 01 stycznia 2007 r. (dyrektywa 2006/112/EG), imple-
mentowana do prawa wewngetrznego krajow UE. Stad tez przepisy prawa doty-
czace podatku VAT sg w krajach EU co prawda nie identyczne, ale bardzo
podobne.

Natomiast w kwestii podatkdw posrednich, UE nie posiada uprawnien do ich
harmonizacji. W tym przypadku harmonizacja odbywa si¢ gtdwnie za posred-
nictwem orzecznictwa Trybunatu Sprawiedliwosci UE.

W Traktacie Lizbonskim, w celu realizacji idei rynku wewnetrznego, umiesz-
czono pig¢ podstawowych swobdd zwigzanych z przemieszczaniem si¢ 0sOb
oraz obrotem towaréw 1 kapitatu, ktéore to maja za zadanie zredukowaé
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przeszkody dla transgranicznej integracji gospodarczej oraz umozliwi¢ wolne
od dyskryminacji i ograniczen aktywnosci transgraniczne.

Podstawowe swobody, do ktorych odwotuje si¢ Trybunat Sprawiedliwosci UE,
zostaly przedstawione w ponizszej tabeli. Dotycza one obrotu towarowego,
kapitatowego, przeptywu osob i ptatnosci.

Tabela 1. Podstawowe swobody w Traktacie Lizbonskim

Obrét towarowy Przeptyw osob Obrot kapitatowy i
ptatnosci
Swoboda przeptywu Swoboda przeptywu Swoboda obrotu
towaréw pracownikow (kapitat ludzki) kapitatu

Swoboda osiedlania si¢

Swoboda przeptywu ustug

Zrédlo: prezentacja whasna.

W podatkach bezposrednich decydujaca role odgrywaja swobody przeptywu
0s0b oraz kapitatu. Swoboda obrotu kapitatu jako jedyna znajduje swoje zasto-
sowanie nie tylko wewnatrz UE, ale tez wobec krajow trzecich.

W przypadku, kiedy podatnik stoi na stanowisku, ze ktoras z regulacji prawa
podatkowego narusza jego prawa wynikajgce z powyzej opisanych swobdd
moze on wnie$¢ stosowng skarge. Skarga ta nie moze by¢ kierowana bezpo-
$rednio do Trybunatu Sprawiedliwosci UE. Podatnik musi najwpierw w petni
wykorzysta¢ przystugujaca mu krajowa droge sadowa. Prawo do kierowania
zapytania w postaci pytania prejudycjalnego do Trybunatu Sprawiedliwosci UE
posiadajg w Polsce jedynie sady administracyjne; w Niemczech sa to natomiast
Sady Finansowe pierwszej i drugiej istancji (Finanzgerichte i Bundesfinanzhof).
W zakresie pytania prejudycjalnego Trybunat rozstrzyga, czy w kontekscie
przypadku transgranicznego sporna norma prawa krajowego nie narusza zasady
réwnego traktowania. Nierdwne traktowanie nie jest jednak per se niedozwo-
lone. Ingerencja w podstawowe swobody gwarantowane przez regulacje prawne
UE jest jednak dopuszczalna jedynie w przypadku, gdy jest ona uzasadniona i
proporcjonalna. Jezeli Trybunat rozstrzygnie, ze obie przestanki nie maja zasto-
sowania i stwierdzi naruszenie zasady roOwnego traktowania lub tez ogranicze-
nie sprawy transgranicznej, to zakwestionowana norma prawna nie znaduje
zastosowania. Mimo iz wyroki Trybunalu odnoszg si¢ stricte do okre§lonego
stanu faktycznego, maja one jednak charakter ,,wskazowek™ dla wszystkich
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pozostatych krajow unijnych. Orzecznictwo Trybunalu Sprawiedliwosci UE
miato w ostatnich latach istotny wptyw na niemieckie prawo podatkowe.

Szczegoblnie interesujacy przypadek dotyczacy ograniczenia swobody prze-
mieszczania si¢ pracownikow miedzy granicami dwoch krajow UE, ktory zna-
lazt swoje odbicie w krajowym ustawodawstwie niemieckim, to tzw. kazus
Schumackera (wyrok z 10 lutego 1995 r., C-279/93). Podstawowe przestanie
tego wyroku znalazto swoje odbicie w literaturze i pdzniejszym orzecznictwie
jako tzw. doktryna Schumackera.

Kazus Schumackera dotyczyl obywatela Belgii na state mieszkajacego ze swoja
rodzing na terenie kraju ojczystego. Przychody osiagal on natomiast wytacznie
w Niemczech. W zwigzku z tym, ze w Niemczech podlegat on jedynie ograni-
czonemu obowigzkowi podatkowemu, uwzglednienie jego kosztow uzyskania
przychodow dla celow podatkowych w tym kraju nie bytlo mozliwe. Koszty te
nie mogly rowniez zosta¢ uwzglednione w Belgii, pomimo nieograniczonego
obowiazku podatkowego, ktéremu podlegal on w tym kraju. Spowodowane to
bylto faktem, ze Schumacker nie osiagat w Belgii zadnych przychodow.

Jego przypadek spowodowal powstanie watpliwosci prawnej, ktora zostala
rozstrzygnigta przez Trybunat Sprawiedliwosci UE. Zapytanie dotyczylo moz-
liwosci uwzglednienia osobistych okolicznosci pracownika dla celow podatko-
wych, w kontekscie naruszenia swobody przemieszczania si¢ kapitatu ludz-
kiego. Trybunat Sprawiedliwosci w wyroku w tej sprawie najpierw wyjasnit, ze
w kwestii uwzglednienia okolicznos$ci osobistych, takich jak wydatki specjalne,
koszty uzyskania przychoddéw, nadzwyczajne obcigzenia, podstawowa kwota
wolna od podatku czy tez wspotrozliczenie matzonkow, wiasciwy jest kraj za-
mieszkania danego pracownika (doktryna Schumackera). Dalej w wyroku Try-
bunat nieco inaczej ksztaltuje sytuacje, gdy w kraju swojego zamieszkania pra-
cownik nie generuje istotnych przychodow. Wtedy to okolicznosci osobiste
wymienione powyzej nalezy wyjatkowo uwzgledni¢ w kraju, w ktérym wyko-
nywana jest praca. W dowczesnie obowigzujagcym niemieckim wewnetrznym
prawie podatkowym nie byto normy, ktora by na to zezwalata. Schumacker byt
zatem w stosunku do niemieckich rezydentow podatkowych, wykonujacych
pracge w Niemczech, dyskryminowany i w niedopuszczalny sposob ograniczany
w korzystaniu ze swobody przemieszczania si¢ pracownikow. Jak zauwazyt
Trybunat, dyskryminacja ta wynikata przede wszystkim z braku odpowiednich
regulacji na gruncie prawa krajowego, pozwalajacych na uwzglednenie osobi-
stych okolicznosci pracownika.
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W odpowiedzi na wyrok Trybunatu Sprawiedliwosci Niemcy w 1996 roku
wprowadzily do § 1 ust. 3 EStG tzw. ,,fikcyjny nieograniczony obowiazek po-
datkowy”. Od tej chwili nierezydenci podatkowi ze swoimi dochodami uzyski-
wanymi na terenie Niemiec mogg by¢ w tym kraju traktowani tak samo jak
osoby podlegajace nieograniczonemu obowigzkowi podatkowemu. Przychody
niemieckich nierezydentow podatkowych osiagnicte poza tym krajem podlegaja
wylaczeniu z podstawy opodatkowania. Jednakze dla ustalenia stawki podatku
od pozostatego dochodu — osiggnictego w Niemczech — stosuje si¢ stawke po-
datku wtasciwg dla catego dochodu, tj. tacznie z dochodem osiggnietym w in-
nym niz Niemcy kraju. Jest to tzw. wyltaczenie z progresja. De lege lata podat-
nik-nierezydent moze na podstawie § 1 ust. 3 EStG na wniosek uwzglednié¢
swoje wydatki zwigzane z osiagnieciem przychodoéw. Jednakze, zeby moc za-
stosowa¢ § 1 ust. 3 EstG, przychody takiego podatnika osiggnigte poza teryto-
rium Niemiec powinny osiggna¢ odpowiednia wysokos¢. W mysl § 1 ust. 3 zd.
2 EStG moze to mie¢ miejsce w przypadku spetnienia jednego z dwoch okre-
$lonych w ustawie warunkow:

a) gdy przychody uzyskiwane w danym roku kalendarzowym podlegaja co
najmniej w 90% opodatkowaniu w Niemczech,

b) gdy przychody niedpodlegajace niemieckiemu obowigzkowi podatkowemu
nie przekraczajg niemieckiej kwoty wolnej od podatku (§ 1 ust. 3 zd. 2 EStG).

Kwota wolna od podatku (obecnie 8.004 Euro) podlega jednakze odpowied-
niemu obnizeniu w przypadku, gdy podatnik ma miejsce zamieszkania w Kkraju
charakteryzujacym si¢ nizszymi kosztami utrzymania. Jej wysoko$¢ wynika z
tabeli stanowigcej zatacznik do Pisma Ministra Finansow dot. uwzglednienia
osobistych okolicznosci podatnika wg § 33a EStG z 06 listopada 2009 r. (BMF,
1 stycznia 2012 r., sygnatura: IV C 4 — S 2285/07/0005, Federalny Podatkowy
Dziennik Urzedowy, nr I 2009 r., zd. 1323). Dla Polski miarodajna jest dla
celow § 1 ust. 3 zd. 2 EStG potowa niemieckiej kwoty wolnej od podatku.

§ 1 ust. 3 EStG odnosi si¢ nie tylko do pracownikow majacych swe miejsce
zamieszkania na terenie UE. Norma ta obejmuje zakresem swej regulacji
wszystkie inne osoby uzyskujace czgs¢ swoich dochodow na terenie Niemiec.
Znajduje ona wigc zastosowanie wobec wszystkich nierezydentow, bez wzgledu
na to w jakim kraju podlegaja oni nieograniczonemu obowigzkowi podatko-
wemu.
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Brzmienie § 1 ust. 3 EStG nie przewiduje jednkak specjalnej taryfy podatkowej
obowigzujacej w stosunku do rozliczajacych sie wspolnie matzonkéw. Dlatego
tez, by uczyni¢ zados¢ orzecznictwu Trybunatu Sprawiedliwosci UE, ustawo-
dawca niemiecki wprowadzit jeszcze jedna regulacje — 8 1a EStG, ktora to tylko
(") obywatelom Europejskiego Obszaru Gospodarczego gwarantuje przywilej
wspdlnego rozliczania si¢ matzonkow (§ 1a ust. 1 pkt. 2 EStG). Przepis ten nie
wymaga, aby malzonek podatnika uzyskujacego swe przychody w Niemczech
byt obywatelem EOG.

1V Uwagi koncowe

Powyzsze rozwazania mialy na celu wyjasnienie podstawowych zasad transgra-
nicznego opodatkowania pracownikow i pokazanie wzajemnych zalezno$ci
miedzy prawem krajowym, prawem wynikajgcym z bilateralnych umoéw mie-
dzynarodowych oraz prawem unijnym.

Mam nadzieje, iz kwestie poruszone w tym zbiorze przyczynig si¢ do pobudze-
nia dyskusji odno$nie ujednolicania regulacji prawnych réznych galezi prawa
stanowigcych o podstawowych zasadach transgranicznego opodatkowania pra-
cownikow.
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ASPEKTY KULTUROZNAWCZE

Goro Christoph Kimura

Swoboda przeplywu pracownikéw a znajomos¢ jezyka
— ze szczeg6lnym uwzglednieniem polsko-niemieckiego
regionu przygranicznego

Niniejszy artykut traktuje o zwigzkach pomigdzy swoboda przeptywu pracow-
nikdw a znajomoscia jezyka. Na wstepie wykazuje, ze znajomos¢ jezyka jest
uwazana przez lokalne kregi fachowe jak i na ptaszczyznie europejskiej za
wazny, wrecz decydujacy czynnik dla zaistnienia swobody przemieszczania sig,
ktory takze po redukcji przeszkod administracyjnych i innych nie straci na zna-
czeniu. Mimo ze nie mozna powiedzie¢ jednoznacznie, jak dalece swoboda
przemieszczania si¢ ma wptyw na liczbe 0s6b uczacych sie jezyka niemiec-
Kiego, to jednak istnieje czasowa korelacja miedzy liczbg tych osob a stanem
swobody przemieszczania si¢. W regionie granicznym po obu stronach granicy
wida¢ bezposrednie reakcje na wyzej wymieniong sytuacje, wyrazajace si¢ w
tendencji do poprawy umigjetnosci jezykowych. Sa one jednak dalece nicade-
kwatne dla specyfiki i wielko$ci czynnika jezykowego w stosunku do swobody
przemieszczania si¢ i mozliwosci, jakie oferuje region przygraniczny.

I. Wprowadzenie

Na konferencji, bedacej zrodlem powstania niniejszej publikacji, wielu uczest-
nikow dyskusji poruszyto kwestie jezyka. Fakt ten §wiadczy o tym, Ze jezyk jest
istotnym czynnikiem swobody przeptywu pracownikow mi¢dzy Polska a Niem-
cami. Sahra Damus skonstatowata to juz w przededniu wprowadzenia swobody
przeptywu pracownikéw.' Idac za tg inspiracja chciatbym w niniejszym arty-

1 Sahra Damus: Masterarbeit. Polnisch als Qualifikation auf dem grenznahen Arbeitsmarkt.
Sprachlernmotivationen von Schiilern in Frankfurt (Oder) und Gorlitz, Frankfurt (Oder): 2008;
Ead.: Polnisch als Qualifikation auf dem grenznahen Arbeitsmarkt. Sprachlernmotivationen von
Schilern in Frankfurt (Oder) und Gorlitz., w: Forschungsstelle Osteuropa (red.): Das Ende des
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kule bezposrednio zaja¢ sie zwiazkiem pomiedzy ta swoboda a jezykiem.? W
pierwszym rzedzie bedzie chodzi¢ o kwestie umiejetnosci jezykowych jako
warunku koniecznego do komunikacji transgranicznej. Zwigzki migdzy swo-
boda przemieszczania si¢ pracownikow a jezykiem zostang tu przedstawione
dwutorowo. Z jednej strony wykaze wpltyw sytuacji jezykowej na t¢ swobode, z
drugiej zas wpltyw swobody przeptywu pracownikéw na sytuacje jezykows.
Szczegblnie uwzgledniona zostanie przy tym sytuacja w regionie przygranicz-
nym. Poniewaz jednak region ten wykazuje w swym przebiegu spore zréznico-
wanie, wezmg tu za przyktad tylko jego cze$¢: Brandenburgia-Lubuskie.

Na temat regionu przygranicznego musimy na wstepie stwierdzi¢, ze w calym
zakresie swobody przeptywu pracownikow gra on raczej role marginalng. Juz
przed akcesjg Polski do UE prognozowano ,.efekt przeskoku®. Kritke i Borst

pisza:

,rozpowszechniona teza, ze rozszerzenie na Wschod w pierwszym
rzedzie dotyczy regiondw granicznych na obecnej wschodniej gra-
nicy zewngtrznej UE, jest problematyczna, poniewaz ponadnaro-
dowe relacje regiondw bynajmniej nie odpowiadajg logice, geogra-
ficznej bliskosci”.?
Objawilo si¢ to wobec swobody przeptywu pracownikéw po 1 maja 2011 r.
jeszcze raz dobitnie, gdy wigkszo$¢ polskich pracobiorcow udata si¢ do za-
chodnich landéw Niemiec. Z drugiej strony stworzenie zintegrowanego wspol-
nego rynku pracy uwaza si¢ za szczeg6lng szanse dla regionu. I tak np. ,,Frank-
furter Erklérung” (Deklaracja Frankfurcka) z 17 stycznia 2011 r. stanowi:
»Swoboda przeptywu pracownikow — szanse dla Brandenburgii Wschodniej*,
grupujaca 20 wiodacych instytucji z gospodarki, nauki i administracji regionu
wokot Frankfurtu (n. O.) 1 przez nie podpisana, widzi w swobodzie przepltywu
pracownikéw kluczowa role dla dalszego rozwoju regionu. Temat swobody
przeptywu pracownikow jest zatem dla regionu granicznego bardzo istotny.

postsozialistischen Raums? Beitrége fiir die 17. Tagung Junger Osteuropa-Experten. Bremen:
2009, 59-63, http://epub.sub.unihamburg.de/epub/volltexte/2010/4239/pdf/fso AP104.pdf

2 Artykut jest czg$cia finansowanego przez Canon-Stiftung Europa projektu badawczego: Studia
porownawcze nad komunikacjg interlingualna: refleksje z granicy polsko-niemieckiej.

3 Stefan Krétke / Renate Borst: EU-Osterweiterung als Chance. Perspektiven fur Metropolrdume
und Grenzgebiete am Beispiel Berlin-Brandenburg, Berlin: LIT Verlag 2004, s.2.
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I1. Skutki sytuacji jezykowej dla swobody przeplywu pracownikéw
1. Komunikacja jako najwieksza przeszkoda praktyczna

Po 1 maja 2011 r. nie doszto jak wiadomo do inwazji polskich pracobiorcow na
niemiecki rynek pracy. Dla naszych rozwazan powstaje zatem istotne pytanie,
jak duza role odegral przy tym czynnik komunikacji jezykowej. Na poczatku
zajmijmy si¢ opiniami 0s6b znajacych przedmiot na miejscu w regionie przy-
granicznym, aby nastepnie umiescic je w szerszym kontekscie — az do ptaszczy-
zny europejskiej. Postuzymy sie w tym celu dwoma regionalnymi zrodtami,
faczacymi rozne perspektywy. Pierwsze zrodlo to numer specjalny zeszytu
informacyjnego nt. rynku pracy Krajowej Agencji Struktury Pracy Brandenbur-
gii, ujmujacej doswiadczenie pierwszych miesiecy po 1 maja 2011 r.* Drugie
zrédlo to protokot debaty tematycznej w ramach oficjalnego posiedzenia Komi-
sji Pracy, Spraw Socjalnych, Kobiet i Rodziny w Parlamencie Brandenburgii,
na ktérym zajmowano si¢ skutkami petnego otwarcia rynku pracy dla Polski w
rok po tym fakcie.” Tabela 1 pokazuje spektrum organizacji reprezentowanych
w obu tych zrodlach. Wigkszo$¢ z nich wystepuje w obu zrodlach, ale kon-
kretne osoby si¢ nie powtarzaja, totez nikt nie wypowiada si¢ dwukrotnie.

(Tabela 1 na nastepnej stronie)

4 Landesagentur fiir Struktur und Arbeit Brandenburg (LASA): FREI und ZUGIG auf dem EU-
Arbeitsmarkt. Erste Erfahrungen im Land Brandenburg, w: BRANDaktuell Spezial 2, 2011,
http://www.lasa-brandenburg.de/brandaktuell/fileadmin/user_upload/MAIN-dateien/pdf-
archiv/spezial_2_2011.pdf.

5 Landtag Brandenburg.Ausschuss fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie: Fachgespréch zu
den Chancen und Herausforderungen der Arbeitnehmerfreizlgigkeit fur das Land Brandenburg,
w: Protokoll Teil 1, 32. Sitzung (6ffentlich) 30. Mai 2012, 2012,
http://www.landtag.brandenburg.de/sixcms/media.php/5701/32-1.15841706.pdf.
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Tabela 1. Organizacje reprezentowane w obu zrodtach i wypowiedzi ich przedstawicieli nt. jg-
zyka.(prezentacja wlasna)

Organizacja Wypowiedzi nt. jezyka

LASA Landtag
2011 2012

Ministerstwo Pracy, Spraw Socjalnych, ds. Kobiet i Rodziny Tak -

[MASF]

Izba Rzemieslnicza Frankfurt (Oder) (HWK) Tak Tak

Izba Rzemiosta i Handlu Ostbrandenburg (IHK) Tak Tak

Niemiecki Zwiazek Zawodowy (DGB) Nie Tak

Zrzeszenie Zwigzkow Przedsigbiorcow w Berlinie i Brandenbur- Tak Tak

gii [UVB)

Rzecznik Regionalnej Dyrekcji Urzgdu Pracy Berlin-Branden- Tak -

burg ds. Wspodlpracy Polsko-Niemieckiej (AA-BB)

Urzad Pracy Frankfurt (Oder) (AA-FFO) Tak Tak

Niemiecko Polskie Centrum Informacyjne Konsumentéw (DPVI) Tak

Ekonomiczne Stowarzyszenie Klasy Sredniej (MIT) Tak

Zrédto: LASA: FREI und ZUGIG auf dem EU-Arbeitsmarkt; Landtag Brandenburg: Fachge-
sprach zu den Chancen und Herausforderungen der Arbeitnehmerfreiziigigkeit fir das Land
Brandenburg.

Juz w numerze specjalnym we wstepie wydawca zauwaza, ze w wigkszosci
wypowiedzi fachowcow krytykuje si¢ brak umiejetnosci jezykowych. Rzeczy-
wiScie daje si¢ zauwazy¢, ze w kregu tematycznym ,,Brandenburger
Erfahrungen®, sze$¢ z siedmiu raportow poobserwacyjnych traktuje o jezyku.
Brak znajomosci jezyka jest wymieniany nie tylko jako wspotczynnik sprawia-
jacy, ze tak niewielu pracodawcow z Polski przybywa, ale tez jako przyczyna,
ze wielu z zainteresowanych nie znalazto pracy. Wedlug doswiadczen UP 80%
polskich podawcOw o prace nie posiada odpowiedniej znajomosci jezyka nie-
mieckiego, co jest wystarczajaca przyczyng, by zosta¢ z takich staran wyklu-
czonym.

W obszernych wypowiedziach fachowcoéw, udzielanych w komisji Landtagu
(Parlamentu Krajowego), czynnik jezyka ukazuje si¢ jeszcze bardziej wyraznie.
Wszystkie wypowiedzi siedmiu instytucji zajmuja si¢ jezykiem, trzy wymie-
niajg jezyk jako najwazniejszg lub decydujacg bariere, inne widzg jezyk jako
jedng z istotnych przeszkod dla swobody przeptywu pracownikow.
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Taka ocena lokalnych ekspertow odnosnie waznosci czynnika jezykowego jest
potwierdzana z szerszej perspektywy badan, ktore obserwuja polsko-niemiecka
migracj¢ zawodowa w kontekscie europejskim. I tak badacze rynku pracy
wskazywali przed i po wprowadzeniu swobody przeptywu pracownikow, ze
fakt wigkszego rozpowszechnienia znajomos$ci jezyka angielskiego niz nie-
mieckiego, predestynuje rynek anglosaski i ma zatem wplyw na migracje za-
robkowa.®

W kontekscie jezyka angielskiego pouczajaca jest sytuacja po otwarciu UE na
Wschdd w roku 2004. Jak wiadomo nastapita wtedy duza fala polskiej emigracji
do Wielkiej Brytanii i Irlandii, ktére to kraje w przeciwienstwie do Niemiec i
innych krajow ,starej” UE natychmiast otworzyty drzwi dla pracobiorcow z
nowych krajow akcesyjnych. Tabela 2 i 3 pokazuje ten proces. Jednak ta fala
migracyjna nie daje si¢ wyjasnic¢ jedynie przez mozliwo$¢ swobody przeptywu
pracownikow. Mimo ze Szwecja juz w 2004 r. udzielita swobody przeptywu
pracownikow i byta do tego jedynym krajem, ktory udzielit petnego prawa do
$wiadczen socjalnych, to fala migracji do Szwecji byta wobec wielkosci tamtej-
szego rynku pracy relatywnie mata. Jako jeden z powodoéw wymieniono fakt, ze
W. Brytania i Irlandia sa anglojezyczne.” Powazne réznice miedzy tymi krajami
a Szwecja nie moga zatem by¢ kompletnie wyjasnione bez uwzglednienia czyn-
nika jezykowego.

(Tabela 2 i 3 na nastgpnej stronie)

6 Dawn Holland / Tatiana Fic / Ana Rincon-Aznar / Lucy Stokes / Pawet Paluchowski: Labour
mobility within the EU. The impact of enlargement and the functioning of the transitional ar-
rangements. Final Report — County Case Studies, London: National Institute of Economic and
Social Research, 2011, s. 127, http://ec.europa.eu/social/main.jsp?langld=en&catld=89&
newsld=1108&furtherNews=yes; Bundeszentrale fiir Politische Bildung (BPB): Ein Jahr Ar-
beitnehmerfreizligigkeit in Deutschland, 2012, http://www.bpb.de/politik/hintergrund-
aktuell/133524/arbeitnehmerfreizuegigkeit.

7 Artjoms lIvlevs: Labour mobility within the EU in the context of enlargement and the function-
ing of the transitional arrangements - Country report: Sweden, European Integration Consor-
tium (1AB, CMR, fRDB, GEP, WIFO, wiiw): 2009, http://ec.europa.eu/ social/key
Documents.jsp?type=0&policyArea=0&subCategory=0&country=0&year=2009&advSearchKe
y=transitional+arrangements&mode=advancedSubmit&langld=de, s.11.
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Tabela 2. Polscy migranci w krajach europejskich przed i po akcesji do UE.

(wiek pow. 15 lat, pobyt ponad 2 mies. w danym kraju, przed akcesja: 1999-2003, po akcesji: 1
maja 2004-31 grudnia 2006. Lista zawiera tylko kraje europejskie, procenty odnosza si¢ jednak
do sytuacji ogblnoswiatowej; prezentacja wlasna)

Pozycja | Przed akcesja do UE (%) | Po akcesji do UE (%)
1 Niemcy 32,1 W. Brytania 314
2 Wiochy 11,9 Niemcy 18,9
3 W. Brytania 9,7 Irlandia 9,1
4 Francja 3,8 Wiochy 8,4
5 Belgia 3,4 Francja 3,2
6 Holandia 3,0 Hiszpania 3,1
7 Austria 2,9 Holandia 3,0
8 Hiszpania 2,6 Norwegia 2,0
9 Grecja 1,6 Szwecja 19
10 Irlandia 14 Belgia 1,7
11 Szwecja 1,0 Austria 15
12 Norwegia 0,5 Grecja 1,5

Zrédlo: Agnieszka Fihel / Pawel Kaczmarczyk / Joanna Mackiewicz-Eyziak / Marek Okélski:
Labour mobility within the EU in the context of enlargement and the functioning of the transi-
tional arrangements - Country report: Poland, University of Warsaw: European Integration Con-
sortium 2009, s. 15.

Tabela 3. Liczba obywateli polskich przebywajacych dtuzej niz 2 mies. za granica.
(szacunki w tys., prezentacja wlasna)

Kraj docelowy maj 2004 | koniec 2004 | koniec 2006 | koniec 2007
Niemcy 294 385 450 490
UK 24 150 580 690
Irlandia 2 15 120 200
Szwecja 6 11 25 27

Zrodto: Fihel / Kaczmarczyk / Mackiewicz-Zyziak / Okélski: Labour mobility within the EU in the
context of enlargement and the functioning of the transitional arrangements, s. 14.

Z tej dygresji ku sytuacji w 2004 r. mozemy wywnioskowaé, ze jezyk jest
czynnikiem, ktorego nie mozna lekcewazy¢ w kontekscie migracji zawodoweyj.
Potwierdza si¢ ten fakt w roznych ankietach UE.? Wystarczy tu wymienié wy-
nik ankiety Eurobarometru nt. mobilnosci: konieczno$¢ nauki nowego jezyka
wymienia si¢ jako gtdéwny powod nieopuszczania kraju, obok takich czynnikow

8 European Commission. DG Employment. Social Affairs and Inclusion: Study to analyze and
assess the socio-economic and environmental impact of possible EU initiatives in the area of
freedom of movement for workers, in particular with regard to the enforcement of current EU
provisions. Revised draft final report, 2012, http://www.ec.europa.eu/social/
BlobServlet?docld=8958&Ilangld=en.
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jak: ojczyzna, rodzina i przyjaciele.” Jezyk okazuje si¢ by¢ podstawowa prze-
szkoda do pokonania przed podjeciem pracy za granica.

Grafika 1. Z jakimi praktycznymi przeszkodami zetkng¢li si¢ Pafistwo podczas pracy za granica,
lub z jakimi zaktadacie si¢ zetknac? (prezentacja wlasna)

&0
50
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a T
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Zrédto: European Commission: Special Eurobarometer 337. Geographical and labour market
mobility. Summary, 2010, http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_337_sum_en.pdf,
S. 26.

Szacunki i wyniki ankiet na poziomie UE zgadzaja si¢ zatem z analizowanymi
na poczatku obserwacjami lokalnymi o tyle, ze jezyk jest postrzegany jako
jedna z wigkszych (lub najwigksza) praktyczna przeszkoda odnosnie swobody
przeptywu pracownikow.

2. Mnogos$¢ jezykow jako jedyne trwale utrudnienie

Spojrzmy teraz na to, jak UE reaguje politycznie na wspomniany czynnik jezy-
kowy, zwracajagc uwage na przepisy prawa i ogloszenia UE. Obie kwestie,
»swoboda przeptywu pracownikoéw “ i ,,jezyk™, wystepuja juz razem w Pream-
bule Karty Praw Podstawowych UE, jesli nawet nie dostownie, to przeciez w
tresei:

,Unia przyczynia si¢ do zachowania i rozwoju wspolnych wartosci
zachowujac wielorako$¢ kultur i tradycji narodow Europy oraz toz-
samos$ci narodowe krajow cztonkowskich [...]. [...] gwarantuje

9 European Commission: Geographical and labour market Mobility. Summary. Special Euro-
barometer 337, 2010, http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/ebs/ebs_337_ sum_en.pdf, s.
24.
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swobodny przeptyw osob, towarow, ustug i kapitatu jak i swobode
osiedlania sig.“!°

Podczas gdy ,,multi-kultura” i ,,tozsamo$¢ narodowa®, cenione przez UE, za-
wierajg kwestie jezyka, swobody wymienione dalej — jakie UE gwarantuje —
zawieraja tez swobode przeptywu pracownikéw. Wyraza si¢ to w artykutach
karty, ktore zajmuja si¢ bezposrednio swoboda przeplywu pracownikow i jezy-
kiem. Artykut 15 (2) stanowi, ze wszyscy obywatele Unii maja prawo w kaz-
dym kraju Unii do poszukiwania i wykonywania pracy, osiedlania si¢ czy
$wiadczenia ustug. Artykut 22 informuje, ze Unia respektuje wielo$¢ jezykow.
Poza tym w artykule 21 zakazuje si¢ dyskryminacji zwigzanej z jezykiem. Jesli
Unia z jednej strony wspiera swobode przemieszczania si¢, z drugiej za$ re-
spektuje wielos¢ jezykow, ktora ze swej strony stanowi przeszkode dla swo-
body przeptywu pracownikéw, to jak Unia rozwiaze ten dylemat? Jak si¢ prze-
konamy w dalszej czesci tego artykutu, obserwujemy lawirowanie mi¢dzy tymi
sprzecznosciami.

Z jednej strony uznaje si¢ oficjalnie réoznorodnos$¢ jezykow jako ograniczenie
swobody przeptywu pracownikéw. I tak w ,,Rozporzadzeniu Parlamentu Euro-
pejskiego i Rady z 5 kwietnia 2011 r. O Swobodzie Przemieszczania i Osiedla-
nia Pracobiorcow w Unii* (Nr 492/2011) w Artykule 1 deklaruje si¢ prawo do
takiej swobody, w artykule 3 (1) podkresla sie, ze ograniczenia wobec cudzo-
ziemcOw sg niedopuszczalne. Do ostatniego z wymienionych punktéw dodana
jest jednak uwaga: ,,Ustep 1. [sic!] nie dotyczy warunkow, jakie w konteksScie
specyfiki danego stanowiska wiaza si¢ z koniecznymi umiejgtnosciami jezyko-
wymi.”“ To oznacza, ze jezyk jest generalnie jedynym permanentnie dopuszczo-
nym ograniczeniem. Znajduje to potwierdzenie takze w oficjalnych informa-
cjach, w ktorych jezyk jest wymieniany jako ,,wyjatek w ,,rownouprawnie-
niy“. "

Z drugiej jednak strony jezyk nie moze bez ograniczen stanowi¢ wyjatku. W
dokumentach UE wymienia si¢ trzy kryteria, ktore ograniczaja zawegzenie roOw-
nouprawnienia na podstawie znajomosci jezyka (patrz: ,,Zawiadomienie Komi-
sji. Swoboda przeplywu pracownikow: Pelne wykorzystanie przywilejow i
mozliwosci, KOM/2002/0694)." Kryteria te s3 przyjmowane takze przez kraje

10 Preambuta Karty Praw Podstawowych UE, 2000/C 364/01.

11 Europdische Kommission: Freizlgigkeit — EU Birger > Gleichbehandlung,
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=462&langld=de.

12 Por.: Mitteilung der Kommission. Freizugigkeit der Arbeitnehmer: Volle Nutzung der Vorteile
und Mdglichkeiten, w: KOM 694, 2002.
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cztonkowskie. Np. material informacyjny federalnego Ministerstwa Pracy i
Spraw Spotecznych ,,Zatrudnienie i delegacja obywateli Unii. 50 pytan i odpo-
wiedzi na 1 maja 2011, do odczytania m.in. na stronie Ambasady Niemiec w
Warszawie w jezyku polskim i niemieckim, zajmuje si¢ w pytaniu 32: ,jak
dalece pracobiorcy moga wymagac¢ znajomosci jezyka niemieckiego? tymi
trzema kwestiami:

a) Wymagane umiejetnosci jezykowe musza by¢ adekwatne i niezbedne dla
danego stanowiska i nie moga by¢ jedynie pretekstem do wykluczenia praco-
biorcow z innych krajow UE.

b) Do wykazania umiejetnosci jezykowych nie mozna wymagac¢ jedynie kon-
kretnego dyplomu.

c) ,,Native speaker* jako warunek jest niedopuszczalny.

Te trzy wytyczne powstaly w specyficznych okoliczno$ciach, staty si¢ jednak
og6lnie obowiazujacymi kryteriami. Aby zrozumie¢ owe kryteria, konieczne
jest spojrzenie na ich geneze. I tak punkt pierwszy pochodzi z wyroku Trybu-
natu Sprawiedliwosci UE, begdacego reakcja na skarge Holenderki, od ktorej
zazadano znajomosci irlandzkiego do prowadzenia dzialalnosci jako wykta-
dowca sztuki w Irlandii, mimo Ze naucza ona w jezyku angielskim. EuGH od-
rzucit skarge, gdyz wspieranie jezyka irlandzkiego w polityce jezykowej kraju
cztonkowskiego Irlandii musi zosta¢ zaakceptowane. W punkcie drugim cho-
dzitlo o zatrudnienie niemieckojezycznego Wtocha w Tyrolu Potudniowym,
ktory nie byl w stanie przedtozy¢ uznanego powszechnie tam dyplomu za-
swiadczajacego znajomo$¢ jezyka niemieckiego. Tu przyznano racje
skarzacemu i potwierdzono, ze zadanie przedtozenia konkretnego dyplomu jest
niedopuszczalne.”> W punkcie trzecim idzie o to, ze w organizacjach unijnych
przy oglaszaniu naborow na stanowiska pracy czgsto wymaga sie ,.English
mother tongue* czy ,.English native speaker”. Komisja zareagowala na skargi,
ze stawianie takich warunkdw to wyraz dyskryminacji.

13 Oba te przypadki, ktore jako sprawa Groener‘a z 1989 r. i Angonese z 2000 r. naleza do
najbardziej znanych wyrokéow TS UE zwiazanych z jezykiem, sa przedstawione w zataczniku:
Vit Dovalil: Language as an impediment to mobility in Europe, w: Patrick Studer / Iwar Werlen
(red.): Linguistic Diversity in Europe. Current Trends and Discourses, Berlin: De Gruyter
Mouton 2012, s. 259-286.
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3. Jakim czynnikiem jest jezyk w kontekscie swobody przemieszczania sie?

By oceni¢ wptyw sytuacji jezykowej na swobodg przeplywu pracownikéw ana-
lizowali$my dotychczas specyfike czynnika jezykowego w kontekscie swobody
przeptywu pracownikdéw. Rozne fakty kaza sadzi¢, ze jezyk jest nie tylko uwa-
zany za najwigksza praktyczng przeszkodg, ale takze politycznie jest jedynym
trwatym zalegalizowanym ograniczeniem, istniejacym nadal po redukcji barier
prawnych i administracyjnych, mimo ze podlegajacym pewnym restrykcjom.

Rozwazajac role jezyka musimy mie¢ na uwadze dwa punkty powstrzymujace
nas od przedwczesnych uogdlnien. Po pierwsze wystgpuja pOwazne roznice co
do wymaganych umiejetnosci jezykowych zaleznie od rodzaju i zakresu pracy. |
tak w branzy IT w Niemczech mozna dobrze sobie poradzi¢ jedynie ze znajo-
moscia jezyka angielskiego, do pracy sezonowej w rolnictwie wystarczg pod-
stawy niemieckiego. Jak dalece jest konieczna znajomos¢ jezyka niemieckiego
w danej sytuacji nalezy do subiektywnej oceny osob zainteresowanych, totez
nie mozna jej jednoznacznie zdefiniowac.

Po drugie czynnik jezykowy jest usytuowany w szeregu innych uwarunkowan
(patrz np. lista LASA 2011, rubryka ,,Informacje®)", i nie moze by¢ wyizolo-
wany z kontekstu w takich rozwazaniach. Jezeli motywacja ekonomiczna do
emigracji jest duza, to czlowiek na pewno begdzie sklonny, by pokona¢ bariere
jezykowa; jesli za$ rynek pracy w kraju docelowym nie jest zbyt pociagajacy, to
bariera jezykowa wystarczy, by nie poszukiwaé tam pracy. Rozwoj sytuacji po
1 maja 2011 r. w przypadku polsko-niemieckim powinien by¢ widziany w tym
ostatnim kontekscie.

II1. Wplyw swobody przeplywu pracownikéw na sytuacje jezykowa
1. Jezyk niemiecki jako jezyk obcy w Polsce

Zajmijmy si¢ teraz pytaniem, jaki wplyw mialo ograniczenie swobody prze-
ptywu pracownikéw w 2004 r. i jej zniesienie w 2011 r. na sytuacj¢ jezykowa.

14 Polska strona zauwazyta, ze w r6znych ocenach po stronie niemieckiej nt. przyczyn skrom-
nych rozmiaréw migracji pracownikéw po 1 maja 2011 nigdzie nie nadmieniono, iz pewna role
moglo odgrywac negatywne nastawienie wobec Niemcow czy Niemiec. Patrz: Justyna Frelak /
Agnieszka Lada / Barbara Petrulewicz: Polacy nadchodza!... Wreszcie! Polska migracja zarob-
kowa do Niemiec — analiza w przededniu otwarcia niemieckiego rynku pracy dla polskich oby-
wateli, Instytut Spraw Publicznych, 2011, http://www.isp.org.pl/publikacje,25,456.html.

258



Swoboda przeptywu pracownikow a znajomos¢ jezyka

Jak wygladaja relacje sasiedzkie w obu krajach, jakie sg tendencje rozwojowe i
jak sa one powigzane ze swoboda przeptywu pracownikow?

Po pierwsze spojrzmy na sytuacje jezyka niemieckiego w polskich szkotach.
Mimo ze szkoly ogolnoksztalcagce nie prowadza bezposrednio do podjgcia
pracy, to zastluguja na szczeg6lng uwage, poniewaz tam wilasnie tworzy sig
szeroka baze¢ spoteczng dla kontynuacji nauki jezykow obcych. Grafika 2 poka-
zuje tendencje zwigzane z j. angielskim i niemieckim, jezykach najbardziej
masowo nauczanych w polskich szkotach. Podczas gdy zainteresowanie nauki
jezyka angielskiego trwale rosnie, to przy jezyku niemieckim obserwujemy
fagodng fale. Przyrost nauki j. niemieckiego w latach 90. trwat do 2002, w
latach 2003-2004 jego udziat pozostal rowny, by nastgpnie w latach 2005-2007
opas¢ po raz pierwszy. W latach 2008-2009 znowu jednak wida¢ lekki wzrost.
Mimo ze szkota nie wykazuje bezposredniej korelacji ze swoboda przeptywu
pracownikow, jednak warto odnotowaé, ze okres stagnacji czy spadkow jest
prawie identyczny z brakiem swobody przeptywu pracownikéw. Ponowny
wzrost w ostatnich latach taczy si¢ z tym, ze od 2009 r., od 1 klasy gimnazjum
(w Polsce dzieci po 6-letniej szkole podstawowej kontynuujg nauke w 3-letnim
gimnazjum) drugi jezyk obcy stat sic obowigzkowy, a jako taki w wielu wypad-
kach jest wybierany j. niemiecki, ktéry we wszystkich wojewddztwach zajmuje
Il miejsce po j. angielskim. Tabela 4 pokazuje jeszcze udzialy razem z zaje-
ciami fakultatywnymi, gdzie lekka redukcje w sektorze fakultatywnym mozna
wyjasni¢ przesuni¢ciem danego jezyka do zaje¢ obowigzkowych.

To, ze juz od 1 klasy szkoly podstawowe] pierwszy jezyk obcy stat si¢ obo-
wigzkowy, wypadto raczej na korzy$¢ angielskiego. Angielski ma by¢ dla
wszystkich uczniow pierwszym lub drugim jezykiem obcym. Przy tym réwniez
jezyk angielski jest preferowany jako pierwszy jezyk obcy. Udziat dzieci ze
szkot podstawowych z obligatoryjnym jezykiem angielskim podnidst si¢ w
latach 2001 — 2009 z ok. 50% do prawie 90%, podczas gdy lekcje niemieckiego
spadly liczbowo z 20% do 10% (IBE 2011:170)."° Z tej wyraznej tendencji
mozna wnioskowac, ze niemiecki dalej bedzie traci¢ swa pozycje jako pierwszy
jezyk w szkole podstawowey.

15 Instytut Badan Edukacyjnych (IBE): Raport o stanie edukacji 2010, 2011,
http://eduentuzjasci.pl/pl/component/content/article/126-informacje/artykul/233-raport-o-stanie-
edukacji-2010.html, s. 170.
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Grafika 2. Udziat uczniow z angielskim i niemieckim jako obowiazkowym jezykiem obcym w
Polsce. (w procentach, prezentacja wlasna)
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Zrodto: Jozef Wiktorowicz: 1996-1998. Zur Sprachenpolitik in Europa aus polnischer Sicht, w:
Wolfram Wilss (wyd.): Die Zukunft der internationalen Kommunikation im 21. Jahrhundert
(2001-2020), Tubingen: Gunter Narr 2003, 114-123; Osrodek Rozwoju Edukacji (ORE): Po-
wszechno$¢ nauczania jezykow obcych w roku szkolnym 2009/2010, 2011,
http://ell.org.pl/sites/ell.org.pl/files/Powszechnosc+nauczania+jezykow-+obcych+2009-2010.pdf;
Glowny Urzgd Statystyczny (GUS): Oswiata 1 wychowanie w roku szkolnym 2011/2012, 2012,
http://www.stat.gov.pl/cps/rde/xbcr/gus/e_oswiata_i_wychowanie_2011-2012.pdf.

Tabela 4. Udziat uczniow z angielskim i niemieckim jako jezykiem obcym w Polsce.
(w procentach, prezentacja wlasna)

obowigzkowy | fakultatywny | suma
angielski 2008/2009 | 83,0% 7% 90,0%
2009/2010 | 86,2% 4,2% 90,4%
niemiecki 2008/2009 31,2% 11,3% 42 5%
2009/2010 | 33,5% 9,8% 43,3%

Zrodho: ORE: Powszechnosé nauczania jezykow obeych w roku szkolnym 2009/2010, s. 8.

Dla sektora pozaszkolnego, ktory mogtby by¢ bardziej zwigzany ze swoboda
przeptywu pracownikéw, nie ma niestety doktadnych, kompleksowych danych.
Z ankiety przeprowadzonej przez CBOS wynika, ze ok. co 6smy Polak dekla-
ruje znajomos$¢ jezyka niemieckiego. Udzial ten jednak po 2004 r. lekko spadt
(Grafika 3).
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Grafika 3. Deklarowana znajomo$¢ jezykow wsrod polskich ankietowanych.
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Zrédto: Centrum Badania Opinii Spolecznej (CBOS): Polacy poznaja $wiat, czyli o zagranicznych
wyjazdach i znajomosci jezykow obcych, 2012,
http://www.cbos.pl/SPISKOM.POL/2012/K_148_12.pdf.

Jako przyktad mozliwosci nauki j. niemieckiego poza szkola moga postuzy¢
zestawione liczby uczestnikdéw kurséw Instytutu Goethego w Polsce (Warszawa
i Krakow) (Grafika 4). Takze tu wida¢ najwyzszy punkt w roku przed wejsciem
Polski do UE, potem tagodng znizke i lekki wzrost po 2011 r.

Grafika 4. Uczestnicy kursdw j. niemieckiego w Goethe-Institut w Polsce. (prezentacja wiasna)
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Zrodto: Goethe-Institut: Jahrbiicher, 2003-2012, http://www.goethe.de/uun/pub/de9581858.htm.

261



Goro Christoph Kimura

2. Relacje miedzy jezykami sgsiadujacymi w regionie przygranicznym

Aby ukaza¢ konkretnie skutki swobody przeptywu pracownikéw na sytuacje
jezykowa, spdjrzmy osobno na sytuacje w regionie przygranicznym, dla ktorego
aspekt jezykowy jest szczegodlnie istotny. Ze wzgledu na swoja lokalizacje re-
gion przygraniczny dysponuje juz wskutek swego potozenia korzystnymi prze-
stankami do przetamania barier jezykowych. Szanse regionu przygranicznego w
aspekcie jezyka nalezy postrzega¢ w kontekscie swobody przemieszczania sig. |
tak w wymienionej juz ,,Frankfurter Erklarung™ na liscie oczekiwanych posu-
nig¢ wystepujg na pierwszym miejscu interesujgce pomysty i atrakcyjne pro-
jekty przezwycigzajace bariery jezykowe.

Jako takie projekty, majace bezposredni zwigzek ze swoboda przeptywu pra-
cownikow, uzna¢ nalezy projekty szkoleniowe dla mtodych Polakéw w Bran-
denburgii, tworzone np. przez IHK (Izba Przemystowo-Handlowa) w Branden-
burgii Wschodniej i Cottbus. Trzeba jednak pamictaé, ze nie tylko w Niem-
czech prowadzone sa projekty dla polskiej mtodziezy, lecz organizowane sa
takze praktyki dla Niemcéw w Polsce. Pojawiajg sie tez wspolne projekty dla
polsko-niemieckiej mtodziezy jak ,,TRANS-TRONIK* ksztatcace migdzynaro-
dowych fachowcow w mechatronice lub ,,Deutsch-Polnische Marketing-
Assistenz“ (Polsko-Niemiecka Asystentura Marketingowa), gdzie uczestnicy
nabywaja transgraniczne kompetencje w marketingu. Taka dwukierunkowa
relacja uswiadamia nam, ze nie chodzi tu o ,,przechwytywanie fachowcow, lecz
0 to, by lepiej ksztattowac caty transgraniczny rynek pracy w regionie dla fa-
chowcow i 0sob szkolacych sie w obu krajach*.*®

W obu wymienionych projektach zintegrowano kursy jezyka polskiego i nie-
mieckiego. Wida¢ zatem zrozumienie dla faktu, ze po obu stronach niezbedna
jest nauka jezyka sgsiada. Ta refleksja ma tez zrozumienie u przedsiebiorcow,
jak pokazuja ponizsze przyktady:

,Musimy naturalnie da¢ czas naszym firmom w sieci, da¢ czas, by
si¢ przygotowaly, poniewaz z reguly nie znaja tam polskiego. Mu-

16 W tym dokumencie w zataczniku podaje si¢ tez dalsze przyktady: Ministerium fir Arbeit,
Soziales, Frauen und Familie (MASF). Land Brandenburg: Entwicklung eines deutsch-polni-
schen Arbeitsmarktes in der Region Brandenburg/Lubuskie — Potenziale und Chancen, 2012,
http://www.masf.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/Arbeitsmarkt_Bericht%20deutsch_U
%C2%A6%C3%AAA4_web.pdf, s. 32.
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sza si¢ postara¢ i powiedzie¢ sobie: jesli staramy si¢ o polskiego
ucznia, to musimy tez znaé jego jezyk“."’

»Sednem sprawy jest nauka jezyka partnera. Poniewaz wiladanie
jezykiem danego kraju to klucz do rynkéw pracy po obu stronach
Odry*.*®

I tak tez mozna w kontekscie ksztatcenia zawodowego z cata pewnosciag mowié
o skutkach swobody przeptywu pracownikéw dla szkolef jezykowych. Jedno-
czes$nie jednak stycha¢ wyrazne glosy, ze to nie wystarcza, jesli szkolenia jezy-
kowe odbywaja si¢ jedynie w ramach ksztalcenia czy doskonalenia zawodo-
wego. Nastepujace cytaty sa przytoczone bardziej kompleksowo z powodu swej

wyrazistosci.

»Sporo sie dzieje w tym kierunku w Centrach Ksztalcenia Poziomu
Sredniego (Oberstufenzentren). Ale decydujace beda oferty w
szkotach ogodlnoksztatcacych; tam powinno si¢ zrobi¢ jeszcze wieg-
cej. Wiadze krajowe, a dokladniej Ministerstwo Os$wiaty, Mlo-
dziezy i Sportu, moze to wspiera¢ i wywieraé presje«.*®

,Jednak nadal bedziemy mie¢ problem bariery jezykowej, jesli — ze
tak powiem — mocniej nie zaatakujemy tematu jezyka. Nie da si¢
tego skompensowac przez oferte, zwana przez Urzad Pracy dziala-
niami wspomagajacymi prace. Tam zakres tych dziatan, czynnosci
do wykonania, jest o wiele za skromny*.?

,Na koniec trzeba wyraznie wskaza¢ na fakt, ze mozliwosci koope-
racji polsko-niemieckiej w zakresie ksztalcenia zawodowego tylko
wtedy beda wykorzystane, gdy po obu stronach pokona si¢ bariery
jezykowe[,] wzglednie bedzie wystgpowac minimalna znajomos¢
jezyka polskiego czy niemieckiego. To sa jednak zadania, ktore
wykraczaja dalece poza zakres dziatania fachowcow w sensie

17 Przedstawiciel HWK, w: Landtag Brandenburg: Fachgesprach zu den Chancen und Heraus-

forderungen der Arbeitnehmerfreizigigkeit fiir das Land Brandenburg, s. 30.
18 Przedstawiciel UVB, w: LASA: FREI und ZUGIG auf dem EU-Arbeitsmarkt, s.8.

19 Przedstawiciel AA, w: Landtag Brandenburg: Fachgespréach zu den Chancen und Herausfor-

derungen der Arbeitnehmerfreiztigigkeit fur das Land Brandenburg, s. 25.
20 Przedstawiciel IHK, w: Ibidem., s. 28.
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ogbélnym czy sektora szkolenia zawodowego w szczegéle 1 stad
wymagaja zrozumienia i rozwiazan spotecznych®.?

Takie postulaty z réznych kierunkow — od posrednikow pracy, pracodawcow i
doradcéw — wskazujg na wspdlny azymut, mianowicie konieczno$¢ podstawo-
wej znajomosci jezyka jeszcze przed rozpoczeciem szkolenia zawodowego.

I tak wracamy do tematu jezykow w szkole. Jak wyglada sytuacja w regionie
granicznym? Wezmy np. Brandenburgi¢ i Lubuskie, czyli kraj zwiagzkowy wzgl.
wojewoOdztwo z najwyzszym udziatem uczacych si¢ w szkole jezyka sasiada.

Najpierw strona polska. Regionalna statystyka wykazuje (tabela 5), ze takze w
wojewddztwie Lubuskim angielski odnotowuje powazne przyrosty i jako obo-
wigzkowy jezyk obcy w 2009 r. po raz pierwszy wyprzedzit j. niemiecki. Nie-
miecki jednak w sumie nie ulega redukcji. Z pozoru zatem wyglada na to, ze
przyrost angielskiego nie odbywa si¢ kosztem niemieckiego. Jednak gdy po-
rownamy liczby uwzgledniajac typ szkoty, to stwierdzimy, ze takze tutaj nie-
miecki powoli traci pierwsza pozycje w szkole podstawowej i przesuwa si¢
powoli na drugie miejsce w szkole podstawowej (nadobowigzkowy) i w gimna-
zjum (obowiazkowy) (tabela 6).

Tabela 5: Nauka jezykoéw w szkotach wojewddztwa Lubuskiego.
(liczby ucznidéw, w nawiasach udziat, prezentacja wtasna)

angielski niemiecki
obowigzkowy  fakultatywny obowigzkowy  fakultatywny
2008/09 80736 (56,9%) 11244 (7,9%) 81865 (57,7%) 9616 (6,8%)
2009/10 84154 (61,7%) 9305 (6,8%) 80489 (59,0%) 9471 (7,0%)
2010/11 88450 (67,4%) 7889 (6,0%) 78501 (59,9%) 9661 (7,4%)

Zrodto: Urzqd statystyczny w Zielonej Gérze (USTAT): Edukacja i wychowanie w wojewodztwie
lubuskim w latach szkolnych 2008/2009-2010/2011, 2012,
http://www.stat.gov.pl/zg/69_1069_PLK_HTML.htm.

21 Progress-Institut fur Wirtschaftsforschung GmbH (PIW): Fachkréfteanalyse fiir das Transna-
tionale Netzwerk in Zukunftsfeldern des grenznahen Wachstumskernes Frankfurt (Oder)-Eisen-
hiittenstadt. Bericht 3 — Abschlussbericht Gesamtkonzept zur Fachkréftesicherung, 2011,
http://www.fachkraefteinitiative-ostdeutschland.de/fileadmin/content/downloads/
Veranstaltungen_der_Projekte/bbw_workshop_111207_Eisenhuettenstadt/111112_Gesamtkonz
ept_Fachkraeftesicherung_bbw_Fra_db.pdf, s. 17.
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Tabela 6: Liczba uczacych si¢ j. niemieckiego w wojewodztwie Lubuskim w szkotach podstawo-
wych i gimnazjach. (prezentacja wlasna)

Szk. podstawowa Gimnazjum
obowigzkowy  fakultatywny obowigzkowy fakultatywny
2008/09 47,0% 5,5% 53,6% 13,8%
2009/10 44,0% 7,2% 65,0% 11,5%
2010/11 40,4% 8,0% 73,7% 11,4%

Zrodto: USTAT Zielona Géra: Edukacja i wychowanie w wojew6dztwie lubuskim w latach
szkolnych 2008/2009-2010/2011.

Odnosnie Brandenburgii trzeba wprawdzie uwzgledni¢ spadajace globalnie
liczby uczniéw, jednak wymowa liczb jest wyrazna — przynajmniej ilosciowo w
ostatnich latach nie bylo poprawy odnos$nie jezyka polskiego (tabela 7). Takze
w raporcie rzadu krajowego nt. przygotowan do wprowadzenia swobody prze-
plywu pracownikéw na pytanie, jakie sa plany promowania nauki jezyka pol-
skiego, odpowiedz brzmiata jedynie: ,,0becne nasycenie nauczycielami j. pol-
skiego kuratoria okre$laja jako wystarczajace”.” Takie stanowisko rzadu krajo-
wego stoi w sprzecznosci do wyzej wymienionych postulatow osob znajacych
region graniczny. Podczas gdy po stronie polskiej wskutek politycznej ingeren-
cji systemu edukacji istnieje tendencja, by niemiecki byt przynajmniej drugim
jezykiem dla wigkszosci, to politycznych impulsow dla mocniejszej obecnosci
jezyka sasiadow w Brandenburgii stwierdzi¢ nie mozna.

Tabela 7: Liczba uczniéw uczacych si¢ j. polskiego w Brandenburgii. (prezentacja wlasna)

rok uczniowie
2008/09 2195
2009/10 2105
2010/11 1743
2011/12 1876

Zrédto: Kultusministerkonferenz (KMK): Zur Situation des Polnischunterrichts in der Bundes-
republik Deutschland, 2012,
http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1991/1991_08_22-Situa-
tion_Polnischunterricht.pdf.

22 Landesregierung Brandenburg: Vorbereitung auf die volle Arbeitnehmerfreiziigigkeit ab 1.
Mai 2011 - wirksame Schritte hin zu einem gemeinsamen deutsch-polnischen Arbeitsmarkt an
Oder und NeifRe von 2. Juli 2010, w: Bericht der Landesregierung Zu dem Beschluss des Land-
tages Brandenburg, 2011, http://www.masf.brandenburg.de/sixcms/media.php/4055/31
_Arbeitnehmerfreizuegigkeit_Bericht_zul.pdf.
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3. Jak swoboda przeplywu pracownikéw wplynela na sytuacje jezykowa?

Zatem jak mozemy oceni¢ wplyw swobody przepltywu pracownikow na sytu-
acje jezykowa? Na poziomie narodowym mozna skonstatowac rzecz nastepu-
jaca: przyrost liczby uczacych si¢ niemieckiego w Polsce w latach dziewigc-
dziesigtych od czasu polskiej akcesji do UE zatrzymat sig, a czg$ciowo widad
bylo wrecz tendencje wsteczne. Mimo ze bezposredni zwigzek przyczynowy —
szczegOlnie w sektorze szkolnym — niekoniecznie wystepuje, to jednak wobec
znaczenia czynnika jezyka odnosnie swobody przeptywu pracownikow mozna
przypuszczad, ze owa stagnacja miata tez zwigzek z ograniczeniami swobody
przeptywu pracownikéw wprowadzonymi przez Niemcy. Nie jest bezzasadnym
spekulowanie, czy jezyk niemiecki w szkole i poza nig nie umocnitby sie,
gdyby po 2004 r. natychmiast dana byta swoboda przepltywu pracownikow.
Mozna przypuszczaé, ze przy pelnej swobodzie przeptywu pracownikow w
2004 r. liczba uczestnikow kurséw j. niemieckiego np. w Goethe-Institut w
Polsce nie spadtaby w zaistniatym stopniu. Jak bardzo uzasadnione by nie byty
ograniczenia po 2004 r. politycznymi uwarunkowaniami rynkéw pracy, czego
tutaj oceni¢ nie mozemy, to z perspektywy polityki jezykowej stracono szansg
wsparcia pozycji j. niemieckiego w nowych krajach UE.

Odnog$nie regionu granicznego wida¢ tendencje w edukacji zawodowej, zwia-
zane bezposrednio ze swoboda przeptywu pracownikow. W tym zakresie wy-
sitki rozciggaja sie na obie strony Odry. Maja one jednak z reguty czasowo
ograniczony charakter projektowy. W zakresie instytucjonalnej nauki jezykow
w szkotach istnieje jednak duza dyskrepancja migdzy postulatami fachowcow z
rynku pracy a stanem obecnym. Mimo Ze pokonanie bariery jezykowej wi-
dziane jest jako przestanka podstawowa, by swoboda przeptywu pracownikow
mogta realnie wejs¢ w zycie, to nie mozna jednak méwic¢ o realnym oddziaty-
waniu swobody na sytuacje w sektorze jezykoéw obcych w regionie przygra-
nicznym.

IV. Whnioski i perspektywy

W niniejszym artykule stwierdzono na wstepie, ze jezyk to wazny, jesli nie
decydujacy czynnik dla swobody przeptywu pracownikéw. Potwierdzajg to
doswiadczenia z regionu i oceny w szerszym kontekscie. Szczegdlna pozycja
jezyka posrod roznych czynnikow wplywajacych na swobodg przeplywu pra-
cownikow jest potwierdzana takze w kregach politycznych. W przeciwienstwie
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do niektorych politycznych i administracyjnych przeszkdéd w sferze jezyka nie
moze by¢ celem redukcja roznic miedzy krajami. W polityce UE wspieranie
nauki jezykow obcych u osob indywidualnych ma duze znaczenie, gdyz przez
to wielo$¢ jezykow jest respektowana i powstaja podstawy do swobody prze-
mieszczania sig.

Jak dalece swoboda przeptywu pracownikow ma zwigzek w Polsce z liczba
uczacych si¢ jezyka niemieckiego, nie da si¢ jednoznacznie okresli¢, poniewaz
wspotdecyduje tu wiele innych czynnikéw. Mozna jednak stwierdzi¢ roéwnole-
gle czasowe wahania miedzy liczbami uczacych si¢ j. niemieckiego w Polsce z
jednej strony a ograniczeniami swobody przepltywu pracownikow i ich zniesie-
niem z drugiej. Wobec roli jezyka nalezy przypuszczac¢, ze inna polityka wobec
rynku pracy miataby tez inne skutki dla nauki j. niemieckiego w Polsce.

W regionie przygranicznym po obu stronach granicy mozna zaobserwOwac
bezposrednie reakcje na swobode przeptywu pracownikoéw w sektorze szkolenia
zawodowego. Nie odpowiadaja one jednak w Zzadnym stopniu wilasciwosci i
wielkosci czynnika jezykowego dla swobody przeptywu pracownikow i mozli-
wosciom, jakie oferuje potozenie regionu pogranicza. Stworzenie zintegrowa-
nego wspolnego rynku pracy okresla sie jako kluczowe dla rozwoju regionu, a
jezyk z kolei jako podstawe catosci. Za taka reflekcja nie poszly jednak dotych-
czas zadne czyny, szczeg6lnie po stronie niemieckiej.?® Dalsze badania musza
pokaza¢ przyczyny tego braku dzialania oraz zaproponowac¢ odpowiednie
zmiany.

23 Przy tym wszystkim w wigkszo$ci wypadkow lepsza znajomos$¢ niemieckiego u Polakow nie
powinna demotywowa¢ uczacych sie polskiego w Niemczech. Damus (2008, 2009) stwierdza,
ze poziom niezbednej znajomosci polskiego czeSciowo jest przeceniany i ze juz szczatkowa
znajomo$¢ tego jezyka u 0osob niemieckoj¢zycznych jest sensowna kwalifikacja zawodowa w
regionie przygranicznym.
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Kto si¢ boi ,,wielkiego, strasznego pracownika”?
Refleksje na temat zmiany w dyskursie na temat
mobilnos$ci pracownikow

Zanim mozna mowi¢ o historycznej wadze mobilnosci pracownicze] migdzy
Polskg a Niemcami, trzeba si¢ rozliczy¢ z dlugo- i krétkoterminowa obawg
przed ,,wilkiem w owczej skorze” — tzn. ,,wielkim i ztym” polskim pracowni-
kiem. Polnische Wirtschaft, od dawna istniejgcy stereotyp, oznaczat od samego
poczatku dysfunkcyjnos¢. Nadal w latach dziewiecdziesiatych polski pracownik
byl postrzegany jako niewydajny i Zle optacany (,,latynos Bloku wschodniego”,
jak ostatnio nazwat go pewnien komik). Ten stereotyp zmienit si¢ drastycznie
po wejsciu do Unii Europejskiej. Jednym z niezauwazanych osiggnie¢ integracji
europejskiej jest to, ze wieloletnie stereotypy zmieniajg si¢ w SWojej semantyce.
Obecnie, szczgblnie po otwarciu rynku pracy, polscy pracownicy i Polnische
Wirtschaft nie oznaczaja juz podrzednego partactwa lecz pierwszorzedng prace
w niskiej cenie. Po raz pierwszy w najnowszej historii stereotyp zostat odwro-
cony na druga strone. Niefortunnie dla niemieckiego rynku pracy, polski pra-
cownik — w rzeczywisto$ci owca w wilczej skorze — znalazt sobie lepsze pa-
stwiska.

Rok po otwarciu swojego rynku dla polskich pracownikdéw, Niemcy stoja na
historycznym rozdrozu. Nawet jeszcze w 2011 roku zastepca burmistrza Frank-
furtu nad Odrg powiedzial dziennikarzom najwigkszej polskiej gazety Gazety
Wyborczej: ,,prosze nie robi¢ z tego problemu politycznego. Ludzie bojg si¢ i
maja do tego prawo”.! W tej wypowiedzi odniost sie do otwarcia granicy na
niekontrolowany ruch. Podobno cale miasto bylo petne obaw. Sklepy w cen-
trum kalkulowaly, ile zostanie ukradzione z ich potek. Wtasciciele budek z
kebabem obawiali si¢ huliganéw.? Lokalna policja — bardziej zainteresowana
przeniesieniem siebie (i swoich rodzin) do Poczdamu po otwarciu granicy —
zapewniata lokalnych mieszkancow, ze nadal bedzie obecna, chociaz w

1 Bartosz Wieliniski: Niemcy si¢ boja polskiego parcia na Zachod, Gazeta.pl.,
http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/1,114881,4697743.html, 9 maja 2013r.
2 Ibidem.
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zredukowanej liczbie.® Polski huligan — cho¢ z pewnoécia budzaca obawy po-
sta¢ — nie byt najwickszym zmartwieniem dla regionu. To polskich pracowni-
kéw obawiano si¢ najbardziej: co si¢ stanie we wschodniej cze$ci Niemiec,
kiedy ,,$luzy” zostang otwarte dla polskich pracownikow? *

Uzywanie metafor zwigzanych z woda jest czesta praktyka w dyskusjach na
temat mobilnosci pracownikow. ,,Sluzy” sa otwarte na przyplyw nowych ele-
mentow; kolejne ,,fale” pracownikow (jak szarancza) wypetniajg rynek pracow-
niczy; miejscowi ludzie przezywaja ,,susze”, kiedy otwarte miejsca pracy sa
zabierane przez naplywowych pracownikow. Te metafory odczlowieczajg in-
dywidualnych pracownikéw, oddzielajac poszczegdlne osobowosci i dziatal-
no$¢ od wigkszych sit i zanonimizowanych wrogow. Nie chcialbym jednak
nazywac tej taktyki metodyczng — jednym z instrumentow rasizmu i dyskrymi-
nacji — z dwoch powodow. Po pierwsze wigkszo$¢ zwyktych obywateli i dzien-
nikarzy nie jest rasistami. By¢ moze po prostu nie maja wielu refleksji i sg nie-
czuli na los mas. Po drugie, uzywanie tych metafor jest gteboko zakorzenione w
polsko-niemieckiej historii.

Zanim w ogéle mozna zaczaé mowi¢ o historycznym znaczeniu mobilnosci
pracowniczej miedzy Polska a Niemcami trzeba si¢ najpierw rozprawic z dtugo-
i krotkoterminowym strachem przed ,,wilkiem w owczej skorze”, czyli z ,,bar-
dzo strasznym” polskim pracownikiem. Rzeczywiscie juz na dlugo przed usta-
nowieniem Unii Europejskiej niemiecki dyskurs byl zdominowany przez poje-
cie taniego — i czesto marnego — pracownika, przejmujacego pozadane
niemieckie miejsca pracy.’ Nie miato znaczenia to, Ze w pordwnaniu z nowymi
niemieckimi landami po 1989 roku (np. landami bytego NRD), Polska wypa-
data o wiele lepiej w rankingach wzrostu i produktywnosci.’

W pbdznych latach dziewieédziesiatych Polska nie byta jedynym obiektem obaw
Europy Zachodniej. Wszystkie nowe panstwa kandydujace do Unii Europejskiej
— z Wegrami, Stowacja i Republikg Czeska wlacznie — wzbudzaty strach wsrod
niektorych politykow. W stowach bardzo podobnych do tych wiceburmistrza
Frankfurtu, wypowiedzianych ponad dziesi¢¢ lat pdzniej, prezydent Unii

3 Europe’s Border-Free Zone Expands, BBC News, 21 Dec. 2007,
http://news.bbc.co.uk/2/hi/7153490.stm, 6 maja 2013 r.

4 Matthias Kaufmann: Anwerbung Im Osten. Wie Pawel in den Cottbhusser Kaufhof kommt,
Spiegel Online, http://www.spiegel.de/karriere/berufsleben/anwerbung-im-osten-wie-pawel-in-
den-cottbusser-kaufhof-kommt-a-759844.html, 6 maja 2013r.

5 EU integration admission of central European countries will be less costly than opponents
suggest, Polish News Bulletin, 24 kwietnia 2001r.

6 Ibidem.
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Europejskiej juz w 1998 roku powiedzial, ze politycy ,,muszg bra¢ pod uwage
szczegOlne obawy ludzi”, ktére zrodzity sie wraz z mysla o pracownikach z
Bloku Wschodniego zalewajacych rynek niemiecki.” Te ,,szczegdlne obawy”
miaty podtoze kulturowe i rozeszly si¢ po catej Europie Zachodniej.?

Szczegolnie byto to odczuwalne w Niemczech. Tutaj polski pracownik byt
natychmiast kojarzony z Polnische Wirtschaft, polska gospodarka. Pojecie to,
zapoczatkowane ponad dwa wieki temu, bylo zardwno pejoratywnym stereoty-
pem jak i samo-potwierdzajaca si¢ i samo-utrwalajaca charakterystyka. Polni-
sche Wirtschaft (polska gospodarka) — niezorganizowana, beztadna, przedmiot
mi¢dzynarodowych kaprysow — stala w kontrascie do Deutsche Wirtschaft,
niemieckiej gospodarki, ktdra byla solidna, precyzyjna i zorganizowana. Jesli
Polnische Wirtschaft byta stereotypowym stowem kluczem dla Niemcéw, Ord-
nung muss sein byt tym dla Polakow.

Stereotyp Polnische Wirtschaft powstal na poczatku dziewigtnastego wieku.
Chociaz Hubert Ortowski w swojej ksigzce na temat tego stereotypu datuje
pojawienie si¢ tego pojecia juz na pdzne lata siedemdziesigte osiemnastego
wieku, jego rozpowszechnienie przypada dopiero na pozniejsze czasy narodzin
wspolczesnego pojecia panstwa.’ Polska zostata wtedy zepchnieta do niebytu z
pozycji najwiekszego kraju w Europie po serii rozbioréw przeprowadzonych
przez potezniejszych sasiadow.'® Imperium, chociaz niestabilne, rozciagajace
si¢ miedzy Lotwa a Besarabig, zostato potkniete w ciggu jednej generacji. To,
ze wielkie europejskie mocarstwo moglo zosta¢ §cigte 1 wypatroszone przez
wlasng szlachte, ktora byta w zmowie ze spragnionymi wtadzy sgsiadami, od-
zwierciedlato sie¢ w marnej kontroli i — uzywajac tego pojecia anachronicznie —
kumoterstwie." Ten wizerunek utrwalat si¢ dalej w burzliwych czasach
migdzywojennych: polska gospodarka przeszta przez te same wzloty i upadki co
jej sasiedzi. Od strony politycznej Niemcy widzieli, ze generat Jozef Pitsudski,
ktéry miat jedynie niepewny sojusz z Niemcami podczas pierwszej wojny

7 Jr Neil King / John Reed: New world order. Devil in the details. As plans to expand the Euro-
pean Union move forward, the soaring rhetoric is giving way to the harsh realities, chapter
World Business (A special report), Wall Street Journal, Eastern edition, 28 wrze$nia 1998r.

8 Dariusz Zwierzynski: Wcale nie jesteSmy tak daleko, Gazeta.pl, http://www.archiwum.
wyborcza.pl/Archiwum/1,0,1400736,20010418RP-GW,Wcale_nie_jestesmy_tak_daleko,.html,
6 grudnia 2013r.

9 Hubert Orlowski: Polnische Wirtschaft: Zum deutschen Polendiskurs der Neuzeit, Wieshaden:
Harrassowitz 1996, s. 52-54.

10 Jerzy Lukowski: The partitions of Poland: 1772, 1793, 1795, London: Longman 1999.

11 Zernack Klaus: Negative Polenpolitik als Grundlage deutsch-russischer Diplomatie in der
Méchtepolitik des 18. Jhs, w: Fischer / Mller (red.): PreuBen — Deutschland — Polen, Berlin: de
Gruyter 1991.
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swiatowej, byt sitaczem starajgcym si¢ utrzymac do kupy rozpadajace si¢ pan-
stwo. Niewiele czasu uptyneto od jego sSmierci w 1935 roku do momentu, gdy
polscy sasiedzi po raz kolejny zaczgli potajemnie planowac podbicie Polski,
dzielac tupy miedzy soba.’? Podczas gdy nazistowska ideologia uznata inne
stowianskie narody za mozliwe do zgermanizowania, Polacy, ich panstwo i
kultura, byli zawsze ,,pod nozem” Hitlera."® Po drugiej wojnie $wiatowej
komunistyczny rzad zostal narzucony nowemu panstwu polskiemu. Pomimo
nazdzwyczajnej powojennej odbudowy, polska ekonomia po raz kolejny legta w
gruzach w p6znych latach siedemdziesiatych.'* W poréwnaniu ze swoimi sasia-
dami — szczegdlnie z Czechostowacjg i Niemcami Wschodnimi — Polska byta
jedynym krajem, ktory natozyt racjonowanie produktow po II wojnie Swiatowej
na tak dlugi okres czasu (racjonowanie bylo utrzymane przez prawie cate lata
osiemdziesigte)."”

Niemcy kojarzyli intuicyjnie polskich pracownikow z polska gospodarka.
Szczegodlnie w bylych Niemczech Wschodnich trudna sytuacja ekonomiczna
Polski byta kojarzona z etyka zawodowa pracownikéw w Polsce.”® Nie poma-
gato rowniez, ze — krétko przed i po upadku komunizmu — Polacy wstawili si¢
w wickszych miastach, jak na przyktad Berlin czy Wieden, polskimi targowi-
skami, gdzie starsze kobiety i mezczyzni sprzedawali na ulicy uzywane pro-
dukty, wyciagane ukradkiem z bagaznikéw ich fiatow.'” Nadal w $rodku lat
dziewiecdziesigtych Polak reprezentowal niewydajnego i zle oplaconego pra-
cownika (,,Latynosa bloku wschodniego™). Zatem pomimo oczywistej nierow-
nosci, legislacja przeciwko otwarciu swojego rynku na wschodnich pracowni-
koéw byta najbardziej oczywista wiasnie w krajach niemiecko-jgzycznych i stata
sig, o ironio, jedng z granic postawionych przez Uni¢ Europejska dla zapewnie-
nia socjalnego i ekonomicznego bezpieczenstwa.'®

12 Michael Burleigh: Germany turns Eastward. A study of ostforschung in the Third Reich, Cam-
bridge: Cambridge University Press 1988.

13 John Connelly: Nazis and Slavs: from racial theory to racist practice, w: Central European
History 32/1 1999, s. 1-33.

14 Kazimierz Poznanski: Poland's protracted transition. Institutional change and economic growth
1970-1994, Cambridge: Cambridge University Press 1996.

15 Barbara Céllen / Bartosz Dudek / Krzysztof Ruchniewicz (red.): Polenhilfe. Als Schmuggler
fiir Polen unterwegs. Pomoc Dla Polski. Zostali przemytnikami dla Polakéw, Dresden: Neisse-
Verl 2011.

16 Daniel Logemann: Das polnische Fenster. Deutsch-polnische Kontakte im staatssozialistischen
Alltag Leipzigs 1972-1989, Miinchen: Oldenbourg Vrlg. 2012.

17 Jerzy Kochanowski: Tylnymi drzwiami. ,,Czarny rynek” w Polsce 1944-1989, Warszawa:
Wydawnictwo Neriton, 2010.

18 Steffi Marung: Die wandernde Grenze. Die Eu, Polen und der Wandel politischer Rdume,
1990-2010, Vandenhoeck & Ruprecht, b.m. 2013.
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Poniewaz Polacy nie mogli fatwo podrézowaé do Niemiec w poszukiwaniu
pracy, ,,fale” migracyjne skierowaty si¢ do innych bardziej otwartych rynkéw
pracy. W ciggu kilku lat miliony Polakow wyjechaty do pracy w Irlandii i Wiel-
kiej Brytanii. Z pewno$ciag nagle pojawienie si¢ polskich pracownikéw w Du-
blinie czy Edynburgu odbito si¢ (i nadal si¢ odbija) w jaki§ sposob na sytuacji
tych miast.” Jednak bardziej niezwykla rzecza jest, ze zdecydowana wigkszo$é
tej ,,szaranczy”, ktéra ,,ucztowala” na obcym rynku pracowniczym, byta wye-
dukowana i chetna do dalszej nauki.?® Dodatkowo, poniewaz sita robocza byta
tak mloda, wiele os6b przyjechato tylko po to, zeby zarobi¢ pienigdze dla ro-
dzin, ktore w wickszosci pozostaty w domu, w Polsce.”! Po uplywie prawie
calego dziesigciolecia tej nicograniczonej mobilnosci w Wielkiej Brytanii i
Irlandii politycy i zwykli ludzie zrozumieli, ze ci pracownicy zarobkowi w
wigkszos$ci predzej czy pozniej wroca do Polski.

Niemieccy politycy konserwatywni zastuguja na bardziej zniuansowana roz-
prawe. Nawet jesli obawiali sie ,,wielkiego strasznego wilka”, z pewnoscia nie
przekroczyli progu ustanowionego przez powojenng umowe socialng. Innymi
stowy nie powrdcili do praktyki przedwojennych Niemiec, ktore traktowaty
polskich pracownikéw jako tolerowane utrapienie. W rzeczywisto$ci nauczyli
si¢ czego$ od wielkiej ekspansji Gastarbeiterdw zaraz po Il wojnie $wiatowej
oraz w latach pieédziesiatych i sze§¢dziesigtych.”? Dla nich prospekt Unii
Europejskiej z Europa Wschodnia oznaczat (cze§ciowo) powtdrzenie sytuacji z
lat piecdziesigtych i sze$cdziesigtych, kiedy wloscy, greccy i jugostowianscy
pracownicy przyjezdzali w coraz wiekszych grupach do Niemiec, zeby wypel-
ni¢ luki na rynku pracy.”® Wielu z tych pracownikéw wyjechato po jakims cza-
sie, ale gruntowna zmiana juz zdazyla zaj$¢: Niemcy przestaty by¢ spoteczen-
stwem rosngcym od $rodka, a staty sie Einwanderungsland — celem dla emi-
grantow, jak wiele panstw Zachodu. Wielu Niemcow przyjeto serdecznie pra-
cownikdéw z zagranicy i teoretycznie dato zielone $wiatlo polskim pracobior-
com, pod warunkiem jednak, ze nie oznaczato to rowniez przyjazdu ich rodzin.

19 lan Fisher: Redefined boundaries and uneasy transformations, w: New York Times, 2004.

20 Malgorzata Zdziechowska: Polen. Von wegen Masseneinwanderung. Die Lohne in Polen
steigen so schnell — da bleiben viele Fachleute lieber gleich daheim, w: Die Zeit, 18 sierpnia
2011r.

21 Ibidem.

22 Malgorzata Zdziechowska: Polen. Von wegen Masseneinwanderung. Die Léhne in Polen
steigen so schnell — da bleiben viele Fachleute lieber gleich daheim, w: Die Zeit, 18 sierpnia
2011r.

23 Rita Chin: The guest worker question in postwar Germany, Cambridge: 2007.
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Poréwnanie to bylo jednak zupehie falszywe. Po pierwsze, w obecnej sytuacji
byty to Niemcy z koncowki dwudziestego i poczatku dwudziestego pierwszego
wieku, gdzie tempo wzrostu wielkos$ci kilku punktéw procentowych byto uwa-
zane za pozytywny wynik, a bezrobocie wysokos$ci o$miu procentdw byto uwa-
zane za wyjatkowe. Po drugie, panstwo opiekuncze, chociaz bez watpienia
hojne, bylo niczym w porownaniu do kosztow zycia w latach szescdziesia-
tych.** Wreszcie, i co najwazniejsze, polska gospodarka mocno si¢ rozrosta.
Polska byta jedynym panstwem, ktore bez ustanku rosto w sit¢ podczas global-
nej recesji. W przeciwienstwie do bylych Niemiec Wschodnich (ktore ich
mieszkancy opuszczajg na rzecz wickszych rynkow pracy w Berlinie, Dreznie,
czy na Zachodzie), w zachodniej Polsce odnotowuje si¢ wzrost ekonomiczny:
zachodnie regiony Polski — szczeg6lnie wigksze miasta — przeobrazity si¢ w
ciggu ostatnich dwudziestu lat i teraz miasta jak Poznan nie maja rzeczywistego
bezrobocia. Od 1995 roku polska gospodarka zwickszata stale tempo wzrostu w
poréwnaniu do jej zachodnich jak i wschodnich sasiadow.” W Unii Europej-
skiej legislacja bez przerwy pracowata nad przeciwdzialaniem dumpingowi, ale
Polska i tak konkurowata wyjatkowo dobrze w poréwnaniu z krajami takimi jak
Wegry czy Stowacja. W wielu apektach jest to opowies¢ o spéznionym wzro-
$cie. Cate pokolenie polskich obywateli pamieta prawie katastroficzny upadek
ich gospodarki od p6znych lat siedemdziesigtych az do potowy lat dziewigc-
dziesiatych.”®

W obecnych czasach, po wejsciu Polski do Unii Europejskiej, ten stereotyp
polskiej gospodarki zmienit si¢ diametralnie. Jednym z niewystowionych suk-
cesOW europejskiej integracji jest to, ze stare stereotypy zmieniaja si¢ seman-
tycznie i socjologicznie. Szczegoblnie teraz po otwarciu rynku pracy polscy pra-
cownicy i Polnische Wirtschaft nie oznaczajg juz podrzednego bubla, ale pierw-
szorzedna prace w konkurencyjnej cenie. Stereotyp, po raz pierwszy w niedaw-
nej historii, zostat postawiony na glowie.?’ Po raz pierwszy w historii wspotcze-
snej przemystowa potega Europy nie wydaje si¢ rajem dla pracownikow z Pol-
ski, a juz szczegolnie nie dla tych z duzych miast jak Poznan, Warszawa, czy
Krakow.

Czy legislacja z lat dziewigdziesigtych przeciwko wolnemu przeptywowi pol-
skich pracownikow narzucona przez niemiecki parlament i Uni¢ Europejska

24 Tony Judt: Postwar. A history of Europe since 1945, Random House UK 2010, s. 453-483.

25 Zdziechowska: Polen. Von wegen Masseneinwanderung.

26 Kazimierz Poznanski: Poland's protracted transition.

27 Polskie Radio 1, Warszawa, w Polsce 1700 gmt, 1 maja 2001r., BBC Worldwide Monitoring,
BBC Monitoring Europe — Political, 1 maja 2001r.
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spetnita swoje zadanie? Badz co badz Niemcy poprzez takie dziatania chcialy
zapobiec wptywom Polnische Wirtschaft na witasng gospodarke pod koniec
dwudziestego wieku i osiggnety ten cel. Innymi stowy na krotka mete byta to
skuteczna legislacja, a dlugoterminowo uczynita Niemcy miejscem o wiele
mniej atrakcyjnym dla polskiej przedsigbiorczosci. Teraz, kiedy polska gospo-
darka wzrasta, coraz wigcej eksportuje do Niemiec jako rownorzgdny partner
handlowy. Wydaje si¢ to by¢ bardzo pozytywna sytuacja. Jednak ten wzrost jest
gleboko zwigzany z niemieckg gospodarka.

Tym niemniej legislacja ta ma tez swoja ciemna strone, nieprzewidziana przez
wielu politykéw i prawodawcoéw w latach dziewieédziesigtych: teraz, gdy prasa
koncentruje si¢ na wypetnianiu luk w niemieckiej sile roboczej, moéwi o hisz-
panskiej 1 greckiej mlodziezy. Strategiczne okno, ktore otworzylo si¢ wraz z
wejsciem do Unii Europejskiej, by¢ moze juz si¢ zamkneto dla polskiego i nie-
mieckiego spoteczenstwa z powodu wtasnie zakazu pracy. Kiedy gltodny nie-
miecki (albo polski!) rynek szuka sposobu na zapelnienie miejsc pracy, nie
patrzy w strone sgsiadow, ale na odlegta Europe potudniowa. Podobnie, niefor-
tunnie dla niemieckiego rynku, polski pracownik — w rzeczywistosci owca w
skorze wilka — znalazt lepsze miejsca na wypas.
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Swoboda przemieszczania si¢ pracownikow
miedzy Polskg a Niemcami

1 maja 2011 r. zakonczyt si¢ obowigzek posiadania urzgdowego pozwolenia na
prace w UE dla obywateli polskich i tym samym otworzyla si¢ dla nich prze-
strzen zachodnioeuropejska jako stosunkowo tatwo dostgpny rynek pracy.
Obawy na szczeblu politycznym przed zalaniem niemieckiego rynku pracy
przez polskich pracownikow wywolywaly tez w spoteczenstwie niezadowolenie
i leki. Rezultaty statystycznych symulacji bezrobocia w Polsce i liczby pracow-
nikow sezonowych i gastarbeiterow uzupetnialy te demonicznie kreowane per-
spektywy. Medialne kampanie osrodkéw opiniotworczych tworzyly obraz bied-
nego gastarbeitera, ktory bedzie probowat skonsumowaé czgs¢ dobrobytu za-
chodnioeuropejskiego kosztem spotecznosci lokalne;.

Rzeczywistos¢ wgladata jednak zupelnie odmiennie. Wskutek silnego rozwoju
ekonomicznego Polski doszto juz do duzego dostosowania w zakresie makro-
ekonomicznym. Jesli spojrzymy na lata kryzysowe 2008/2009, to wida¢ wyraz-
nie nacechowane recesjg tendencje w Europie zachodniej. Wzrost gospodarczy
prawie sie zatrzymat, w niektorych krajach Europy doszlo wrecz do wyraznej
recesji. Polska natomiast weszla w faze zwyzki ekonomicznej, na podstawie
krajowych i zagranicznych inwestycji rozwingly si¢ ponad przecietng miare
centra jak Poznan, Wroctaw, Gdansk czy chocby Warszawa. Stan bezrobocia
osiggnat najnizszy punkt w ostatnich 20 latach, czg¢sciowo mniej niz 3% w sku-
piskach miejskich jak Poznan. Jako efekt wzrostu gospodarczego odnotowano
jednak takze pokazng inflacje. I tak wskaznik wzrostu cen konsumenckich osig-
gnat 4%. Wzrost inflacji spowodowat zwyzke przychoddw pracowniczych,
przecigtne wynagrodzenie osiggneto az 75-80% plac niemieckich.
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Diagram 1. Bezrobocie (w procentach)
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Diagram 2. PKB na osobe w parytecie sity nabywczej (skala: UE 27=100)
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Diagram 3. Zarobki roczne netto (Euro)
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Wzrost kosztow utrzymania i wzglednie wyzsze zarobki prowadzity do zmniej-
szenia emigracji polskich pracownikéw. Dodatkowo osoby, ktore wyjechaty w
latach poprzednich do W. Brytanii, Irlandii czy nawet do USA w poszukiwaniu
nowej perspektywy zawodowej, powrocity w latach 2010/2011, poniewaz
szanse zawodowe zmienily si¢ znacznie na lepsze w kraju. Atrakcyjnos¢ za-
trudnienia w Irlandii, wzglednie W. Brytanii jest niezmienna wskutek duzo
wyzszych zarobkow. To jednak jest znow niwelowane przez wyzsze koszty
utrzymania. Rynki tych krajow sa takze pod presja europejskich lekow przed
recesja 1 notujg spadek gospodarczy, a tym samym zapotrzebowanie na pra-
cownikow i fachowcow ulegto stagnacji lub spada.

W roku 2012 niemiecka gospodarka weszta w faze stabilizacji, a nawet mini-
malnego wzrostu. Az po dzi$ dzien odczuwane jest w Niemczech duze zapo-
trzebowanie na fachowcow i pozostatych pracownikéw na niemieckim rynku.

Nieréwnowaga mi¢dzy oboma krajami tkwi w nierownomiernym rozwoju kul-
turalno-ekonomicznym. Gdy spojrze¢ na rozprzestrzenienie skupisk gospodar-
czych w Polsce to wida¢ tu rozwdj jedynie czgSciowy. Tereny wiejskie i miasta
z malg liczba mieszkancoéw (ponizej 50 tys.) cierpig na wysokie bezrobocie i
powigzane z nim deficyty rozwojowe. Pozytywnym aspektem w Polsce jest
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powszechnos¢ systemu ksztalcenia, ktdre zaczyna si¢ w wieku przedszkolnym i
rzadko kofczy na szkoleniu zawodowym. Aktywno$¢ mtodych Polakéw jest
znaczna i w poréwnaniu z wieloma krajami Europy duzo wyzsza. Duza popu-
larnoscig ciesza si¢ studia podejmowane rownolegle do wykonywanego za-
wodu. Stosunek liczbowy studentéw dziennych do weekendowych (i zaocz-
nych) jest od Niemiec zupetnie odmienny. W Polsce jest duza liczba studentow,
ktorzy w tygodniu roboczym wykonuja prace, a podczas weekendu studiuja, co
naturalnie spowodowane jest brakiem pomocy socjalnej. Rezultatem jest jednak
wysoki stopien wyksztatcenia polskich absolwentéw. Studia podyplomowe i
magisterskie stuza temu, by juz zdobyta wiedze poglebic i doszlifowaé. Wsku-
tek tego powstaje potencjalny rynek dla pracownikéw w catej Europie. Jezy-
kowa sprawno$¢ mtodych Polakéw stoi takze na wysokim poziomie, totez fa-
chowcy mogg rozprzestrzeni¢ si¢ w catej Europie i nie tylko.

Natomiast sytuacja w Niemczech odnosnie ksztatcenia fachowcow musi by¢
oceniana jako raczej niekorzystna. Wskutek powszechnego rozwoju ekono-
Mmicznego w catym kraju, zapotrzebowanie na kwalifikowang site robocza jest
wysokie. Ocena standardu ksztatcenia poszczegolnych krajow zwigzkowych nie
umozliwia jednoznacznej kompatybilnoSci syStemow ksztalcenia. Szkolenia
specyficzne zawodowo, uniwersytety i akademie sg pozadane, nie pokrywaja
si¢ jednak z zapotrzebowaniem przemystu. Natomiast przemyst czesto wyste-
puje ze zmiennymi oczekiwaniami wobec typu wyksztatcenia i do§wiadczenia
kandydatow, wiec nawet zaplanowane i zakonczone sukcesem wyksztatcenie
nie zawsze moze sprosta¢ oczekiwaniom i nie zapewnia absolwentom wyma-
rzonej sytuacji zawodowej i finansowej. To czasem prowadzi do sytuacji, ze
szczegblnie aktywni i zmotywowani ludzie juz na starcie szukajg pewniejszej
perspektywy niz ta na ogdélnym rynku pracy i tym samym nie sg czynnikiem
wplywu na ogdlny rozw6j wydarzen.

Rowniez zdobycze systemu zabezpieczen socjalnych prowadza do braku pra-
cownikéw, poniewaz obowigzujace (lub brakujace) stawki minimalne wypadajg
czesto ponizej pomocy socjalnej i muszg by¢ subwencjonowane, co znowu
znajduje odbicie w motywacji zainteresowanych. Tu potrzebna jest polityka
skutecznych posunie¢ nie tylko w kierunku ptac minimalnych, ale takze majaca
na uwadze spoteczng odpowiedzialno$¢ wobec uczestnikow gry ekonomiczne;.
Pomoc socjalna to jedna z niemieckich zdobyczy demokratycznego przywodz-
twa ostatnich 50 lat, wymaga ona jednak nowego sprofilowania i korekt. Jesli
spojrze¢ na poziom wyksztatcenia i motywacje do pracy w innych krajach, jak
Polska, Szwecja, Dania, Norwegia czy Holandia, to wida¢ tu wyrazne roznice.
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Atrakcyjnos¢ polskiego wyksztatcenia odbija si¢ w zapotrzebowaniu niemiec-
kiego przemystu. 1 tak Work Service zatrudnia obecnie ok. 200 polskich pra-
cownikdw po krotkiej tylko aktywnosci na rynku niemieckim (od czerwca
2012). Zapotrzebowanie jest tak duze, ze Work Service probuje mu sprostaé
tworzac nowe filie w Europie Wschodniej, aby zaspokoi¢ rynek niemiecki.

Posrednik ustug personalnych powinien uwzglednia¢ wszelkie socjalne aspekty
uzyczania pracownikéw. Work Service orientuje si¢ wg rynku ogolnoeuropej-
skiego 1 analizuje oraz adaptuje juz dziatajace systemy uzyczania pracownikow.
Podobnie jak w W. Brytanii ustawodawca nakazuje roéwne traktowanie oraz
wynagradzanie pracobiorcéw. Takze Work Service dostosowuje si¢ juz do tych
warunkéw, by by¢ przygotowanym na zmiany polityczne w Niemczech. Przed-
stawiciele takich firm negocjuja z sektorem przemystu warunki ramowe, jakie
dla pracownikéw w poréwnaniu z osobami zatrudnionymi na state gwaranto-
watyby optymalna pozycje w codziennos$ci $wiata pracy. Beneficjentem jest tu
pracodawca, ktory w ten sposdb moze elastycznie reagowaé na zawirowania w
gospodarce. Oferujace personel firmy winny by¢ w stanie zwolnionych pracow-
nikbw szybko ponownie umie$ci¢ na rynku oferujgc im trwate i dochodowe
zatrudnienie.

Whioski

Moj osobisty wniosek jest taki, ze swoboda przeplywu pracobiorcéw jest po-
zytywnym aspektem progresu ogdlnoeuropejskiego. Tu takze nalezy uprawiaé
polityke odpowiedzialno$ci, utrzymywania standardow ksztatcenia i ram praw-
nych dla zatrudnienia pracownikow, by budowa¢ zjednoczong Europe z mozli-
wosciami partycypacji dla wszystkich ludzi tej przestrzeni gospodarczej, w
ktoérej bezpieczenstwo socjalne i dziatajacy wspolny rynek pracy w zaleznosci
symbiotycznej wyzwalatyby kolejne efekty synergiczne. Nalezatoby sobie zy-
czy¢, by obywatele Unii czuli si¢ w Europie jak w domu i mogli dowolnie
ksztattowa¢ wszelkie aspekty swego zycia, nie muszac si¢ definiowac poprzez
narodowo$¢ ani nie bedac w taki sposob definiowanym.
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Swoboda przemieszczania si¢ pracownikow z punktu
widzenia praktyki ubezpieczen zdrowotnych

Problem zabezpieczenia socjalnego cztowicka to kwestia o egzystencjalnym
znaczeniu. Ludzie pragng zabezpieczenia na wypadek, gdy co$ im si¢ przydarzy
— nie chca wtedy utraci¢ swych §wiadczen. W Niemczech jak i w Polsce prowa-
dzono szeroka dyskusje w mediach o swobodzie przemieszczania si¢ przed
otwarciem rynkéw pracy w 2011 r. Nastroje wahaty si¢ miedzy euforig a lg-
kiem. Euforia wynikata z wizji mozliwosci zatrudnienia nowych pracownikow,
a lek wiazatl si¢ ze sprawami bezpieczenstwa socjalnego, dumpingu ptacowego
itd. Z mojego punktu widzenia, zarowno wtedy jak i dzi$, akceptacja swobody
przemieszczania si¢ wsrod ludnosci Niemiec zalezy od zachowania pewnych
regut. O ile przybywajacy pracownicy trzymaja si¢ zasad panujacych w Niem-
czech, to sg oni tez akceptowani przez ludno$¢. Jesli nie, to dyskusja podnosi si¢
na nowo i powstaja konflikty. Dzi$ juz wiemy, ze nie spehity si¢ diaboliczne
scenariusze, ani ze nie naptynely do Niemiec wielkie masy pracobiorcow. Jed-
nak wystepuja pewne wyzwania, ktore chee tutaj przedstawic¢: Unia Europejska
nie jest w stanie wszystkiego uregulowac. I tak nadal sg osoby, ktorych potrzeba
bezpieczenstwa socjalnego nie jest zrealizowana, mimo ze pracujag w Niem-
czech. Nie sg one ubezpieczone ani w Niemczech ani w Polsce.

Kasa ubezpieczenia zdrowotnego AOK Nordost juz w roku 2010 przygotowy-
wala si¢ na otwarcie rynku pracy. Postepowano przy tym dwutorowo: w nie-
mieckim systemie ubezpieczen spotecznych pracodawca i pracobiorca dziela
mig¢dzy sobg sktadki ubezpieczeniowe. Poniewaz panuje ponadto system konku-
rencji migdzy roznymi kasami ubezpieczen zdrowotnych, kasy probuja si¢ spro-
filowa¢ zaréwno wobec pracodawcow jak i wobec pracobiorcéw. AOK Nordost
zebrata informacje dla niemieckich pracodawcow dotyczace kwestii ubezpie-
czen spotecznych i udostepnita je im. Ponadto dla polskich pracobiorcow stwo-
rzono platforme informacyjng i opiekuncza, m.in. kompletng platforme inter-
netowa w jezyku polskim (aok.pl). Ze strong ta kasa potaczyla lini¢ informa-
cyjng, na ktorg sptywa do 50 telefonéw dziennie z catych Niemiec. AOK
Nordost wspoétpracuje z wieloma partnerami, szczeg6lnie z polskim NFZ, a
takze z kasa ubezpieczen spotecznych ZUS. AOK  Nordost
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kooperuje takze z niemieckg ubezpieczalnia emerytalng, urzgdami pracy,
Izbami Handlu i Rzemiosta czy tez z administracja celng. Do partneréw kasy
naleza tez punkty doradcze zwigzkéw zawodowych czy Biuro Doradcze dla
Pracownikéw Delegowanych w Berlinie.

Chcialbym teraz zaprezentowaé jedynie kilka konstelacji w transgranicznych
ubezpieczeniach spotecznych, zwigzanych ze swoboda przemieszczania sig¢
pracownikéw. Pierwotnie AOK Nordost skierowata swa aktywno$¢ ku nie-
mieckim pracodawcom. Uswiadomienie zainteresowanym, Ze prawo europej-
skie ma pierwszenstwo przed prawem niemieckim to wielkie wyzwanie. Nie
kazdy pracobiorca przybywajacy z Polski do Niemiec musi podlega¢ ubezpie-
czeniom spotecznym. Niemiecki kodeks socjalny wstepnie pozostaje wyla-
czony. Dopiero po stwierdzeniu — czy to przez strong polskg czy niemieckg — ze
dane prawo krajowe nie ma zastosowania, mozna zdecydowac, czy obowiazek
ubezpieczeniowy powstaje czy tez nie. To ma znowu powazne konsekwencje
praktyczne. Nalezy przy tym zwazy¢, czy system prawny, ktory powinien by¢
stosowany, jest respektowany przez wilasciwe instytucje kraju zamieszkania.
Czyli jesli Polak pracuje w Polsce i w Niemczech i mieszka w Polsce, to powi-
nien si¢ on wpierw zwroci¢ do polskiego systemu ubezpieczen spotecznych,
aby stwierdzono, czy polskie prawo nadal ma dla niego zastosowanie czy tez
nie. To czasem trwa dlugo, a w okresie przejSciowym niemieccy pracodawcy
tkwig w niepewnos$ci. To trudna dla nich sytuacja, poniewaz przy zatrudnieniu
zagranicznych pracownikoéw chcieliby dziata¢ na legalnych podstawach. By-
waty wypadki, kiedy pracodawca w dobrej wierze zglosit pracownika w Niem-
czech, sktadki ptacono w Niemczech przez wiele miesiecy, by nagle stwierdzic,
ze poplyngty do niewlasciwego systemu i teraz trzeba je wptaca¢ wraz z odset-
kami za zwloke do polskiego systemu. Obowigzujace rozporzadzenia Wspdl-
noty Europejskiej (WE) maja za cel stworzenie uporzadkowanych regut koor-
dynacji wspoétdziatania roéznych systemow ubezpieczen spotecznych. Przy tym
nie wnika si¢ w szczegoty poszczegoélnych systemow spotecznych, co znalazto
odbicie w rozwazaniach lezacych u podstaw Rozporzadzenia WE 883/2004.
Czytamy tam doslownie: ,,Jest koniecznym, by specyfika narodowych syste-
méw prawa byta uwzgledniana i przewidzie¢ nalezy jedynie ich koordynacje®. *
Chciatbym podac¢ kolejny przyktad, w ktorym specyfika przepisow krajowych,
mimo koordynacji systemoéw, wptywa na swobode¢ przemieszczania si¢ pracow-
nikéw, a wrecz je utrudnia. Najpierw porusze temat jednoczesnego wykony-

1 Rozporzadzenie (WE) 883/2004, art. 4, http: // eur-
lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri = OJ:L:2004: 166:0001:0123: de:PDF.
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wania pracy w Polsce i Niemczech: jak juz wspomnialem osoba, ktora pracuje
w obu krajach, zgodnie z § 13 ust. 1 lit. A rozporzadzenia (WE)_883/2004,
podlega przepisom prawa kraju cztonkowskiego, w ktérym zamieszkuje, jesli
tam wykonuje gros swej pracy. Jako istotng czg$¢ pracy rozporzadzenie
wykonawcze definiuje udzial czasu pracy lub wynagrodzenia w wys. min. 25
procent. W praktyce spotykamy czgsto polskich pracobiorcow, ktorzy chcieliby
kontynuowac prace i mieszka¢ w Polsce, ale takze podja¢ pracg w Niemczech.
W takim przypadku, wedlug przytoczonego artykulu rozporzadzenia WE
odnos$nie ubezpieczenia spotecznego, ma zastosowanie prawo polskie. Oznacza
to, iz niemiecki pracodawca musi polskiego pracownika zglosi¢ do ubezpiecze-
nia nie jak zwykle w Niemczech, lecz w Polsce. Przy tym musi zwaza¢ na
wszelkie regulacje, jakie wystepuja w prawie polskim. Musi otrzyma¢ numer
identyfikacji podatkowej, musi przestrzega¢ polskich termindéw i kurséw przeli-
czeniowych dla danych stawek plac. Jest to czgsto wystarczajacym powodem,
by odstapi¢ od zatrudnienia takich oséb. Przy zatrudnianiu pojedynczych osob
jest to po prostu zbyt wielkie utrudnienie. Moze przy wybitnym specjaliscie
zastosowano by takie wyjscie, ale przy prostym pracowniku odst¢puje si¢ od
zatrudnienia. W 2005 r. miaty miejsce podobne sytuacje, gdy rzecz dotyczyta
wielu tysiecy pracownikéw sezonowych, poniewaz nie mozna bylo juz z dnia
na dzien, podczas urlopu jecha¢ do Niemiec na zbiory. Po akcesji do UE zaktad
pracy sezonowej musial, na skutek zatrudnienia pracownika w dwoch réznych
krajach, odprowadza¢ przez krotki czas sktadki ubezpieczeniowe do Polski dla
duzej liczby o0sob. Z tego powodu liczba pracownikow sezonowych w owym
czasie mocno spadta.

Kolejnym przyktadem jest stosowana w Niemczech i istniejagca od dziesigcio-
leci, dobrze dzialajaca praktyka tak zwanego zatrudnienia w niepelnym wymia-
rze (geringfugige Beschaftigung). Przy takim stosunku pracy, popularnym np.
przy dystrybucji przesytek/prasy, sprzataniu, tez w handlu detalicznym, pra-
cownicy moga zarobi¢ do 400 euro bez obowiazku ptacenia sktadek spotecz-
nych. Niemieccy pracobiorcy korzystajacy z tej formy zatrudnienia sg z reguty
zabezpieczeni w inny sposéb, np. przez ubezpieczenie rodzinne. Pracodawca
ptaci ryczattowe 30% na ubezpieczenie spoleczne do kasy federalnej, przy
czym pracownik nie uzyskuje przez to uprawnien do §wiadczen na wypadek
choroby. Tyczy si¢ to rowniez pracownikow z Polski, ktorzy dotychczas nie
pracowali w Polsce, takich jak gospodynie domowe, studenci czy renci-
Sci/emeryci. Zatrudnienie tego typu jest wprawdzie z punktu widzenia prawa
ubezpieczen spotecznych legalne, ale poniewaz te osoby podlegaja wedtug art.
11 ust. 3 lit. A rozporzadzenia (WE) 833/2004 przepisom kraju zatrudnienia,
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tracg one swe prawa do $wiadczen zdrowotnych w Polsce wraz z dniem podje-
cia pracy w Niemczech. W Niemczech natomiast nie ma dla nich obowigzku
ubezpieczeniowego. Poniewaz obecnie te osoby, zgodnie z rozporzadzeniem
WE, podlegaja przepisom kraju zatrudnienia i nie sa w jakiejkolwiek formie
ubezpieczone w Polsce, muszg zawrze¢ w Niemczech ubezpieczenie dobrowol-
nie. Wynosiloby ono ok. 25 % zarobkdw. Jako alternatywe mozna by przyjac
tzw. regulacj¢ strefy przejSciowej, obowigzujaca w stosunku do zatrudnienia z
wynagrodzeniem w wysokosci od 400,01 euro do 800,00 euro. W tym wypadku
pracownik jest ubezpieczony ze zmniejszonymi sktadkami i ma petne prawa do
swiadczen. Czy pracodawcy beda sktonni zmieni¢ swe praktyki w sferze za-
trudnienia, by zatrudni¢ jedynego polskiego pracownika — to bardzo watpliwe.
Problem wynika z faktu, Ze rozporzadzenie WE nie bazuje na rozmiarach za-
trudnienia. Istotne jest jedynie to, ze cztowiek podejmuje prace. Znajdujemy sig
w sytuacji, w ktorej rozporzadzenie WE, patrzac na cato$¢ bardzo krytycznie,
raczej utrudnia swobode¢ przeptywu pracownikow. Z drugiej jednak strony nie
mozna w rozporzadzeniu majacym zastosowanie do wszystkich krajow czton-
kowskich zagltebia¢ si¢ w kazdy szczegot praktyk tych krajow. W przeciwnym
razie powstanie nieprzejrzysty zbior regulacji.

Co si¢ jednak dzieje z kim§, kto juz pracuje w Polsce? To, ze praca w niepet-
nym wymiarze jest traktowana jako zrodlo dodatkowego przychodu, jest roz-
powszechniong praktyka. W tym wypadku pracodawca musi odprowadzac
sktadki nie do kasy federalnej, a do polskiego systemu ubezpieczen spotecz-
nych. Taki trud wezmie na siebie tylko niewielu. Trudno to wyjasni¢ i praco-
dawcom i pracownikom, gdyz nie sa w stanie ogarna¢ tego zagadnienia. Trzeba
jednak pamietac, ze 400 euro przekracza granice polskiej ptacy minimalnej. Ta
wynosi obecnie 380 euro. Poniewaz w Polsce nie ma podobnej regulacji jak w
Niemczech, dyskryminowano by pracownikéw lokalnych, gdyby od 380 euro
pobierano sktadki a od 400 euro uzyskanych z pracy w Niemczech nie. W Au-
strii istnieje podobna regulacja przy ,,mini-pracach” jak w Niemczech. Tym
samym Austria akceptuje, ze nie traci si¢ prawa do ubezpieczen socjalnych w
Austrii, gdy podejmie si¢ w Niemczech ,,mini-prace”. W Polsce nie ma takiego
uregulowania. Powigzane jest to z ogélnym poziomem ptac.

Obecnie w opisywanym zakresie mamy do czynienia z nowg tendencjg. Od 1
stycznia 2013 r. granica ,,mini-pracy” podniesiona zostala do 450 euro i tym
samym granica strefy przejSciowej podniosta si¢ do poziomu 850 euro. Okaze
sie, jaki to bedzie mie¢ wplyw na okreslone branze i typy stosunkow zatrudnie-
nia.
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Jestem zwolennikiem uczciwej konkurencji na rynku pracy. Nie moze si¢ jed-
nak ona rozgrywa¢ w sferze sktadek na ubezpieczenia spoleczne. Ludzie tacza
ze swobodg przemieszczania si¢ pracobiorcoOw nadzieje na lepiej ptatne zatrud-
nienie, lepsza i pewniejsza przyszto$¢. Jednak swoboda przemieszczania sig¢
pracownikow prowadzi naturalnie do intensywniejszej konkurencji. Jezeli ta
konkurencja ma oznaczaé¢ lekcewazenie praw pracowniczych i obchodzenie
standardow socjalnych, to finalnie stracg na tym pracownicy obu krajow.

Temat pracy czasowej byl juz w niniejszym tekscie poruszany. W Polsce ist-
nieja formy zatrudnienia, ktore umozliwiajg zatrudnienie pracownikéw z mniej-
szym obcigzeniem sktadkami na ubezpieczenia spoteczne. Te tzw. umowy-
zlecenia nazywane sa potocznie tez ,,umowami $mieciowymi”. Wigza si¢ z nimi
w Polsce silne kontrowersje, poniewaz maja by¢ catkowicie objgte ubezpiecze-
niami spotecznymi. MieliSmy juz do czynienia z firma, ktéra z udziatem nie-
mieckiego posrednika delegowata pracownikow z Polski do Niemiec, wyposa-
zajac ich w takie wlasnie umowy. Praca byla dzielona na dwie umowy, przy
czym tylko od jednej odprowadzano sktadki ubezpieczeniowe. Zatrudnieni
pracowali przy ta$mie w tym samym pomieszczeniu z innymi Polakami, za-
trudnianymi przez niemiecka firme pracy czasowej. Warunki zatrudnienia byty
jednak zrecznie zakamuflowane, i tak np. typowa w branzy ptaca minimalna
7,01 euro byla pozornie gwarantowana. Jednak przy blizszej analizie nie byto to
prawda, poniewaz przy jednej umowie bylo to nieco powyzej 2 euro a przy
drugiej 4,50 euro. Na koniec prowadzito to do tego, ze niemieccy pracodawcy
oferujacy umowy Polakom nie mogli sprosta¢ konkurencji. Nalezy tu jeszcze
wspomnie¢, ze problemy wystepuja nie tylko odnosnie ubezpieczen spolecz-
nych, ale takze w obszarze praw pracowniczych. Takie umowy-zlecenia po-
zbawiaja pracownikow ich praw, gdyz nie gwarantujg im klasycznego statusu
pracobiorcy z typowymi prawami pracowniczymi. Nie ma prawa do urlopu,
wyptat w przypadku choroby itd. A do tego wiele z tych umoéw zawiera horren-
dalne kary umowne. Jesli np. pracownik nie stawi si¢ do pracy, to musi odda¢
pracodawcy jedng 6sma miesigcznego wynagrodzenia. Ostatecznie najwigksze
zyski trafiajg wigc do posrednikow i zleceniodawcow.

Miatbym na koniec mego artykutu jeszcze jeden apel: potrzebujemy $cistej
wspolpracy pomiedzy zainteresowanymi urzgdami i instytucjami w Niemczech
i w Polsce. W powyzej przedstawionym wypadku problem tkwit w tym, Ze
nadal za mato wiemy o specyfice kraju sgsiedniego 1 to jest wykorzystywane w
dziataniach przestgpczych. Musimy otwarcie rozmawia¢ i kooperowac. Jesli to
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nie nastgpi, a bedg tylko podsycane Igk i nieufno$¢, to nie osiggniemy nigdy
rownouprawnienia w ramach swobody przemieszczania si¢ pracobiorcOw.
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Swoboda przeplywu pracownikow a praktyka szkol
wyzszych. Polsko-Niemieckie Biuro Karier
na Uniwersytecie Europejskim Viadrina

Polsko-Niemieckie Career Center na Uniwersytecie Europejskim Viadrina
zatozono w 2002 r. i stato si¢ ono od tego czasu centralnym punktem komuni-
kacji miedzy Uniwersytetem a Swiatem pracy. Zwazywszy na miedzynarodowy
i interdyscyplinarny profil Viadriny, Career Center oferuje przerdzne aktywno-
$ci, ktore przygotowuja studentow do wielojezycznych, interkulturowych i mie-
dzynarodowych stanowisk kierowniczych. Absolwenci Viadriny wyr6zniaja si¢
m.in. wysokimi umiejetnosciami jezykowymi niezbgdnymi w obszarach o pro-
filu miedzynarodowym. Te szczegdlne kompetencje jezykowe ocenione zostaty
przez samych absolwentéw Viadriny jako bardzo pomocne w ich rzeczywisto-
sci zawodowej: ponad 80% ankietowanych w ramach studium przebiegu karier
zawodowych, przeprowadzonego w 2010 r. wsrdd absolwentow, zakwalifiko-
wato nauke jezykoéw obceych i ich znaczenie dla pozniejszej drogi zawodowej
jako bardzo wysokie. *

Rozszerzenie UE na wschod wywotatlo prawdziwy boom gospodarczy, co ob-
jawia si¢ ciaggle rosnacym popytem na interkulturowo wyksztatconych pracow-
nikow z kompetencjami na Europe Wschodnig. Obok umiejetnosci zawodo-
wych wazng role przy rekrutacji pracownikow odgrywaja obecnie po obu stro-
nach Odry i Nysy aspekty takie jak do$wiadczenie migdzynarodowe i wieloje-
zyczno$¢. Takze w Polsce wystepuja juz zatory przy pozyskiwaniu
odpowiednio przygotowanych pracownikow.

W wielu przedsiebiorstwach, ktore zwracajg si¢ do Career Center, zaintereso-
wanie Viadring polega glownie na tym, by pozyskac tu pracownikow z kompe-
tencjami potrzebnymi w Europie Wschodniej, szczegdlnie wschodnich Europej-
czykow z bardzo dobra znajomoscia j. niemieckiego lub absolwentow z
wybitnym mi¢dzynarodowym, szczegoélnie ,,wschodnioeuropejskim”, profilem i

1 Mareike Hennings / Isabel Roessler: VVerbleibstudie Europauniversitit Viadrina — Erste umfas-
sende Absolventinnen und Absolventenbefragung, CHE gemeinntitziges Centrum fiir Hoch-
schulentwicklung Mai 2011, s. 109. Studium w posiadaniu autorek.
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dobrg znajomoscia jezykow obcych. Ostatnie targi pracy Viadukt-Jobmesse dla
Niemiec i Polski ponownie wyraznie pokazaty: ponad polowa wystawcow szu-
kata potencjalnych pracownikéw z kompetencjami MOE (Europa Srodkowo-
Wschodnia).

Viadukt, targi pracy dla Niemiec i Polski, sa organizowane od 2004 r. corocznie
przez Career Center. Targi te umozliwiajg studentom i absolwentom wielorakie
mozliwosci kontaktu z potencjalnymi pracodawcami: ponad 50 regionalnych,
krajowych i mi¢edzynarodowych firm i instytucji prezentuje si¢ na nich kazdego
roku. Kompleksowy program ramowy informuje o mozliwos$ciach rozpoczgcia
kariery w wybranych firmach, pracy w przedsigbiorstwach w Niemczech, Pol-
sce lub innych cze$ciach Europy oraz potencjalnych branzach dla kulturoznaw-
cOow 1 prawnikow. Na spotkaniu koncowym dyskutuja studenci i absolwenci ze
znanymi przedstawicielami §wiata gospodarki, nauki i polityki o aktualnych
problemach poczatkow kariery zawodowej, np. o kwestiach ,,Bachelor, Master,
zagranica, praktyki.... co jest istotne?* Viadukt jako pomost pomiedzy Niem-
cami a Europa Srodkowo-Wschodnig stal si¢ ostatnio w Niemczech i Polsce
swego rodzaju impreza do celow pozyskiwania personelu, stwarzajaca idealng
platforme dla firm do pozyskiwania studentow i absolwentow o wysokich kom-
petencjach interkulturowych i wschodnioeuropejskich. Oprécz tych rokrocznie
odbywajacych si¢ targéw przez caly rok istnieje tez mozliwo$¢ nawigzania
kontaktu z potencjalnymi fachowcami i menedzerami przez portal Career
Center online.

Career Center dysponuje obecnie sieciag okolo 100 potencjalnych pracodaw-
coOw. Wicksza liczba przedsigbiorstw wspotpracuje juz od wielu lat $cisle z
Viadring, czeSciowo za posrednictwem wydziatow, czesciowo pojedynczych
katedr czy tez bezposrednio z Career Center Viadriny, by przez targi pracy i
praktyk Viadukt, workshopy, praktyki czy konkursy pozyska¢ wiasciwych ab-
solwentow jako pracownikow. State zainteresowanie Viadring okazuja gospo-
darcze spotki consultingowe. Kontakty odbywajg si¢ czgsciowo bezposrednio
poprzez przedstawicielstwa firm w Polsce. Niektore firmy z branzy handlu
detalicznego notuja od kilku lat ciagty wzrost w Polsce. W tym zakresie Viad-
rina wspotpracuje szczegOlnie z firmami handlujacymi towarami spozywczymi i
odzieza. Wazna galaz gospodarki, rozwijajaca si¢ silnie po obu stronach Odry i
Nysy, to branza recyclingowa. Takze logistyka z roku na rok zyskuje coraz
wigksze znaczenie na Viadrinie, podczas gdy kooperacja z przemystem samo-
chodowym i dostawczym od czasu kryzysu mocno si¢ skurczyta.
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Swoboda przeptywu pracownikow a praktyka szkét wyzszych

By sprosta¢ stale rosngcemu popytowi na studentow i absolwentéw z kompe-
tencjami interkulturowymi, Polsko-Niemieckie Career Center podjeto rozne
srodki. 1 tak priorytet w kwestii szkolen spoczat na kompetencji interkulturo-
wej, co przyczynito si¢ do powstania Centrum Nauki Interkulturowej. Za ten
program szkolen Viadrina otrzymata w 2007 r. ,BMW Award fiir Interkultu-
relles Lernen (Nagroda BMW za nauke interkulturowg). W uzasadnieniu
napisano:

,»Z udziatem prawie 40% studentéw zagranicznych Viadrina jest ta
uczelnig panstwowa Niemiec, ktoéra edukuje najwyzsza liczbe
cudzoziemcow. Celem uczelni jest przygotowanie studentéw z 80
krajow przy pomocy interdyscyplinarnej i ponadnarodowo
sprofilowanej oferty akademickiej na Europe jutra. Z poczatkowo
spotecznych staran uczelni-laureata o poprawe komunikacji
interkulturowej z czasem pod nazwa InterViadrina powstata
kompleksowa, zorientowana na praktyke oferta seminariow i
workshopéw. Istotne cele kurséw to tworzenie $wiadomosci
wlasnych kulturowych standardow i wzorcow zachowan, poprawa
zdolnosci komunikacji i dziatania w sytuacjach interkulturowych,
trening widzenia odmiennej perspektywy i przygotowanie
studentow do roli multiplikatorow miedzykulturowych”.?

Jako kolejng oferte specjalng dla zagranicznych studentéw stworzono w kwiet-
niu 2007 r. Schreibzentrum (,,Centrum Prac Pisemnych”) Uniwersytetu
Viadrina jako platforme dla wszelkich aktywnos$ci zwigzanych z kluczowa
umiejetnoscia ,,pisanie” na Viadrinie. W czasie porad w tym zakresie pracuja
tutorki — przeszkolone studentki — ze studentami wszystkich narodowosci nad
ich tekstami. Od kwietnia 2007 r. udzielono ponad 200 porad indywidualnych, z
tego ponad potowe studentom zagranicznym. Na workshopach systematycznie
szkoli si¢ i ¢wiczy ponadto poszczegdlne etapy tworzenia tekstow naukowych.

Dodatkowo Career Center przekazuje w ok. 50 treningach, wyktadach i pre-
zentacjach firmowych na semestr dla ok. 1.000 uczestnikéw kolejne wspiera-
jace studia i kwalifikujgce zawodowo informacje na temat zarzadzania projek-
tami, retoryki i moderacji, informatyki, zarzadzania zasobami czasowymi i
wilasnymi, mediacji i rozwigzywania konfliktow. Waznym zadaniem dla Career
Center jest przygotowanie studentéw Viadriny do startu zawodowego. Waz-

2 Uzasadnienie do 2007 BMW Award fir Interkulturelles Lernen w posiadaniu Zentrum fiir inter-
kulturelles Lernen Uniwersytetu Europejskiego Viadrina we Frankfurcie nad Odra.
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nymi elementami sa tu treningi aplikacyjne, prezentacja branz zawodowych i
potencjalnych pracodawcow, przekazywanie wiedzy w zakresie zakladania
wlasnego biznesu jak i dystrybucja miejsc praktyk. Career Center rozdyspono-
wuje ponad 200 praktyk na catym $wiecie na semestr i opiekuje si¢ nimi. Prak-
tyki sa odbywane w firmach, ale takze w organizacjach non-profit i innych
instytucjach.

Brandenburgia musi zmagac si¢ coraz bardziej z odptywem dobrze wyksztatco-
nych absolwentow. Przede wszystkim kobiety opuszczaja po studiach region,
poniewaz w innych krajach zwigzkowych spodziewaja si¢ lepszych perspektyw.
Ukazanie im atrakcyjnosci regionalnego rynku pracy to kolejny wazny cel dla
Career Center i kolejny wktad Viadriny w zabezpieczenie sit fachowych i kie-
rowniczych w Brandenburgii i polskim regionie sasiednim — wojewddztwie
Lubuskim. Imprezy takie jak ,,Przedstawiciele Uniwersytetu spotykaja si¢ z
przedstawicielami gospodarki Brandenburgii“ czy tez konkretne wizytacje firm
W regionie sg w statej ofercie. Takze program ,,Mentoring dla kobiet — wspdlnie
tworzymy przysztosc¢ istniejacy od 2004 r. angazuje si¢ w to, by przyblizy¢
studentkom firmy i instytucje regionu i zwigza¢ je z nimi. Majg one na tej dro-
dze otrzymaé profesjonalny i ukierunkowany wglad w regionalny krajobraz
firm Brandenburgii i Berlina, nawigza¢ kontakty z potencjalnymi pracodawcami
i zosta¢ efektywnie przygotowanymi do przysztych wymagan fachowych i me-
nedzerskich. Program mentoringu oferuje uczestniczacym studentkom i dokto-
rantkom mozliwo$¢ aktywnej analizy swej osobistej zawodowe]j przysztosci u
boku mentora oraz sondowania mozliwo$ci pozostania w regionie takze po
studiach na Viadrinie.

Polsko-Niemieckie Career Center przez 11 lat swego istnienia przygotowywato
studentéw Uniwersytetu Europejskiego Viadrina do ich startu zawodowego
przez doszkalanie, doradztwo jak i posrednictwo w otrzymaniu praktyk i miejsc
pracy. Wazne instrumenty tej pracy to kompleksowe programy treningowe,
program mentoringu dla kobiet oraz targi prac i praktyk Viadukt, jedyna w
swym rodzaju impreza sluzaca pozyskiwaniu personelu. Popyt na interkultu-
rowo wyksztatconych studentéw Viadriny z silng kompetencja wschodnioeuro-
pejska jest bowiem po obu stronach Odry nadal bardzo wysoki.
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Notki biograficzne

Robert Grzeszczak jest profesorem w Katedrze Prawa Europejskiego Uniwer-
sytetu Warszawskiego. Zajmuje si¢ europejskim prawem konstytucyjnym oraz
prawem rynku wewngetrznego UE.

Dagmara Jajesniak-Quast jest profesorem i dyrektorem Centrum Interdyscy-
plinarnych Studiow o Polsce Uniwersytetu Europejskiego Viadrina we
Frankfurcie nad Odra. Zajmuje si¢ historia gospodarcza i spoleczng w szczegodl-
nosci Europy Srodkowo-Wschodniegj.

Karol Karski jest kierownikiem Zakladu Prawa Mig¢dzynarodowego
Publicznego na Wydziale Prawa i Administracji Uniwersytetu Warszawskiego
oraz profesorem na Wydziale Nauk Spotecznych Warszawskiej Wyzszej Szkoty
Humanistycznej im. Bolestawa Prusa. Zajmuje si¢ problematyka prawa mig-
dzynarodowego publicznego oraz prawa Unii Europejskiej.

Enrico Kautz pehi funkcje Chief Executive Officer w firmie Work Service 24.
Posiada wieloletnie do§wiadczenie w mi¢dzynarodowym zarzadzaniu bizneso-
wym. Ekspert w zakresie business development, ekspansji w sektorze BPO/SSC
oraz ustug personalnych.

Mark Keck-Szajbel jest historykiem i filologiem specjalizujagcym si¢ w historii
kultury Europy Srodkowej i Wschodniej w XX wieku.

Goro Christoph Kimura jest socjolingwistg i profesorem studiow niemieckich
i europejskich na Uniwersytecie Sophia w Tokio. W latach 2012-2013 byt na-
ukowcem goscinnym na Uniwersytcie Europejskim Viadrina w ramach projektu
dotyczacego komunikacji interlingualnej w polsko-niemieckim regionie gra-
nicznym.

Marek Klodnicki posiada polsko-niemieckie wyksztalcenie prawnicze oraz
wieloletnie do$wiadczenie w polsko-niemieckiej wspotpracy w dziedzinie
szkolnictwa wyzszego. Od 2012 roku jest pracownikiem Centrum Interdyscy-
plinarnych Studiow o Polsce Uniwersytetu Europejskiego Viadrina we
Frankfurcie nad Odra
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Eva Kocher jest kierownikiem Katedry Prawa Cywilnego, Europejskiego i
Niemieckiego Prawa Pracy oraz Postepowania Cywilnego Wydzialu Prawa
Uniwersytetu Europejskiego Viadrina. Zajmuje si¢ m.in. zagadnieniami euro-
pejskiego prawa pracy.

Stephan Kudert jest profesorem ogélnej ekonomii przedsiebiorstw, w szcze-
gblnosci opodatkowania i audytu na Uniwersytecie Europejskim Viadrina we
Frankfurcie nad Odrg oraz dyrektorem Institute for Central and East European
Taxation.

Jagna Mucha (Pe¢kala) jest doktorantka w Instytucie Prawa Mie¢dzynarodo-
wego (Katedra Prawa Europejskiego) na Wydziale Prawa i Administracji
Uniwersytetu Warszawskiego. Przygotowuje rozprawe doktorska pod kierun-
kiem naukowym prof. UW dr hab. Roberta Grzeszczaka na temat alternatyw-
nych metod rozwigzywania sporow konsumenckich w Unii Europejskiej.

Elzbieta Opilowska jest pracownikiem naukowym w Centrum Studiéw
Niemieckich i Europejskich im. Willy'ego Brandta Uniwersytetu
Wroctawskiego. Zajmuje si¢ procesami transformacji i europeizacji polsko-
niemieckich regiondw transgranicznych.

Susanne Orth od 2006 roku Kieruje Polsko-Niemieckim Biurem Karier Uni-
wersytetu Europejskiego Viadrina we Frankfurcie nad Odra.

Marek Rydzewski jest dyrektorem ds. ubezpieczen kasy chorych AOK
Nordost.

Monika Tomaszewska jest doktorem habilitowanym nauk prawnych, profeso-
rem nadzwyczajnym w Katedrze Prawa Pracy na Wydziale Prawa i
Administracji Uniwersytetu Gdanskiego. Autorka blisko 40 publikacji z zakresu
migdzynarodowego, europejskiego i morskiego prawa pracy. Specjalizuje si¢ w
transgranicznych stosunkach pracy oraz problemach kolizyjnoprawnych.
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Seit dem 1. Mai 2011 besteht zwischen Deutschland und Polen ein
offener, grenziiberschreitender Arbeitsmarkt. Der vorliegende erste
Band der Interdisciplinary Polish Studies zieht eine Zwischenbilanz
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit aus verschiedenen Perspektiven.
Denn die Offnung des deutschen Arbeitsmarktes fiir Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus Polen hat nicht nur rechtliche und
wirtschaftliche Konsequenzen, sondern wirkt sich auch auf kulturelle
Phanomene wie Migrationsverhalten, Sprache und Alltagspraxis aus.

Die Schriftenreihe Interdisiplinary Polish Studies des Zentrums fiir
Interdisziplindre Polenstudien (ZIP) der Europa-Universitdt Viadrina
Frankfurt (Oder) prasentiert neue Forschungsergebnisse zu kulturel-
len, juristischen, 6konomischen und politischen Aspekten Polens in
Geschichte und Gegenwart.



	Frontcover
	Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen
Deutschland und Polen

	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	EINFÜHRUNG

	Dagmara Jajeśniak-Quast
 : Die interdisziplinäre und praktische Dimension der Arbeitnehmerfreizügigkeit 

	FAKTEN UND TRENDS

	Elżbieta Opiłowska : 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen Deutschland und Polen – Fakten, Daten, Trends 

	RECHTLICHE GRUNDLAGEN

	Robert Grzeszczak : 
Die Arbeitnehmerfreizügigkeit und ihre Einschränkungen am Beispiel Polens und Deutschlands 
	Eva Kocher : 
Osterweiterung und Arbeitnehmerfreizügigkeit
	Jagna Mucha (Pękala) : D
ie Anerkennung von Berufsqualifikationen in Polen und Deutschland am Beispiel der juristischen Berufe. Analyse von Rechtsvorschriften und Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes
	Monika Tomaszewska : 
Praktische Probleme beim Erwerb von Leistungsansprüchen aus der Sozialversicherung

	STEUERRECHTLICHE FRAGEN
	Karol Karski : 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen Deutschland und Polen. Einige Bemerkungen am Rande der internationalen, europäischen und nationalen Steuervorschriften
	Stephan Kudert : 
Steuerliche Aspekte der Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen Deutschland und Polen

	KULTURWISSENSCHAFTLICHE ASPEKTE
	Goro Christoph Kimura : 
Arbeitnehmerfreizügigkeit und Sprache – mit besonderer Berücksichtigung der deutsch-polnischen Grenzregion
	Mark Keck-Szajbel : 
Wer hat Angst vor dem „großen, bösen Arbeiter“? Eine Reflexion über den Diskurswandel in der Arbeitnehmerfreizügigkeit

	PRAKTISCHE ASPEKTE
	Enrico Kautz : 
Zur Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen Deutschland und Polen
	Marek Rydzewski : 
Arbeitnehmerfreizügigkeit in der Praxis der Krankenversicherung
	Susanne Orth : 
Arbeitnehmerfreizügigkeit aus der Praxis
der Hochschulen. Das Deutsch-Polnische
Career Center der Europa-Universität Viadrina

	Biographische Angaben


	Swobodny przepływ pracowników między
Polską a Niemcami - próba bilansu
z różnych perspektyw

	Spis treści

	Przedmowa
	WPROWADZENIE

	Dagmara Jajeśniak-Quast : 
Interdyscyplinarny i praktyczny wymiar swobody
przepływu pracobiorców

	FAKTY I TRENDY

	Elżbieta Opiłowska : 
Swobodny przepływ pracowników między
Polską i Niemcami – Fakty, dane, trendy

	PODSTAWY PRAWNE

	Robert Grzeszczak : 
Swoboda przepływu pracowników i jej ograniczenia
na przykładzie Polski i Niemiec
	Eva Kocher : 
Otwarcie na wschód a swoboda przepływu pracowników
	Jagna Mucha (Pękala) : 
Uznawanie kwalifikacji zawodowych w Polsce i Niemczech
na przykładzie zawodów prawniczych. Analiza przepisów
prawnych i orzecznictwa Trybunału Sprawiedliwości
Unii Europejskiej
	Monika Tomaszewska : 
Praktyczne problemy nabywania świadczeń z systemu zabezpieczenia społecznego

	KWESTIE PODATKOWE

	Karol Karski : 
Swoboda przepływu pracowników
między Polską a Niemcami. Kilka uwag
w kontekście międzynarodowych, unijnych i krajowych
przepisów podatkowych
	Stephan Kudert : 
Aspekty podatkowe swobody przepływu pracowników
między Niemcami a Polską

	ASPEKTY KULTUROZNAWCZE

	Goro Christoph Kimura : 
Swoboda przepływu pracowników a znajomość języka – ze szczególnym uwzględnieniem polsko-niemieckiego regionu przygranicznego
	Mark Keck-Szajbel : 
Kto się boi „wielkiego, strasznego pracownika”? Refleksje na temat zmiany w dyskursie na temat mobilności pracowników

	ASPEKTY PRAKTYCZNE

	Enrico Kautz : 
Swoboda przemieszczania się pracowników
między Polską a Niemcami
	Marek Rydzewski : 
Swoboda przemieszczania się pracowników z punktu
widzenia praktyki ubezpieczeń zdrowotnych
	Susanne Orth : 
Swoboda przepływu pracowników a praktyka szkół
wyższych. Polsko-Niemieckie Biuro Karier
na Uniwersytecie Europejskim Viadrina

	Notki biograficzne


	Backcover

